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Offentliche Jahrestagung der Geographischen Kommission flir Westfalen

im Jahr des Westftilischen Friedens

vom 04.-06. September 1998 in Münster und Osnabrück

Münsterland - Osnabrücker LandlEmsland - Twente:
Entwicklungspotentiale und grenzübergreifende Kooperation in

europäischer Perspektive

Zur Einführung in das Tagungsthema und in den Tagungsband

Heinz Heineberg und Klaus Temlitz

Die Geographische Kommission für Wesfa-
len ist eine unter der Fürsorge des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe stehende
Vereinigung von Wi"qsenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern. Anlaß zur Gründung der
Geographischen Kommission im Jahre 1936
war das Bestreben des ehemaligen Provinzial-
verbandes Westfalen, neben der Altertums-
kunde, der Geschichte, der Mundart- und Na-
menforschung sowie der Volkskunde auch die
Geographie als wesentliches Arbeits- und
Forschungsgebiet in die Kulturraumforschung
einzubinden. Die Geographische Kommission
führt somit - und fördert zugleich - seit mehr
als 60 Jahren geographisch-landeskundliche
Forschungen in Westfalen und Nordwest-
deutschland durch und macht ihre Ergebnisse
einschließlich der Referate und Resultate von
Jahrestagungen in einer den fachlichen Anfor-
derungen entsprechenden Weise möglichst
allgemeinverständlich der Offentlichkeit in
eigenen Schriftenreihen und einem Atlaswerk
zugänglich. Zl der Offentlichkeitsarbeit der
Geographischen Kommission für Westfalen
zählen insbesondere der Wissenstransfer und
die Kontaktpflege sowohl in interdiszi-
plin?iren, mit der Raumforschung in Westfa-
len und Nachbarräumen befaßten Wissen-
schaftsbereichen als auch mit unterschiedlich-
sten Politik- und Anwendungsgebieten - wie
der Kommunal- und Regionalpolitik, der
Wirtschaftsförderung, der Verkehrspolitik

und weiteren Planungsfeldern. Hinzu kom-
men die traditionell engen Beziehungen mit
der Anwendung der Geographie und Landes-
kunde Westfalens im schulischen Bereich.

Aus diesem Selbstverständnis der Geographi-
schen Kommission für Westfalen sowie aus
ihren bisherigen vielf?iltigen inner- und außer-
universit2iren Kontakten und Arbeiten heraus
lag es nahe, das Jahr der 350. Wiederkehr des
Westfülischen Friedens (1998) zu einer mehr-
tätigen Veranstaltung mit Referaten aus Wis-
senschaft und Praxis, öffenflichen Diskussio-
nen, einer Ausstellung der bisherigen Publika-
tionen der Geographischen Kommission und
mit Exkursionen zu nutzen. Diese Jahresta-
gung wurde bewußt einer breiteren Öffenr
lichkeit geöffrret, wozu auch die Zusammen-
arbeit mit der Industrie- und Handelskammer
zu Münster sowie die Verbindung mit dem
Niederlande-Zentrum und dem Institut für
Geographie der Westfälischen Wilhelms-Uni-
versität Münster und dem Schulgeographen-
verband Nordrhein-Westfalen maßeeblich bei-
getagen hat.

Bei der Vorbereitung der Tagung und der vor-
liegenden Publikation kamen der Geographi-
schen Kommission für Westfalen aus den
bzw. auch außerhalb der genannten Institutio-
nen und Organisationen zahlreiche Persön-
lichkeiten in besonderer Weise entgegen.



Dazu zählen ebenso die Oberbürgermeisterin
von Münster, MARToN TüNs, und der Ober-
bürgermeister von Osnabrück, HaNs-JünceN
Fn, mit ihrem Bekunden, die Tagungsteilneh-
mer im jeweiligen Friedenssaal ihrer Stadt zu
empfangen und zu begrüßen, wie auch der
Stellv. Leiter der Abteilung Kulturpflege des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe, Wnu
BnEroHL, der Hauptgeschäftsführer, DR.
CrnrsreNl BRETNER, und der Geschäftsführer
der Industrie- und Handelskammer zu Mün-
ster, Dipl.-Geogr. Perrn ScrßIErtEn, der Erste
Vorsitzende des Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen des Verbandes Deutscher Schul-
geographen, ESeRHARD LrsoN, der Wiss. Lei-
ter, PRoF. Dn. Honsr Leoeuecrmn, und der
Geschäftsführer des Zentrums der Niederlan-
de-Studien der Universität Münster, Dn. Loex
Geenaeots, die gleichfalls über Grußworte
hinaus weiteres Engagement zeigten.

Nicht zuletzt waren es jedoch die Referenten,
die sich bereit erkl?irten (soweit sie sich zeit-
lich in der Lage sahen), ihre Vorträge in einer
veröffentlichungsfähigen Form bereits vor der
Tagung für diese Buchpublikation vorzube-
reiten. Ihnen und den weiteren Autoren sei an
dieser Stelle besonders herzlich gedankt. Bis-
lang noch nicht im Tagungsband enthaltene
wichtige Einzelbeiträge und -ergebnisse wer-
den an geeigneter Stelle später publiziert wer-
den.

Daß die Jahrestagung der Geographischen
Kommission für Westfalen schon im Vorfeld
eine breite Resonanz in der Öffentlichkeit ge-
funden hat, zeigen nicht nur die zahlreichen,
aus verschiedenen Wissenschafts-, Politik-
und Planungsbereichen stammenden Referen-
ten, sondern auch die große Zahl von Anmel-
dungen, d.h. der an der Thematik Interessier-
ten.

Die Bedeutung des im Tagungsthema ausge-
drückten regional vergleichenden Ansatzes
über die Grenzen Westfalens hinweg unter
besonderer Berücksichtigung von Entwick-
lungspotentialen und grenzübergreifender
Kooperation in europäischer Perspektive er-
gibt sich aus vielfältigen Zusammenhängen
von der Landes- und Territorialgeschichte bis
hin zu den jüngeren von Kommunal-, Regio-
nal- und Landesregierungen und der Europä-
ischen Union unterstützten Beshebungen, in

einem ,,Europa der Regionen" die Beziehun-
gen über Regions- und Landesgrenzen zu ver-
bessern; damit können zugleich die eigenstän-
digen, d. h. endogenen regionalen Potentiale
und nicht zuletzt auch das Regionsbewußtsein
der Bevölkerung nachhaltig gest2irkt werden.
Für eine derartige Betrachtung kommt Grenz-
regionen eine besondere Bedeutung zu.

Im Rahmen der Europiüschen Union - insbe-
sondere mit dem seit dem 1.11.1993 beste-
henden Verhag von Maastricht - sind wichti-
ge Regelungen vereinbart worden, die bedeu-
tende Wirkungen auf die weitere wirtschaftli-
che und räumliche Integration und Zusam-
menarbeit ausüben sollen. Dies betrifft u.a.
die Etablierung des wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalts als einem der Haupt-
pfeiler der Union und als Element anderer Ge-
meinschaftpolitiken, die Entwicklung transeu-
ropilscher Netze in Verkehr und Telekommu-
nikation, auch unter besonderer Berücksichti-
gung der ,,Notwendigkeit, insulare, einge-
schlossene und am Rande gelegene Gebiete
mit den zentralen Gebieten der Gemeinschaft
zu verbinden". Die europäische Raument-
wicklung wird durch verschiedene Struktur-
fonds, bedeutende Verkehrs- und Umwelpro-
jekte sowie - insbesondere in bezug auf die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit - durch
das INTERREG ll-Programm gefördert.

Auf die sachlichen Zusammenhänge und die
Notwendigkeit grenzüberschreitender Be-
trachtung nimmt etwa auch die textliche Dar-
stellung des 1995 veröffentlichten einheitli-
chen, fachübergreifenden und integrativen
Landesentwicklungsplans von Nordrhein-
Westfalen (LEP NRW) explizit Bezug (vgl.
Abb. 1): ,,Aufgrund der fortschreitenden euro-
piüschen Integration und der deutschen Eini-
gung wird die Intensität der Beziehungen so-
wohl zu den Nachbarstaaten als auch zu den
angrenzenden Ländern zunehmen. Aufgabe
von Landes- und Regionalplanung ist es, Ver-
flechtungsbeziehungen mit den Nachbarlän-
dern zu erkennen, zu analysieren und sie zur
Grundlage sowohl eigener als auch grenzü-
berschreitend abgestimmter Planungen und
Entwicklungskonzepte zu machen. Sofern
Möglichkeiten zu einer gemeinsamen rechts-
verbindlichen Planung bestehen, sollen diese
wahrgenommen werden. In allen anderen Fäl-
len sollen die abgestimmten raumordneri-



Abb. 1: Grenzüberschreitende Planung
(Quelle: Ministerium f. Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen (Hg.) (1995):

Landesentwicklungsplan NRW, S. 21 [Ergänzt v. d. Geogr. Komm. f. Westf. um das Städtedreieck Münster/Osna-

brück/Enschede-Hengelol)



schen Ziele beiderseits der Grenze im Wege
der freiwilligen Selbstverpflichtung in ver-
bindliche Pläne überfiihrt werden. Bei diesem
Integrationsprozeß leisten die in Nordrhein-
Wesfalen bestehenden Gremien und Institu-
tionen der grenzüberschreitenden Planung
wichtige Beiträge" ... ,,In den Grenzräumen
können auf nordrhein-westfälischem Gebiet
gelegene Gemeinden zentralörtliche Funktio-
nen für Bereiche außerhalb Nordrhein-West-
falens übernehmen oder durch größere Zen-
tren von außerhalb des Landes zentralörtlich
mitversorgt werden" (LEP NRW 1995, S. 19-
20).

Raumordnung und Raumentwicklung beider-
seits der Landesgrenzen Nordrhein-Westfa-
lens sowie der Staatsgrenze zwischen den
Niederlanden und Deutschland wird seit einer
Reihe von Jahren schon in z.T. wegweisender
Form durch verschiedenste freiwillige Koope-
rationsformen unterstlitzt, worauf im Rahmen
der Jahrestagung der Geographischen Kom-
mission für Westfalen und des vorliegenden
Tagungsbandes in besonderer Weise Bezug
genornmen wird: Dazu zählen nicht nur die
EUREGIO, deren Betreuungsgebiet am
1.1.1999 noch erweitert wird (s. unten), son-
dern etwa auch verschiedenste Formen inter-
kommunaler Zusammenarbeit, unter denen
das Städtedreieck Enschede/Ilengelo - Mün-
ster - Osnabrück als neues ,,Städtenetz" von
besonderer Bedeutung ist. Die Tagungsbeikä-
ge verdeutlichen jedoch noch weitere vielfiil-
tige Formen der grenzüberschreitenden Ko-
operation - von gemeinsamen Aktivitäten der
Industrie- und Handelskammern bis hin zu
Wissenschaftstransfers zwischen Universitä-
ten und öffentlichen Einrichtungen über un-
terschiedlichste Grenzen hinweg. In diese Art
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
fügt sich bewußt auch die Jahrestagung der
Geographischen Kommission für Westfalen
ein.

Die Entwicklung der Bemühungen um grenz-
überschreitende Planungen oder grenzüber-
greifende Kooperation, aber auch noch beste-
hende Hemmnisse sowie mögliche Zukunfts-
perspektiven in der interkommunalen, interre-
gionalen, internationalen und sonstigen Zu-
sammenarbeit kommen in den TagungsbeiEä-
gen in unterschiedlichster Weise in übergrei-
fenden Fachreferaten, in fachplanungsbezoge-

nen oder auch in wissenschaftlichen Beiträ-
gen zum Ausdruck. Damit kann die Tagung
eine fachlich sehr differenzierte Zwischenbi-
lanz in den bisherigen Bestrebungen um
grenzübergreifende Kooperation bei der Er-
schließung von Entwicklungspotentialen in
europiüscher Perspektive ermöglichgn, die zu-
gleich der breiteren Offentlichkeit durch Re-
ferate und Buchpublikation vielfältige Ein-
sichten in grenzüberschreitende Zusammen-
hänge ermöglicht.

Wegen der thematischen Vielfalt und der zum
Teil komplexen, aus unterschiedlichen fachli-
chen Perspektiven dargestellten sachlichen
ZusammenhZinge bot es sich an, im folgenden
die Einzelbeiträge des vorliegenden Bandes
durch jeweils knappe Charakterisierungen
und Einordnungen ihrer jeweiligen themati-
schen Schwerpunl:te und z.T. auch Haupter-
gebnisse vorzustellen. Dadurch soll den an
dem Tagungsthema und an dem vorliegenden
Band Interessierten ein rascher Uberblick
über den Inhalt ermöglicht werden.

Das erste Hauptreferat von Pnor. Dn. Jün-
crn Dnrrnns aus dem Fachgebiet Geographie
an der Universität Osnabrück behandelt ,,Per-
spektiven grenzüberschreitender Raument-
wicklung und Städtevernetzung im Bereich
der Oberzenhen Enschede/Ilengelo, Münster
und Osnabrück". Dieses Thema nifft zugleich
den intendierten inhaltlichen Schwerpunkt der
Tagung. JünceN DsrEns kennzeichnet einge-
hend die seit nunmehr 40 Jahren bestehende
Zusammenarbeit im deutsch-niederländischen
Grenzraum der EUREGIO, die er zugleich als
Vorbild für neu entstehende Euroregionen
wärdigt. Ergänzt wurde das EUREGIO-Kon-
zept durch die ab Ende der 80er Jahre ent-
wickelte grenzüberschreitende Kooperation
der Oberzentren Enschede/Ilengelo, Münster
und Osnabrück in einem sos. Städtedreieck.
Die Stadte Münster und Osnäbrtck sowie die
Kreise Osnabrück und Warendorf arbeiten
seit 1996 in dem sog. EUREGIO-Forum, ,,ei-
ner neu geschaffenen Schnittstelle zum Städ-
tedreieck" zusarnmen; im kommenden Jahr
sollen sie sodann Mitglieder in der neuen
Rechtsform eines Zweckverbandes werden.

Pnor. Derrens diskutiert sodann Entwick-
lungspotentiale und -hemmnisse in der Regi-
on und die Handlungsfelder grenzüberschrei-



tender Raumentwicklung. Neben Stärken
bzw. günstigen Standortfakloren werden auch
Struktur- und Entwicklungsschwächen des
EUREGIO-Gebietes herausgestellt sowie das
jüngste von der EUREGIO entwickelte neue
Handlungskonzept und Aktionsprogramm für
den Zeithorizont bis zum Jahre 2015 disku-
tiert, das sich mit dem Konzept einer,,eigen-
ständigen", ökologisch verträglichen Raum-
entwicklung an dem Leitziel nachhaltiger
Entwicklung orientiert. Unter den dringenden
Erfordernissen wird von Dettsns vor allem
der grenzüberschreitende Verkehrsausbau
(Stärkung der West-Ost-Achse, Planung von
Güterverkehrs- und Güterverteilzentren mit
umweltfreundlicher Güterabwicklung) betont.

Zu einem der wichtigsten Instrumente grenz-
überschreitender Zusammenarbeit auf regio-
naler Ebene wurde die europiüsche Gemein-
schaftsinitiative INTERREG, deren bisherige
Leistungen und Zukunftsprogramme laitisch
resümiert werden. Aufgezeigt wird auch, in-
wieweit die Regionalisierung der europä-
ischen Raumentwicklungspolitik und damit
auch die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit zwischen den Niederlanden und Deutsch-
land durch enge staatsrechtliche Grenzen ein-
geschränkt werden. Allerdings hat die bisheri-
ge Zusammenarbeit gezeigt, daß derartige
Hemmnisse zu überwinden sind und - wie es

die Beispiele der EUREGIO oder der INTER-
REG-Vereinbarungen verdeutlichen - die
Mitverantwortung der ,,Regionen" in Europa
gestitkt werden kann.

Der im niederländischen Orieinal und in deut-
scher Übersetzung abgedrucftte Beihag ,,Pro-
bleme grenzüberschreitender Raumplanung
aus niederländischer Sicht" von Pnor. Ann
Dnxxnn, Leiter der Abteilung Raumplanung
der Provinzregierung von Overijssel, analy-
siert zunächst vor allem jüngere räumliche
Entwicklungstendenzen in den Grenzgebieten
von Overijssel, Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen in bezug auf die Bevölke-
rungs-, Arbeitsmarkt- und Arbeitslosenent-
wicklung sowie auf die Verkehrsinfrastruktur.
Die anschließende allgemeinere Darstellung
der Veränderungen in der niederländischen
Raumordnung und Raumplanung, insbeson-
dere der ,,Noten" zur räumlichen Ordnung
(seit 1959), wird sodann in Beziehung gesetzt
zur Entwicklung der Regionalplanung in

Twente und West-Overijssel bzw. ztr Raum-
ordnung in Overijssel insgesamt. In den Nie-
derlanden kommt seit der vierten Raumord-
nungsnote der städtischen Knotenpunktpla-
nung eine besondere Bedeutung zu; um 1990
erhielt die Doppelstadt Enschede/IIengelo
den Status eines ,,euregionalen" städtischen
Knotenpunktes.

Einen weiteren inhaltlichen Schwerpunkt des
Beitrages stellt die komplexe Analyse der
grenzüberschreitenden Beziehungen und Zu-
sammenarbeit einschließlich der noch beste-
henden Hemmnisse dar, die (noch) durch die
Existenz der Staatsgrenze zwischen den Nie-
derlanden und Deutschland verursacht wer-
den. Anrc DsKKEn kennzeichnet nicht nur
eine Reihe von Erfahrungen aus der bisheri-
gen niederländisch-deutschen Zusammenar-
beit (einschließlich der sich aus unterschiedli-
chen Kompetenzverteilungen in den verschie-
denen Verwaltungs- und Planungssystemen
beiderseits der Grenze ergebenden Koordina-
tionsprobleme), sondern zeigt auch Perspekti-
ven der gemeinsamen langfristigen Planung
auf.

Über neue gesetzliche und planerische Ziel-
vorgaben für die Regionalplanung auf deut-
scher Seite, die aus den einschneidenden Ver-
änderungen durch die Deutsche Einheit, die
Offnung der Grenzen zu Osteuropa, die Frei-
zügigkeit des europäischen Binnenmarktes
und die Globalisierung der Weltwirtschaft re-
sultieren, informiert Enrcn TnxonN, Direk-
tor der Abteilung Bezirksplanung der Be-
zirksregierung Münster, in seinem Beitrag
,,Vom Gebietsentwicklungsplan zum regiona-
len Entwicklungsprogramm im Regierungs-
bezirk Münster". Mit dem programmatischen
Titel wird bereits angedeutet, daß sich sowohl
im Bund als auch in den Ländern zunehmend
die Erkenntnis durchsetzt, die regionalen Pla-
nungsinstanzen - in Nordrhein-Westfalen die
Regierungsbeztke - über die bisherige Erstel-
lung und Forffiihrung von Regional- bzw. Ge-
bietsentwicklungsplänen hinaus auch in eine
eigenständige Entwicklung räumlicher, orga-
nisatorischer und finanzieller Konzeptionen
zur Lösung von Schwerpunktaufgaben ein-
zubinden. Als Bezugseinheiten für eine der-
artige Regionalisierte Strukturpolitik wies
man in Nordrhein-Westfalen Anfang der
90er Jahre 15 Regionen aus. Im 1995 aufge-



stellten,,Raumordnungspolitischen Hand-
lungsrahmen" der Ministerkonferenz für
Raumordnung (MKRO) wird die Bedeutung
von regional erarbeiteten Entwicklungspro-
grammen sowie die Beteiligung der sog. Re-
gionalkonferenzen ausdrücklich betont, zumal
auch die EU-Kommission ihre Untersti.itzung
und die Gewährung von Fördermitteln in
wachsendem Maße von der Erarbeitung sol-
cher Programme abhängig macht. Ebenso
wird die Fortentwicklung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit hervorgeho-
ben, die in der Praxis von der Kooperation auf
kommunaler und regionaler Ebene und auf
der Basis abgestimmter Entwicklungskonzep-
te lebt.

In seinem Beitrag erörtert T[,roRN eingehend
die Stärken und Schwächen, die sich aus den
Verknüpfungen der herkömmlichen, überwie-
gend flächenbezogenen längerfristigen Ge-
bietsentwicklungsplanung einerseits und der
mehr urnsetzungsorientierten und kurzfristi-
geren Entwicklungsplanung in Form eines
,,Regionalmanagements" andererseits erge-
ben. Dabei zeigen sich vor allem Defizite
beim kooperativen Konfliktmanagement, das
im Vergleich z.B. mit den Niederlanden, wo
dieses eine lange Tradition hat, noch deutlich
optimiert werden müsse. Am Beispiel des
neuen,,Emscher-Lippe-Entwicklungspro-
gramms" dokumentiert der Autor, wie ein re-
gionales Entwicklungsprogriunm mit Leitbil-
dern für eine nachhaltige Entwicklung dieses
Gebietes als Energie- und Chemie-Region in
die jüngst begonnene Erarbeitung des
Gebietsentwicklungsplanes Emscher-Lippe
wirkungsvoll und konsensfähig eingebracht
werden könne. Im abschließenden Resümee
werden weiterflihrende Schritte zu einer ver-
besserten und weithin akzeptierten Zusam-
menführung von regionaler Planung und re-
gionaler Entwicklungspolitik gefordert und
vorgeschlagen.

,,EUREGIO - grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit" lautet der Beitrag von Wnu L. G.
Scnnr,nonc, Oldenzaal. Herr ScnsLsERG ist
als ehemaliger Präsident und heutiger Ehren-
präsident des EUREGIO-Rates in besonderer
Weise kompetent, die Entwicklung, Strategi-
en, vielseitigen Aufgaben, die Vorreiterrolle
und Perspektiven der bereits 1958 als dltester
grenzüberschreitender Zusammenschluß auf

regionaler und kommunaler Ebene geschaffe-
nen EUREGIO aus seiner langjährigen Erfah-
rung zu würdigen. Das Besondere an diesem
Beitrag ist, daß es gelingt, die EUREGIO in
andere europäische Modelle interregionaler
und grenzüberschreitender Kooperationen im
Westen, Süden und Osten der Bundesrepublik
Deutschland einzuordnen und Perspektiven
für eine derartige Zusammenarbeit im Rah-
men der europäischen Integration zu entwi-
keln. Auch wird klar der Stellenwert der Eu-
roregionen als Kristallisationspunkte für alle
Beziehungen - als grenzüberschreitende,preh-
scheiben" - herausgestellt. Erfolge grenzüber-
schreitender Zusammenarbeit sind - und das
zeigt das Beispiel der EUREGIO sehr deut-
lich - offensichtlich auch ohne die Einführung
neuer Verwaltungsebenen möglich.

Innerhalb des Städtenetzes Enschede/Ilengelo -
Münster - Osnabrück, das seit 1989 als sog.
Euroregionales Städtedreieck durch eine ver-
stärkte grenzüberschreitende, interkomrnuna-
le Zusammenarbeit gekennzeichnet ist,
kommt dem Verkehr und der Verkehrspolitik
eine Schlüsselrolle - dabei insbesondere für
die zukünftige Wirschaftsentwicklung - zu. In
ihrem Beitrag zum Leitbild ,,Verkehr" für das
Städtedreieck stellt Dpl.-Gnocn. Dn. Hnr,-
ca Knnrr-KnrrERMÄNN - Stadtplanungsamt
Münster, Abt. Verkehrsplanung sowie seit
längerem auch im regionalen Rahmen der
Verkehrspolitik engagiert - 1. Leitgedanken
und Leitlinien zur Verkehrsentwicklung im
Städtedreieck heraus, analysiert 2. dessen La-
gegunst und Entwicklungspotentiale im Ein-
zugsbereich und Kernraum bedeutender Ent-
wicklungs- und Verkehrsachsen, entwirft 3.
ein integriertes Verkehrskonzept für das Stad-
tedreieck unter besonderer Berücksichtigung
entsprechender Anforderungen und Maßga-
ben für den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur
sowie von Handlungsschwerpunkten und Op-
timierungsansätzen und betont 4. die Bedeu-
tung des Verkehrs als Entwicklungsträger der
Wirtschaft. Im Rahmen der zuktinftigen Wirt-
schaftsentwicklung, die sich nach Knerr-
KnrreRMaNrN insbesondere auf industrielle
Dienstleistungen, technologische Innovatio-
nen sowie die Bereiche Transport und Logi-
stik konzentrieren wird, ist das Städtedreieck
Enschede/Ilengelo - Münster - Osnabrück
,,aufgrund seiner verkehrsgeographischen
Lage prädestiniert, auf dem Transportsektor



neue international bedeutende Funktionen zu
übernehmen - ein Anspruch, der verkehrswirt-
schaftlich aktiv zu unterstützen ist, will das
Städtedreieck nicht den Verkehrsbelastungen
einer passiven Transihegion ausgesetzt sein"
(ebd.).

Der Beitrag von Drpr..-Goocn. MrcrHpr-
Gnucxlrn, Geschäftsführer des 1996 ge-
gründeten Zweckverbandes Schienenperso-
nennahverkehr Münsterland analysiert die
wechselhafte Geschichte der Eisenbahnver-
bindungen zwischen dem Münsterland bzw.
darüber hinaus dem Ruhrgebiet und dem nie-
derländischen Grenzraum zwischen Ensche-
de, Hengelo, Oldenzaal und Denekamp. Diese
stand nicht nur im Zusammenhang mit der In-
dustrialisierung und Deindustrialisierung in
den,,Textilstädten" des niederländisch-west-
f?ilischen Grenzraumes, sondern auch mit den
Veränderungen in den überregionalen Han-
delsbeziehungen, der Verkehrspolitik in der
preußischen Zeit und nach dem Zweiten
Weltkrieg sowie etwa auch mit den allgemei-
nen Angebots- und Nachfrageverschiebungen
im Güter- und Personenverkehr. Von Bedeu-
tung für die deutsch-niederländischen Ver-
kehrsbeziehungen zwischen den Regionen
Münsterland und Twente ist die geplante
Wiederaufnahme des auf der grenzüberschrei-
tenden Relation Gronau-Enschede im Jahre
1981 völlig eingestellten Eisenbahnverkehrs.
Die Reaktivierung dieses Sheckenabschnitts,
für die die Regionalisierung des Schienenper-
sonennahverkehrs in der Bundesrepublik
Deutschland seit Anfang 1996 bzw. die Ent-
scheidung des Zwecksverbandes Münsterlan-
des vom Mai dieses Jahres eine entscheidende
Voraussetzung war, ist für das Jahr 2001 vor-
gesehen.

Als Beispiel einer Maßnahme zur Verbesse-
rung des grenzüberschreitenden öffentlichen
Personennahverkehrs, die zugleich ein wichti-
ges Ziel des 1997 entwickelten grenzüber-
schreitenden Entwicklungskonzeptes der
Deutsch-Niederländischen Raumordnungs-
kommission (Unterkommission Nord) ist,
wird von Dpr,.-GnocR. WERNER LrnNnn-
rnntr die ab Herbst 1998 verkehrende neue
EuroSchnellBus-Linie Winterswijk-Vreden-
Münster hinsichtlich ihrer Voraussetzungen,
grenzüberschreitenden INTERREG-Förde-
rung und möglichen Auswirkungen vorge-

stellt. Mit diesem landesweit einzigartigen
Verkehrsprojekt entsteht eine wichtige neue
OV-Verbindung, die nicht nur wichtige Zen-
tren beiderseits der deutsch-niederländischen
Grenze bedient, sondern zugleich einen be-
deutenden Netzschluß"zur Nah- und Fernver-
kehrsverbindung der gut ausgebauten und im
Takt verkehrenden Bus- und Bahnnetze bei-
der Staaten untereinander ermöglicht. Der
SchnellBus - das ,,Spitzenprodukt" der Regio-
nalverkehr Münsterland GmbH für nachfra-
gestarke Relationen, in denen kein Schienen-
verkehr vorhanden ist - wird mit dem neuen
,,Euro-Projekt" nicht nur zur weiteren Über-
windung der nationalen Grenzen beitragen,
sondern zugleich auch die Wohn- und Le-
bensqualität irn grenznahen Raum naehhaltig
verbessern helfen.

Dem Problem der Nachhaltigkeit im Raum,
bezogen auf Stadtentwicklungsprozesse, ist
auch der Beitrag von Dn. Tsonrls Illurr
(Amt für Stadtentwicklung und Statistik der
Stadt Münster) gewidmel,lukunftsperspek-
tiven der Stadt Münster im Rahmen der nach-
haltigen Stadtentwicklung". Hinsichtlich ei-
ner Umsetzung der 1992 auf der Konferenz in
Rio de Janeiro in der Agenda 21 sowie auf
Nachfolgekonferenzen und in Publikationen
weiterer Initiatoren geforderten Handlungs-
programme zugunsten einer umwelWerhägli-
chen, nachhaltigen Entwicklung, auch und be-
sonders im Siedlungsbereich, kann die Stadt
Münster eine Vorreiterrolle für sich in An-
spruch nehmen. )p. flappp belegt im einzel-
nen, daß Münster zu den Kommunen gehört,
in denen bereits füih die Weichen zugunsten
einer ressourcenschonenden und umweltver-
träglichen Stadtentwicklung gestellt wurden,
was u.a. seinen Niederschlag in der Zuerken-
nung des ersten und eines vordersten Platzes
bei einschlägigen Kommunalwettbewerben
auf Bundesebene fand. Der Autor macht aber
auch deutlich, daß die lokale Handlungsebene
allein nicht ausreicht; nachhaltige Stadtent-
wicklung bedarf ebenso der Einbettung in
überörtliche Siedlungs- und Verkehrskonzep-
te um erfolgreich zu sein. Kennzeichnend für
die Situation in Münster ist, daß die Ansätze
nachhaltiger Stadtentwicklung in nahezu allen
kommunalen Handlungsfeldern verfolgt wer-
den, vom haushälterischen Bodenmanage-
ment über vorsorgenden Umweltschutz, sozi-
alverantwortliche Wohnuqgsversorgung, stadt-



verträgliche Mobilitätssteuerung bis zur stan-
dortsichernden Wirtschaftsförderung. Dabei
folgt man einem detailliert vorgestellten Stra-
tegiekatalog, der in seiner Art durchaus - wie
auch im Rahmen des Modellvorhabens ,,Städ-
te der Zukunft" vom Bundesbauministerium
anerkannt und gewürdigt - Beispielcharakter
hat.

Die unter dem Motto ,,IJnsere Stadt in der
Welt von morgen" organisierte Konkretisie-
rung der Lokalen Agenda 21 erfolgt - in einer
ersten, zunächst auf 2 Jahre befristeten Phase
- unter größtmöglicher Beteiligung der Bürger
in Facharbeitskreisen und offenen Zirkeln, die
mit den Facharbeitskreisen thematisch eng
zusammenarbeiten. Der in Münster ver-
gleichsweise erfolgreichen Agendaarbeit ste-
hen jedoch, wie andernorts auch, allgemeine
räumliche Entwicklungstrends, wie z.B. Sied-
lungsdispersion und Verkehrswachstum, ge-
genüber, die die Ziele aller Maßnahmen in
Frage stellen können. Insofern kommt unter
anderem - so der Autor in einer abschließen-
den Beurteilung des Agendaprozesses - bei
der Weiterentwicklung der Agendaarbeit ver-
mehrt der Stadtteilorientierung Bedeutung zu,
da die Erfahrungen mit Bürgerbeteiligungen
zeigen, daß ein direkter Bezug zum Wohnum-
feld das größte Maß an Mitwirkungsbereit-
schaft zeitigt.

Ausgehend von den beiden Thesen, daß er-
stens neue Rahmenbedingungen veränderte
wirtschaftspolitische Instrumente erfordern
und zweitens kommunale Grenzen in einem
europiüschen Markt ohne Grenzen keine De-
markationslinien mehr füi die Wirtschaftsför-
derung sein können, analysiert Dn. Ar.nxln-
nnn Frscunn, Geschäftsführer der Wirt-
schaftsförderung Osnabrück GmbH, zunächst
die gewandelten Anforderungen an die kom-
munale und regionale Wirtschaftsförderung.
Verdeutlicht wird, daß in einem ,,Europa der
Regionen" die Kommunalgrenzen,,zwangs-
läufig immer mehr ihre Funktion als Tren-
nungslinien zwischen Wirtschaftsgebieten zu-
gunsten der Bildung größerer wirtschaftlicher
Einheiten" verlieren und eine intensive Zu-
sammenarbeit der Wirtschaftsförderung auf
regionaler und dabei auch nationale Grenzen
überschreitender Ebene deren politischen Ein-
fluß gegenüber dem Land, dem Bund und der
EU vervielfachen kann. Die Entwicklung und

Bedeutung der Initiativen der Wirtschaftsför-
derung von der kleinräumigen Zusammenar-
beit im Raum Osnabrück, über die regionale
Kooperation - der freiwilligen sog. OBE-In-
itiative zwischen den Landkreisen Osnabrück,
Grafschaft Bentheim, Emsland und Vechta
sowie der Stadt Osnabrück - bis hin zu grenz-
überschreitenden Netzwerken des sog. Stadte-
dreiecks Münster-Osnabrück-Enschede/Hen-
gelo, der EUREGIO und des erst 1996 mit
Beteiligung der Stadt Osnabrück gegründeten
EUREGIO-FORUMs werden in diesem Bei-
trag eingehend gewürdigt.

Dpr,.-GnocRApHrN Plrnrcn MensrNcrn,
Geschäfsführerin der sog. OBE 2000 GmbH,
kennzeichnet die im Beitrag von A. Frscrmn
erläuterte OBE-Initiative, die innerhalb der
1995 gegründeten Arbeitsgemeinschaft Re-
gionale Innovationsstrategie Weser-Ems
(RIS) angesiedelt ist, im Zusammenhang mit
der Weltausstellung EXPO 2000 mit Haupt-
standort in Hannover. Mit dem regionalen
EXPO-Projekt ,,Boden - gesund ernähren -
gesund leben", das von P. MensNcen hin-
sichtlich der Projektentwicklung und -inhalte
eingehend dargestellt wird, hat die OBE-In-
itiative nicht nur einen kompetenten Beitrag
zu einer Weltausstellung geleistet, sondern
,,Quasi als Nebenprodukt neue Strukturen der
Zusammenarbeit innerhalb der Region ge-
schaffen, die lange über die E)GO 2000 hin-
aus genutzt werden können" (die Verf.).

Die Stadt Osnabrück, ein Themen- und Ex-
kursionsschwerpunkt der Jahrestagung der
Geographischen Kommission ftir Westfalen,
findet in dem Forschungsbeitrag von Pnor.
Dn. Nonnnnr nn LnNcn aus dem Fachgebiet
Geographie an der Universität Osnabrück
über ,,Nutzungsdifferenzierungen in der In-
nenstadt von Osnabrück: Konzeption eines
Geoinformationssystems für Stadtforschung
und Stadtplanung" unter vorrangig methodi-
schen Gesichtspunkten Berücksichtigung.
Anknüpfend an füihere gemeinsame Zentren-
untersuchungen in Großstädten (u. a. Münster
und Dortmund), die ursprünglich zusarnmen
mit H. HrNesrnc am Institut frir Geographie
durchgeführt wurden, werden die heutigen
Einsatzmöglichkeiten moderner Geoinforma-
tionssysteme - von den Geobasisdaten über
die Datenerfassung und -verwaltung bis hin
zur Auswertung und Präsentation - anschau-



lich, aber auch hinsichtlich bestehender me-
thodischer Probleme erläutert. Damit verfolgt
das in Osnabrück als Pilotuntersuchung für
ein Gemeinschaftsprojekt zwischen der Indu-
strie- und Handelskammer Osnabrück-Ems-
land, dem Amt frir Stadtentwicklung der Stadt
Osnabrück und dem Fachgebiet Geographie
der Universität Osnabrück etablierte For-
schungsprojekt eine Uihnliche Zielsetzung, wie
sie in jüngerer Zeit auch für die Bearbeitung
einiger neuer Atlaskarten über Oberzentren
(Münster und Dortmund) sowie ausgewählte
westfälische Mittelzentren für den Geogra-
phisch-landeskundlichen Atlas von Westfalen
der Geographischen Kommission für Westfa-
len im Forschungsprojekt von H. He[.IEsnnc
angeshebt und bereits teilweise realisiert wur-
de. Damit eröffnen sich zugleich weitere
neue Möglichkeiten der Wissenschaftskoope-
ration zwischen der Universität Osnabrück
und der Geographischen Kommission für
Westfalen.

Der Tagungsband enthält zudem eine Reihe
von Beiträgen, die auf die Tagungsexkursion
am 6. September in ausgewählte deutsch-nie-
derl?indische Grenzräume, d.h. nordwestliches
Münsterland und Kreis Grafschaft Bentheim
.mit den Schwerpunkten Bentheimer Wald,
Nordhorn und Gronau einerseits und die Stadt
Hengelo mit dem neuen Gewerbegebiet Wes-
termaart andererseits, bezogen sind:

Einen landeskundlichen und geschichtlichen
Überblick über das Exkursionsgebiet auf der
deutschen Seite vermittelt der Beitrag von
Dn. Hl,Ns-JoacHrM BöcxnNHoLr, Leitender
Regierungsschuldirektor und Fachdezernent
Erdkunde bei der Bezirksregierung Münster.
Aufgezeigt werden nicht nur wichtige Zusam-
menhänge zwischen Naturraumgrundlagen
und Nutzungspotentialen, sondern auch kul-
turhistorische und territorialgeschichtliche
Sachverhalte, ohne die die heutigen Struktu-
ren des Grenzraumes nicht verständlich sind.

Ein Hauptstandort der Tagesexkursion ist der
Bentheimer Wald nördlich der Stadt Bent-
heim. Dieser wird im Beitrag von Pnor. Dn.
RrcsARD Porr, Direktor des Instituts flir Geo-
botanik an der Universität Hannover, nicht
nur unter geobotanischen und landschaftsöko-
logischen, sondern auch unter kulturhi.stori-
schen Aspekten und in seiner Bedeutung als

schützenswertes gemeinschaftliches europiü-
sches Naturerbe in einem Beitrag sehr an-
schaulich wissenschaftlich erläutert. Der
Bentheimer Wald zeigt viele floristische Re-
liktzeugen der ehemaligen Hude- und Schnei-
tel-Extensivwirtschaft, die in ihrer Bedeutung
für das heutige Waldbild und die gegenwärti-
ge Vegetationsstruktur beschrieben wird. Für
die Nutzungsgeschichte und die floristische
Entwicklung vöm Mittelalter bis in die Neu-
zeit war ganz entscheidend, daß der Benthei-
mer Wald - ähnlich wie auch andere Wälder
im landesherrlichen Besitz - früh zu einem
Bannwald erhoben wurde, wodurch die Ex-
tensivweidewirtschaft in gemäßigte Bahnen
gelenkt und die drohende Devastierung des

'Waldes verhindert werden konnten. Aller-
dings hat die lOOjährige Eigenentwicklung
des ,,Urwaldes" ohne menschliche Eingriffe
sowohl dessen physiognomisches Gepräge als
auch floristische Struktur verändert; und es
besteht die große Gefahr, daß alle ,,IJrwald"-
Parzellen ohne dringend notwendige Schutz-
und Erhaltungsmaßnahmen allmählich ihr ur-
sprüngliches hudebedingtes und damit kultur-
historisch wertvolles Bild verlieren.

Die unmittelbar an der deutsch-niederländi-
schen Grenze gelegene Mittel-bzw. Kreisstadt
Nordhorn - der zweite thematische Schwer-
punkt der Exkursion am 6.9.98 - hat seit den
80er Jahren einen dramatischen wirtschaftli-
chen und städtebaulichen Strukturwandel er-
lebt. Waren um 1970 noch fast zwei Drittel
aller Arbeitnehmer in der Textilindustrie be-
schäftigt, so bedeuteten die Betriebsaufgabe
der Nordhorner.Textilfabrik PoveUvan Del-
den sowie das endgültige Aus auch für das
zweite Großunternehmen NINO-AG den Nie-
dergang eines ganzen traditionellen und ehe-
mals dominanten Industriezweiges. Wor,n-
GANG ZwaFr.lNx, seit 1985 als Stadtbaurat
maßgeblich an den beeindruckenden jüngeren
strukturellen Veränderungen beteiligt, stellt
sehr plastisch die Voraussetzungen, Leitbilder
und Revitalisierungsmaßnahmen städtebauli-
cher Projekte dar. Dazu zählen neben der Er-
neuerung der Stadtmitte (u.a. Ausbau der Alt-
stadtinsel als Fußgängerzone, Sanierungs-
maßnahmen) vor allem das als Forschungs-
vorhaben des Experimentellen Wohnungs-
baus des Bundesministeriums ftir Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau sowie auch
als Best-Practices-Projekt der UNO zur Welt-



siedlungskonfercnz Habitat II in Istanbul
1996 national und international bekannt ge-
wordene Vorhaben der Altlastensanierung
und städtebaulichen Erneuerung des Nordhor-
ner Povelgeländes, der heutigen sog. Wasser-
stadt-Povel (s. auch den wiederabgedruckten
Sonderteil im Anschluß an den BeitragZwa-
fetink). Nicht nur die Erläuterung der Revita-
lisierungsmaßnahmen aus del,Insider-Per-
spektive", sondern auch die Grundsatzreflek-
tion über Leitbilder und Akteure in der Stadt-
entwicklung kennzeichnen den Aufsatz von
WolrcaNc ZwereI.nrK.

Den dritten Hauptstandort der Tagesexkursi-
on in den deutsch-niederländischen Grenz-
raum am 6.9.98 bildet das Planungsgebiet
Westermaart in der niederländischen Grenz-
stadt Hengelo. Dieses ermöglicht einen ausge-
zeichneten ,,Einstieg" in die vielf?iltige Pro-
blematik der Entwicklung und Planung des
großflächigen Einzelhandels außerhalb hadi-
tioneller Stadtmitten. Manrr.ius Alrnnnrr,
Leiter des Amtes für Wirtschaftsförderung in
der Stadt Hengelo, stellt die Voraussetzungen
und die Planungskonzeption dieses im Auf-
bau befindlichen neuen Einzelhandels- und
(auch) Dienstleistungsstandortes vor dem
Hintergrund der generellen Veränderungen
der Standortpolitik ffir den großflächigen Ein-
zelhandel im Spannungsfeld zwischen Regie-
rungs- und Kommunalpolitik in den Nieder-
landen dar; dabei wird insbesondere das Ver-
hältnis von sog. peripheren Einzelhandelsein-
richtungen (niederl. PDV = perifere detail-
handelsvoorzienigen) und großflächigen Ein-
zelhandelsstandorten (GDV = grootschalige
detailhandelsinvestigingen) erläutert. Wester-
maart stellt unter diesen Voraussetzunsen

Münster, im August 1998

Prof. Dr. Heinz Heineberg

Vorsitzender der
Geographischen Kommission für Westfalen

eine sehr aktuelle kombinierte PDV/GDV-
Entwicklung dar.

Den vierten Hauptstandort der Tagesexkursi-
on bildet die Grenzstadt Gronau, derenjünge-
re wirtschaftliche und städtebauliche Verän-
derungen anschaulich. von Ilorrn lfur,lr,lNN
beschrieben werden. Ahnlich wie im Falle der
Stadt Nordhorn hat auch hier der Zusammen-
bruch großerTextilunternehmen u. a. zu Indu-
striebrachen, notwendigen wirtschaftlichen
Umstrukturiemngen sowie Revitalisierungs-
maßnahmen geführt. Von besonderem Inter-
esse ist diesbezüglich die derzeitige Umge-
staltung eines ehemaligen, stark kontaminier-
ten Textilindustriestandortes - wie in Nord-
horn stadtzentrumsnah gelegen und von dem
früheren Großunternehmen van Delden auf-
gegeben - zu einem sog. Inselpark Gronau.

Die Herausgeber dieses Sammelbandes, der
die meisten Tagungsreferate in ausflihrlicher
Fassung sowie darüber hinaus ergänzende
Beiträge enthält, wünschen sich eine freundli-
che Aufnahme und weite Verbreitung dieser
Veröffentlichung. Diese soll zugleich zur wei-
teren Beschdftigung mit Westfalen und seinen
Nachbarräumen anregen.

Die Herausgeber danken zudem nochmals al-
len Autoren für ihre Mitwirkung an diesem
Band und darüber hinaus auch den Mitarbei-
tern der Kommissions-Geschäftsstelle für
ihren vielftiltigen Einsatz, so bei der Texter-
fassung, -verarbeitung und dem Layout Herrn
Dipl.-Geogr. R. Grothues und bei der Ausfer-
tigung zahlreicher Abbildungsentwürfe zur
Reinzeichnung Frau Dipl.-Ing.'in C. Schroer
sowie Herrn Dipl.-Ing. H. Pohlmann.

Dr. Klaus Temlitz

Geschäfsführer der
Geographischen Kommission für Westfalen
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Perspektiven grenzüberschreitender Raumentwicklung und

Städtevern etzang im B ereich der Oberzenffen

EnschedelHengelo, Münster und Osnabrück*

Jürgen D e i t e r s, Osnabrück

1. EIIREGIO und Städtedreieck:
von der Grenzregion zum interkommu-
nalen Großrarrm

Die seit nunmehr 40 Jahren bestehende Zu-
sammenarbeit im deutsch-niederländischen
Grenzraum deTEUREGIO, der ältesten grenz-
überschreitenden Kommunalgemeinschaft in
Europa, gilt wegen ihrer ausgereiften Organi-
sationsstruktur und demokratischen Legitima-
tion - der vor 20 Jahren geschaffene EURE-
GIO-Rat war die erste grenzüberschreitende
kommunale parlamentarische Versammlung
auf regionaler Ebene in Europa - als Vorbild
für neu entstehende Euroregionen. Gestützt
auf die Prinzipien Bürgernähe, Partnerschaft
und Subsidiarität, tragen zum Modellcharak-
ter der EUREGIO natürlich.auch die Ergeb-
nisse bisheriger Arbeit zur Uberwindung von
Grenzhemmnissen auf sozial-kulturellem,
wirtschaftlichem und infrastrukturellem Ge-
biet bei (vgl. Heurr/Knerr-KTTTERMANN
1996). Dort, wo die EUREGIO keine unmit-
telbare Zuständigkeit besitzt, operiert sie'er-
folgreich als,,grenzüberschreitende regionale
Lobby" (Genne 1992, S. L97).

Ab 1989 entwickelte sich - zunächst unabhän-
gig von der EUREGIO - das sog. Städtedrei-
eck Enschede/Ilengelo-Münster-Osnabrück
als grenzüberschreitende Kooperation der
Oberzentren in diesem Bereich. Die in einem
Gutachten aufgezeigten Handlungsfelder ent-
hielten auch die Empfehlung, wegen der en-
gen Verflechtung von Stadt und Region und

* Vorab-Konzeption zum Vortrag auf der Tagung der

Geographischen Kommission ftir Westfalen am 04.09.

1998 in Münster

der weitgehenden Ubereinstimmung der je-
weils verfolgten Koopeptionsziele die (noch)
nicht zur EUREGIO gehörenden Städte Mün-
ster und Osnabrück in den Kommunalverband
aufzunehmen (vgl. Forschergruppe Städte-
dreieck 1993 Bd. I, S. 178 ff., s. auch Stadt
Münster 1996, S. 11). Seit 1996 arbeiten die
Städte Münster und Osnabrück sowie die
Kreise Osnabrück und Warendorf im EURE-
GIO-Forum, einer neu geschaffenen Schnitt-
stelle zum Städtedreieck, mit der Kommunal-
gemeinschaft zusuunmen. 1999 sollen sie Mit-
glieder der EUREGIO in der neuen Rechts-
form eines Zweckverbandes werden.

Damit entsteht grenzübergreifend ein inter-
kommunaler, polyzentrisch strukturierter
Großraum,,europdischen" Zuschnitts, dessen
Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Lagepotenti-
al innerhalb der großräumig sich verändern-
den Handelsströme und Lieferverflechtungen
im erweiterten europäischen Wiitschaftsraum
(insb. Aufwertung der West-Ost-Achse) gute
Voraussetzungen für den',,Wettbewerb der
Regiohen" bietet. Doch geht es in der erwei-
terten EUREGIO nicht nur darum, der wach-
senden Standortkonkurrenz in Europa besser
zu begegnen. Von Anfang an wurde den so-
zialen und kulturellen Belangen ein hoher
Stellenwert bei der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit beigemessen.

So sollen die zahlreich organisierten deutsch-
niederländischen Jugend-, Senioren-, Famili-
en- und Sportbegegnungen, Schulpartner-
schaften, Seminare ftir bestimmte Berufsgrup-
pen usw. dazu beitragen, die Staatsgrenze im
Bewußtsein der Bevölkerung zu überwinden
und ein gemeinsames Regionsbewußtsein zu
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schaffen. Einen weiteren Schwerpunkt bilden
Beratungsdienste, vor allem zu den unter-
schiedlichen Sozialversicherungs- und
Rechtssystemen. Die EUREGIO ist Modell-
gebiet für die Zusammenarbeit der Ar-
beitsämter bei der grenzüberschreitenden
Stellenvermittlung (vgl. HnssK/WeyAND 1994,
S. 67, Coonors 1998).

Die EUREGIO hat sich zu einer regional
wichtigen Institution entwickelt, deren Koor-
dinationsanspruch inzwischen weit über die
grenzüberschreitenden Aspekte der interkom-
munalen Zusammenarbeit hinausgeht; die
neue Entwicklungsstrategie der EUREGIO ist
thematisch breit angelegt und bildet die
Grundlage fiü eine ,,eigenständige, endogene
Regionalentwicklung" (EUREGIO 1998, S. 9
u. S. 27 ff.) . Darin äußert sich im Grunde der
Anspruch auf Stärkung der regionalen Hand-
lungsebene, wie sie im Vertragswerk von
Maastricht über die Europiüsche Union unter
dem Leitbild ,,Europa der Regionen" veran-
kert wurde und mit der Konstituierung des

,,Ausschusses der Regionen" (AdR) im Jahre
1994 ihren seinerzeit vielbeachteten Anfang
nahm (vgl. HnsrK/WeyAND 1994, S. II2 ff.,
Becxrn u.a. 1995).

Es stellt sich die Frage, ob von einer ,,Regio-
nalisierung" europäischer Strukturen, also
von der Verlagerung staatlicher Befugnisse
auf regionale Gebietskörperschaften und de-
ren Beteiligung am Willensbildungsprozeß
auf der EU-Ebene, auch eine Stärkung der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auf
regionaler Ebene zu erwarten ist. Nach Darle-
gung der Voraussetzungen und Handlungsfel-
der, Konzepte und Instrumente grenzüber-
schreitender Raumentwicklung im Gebiet der
EUREGIO will ich abschließend versuchen,
diese Frage zu beantworten.

2. Entwicklungspotentiale und -hemmnisse
in der Region und die Handlungsfelder
grenzüberschreitender Raumentwick-
lung

Stand frtiher die Lösung gleichartiger Struk-
turprobleme beiderseits der Grenze wie Nie-
dergang der Textil- und Bekleidungsindustrie,
Freisetzung von Arbeitskräften in der Land-
wirtschaft und die unzureichende Verkehrser-
schließung der Grenzregion im Vordergrund,

verfolgt die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit in der EUREGIO heute eine breitange-
legte Erschließung des endogenen Entwick-
lungspotentials unter optimaler Ausnutzung
der Chancen des europiüschen Binnenmarktes
(exogene Faktoren). Eine Neubewertung der
spezifischen Stärken und Schwächen der Re-
gion zeigt, daß die grenzbedingten Struktur-
probleme und Entwicklungshemmnisse zwar
noch nicht überwunden sind, daß aber die
neuen Möglichkeiten, die sich aus der grenz-
überschreitenden Abstimmung und Bünde-
lung aller Ressourcen und Aktivitäten erge-
ben, die überkommenen Nachteile dieser Re-
gion eindeutig überwiegen (vgl. EUREGIO
1998, S. r27 tr.).

Als St2irken des EUREGIO-Gebietes werden
neben seiner Lage im Schnittpunkt großräu-
mig bedeutsamer Verkehrs- und Entwick-
lungsachsen die ausgewogene Städtevertei-
lung (mit mehreren Oberzentren im Verbund),
die Attraktivität des ländlichen Raumes als
Wohn- und Arbeitsstandort, das hohe Produk-
tionsniveau der Landwirtschaft, die breitge-
fächerte Industriestruktur sowie die guten
Standortbedingungen für Tourismus, Freizeit
und Erholung hervorgehoben. Im Transport-
sektor bestehen noch ungenutzte Potentiale,
z.B. für den Warenaustausch mit Nordseehä-
fen oder mit dem skandinavischen Raum. Der
Flughafen Münster-Osnabrück könnte bei
guter Verkehrsanbindung auch des niederlän-
dischen Teils zur internationalen Drehscheibe
der Gesamtregion ausgebaut werden. Als gün-
stig ist die Ausstattung der Region mit Uni-
versitäten und Hochschulen einschließlich ih-
rer Transferstellen zur Innovations- und Tech-
nologieberatung zu beurteilen; mehrere grenz-
überschreitende Projekte zu Gunsten kleiner
und mittlerer Unternehmen im Rahmen des
INTERREG-Programms gingen von diesen
Einrichtungen aus.

Wie gut der auf deutscher Seite verspätet ab-
gelaufene industriestrukturelle Wandel im
Grenzraum durch die Wachstumsdynamik der
mittelständischen Wirtschaft bewältigt wer-
den konnte, zeigt das Beispiel der Grafschaft
Bentheim: Von 1985 bis 1995 konnten zwei
Drittel der rund 4 500 im Textil- und Beklei-
dungssektor verlorengegangenen Arbeitsplät-
ze durch das übrige Verarbeitende Gewerbe
kompensiert werden, dessen Beschäftigtenzu-
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wachs (+50 Vo) sogar höher ausfiel als im
Dienstleistungsbereich (+45 7o), der sich im
,,Auftrolprozeß" gegenüber dem Land befand;
ein Drittel der nahezu 4 000 zusätzlichen Ar-
beitsplätze im Kreisgebiet gehen auf externe
Neuansiedlungen zurück (vgl. Gnons 1997).

Analysen der Industrie- und Handelskammer
Osnabrück-Emsland bestätigen diesen Be-
fund: Im gesamten Kammerbezirk ist die Be-
schäftigung in den letzten zehn Jahren stärker
als im übrigen Niedersachsen angestiegen,
und die Bruttowertschöpfung je Einwohner
liegt knapp 4 Vo ljrber dem Landesdurchschnitt
(allerdings fast 11 Vo unter dem Durchschnitt
von Westdeutschland). Trotz des sektoralen
Strukturwandels waren 1996 knapp 10 000
Personen mehr in der Industie beschäftigt als
zehn Jahre zuvor (vgl. IHK Osnabrück 1997,
S. 2 ff.). Ahnlich günstig stellt sich nach Ein-
schätzung der Industrie- und Handelskammer
Münster die Entwicklung im Münsterland
dar, wo sich in den letzten 15 Jahren der Wan-
del von einem ländlich-strukturschwachen
Peripherraum zu einer Wachstumsregion voll-
zog (vgl. AvrnnrcxA{euueuN 1996).

Zu den günstigen Standortfaktoren zählen
beide Kammern neben einer großzügigen Ge-
werbeflächenpolitik in einem,,wirtschafts-
freundlichen Klima" und kommunalen Ange-
boten an wirtschaftsnaher Infrastruktur (Ver-
und Entsorgung) vor allem die Fortschritte
beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Den-
noch kommen aus Sicht der regionalen Wirt-
schaft die möglichen Standortvorteile groß-
räumiger Erreichbarkeit so lange nicht voll
zur Geltung, wie das Verkehrsnetz Lücken
und Engpässe aufweist und die Grenzregion
nicht hinreichend in das System der transeu-
ropiüschen Netze eingebunden ist. Die Indu-
strie- und Handelskammer Osnabrück-Ems-
land fordert daher die politischen Entschei-
dungsträger der EU, der Niederlande und
Deutschlands auf, die Bedeutung der West-
Ost-Achse für die regionale und überregiona-
le Wirtschaftsentwicklung anzuerkennen und
diese Verkehrsachse in den Raumordnungs-
programmen auf europiüscher und nationaler
Ebene planerisch abzusichern (vgl. IHK
Osnabrück 1997, S.59).

So weist das Leitschema däs transeuropäi-
schen Schienennetzes die West-Ost-Achse

Rotterdam/Amsterdam-Hen gelo- O snabrück
usw. als europiüsche KV-Linie aus (im Ein-
klang mit dem Achsenkonzept der Niederlan-
de), während im ,,Leitbild Verkehr" des
Raumordnungspolitischen Orientierungsrah-
mens für Deutschland die betreffende Achse,
auf der eine weitgehende Verlagerung des
Shaßenverkehrs auf die Schiene (Kombinier-
ter Verkehr) angestrebt wird, von Amsterdam
über Arnheim und das Ruhrgebiet nach Osna-
brück usw. verläuft (trotz der schon hohen
Belastung dieser Schienenverbindung; vgl.
BMBau 1993, S. 15 ff.). Von niederländischer
Seite wird darüber hinaus beklagt, daß im
Bundesverkehrswegeplan die geplante Ab-
zweigung Arnheim-Twente der Betuwe-Linie
(der neuen KV-Linie zwischen Rotterdam
und dem Rhein-Ruhr-Raum) und der geplante
Lückenschluß zwischen Twente- und Mittel-
landkanal (im Leitschema des europdischen
Binnenwasserstraßennetzes mit Priorität ver-
sehen) noch nicht einmal erwähnt werden
(vgl. Provinz Overijssel 1994, S.2I f .).

Am Standortraktor Erreichbarkeit zeigt sich,
daß Eigenschaften der Verkehrsinfrastruktur
sowohl als Stärken wie auch als Schwächen
interpretiert werden können. Entwicklungs-
schwächen eines Grenzraumes ergeben sich
zum einen daraus, daß die für Peripherregio-
nen abseits der großen Verdichtungsräume ty-
pischen Strukturprobleme an der Grenze auf-
einandertreffen (für die EUREGIO gilt dies
allerdings nicht für die Nachbarschaft mit
dem ,,Städteband Twente"); zum anderen
wurde lange Zeit die grenzüberschreitende
Nutzung von Einrichtungen der zentralen
Versorgungsinfrastruktur verhindert, die ent-
weder - trotz fehlender Tragf?ihigkeit - dop-
pelt vorgehalten werden oder - zum Nachteil
der grenznahen Bevölkerung - nru in größerer
Entfernung eneichbar sind.

Struktur- und Entwicklungsschwächen des
EUREGIO-Gebietes bestehen in dieser Hin-
sicht in der ungünstigen Wirtschaftsstruktur
(zu hohe Beschäftigtenanteile in der Land-
wirtschaft und im Produzierenden Sektor), der
relativ niedrigen regionalen Bruttowertschöp-
fung je Erwerbstätigem, in Innovationsdefizi-
ten und mangelnder er
Absatz- und Li ng der in der Re-
gion ansässigen Unternehmen und schließlich
in der demographisch und stukturell beding-
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ten hohen Arbeitslosigkeit. Die grenzüber-
schreitenden Pendlerverflechtungen sind bis-
her gering, und das Einkaufsverhalten - auch
in Grenznähe - wird durch die Bindung an na-
tionale Versorgungszentren geprägt. Die
grenzüberschreitende Nutzung von Einrich-
tungen des Gesundheitswesens stößt nach wie
vor auf erheblichen (versicherungsrechtli-
chen) Widerstand. Umweltprobleme und de-
ren Lösung sind zumeist grenzüberschreiten-
der Natur (2.8. Bodenverunreinigung und Ge-
wässerverschmutzung, Abfallentsorgung),
und die grenzüberschreitende Verknüpfung
von Schutzgebieten (ökologische Verbin-
dungszonen) ist unzureichend (vgl. EURE-
GIO 1994, S. 5 ff. u. 1998, S. 127 tr).

Dem kürzlich vorgelegten Abschlußbericht
für ein neues Handlungskonzept und Aktions-
programm frir die EI-IREGIO liegt ein Zeitho-
rizont bis 2015 zugrunde. Orientiert am Leit-
ziel nachhaltiger Entwicklung werden 14
Handlungsfelder,,eigenständiger", ökolo-
gisch verträglicher Raumentwicklung benannt
und durch 55 sog. Projekte konkretisiert (vgl.
EUREGIO 1998, S. 89 ff.). Die Karte (Abb.l)
zeigt die aus Sicht der grenzübergreifenden
Raumentwicklung wichtigsten Ausgangs-
strukturen und Planungsvorhaben für das er-
weiterte EUREGIO-Gebiet im Überblick. Die
Darstellung beruht auf der ,,Integrierten Be-
stands- und Planungskarte EUREGIO" (ebd.,
S. 7), ergänzt um Angaben aus den Karten
,,Transportkorridore" und,,Verkehrsnetz"
(ebd., S. 39f.). Besonders hervorzuheben sind
die polyzentrisch ausgewogene Städtevertei-
lung in der Region (mit dem Oberzentren-
Verbund des ,,Städtedreiecks" an der Spitze),
die euregionale Biotop- und Landschaftsver-
netzung (,,ökologische Hauptstruktur") und
der grenzüberschreitende Ausbau des überge-
ordneten Verkehrsnetzes (unter besonderer
Berücksichtigung der Schienen- und Wasser-
wege ftir umweltverhäglicheren Transport).

Für das hier verfolgte ,,endogene" Entwick-
lungskonzept ist bezeichnend, daß mehr als
drei Viertel der vorgeschlagenen Einzelmaß-
nahmen keine staatliche Mitwirkung (allen-
falls die Abstimmung mit Provinz- bzw. Be-
zirksregierungen) erfordern; sie stützen sich
vielmehr auf die regionalen und lokalen Ak-
teure und deren grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit mit dem Ziel, die Grenzregion zu

einer funktionalen Einheit zu entwickeln
(Förderung der intraregionalen Interdepen-
denzen, vgl. EUREGIO 1998, S. 5 ff.). Es
handelt sich um Projekte zur Verbesserung
der Entwicklungsbedingungen von Landwirt-
schaft, produzierendem Gewerbe, Einzelhan-
del und Dienstleistungen (einschl. Tourismus)
sowie um Maßnahmen zur grenzüberschrei-
tenden Ver- und Entsorgung, zur Vernetzung
ökologischer Strukturen (insb. Ausweisung
grenzüberschreitender Verbundkorridore) und
zur Förderung der interkommunalen Zusam-
menarbeit in den Bereichen Gesundheitswe-
sen, Bildung und Kultur, Freizeit und Sport.
Dazu gehören auch Maßnahmen zur Stihkung
der regionalen Identität und Profilierung nach
außen (Regionalmarketing).

Demgegenüber treten die sonst so stark beton-
ten Erfordernisse des grenzüberschreitenden
Verkehrsausbaus im neuen EUREGIO-Kon-
zept - zumindest nach der Anzahl der dafür
vorgesehenen Projekte (12) - zurück. Doch
steht deren Verwirklichung unter der an-
spruchsvollen Zielsetzung, die soziokulturelle
und wirtschaftliche Integration im EUREGIO-
Gebiet durch optimale Ausnutzung der Chan-
cen des EU-Binnenmarktes zu fördern. Dazu
gehören die Stärkung der West-Ost-Achse für
den multimodalen Transport (wie im Städte-
dreieck-Gutachten erstmals empfohlen, vgl.
Forschergruppe Städtedreieck 1993, Bd. I, S.
l2l ff .), der Ausbau regional bedeutsamer,
grenzüberschreitender Achsen und die Schlie-
ßung von,,missing linls" im Shaßennetz; wei-
tere.Projekte betreffen die grenzüberschreiten-
de OPNV-Bedienung, Standort- und Logi-
stikkonzepte für den kombinierten Verkehr
und Maßnahmen zur Stärkung der Flughafen-
standorte (vgl. EUREGIO 1998, S. 36 ff.).

Die erstgenannten Projekte werden plakativ,
doch ziemlich unscharf als Handlungsfeld
,,Perlenkette EUREGIO" zusammengefaßt;
gemeint ist darnit die gezielte Ansiedlung ver-
kehrsorientierter, arbeitsteilig operierender
Wirtschaftsunternehmen in ausgewählten
Standortbereichen der Transportkorridore, um
zu verhindern, daß die Region zur reinen
Transitregion wird (vgl. ebd., S. 43 f.). Im
Handlungsfeld,,Güterverkehrsdrehscheibe
EUREGIO" geht es darum, die bisher unkoor-
dinierte Planung von Güterverkehrs- und Gü-
terverteilzentren in der Region durch ein ar-
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Abb. 1: Grenzüberschreitende räumliche Entwicklungsperspektive der EUREGIO
(Nach EUREGIO (Hg.) 1998)
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beitsteilig abgestimmtes System von Güter-
umschlagsstandorten zu überwinden und Mu-
sterlösungen für die umweltfreundliche Gü-
terabwicklung zu erreichen - entsprechend
dem Leitziel,,eigenständiger und nachhaltiger
Entwicklung" (vgl. ebd., S. 29 f.).

3. Konzepte und Instrumente grenzüber-
schreitender Zusammenarbeit

Ein wesentliches Instrument zur grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit auf regionaler
Ebene ist die Gemeinschaftsinitiative INTER-
REG, die 1990 eingerichtet wurde, um die
Grenzregionen auf den schärfer werdenden
Standortwettbewerb im Binnenmarkt (ab
1993) vorzubereiten (vgl. Hnner/WEyAND
1994, S. 77).Mit dem Programm INTERREG
II wurde die Förderung bis 1999 fortgesetzt.
Es wird erwartet, daß das Programm über
1999 hinaus weitergeführt wird; das oben dar-
gestellte Handlungskonzept der EUREGIO
könnte als neues Aktionsprogramm die
Grundlage für ein solches INTERREG III-
Programm für die Jahre 2000 bis 2006 bilden.
Die INTERREG-Programme sollen die Re-
gionalpolitik der EU durch Aufbau grenz-
übergreifender Kooperationsnetze unterstüt-
zen; sie werden überwiegend aus dem Euro-
päischen Fonds für Regionale Entwicklung
(EFRE) finanziert und beziehen sich auf des-
sen Fördergebietskulisse. Die EUREGIO hat
Anteil an den Zielgebieten 2 (Strukturwandel
in industriellen Problemgebieten) und 5b
@ntwicklung des ländlichen Raumes).

In einer am Beispiel der EUREGIO durchge-
führten Wirkungsanalyse ausgewählter IN-
TERREG-Projekte wird besonders hervorge-
hoben, daß in den meisten Fällen über das je-
weilige Projekt hinausgehende grenzüber-
schreitende Kontakte bzw. Kooperationsfor-
men entstanden sind sowie die Wettbewerbs-
f?ihigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen
durch Technologiehansfer grenzübergreifend
gestärkt werden konnte (vgl. Wer.reRBUscH
1995, S. 75 ff.). Eine Befragung zur Erfolgs-
kontrolle von 35 Einzelprojekten zur Förde-
rung des grenzüberschreitenden Tourismus in
der EUREGIO ergab, daß die gesetztenZiele
in der Hälfte der Fälle voll und ansonsten
größtenteils erreicht wurden. Bei nahezu ei-
nem Drittel der geförderten Projekte konnten
auch Arbeitsplätze geschaffen werden; als be-

sonders erfolgreich erwies sich die Einrich-
tung zweier grenzüberschreitender Kanurou-
ten, denen die Projektträger allein 50 neue Ar-
beitsplätze in den Bereichen Verleih, Reise-
veranstaltung, Gastronomie und Beherber-
gungsgewerbe zurechnen (vgl. Jnncrns 1997,
s. 78 ff.)

Auf der Basis Operationeller Programme für
die EUREGIO hat die EU zur Förderuns von
nITERREC-Projekten Mittel aus dem Euro-
päischen Regionalfonds in Höhe von 10,0
Mio. ECU (199L-1993) und bis 1999 weitere
22,0Mio. ECU bereitgestellt, davon 2,2Mio.
ECU aus dem Europiüschen Sozialfonds @ro-
jekte zur grenzüberschreitenden Aus- und
Weiterbildung). Zusammen mit den Zuschuß-
mitteln der nationalen Regierungen (Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Niederlande:
zusaflrmen 4,9 bzw. 16,5 Mio. ECU für IN-
TERREG I und tr) und dem regionalen Eigen-
anteil (11,2 bzw. 11,1 Mio. ECU) konnten bis
1993 26,1Mio. ECU zur Strukturverbesse-
rung der Grenzregion eingesetzt werden; bis
1999 stehen für INTERREG-Projekte weitere
53,6 Mio. ECU zur Verftigung, die voraus-
sichtlich gar nicht ausgeschöpft werden kön-
nen (vgl. EUREGIO 1997).

Die Gemeinschaftsinitiative INTERREG
wurde zu einem der wichtigsten Instrumente
grenzüberschreitender Zusammenarbeit auf
regionaler Ebene. Die Arbeitsgemeinschaft
der Europäischen Grenzregionen (AGEG)
hält die Fortsetzung von INTERREG über
1999 hinaus für alle europZüschen Grenzre-
gionen für notwendig, weil grenzbedingte
Entwicklungsschwächen noch längst nicht
überwunden sind und weil ohne den Anreiz
der EU-Mittel die nationalen Anstrengungen
zur Strukturverbesserung der Grenzregionen
(Kofinanzierung von INTERREG-Projekten)
erlahmen würden. Doch sollten die regionalen
und lokalen Partner künftig stärker in die Pla-
nung und Durchführung von Projekten einge-
bunden sein.

Für die EUREGIO (wie auch für die Euregios
Rhein-Waal und Rhein-Maas-Nord) konnte
durch vertragliche Vereinbarung der zuständi-
gen staatlichen und regionalen Instanzen auf
deutscher und niederländischer Seite eneicht
werden, daß die Verantwortung für die finan-
zielle Abwicklung der INTERREG-Projekte
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,,in einer Hand", nämlich beim Land Nord-
rhein-Westfalen, liegt. Erst diese Konstrukti-
on, die europaweit als Modell gilt, macht es
möglich, die INTERREG-Quoten der EU und
die Kofinanzierungsbeiträge der Länder zu-
sammenzufassen und gemeinsam für das EU-
REGIO-Programm bereitzustellen (vgl. EU-
REGIO 1997, S.7 f. u. Anhang).

Vom Anspruch regional eigenständiger (en-
dogener) Entwicklungspolitik in einem ,,Eu-
ropa der Regionen" ist eine solche Lösung
freilich weit enfernt. Vielmehr zeigt sich, daß
die Vorbereitung und Umsetzung der europä-
ischen Regionalpolitik - zumal grenzüber-
schreitend - komplizierte Organisationsstruk-
turen erfordert, mit unübersichtlichen Finan-
zierungskriterien zu kämpfen hat und ein ho-
hes Maß an exogener Kontrolle beinhaltet.

4. Stärkung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit im rrEuropa der
Regionentt?

Auch das neue Handlungskonzept der EURE-
GIO entspricht eher einer sektoralen Pro-
grammplanung (zur Vorbereitung und Umset-
zung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG
im Rahmen der europiüschen Regionalpolitik)
als einer räumlichen Gesamtplanung - trotz
seines umfassenden Entwicklungsanspruchs
auf der Basis raumordnerischer Leitbilder aus
dem grenzübergreifenden Planungskonzept
der Deutsch-Niederländischen Raumord-
nungskommission (vgl. EUREGIO 1998, S.2
tr.).Zwar erhebt die EUREGIO mit dem neu-
en Handlungskonzept - gesttitzt auf das Ent-
wicklungsziel,,Aktivierung der endogenen
Potentiale" - die Forderung nach mehr Eigen-
ständigkeit des raumpolitischen Handelns
(vgl. ebd., S. 9 ff.), betont aber zugleich, daß
sie keine Raumordnungskompetenz im Sinne
des deutschen und niederländischen Pla-
nungsrechts für sich.beansprucht (vgl. ebd.,
Vorwort).

Für Kritiker des wachsenden Einflusses der
EU-Kommission auf weite Bereiche der In-
frastruktur und Wirtschaftspolitik in Europa
verbindet sich mit dem Maashichter Vertrags-
werk zur Europäischen Wirtschafts- und
W?ihrungsunion und der Errichtung des Aus-
schusses der Regionen (AdR) die Hoffnung,
die Regionen als eigenständige Handlungs-

ebene in Europa zu verankern und damit ein
Gegengewicht zu den Vereinheitlichungsten-
denzen des Binnenmarktes und der Politi-
schen Union zu schaffen (vgl. JocHnrseN
1998, BullrvrANN/EIßEL 1993). Doch fehlt
dem AdR als bloß beratendes Gremium die
Kompetenz, als ,,dritte Ebene" am Willensbil-
dupgsprozeß in der EU mitzuwirken.

Zu heterogen ist die Zusammensetzung des
Regionenausschusses, zu unausgewogen die
Gewichtsverteilung zwischen,,regionaler"
und kommunaler (lokaler) Perspektive seiner
Repräsentanten und zu schwach deren demo-
kratische Legitimation, um eine effektive Ein-
flußnahme auf die gemeinschaftliche Politik
auszuüben. Die unterschiedlichen Regional-
strukturen der EU-Mitgliedstaaten - sie rei-
chen vom föderalen Staatsaufbau über Stufen
der Regionalisierung bzw. Dezentralisierung
bis zum unitarischen Staat - lassen keine ein-
heitliche Auffassung darüber zu, welche Ge-
bietskörperschaften als ,,Regionen" in Frage
kommen (vgl. Bncxen u.a. 1995).

In Deutschland sind es die Bundesländer (Re-
gionen mit Staatscharakter), die von der Ver-
lagerung nationaler Kompetenzen auf die EU-
Ebene besonders betroffen sind und eine Vor-
reiterrolle zur Stärkung der regionalen Ebene
in Europa übernommen haben. Die Provinzen
der Niederlande (als dezentraler Einheitsstaat
eingestuft, ebd. S. 801) sind nachgeordnete
regionale Körperschaften mit Selbstverwal-
tungsaufgaben, doch ohne politische Befug-
nisse. In diesem Spannungsverhältnis stößt
die Regionalisierung der europiüschen Raum-
entwicklungspolitik und damit auch die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit zwischen
diesen Ländern an enge staatsrechtliche Gren-
zen.

Doch hat in der EUREGIO die bisherige Zu-
sammenarbeit auf staatlicher Ebene gezeigt,
daß solche Hindernisse zu überwinden sind.
Der erwähnte Vertrag zur Abwicklung der
INTERREG-Programme ist ein gutes Beispiel
dafür. Auch wenn die Repräsentanz grenz-
überschreitender Regionen im europiüschen
Ausschuß der Regionen nicht explizit vorge-
sehen ist, können deren Belange in dem Maße
Einfluß auf die Politik der EU gewinnen, wie
die dort vertretenen Gebietskörperschaften
der Mitgliedstaaten (hier: Bundesländer und
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Provinzen) ihre grenzüberschreitenden Anlie-
gen zur Geltung bringen (ggf. durch eigens
daftir entsandte bzw. gewählte AdR-Mitglie-
der) und die politische Mitverantwortung der
,,Regionen" in Europa gestärkt werden kann -
im Sinne der ,,Schaffung und Entfaltung des
regionalen Entwicklungspotentials" (Jocnnrl-
ssx 1998, S. 17).

Unabhängig davon besteht natürlich die Mög-
lichkeit, durch direkte Verlagerung von Zu-
ständigkeiten der Länder auf die EUREGIO
als kommunaler Zweckverband (nach dem
Vorbild der großen Kommunalverbände in
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen) zur
Stlirkung der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit beizutragen.
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Vraagstukken van grensoverschrij dende ruimtelijke planning

vanuit Nederlands perspectief

Arie Dekker.Zwolle

L. Inleiding

In deze bijdrage staat de relatie tussen maat-
schappelijke verschijnselen en beleid, in dit
geval tussen ruimtelijke ontwikkeling ener-
zijds en ruimtelijke planning anderzijds cen-
haal.

Om te beginnen wordt in deze bijdrage inge-
gaan op de ruimtelijke ontwikkeling van de
provincie Overijssel en in het bijzonder het
deelgebied Twente dat aan Duitsland grenst
(hoofdstuk 2). De nadruk zal liggen op de
stedelijke ontwikkeling. Aandacht zal worden
besteed aan de ontwikkeling voor een aantal
kerngrootheden zoals bevolking, werkgele-
genheid, werkloosheid en sociale structuur.
Tevens wordt kort ingegaan op de verkeersin-
frastructuur. Voor een aantal kenmerken zal
een vergelijking met ontwikkelingen in het
aangrenzende gebied in Duitsland worden ge-
maakt (zie kaart Grensgebieden Overijssel -
Niedersachsen - Nordrhein-Westfalen).

Al geruime tijd zijn voor Overijssel en dus
ook voor Twente doelstellingen in het kader
van ruimtelijke planning van toepassing, zo-
wel van het rijk als van de provincie. De ont-
wikkeling van het ruimtelijk beleid en de ef-
fecten daarvan in de tijd zullen aan de orde
komen in hoofdstuk 3. Daarbij zullen enkele
kenmerkende verschillen tussen het Duitse en
het Nederlandse stelsel van ruimtelijk beleid
worden besproken.

Ten slotte wordt aandacht besieed aan grens-
overschrijdende ontwikkelingen en grenso-
verschrijdende samenwerking (hoofdstuk 4).
Grensoverschrijdende afstemming van ruim-

telijk beleid dateert al van de jaren zestig,
heeft in de laatste jaren een duidelijke impuls
gekregen maar zoekt nog naar de juiste vor-
men.

2. Ruimtelijke ontwikkelingen in Over-
ijssel

Zoals in veel West-Europese landen is het ur-
banisatieproces in Overijssel als volgt verlo-
pen. In de periode 1945-1965 was sprake van
een sterke industrialisatie die vooral in de ste-
den plaatsvond evenals in een beperkt aantal
kernen daarbuiten. Dat ging gepaard met een
sterke groei van de bevolking in de steden.
Een groot deel van de bevolking in de steden
werd gehuisvest in sociale woningbouw. In
bepaalde perioden werd meer danS0Vo van de
nieuwbouwwoningen op een of andere wijze
gesubsidieerd.

Op macroniveau (voor deze bijdrage is dat de
schaal van Nederland) is sedert 1965 sprake
van concentratie van werkgelegenheid met
name in de dienstensector en van bevolking in
stedelijke zones. Op regionaal en subregio-
naal niveau werd binnen die stedelijke zones
een vertrek van mensen met hoge inkomens
naar kernen in de omgeving van de steden
zichtbaar.

In veel opzichten is Overijssel een gemiddel-
de Nederlandse provincie: oppervlakte (3 400
kmz), inwonertal (1,05 mln), bevolkingsdicht-
heid (320 inwoners/kmz) en economische
structuur (zie tabel 1).

Overijssel kent vijf steden met een inwonertal
van meer dan 65 000 inwoners waarvan de
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Kaart: Grensgebieden Overijssel - Niedersachsen - Nordrhein-Westfalen

grensstad Enschede de grootste is (circa
145 000 inwoners). Enschede maakt onder-
deel uit van het stadsgewest Twente waartoe
ook de steden Hengelo en Almelo en enkele
delen van randgemeenten behoren. Dit stads-

Tabel 1: Economische structuur provincie
Overijssel 1995.

Landbouw I I Eo

industrie (inclusief bouwnijverheid | 33 Vo

diensten | 60 7o

gewest is een van de grootste stedelijke con-
centraties in Nederland buiten de Randstad.
Het stadsgewest Twente telt ongeveer
325 000 inwoners.

Stedelijke ontwikkeling

Een nadere analyse van de verstedelijking laat
zien dat er markante verschillen zijn opgehe-
den tussen West-Overijssel en Twente: de be-
volking en de werkgelegenheid in West-Over-
ijssel groeide aanmerkelijk sneller dan die in

Twente. Zo groeide in de periode 1975-1995
de bevolking van West-Overijssel met l6Vo,
de werkgelegenheid eveneens. Voor Twente
bedroegen de percentages respectievelljk IIVo
en3Vo. De bevolking van Overijssel nam tus-
sen 1975 en 1995 toe met ongeveer l2%o. Als
gevolg van de relatief snelle afname van de
grootte van huishoudens is het aantal wonin-
gen in die periode met ongeveer 50Vo toege-
nomen.

Ondanks een groot aantal economische stimu-
leringsmaatregelen is de ontwikkeling van
Twente nog niet uitgesproken gunstig. De zo-
juist genoemde lage groei van de werkgele-
genheid ging gepaard met een constante mi-
gratie van jongeren naar andere delen van het
land.

Met name de ontwikkeling van Zwolle is zeer
opvallend geweest: het inwonertal nam in 20
jaar met ongeveer 30Vo toe, de werkgelegen-
heid eveneens. Het aantal arbeidsplaatsen
overtreft inmiddels de omvang van de
beroepsbevolking met 50Vo.
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Tabel 2. Bevolkingsgroei (x 1.000) in grensgebieden (zie ook de kaart)

r975 1980 1985 1990 1995 index 1995

(1975=100)

grensgebied Niedersachsen

Osnabrück

Overig

r62

633

158

642

153

652

163

687

168

753

104

119

Totaal 795 800 805 850 921 116

grensgebied Nordrhein-Westfalen

Münster
' Overie

265

824

270

851

270

866

259

896

265

96r
100

LL6

Totaal 1 089 I L2l 1 136 1 155 t226 113

grensgebied Nederland, Twente

Enschede/I{engelo/Almelo

Overig

307

228

315

239

318

246

321

253

328

259

r07

t1.4

Totaal 535 554 564 574 587 110

grensgebied Nederland, West-Overijssel

Zwolle
Deventer

Overig

65

258

82

65

270

88

65

279

94

67

286

100

69

295

130

106

r1.4

Totaal 400 4t7 432 447 464 116

Ondanks de groei van Zwolle nam in de peri-
ode 1975-1995 het aandeel van de bevolking
in de vijf steden af van 48,IVo tot 47,4Vo, dus
met 0,7 procentpunten. Het aandeel van het
Twentse stadsgewest in de totale bevolking
van Overijssel daalde van 32,9Vo tot 3L,3Vo,
dus met 1,7 procentpunten. In diezelfde peri-
ode is het aantal mensen met een buitenland-
se afkomst sterk toegenomen, en vooral in de
steden terecht gekomen. Op dit moment
heeft de vijf steden gemiddeld 9-l0Vo van de
bevolking een buitenlandse herkomst. Daar-
buiten is dat gemiddeld minder dan IVo. Er
heeft zich een proces van selectieve migratie
voorgedaan: in de gemeenten buiten de ste-
den vestigden zich veel jonge gezinnen met
hoge inkomens. In de steden vooral studen-
ten en mensen met een buitenlandse her-
komst.

De werkloosheid is tot het midden van de ja-
ren zeventig laag geweest (ongeveer 6,5Vo) en
heeft zich daarna lange tijd op een hoog ni-
veau bevonden. De hoogste werkloosheid
deed zich omstreeks 1985 voor en bedroeg
voor Overijssel ongeveer I8Vo, voor de vijf
steden ongeveer20Vo. In 1996 is de werkloos-

heid teruggelopen tot bijna 8Vo voor Over-
ijssel als geheel en voor de steden tot ruim
L0Vo. In de Twentse is de werkloosheid het
hoogst.

De forse daling na 1990 kan worden toege-
schreven aan de gunstige economische ont-
willceling, die Nederland al enige jaren door-
maakt (het succes van het poldermodel). In ta-
bel 3 is het verloop in de periode 1975-1995
weergegeven.

Het werkloosheidscijfer geeft overigens een
vertekend beeld van de werkgelegenheidssi-
tuatie. Door een aantal factoren is het aandeel
niet-actieven in de bevolkingsgroep van 15-
64 jaar relatief hoog. Dit is voornamelijk het
gevolg van een toeneming van het aantal ar-
beidsongeschikten onder het regiem van de
sociale wetgeving, in het bijzonder de Wet
Arbeidsongeschiktheid. Dit heeft, gevoegd
bij het haditioneel lage deelnemingspercenta-
ge van vrouwen in het arbeidsproces, tot ge-
volg dat het aandeel actieven op de totale be-
volking in1997 in Overijssel minder dan33%o
bedroeg. In Twente is het aandeel geringer
dan in West-Overijssel.
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Tabel 3: Werkloosheidsquote in het grensgebied

r975 1980 1985 r990 r995

grensgebied Niedersachsen
(Arbeitsmarktbezirke Osnabrück en Nordhorn)

grensgebied Nordrhein-Wesfalen
(Arbeitsmarktbezirke Münster, Coesfeld en Rheine)

grensgebied Nederland
(Overijssel)

4,5

6,5

4,5

4,2

6,5

13-r4

13

17-18

7-8

7

T4

10

7-8

8

Het is interessant een aantal cijfers te vergeli-
jken met het aanliggende Duitse grensgebied.
Het gaat hierbij met name om de ontwikke-
ling van de bevolking, de concentratie in de
steden en de ontwikkeling van de werkloos-
heid. Dat levert het volgende beeld.

De aangrenzende Kreise inclusief de Kreis-
freie steden Osnabrück en Münster zagen de
bevolking met ongeveer l1Vo toenemen, het-
geen niet veel afwijkt van de ontwikkeling in
Overijssel. Terwijl het inwonertal van Mün-
ster ongeveer gelijk bleef nam dat van Osna-
brück licht toe. Het aandeel van de steden
Osnabrück en Münster nam af met respectie-
velijk 2,1 en 2,6 procentpunten. Hun aandeel
nam dus duidelijk sneller af dan dat van de
Overijsselse steden.

De werkloosheid ontwikkelde zich van 4 6
5Vo in de periode 1975-1980, via I3-I4Vo in
1985 tot ongeveer 9Vo in 1995.

Een vergelijking tussen de Duitse en Neder-
landse cijfers wordt bemoeilijkt door het feit
dat de definities in de beide landen waar-
schijnlijk niet dezelfde zijn. Wel kunnen con-
clusies verbonden worden aan het tijdverloop
in de werkloosheidsquote. Dan valt op dat aan
weerszijden van de grens de economische cri-
sis die zich in heel West-Europa voordeed, in
beide landen zichtbaar was. Daarna zette in
beide landen zich een daling in van de
werkloosheid die in Nederland vooral na 1990
grote vormen aannam, terwijl in Duitsland de
werkloosheidsquote na 1990 toenam.

Wat zijn de vooruitzichten voor Overijssel
voor de komende 25 jaar?

De provincie Overijssel heeft eind L997 een
strategie voor de periode tot2020 vastgesteld:

,,Overijssel,'kwaliteit in vernieuwing" (pro-
vincie Overijsel, 1997). In die strategie zijn de
volgende doelstellingen opgenomen:

* groei van de bevolking met ruim I\Vo, ge-
paard gaande met een versnelling in de ont-
wikkeling van Twente; Hierbij moet bedacht
worden dat het aantal nensen ouder dan 60
jaar zal naar verwachting met 45Vo toenemen
en het aantal mensen met een buitenlandse
herkomst met tientallen procenten;
x een groei van de werkgelegenheid met
meer dan 20Vo. Dit weerspiegelt de doelstel-
ling om de werkloosheid verder terug te drin-
gen, evenals het aantal arbeidsongeschikten
en tevens de wens om het aandeel werkende
vrouwen te vergroten;
* een groei van de woningvoorraad met 25-
30Vo.

Verkeersinfrastructuur

In de laatste 25 jaar is de ontsluiting met au-
tosnelwegen sterk verbeterd. Alle steden lig-
gen nu aan 66n of meerdere autosnelwegen,
enin1992 werd het laatste stuk van de autos-
nelweg geopend ter hoogte van de Neder-
lands-Duitse grens. Daarmee werd de verbin-
ding Randstad Holland - Overijssel - Osna-
brück - Hannover op een kwalitatief hoog peil
gebracht.

Zoals in alle West-Europese landen is het au-
toverkeer in de provincie Overijssel sterk toel
genomen: tussen 1986 en 1996 met bijna
30Vo, het vrachtautoverkeer zelfs met 54Vo.
Het is interessant te vermelden dat het rege-
ringsbeleid erop is gericht om de trendmatige
groei van het autoverkeer tussen 1986 en
2010 van ongeveer 70Vo terag te dringen tot
35-40Vo.
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Overijssel beschikt over een relatief dicht
spoorwegnet. Het aantal treinreizigers is de
laatste tijd sterk toegenomen (onder andere
door de invoering van een openbaarvervoer-
skaart voor studenten), terwijl het gebruik van
regionaal busvervoer en van de fiets min of
meer gelijk is gebleven.

Er zijn twee nieuwe spoorlijnen in voorberei-
ding: de voortzetting van de zogenaamde Be-
tuwelijn van Arnhem via Overijssel naar Bad
Bentheim en een spoorlijn tussen Lelystad en
Zwoüe (de zogenaamde Hanzelijn). De hero-
pening van de spoorlijn Enschede-Gronau-
Munster is in een vergaand stadium van voor-
bereiding. 

,

Zoals bekend is Overijssel voorstander van de
aanleg van het Twente-Mittellandkanaal.

3. Ruimtelijk beleid

Nederland kent al enkele tientallen jaren een
sterk ontwi}lceld systeem vooi ruimtelijke or-
dening en planning. De belangrijkste be-
voegdheden liggen bij de gemeenten. De ge-
meenten hebben de bevoegdheid om plannen
te maken die juridisch direct bindend zijn
voor de burger. Het gaat hier om het bestem-
mingsplan. De provincies en de rijksregering
hebben geen direct bindende bevoegdheid. Zij
kunnen alleen via directieve en correctieve
uitspraken ten aanzien van het gemeentelijke
bestemmingsplan de burger bindende maate-
gelen nemen. Niettemin hebben de rijksrege-
ring en de provincies een planningssysteem
ontwikkeld dat voorziet in een periodieke her-
ziening van rijksplannen en streekplannen, die
beide een indicatief karakter hebben. Rijk en
provincies hebben in de loop van de tijd het
instrumentarium voor de uivoering van het
beleid verder ontwikkeld.

Het rijksbeleid is vooral vastgelegd in de be-
kende nota's over de ruimtelijke ordening die
respectievelijk in 1959, 1966,1973-1977 en
1988-1991 verschenen. Er is nu een Vijfde
Nota voor de Ruimtelijke Ordening in voor-
bereiding.

Daarnaast stelt de rijksregering regelmatig zo-
genaamde planologische kernbeslissingen
vast voor bijvoorbeeld verkeersinfrastructuur,
electrische cenhales en hoogspanningsleidin-

gen, voorzieningen voor drinkwaterwinning,
enz. Tot nu toe zijn daar ongeveer 25 planolo-
gische kernbeslissingen voorbereid en in het
parlement behandeld.

De provincie Overijssel heeft in het verleden
een aantal malen een streekplan voor heel
Twente vastgesteld (1966,1985, 1990), en
daarnaast in 1996 voor het stadsgewest Twen-
te.

Op dit moment is de voorbereiding aan de
gang van een streekplan voor de hele provin-
cie. Dit in samenhang met de herziening van
het Provinciaal Milieubeleidsplan en het Pro-
vinciaal Waterhuishoudingsplan.

In de loop van de tijd zijn de accenten zowel
in het rijksbeleid als in het provinciale beleid
verschoven en is de wijze van beleidsvoering
veranderd. Enkele voorbeelden daarvan zijn
de volgende.

In het rijksbeleid lag in de periode van de Eer-
ste en Tweede Nota voor de Ruimtelijke Or-
dening een accent bij het bevorderen van de
ontwikkeling in perifere gebieden, in het bij-
zonder in Noordoost-Nederland. Daarnaast is
een intensief beleid gevoerd voor de ontwik-
keling van groeikernen die de bevolkingso-
verloop van de steden in de Randstad Holland
moesten opvangen.

In dejaren zeventig en het begin van dejaren
tachtig kwam het accent te liggen op het con-
cept van de compacte stad. Dat wil zeggen het
concentreren van de bevolking in de steden en
het afremmen van de groei van de woning-
voorraad op het platteland. Milieumotieven
(het rapport van de Club van Rome van 1972:
The Limits to Growth en de energieciisis)
speelden daarin een belangrijke rol. Dit ging
gepaard met een grote aandacht voor stads-
vernieuwing in de steden, gericht op de verbe-
tering van de woonkwaliteit voor daar aanwe-
zige bevolking.

Aan het eind van de jaren tachtig werd het
nationaal ruimtelijk beleid grondig herzien.
De stedelijke ontwikkeling werd sterk ge-
plaatst in het kader van de internationale ont-
wikkelingen. De ,,mainports" Rotterdam en
Amsterdam-Schiphol moesten verder ontwik-
keld worden tot twee belangrijke knooppun-
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ten in een netwerk van internationale verbin-
dingen over water, door de lucht, over de weg
en per spoor. In dit verband werden achter-
landverbindingen geoormerkt die vooral een
functie zouden moeten hebben voor het onge-
stoorde transport van goederen over lange af-
stand.

In het land werden 13 stedelijke knooppunten
aangewezen die zouden moeten fungeren als
motoren voor de economische ontwikkeling,
en waar in dat verband topvoorzieningen voor
cultuur, onderwijs en onderzoek en gezond-
heidszorg verder moesten worden ontwikkeld.

Wat betekenden de rijksnota's voor de ruim-
telijke ordening voor Overijssel?

In de eerste twee nota's werd Twente gezien
als een van de tien belangrijke economische
concentratiegebieden van Nederland. Zwolle
werd in de tweede nota aangeduid als een stad
waarin de bevolkingsgroei uit het omliggende
gebied moest worden opgevangen.

In het begin van de jaren zeventig werd Zwol-
le aangewezen als groeistad. Dat betekende
dat Zwolle in aanmerking kwam voor een
reeks van financiöle maategelen gericht op:* extra plankosten als gevolg van een snelle
groei;
x prioriteit bij de toedeling van de gelden
voor sociale woningbouw;* toeslagen op grondkosten zowel voornieu-
we woongebieden als voor woningbouw in
het kader van stadsvernieuwing;* subsidie voor de recreatieve inrichting van
stadsrandgebieden;* bijdrage in de kosten van hoofdinfrastruc-
tuur waaronder parkeergarages ;* tijdelijke verhoging van de uitkering uit het
gemeentefonds.

Een globale berekening laat zien dat Zwolle
in de periode 1973-1988 ongeveer f 300 mil-
joen aan financiöle ondersteuning van het rijk
heeft gekregen. De groeistadstatus van Zwolle
wdrd bij de Vierde Nota over de Ruimtelijke
Ordening omgezet in die van stedelijk knoop-
punt.

drijfstakken in de regio. Dit betekende een
achteruitgang van het aantal arbeidsplaatsen
in die bedrijfstak in de periode van 1960 tot
1980 van 40 000 tot ruim 10 000. Daardoor
werd Twente 66n van de indushiöle herstruc-
tureringsgebieden in Europa, gebieden die in
aanmerking zouden komen voor Europese sti-
muleringsmaatregelen. Die maatregelen zijn
dan ook in de loop van de jaren tachtig van
kracht geworden. Het gaat hierbij om maatre-
gelen in het kader van doelstelling 2 van het
Europees Fonds voor de Regionale Ontwikke-
ling, de doelstellingen 2 en 3 van het Euro-
pees Sociaal Fonds en om INTERREG..

Voor Twente werden tot 1990 nauwelijks fi-
nanciöle middelen in het kader van ruimtelijk
beleid ter beschikking gesteld. Omstreeks
1980 is voor korte tijd een regeling van toe-
passing geweest waardoor oude textielfa-
briekscomplexen een nieuwe bestemming
konden krijgen, bijvoorbeeld voor woningen,
kantoren of een museum. Maar omstreeks
1990 kreeg de dubbelstad Enschede/Ilengelo
de status van (euregionaal) stedelijk knoop-
punt. 

:

De status van stedelijk knooppunt bracht met
zich mee een prioritering voor de vestiging
van topvoorzieningen en substantiöle finan-
ciöle bijdragen van het rijk voor grondkosten
voor woningbouw, bodemsanering en hoofd-
infrastructuur. Zo is voor het stadsgewest
Twente ongeveer f 250 miljoen in een over-
eenkomst met het rijk voor de periode 1995-
2010 vastgelegd. Voor Zwole is dat bedrag
bijna f 60 miljoen.

In de loop van de tijd is het beleid gericht op de
afremming van de groei van de automobiliteit
verder versterkt. Uiteraard op grond van mi-
lieuoverwegingen. Dit beleid heeft ook een ver-
taling gelcregen in het ruimtelijk beleid door:* concentatie van de bevolking in de steden
en äfremming van de groei op het ptatteland
voor te staan;
x eisen te stellen aan de ontsluiting met
openbaar vervoer en de beperking van het
aantal parkeerplaatsen bij locaties voor bedri-
jventerreinen in en in de buurt van steden (het
zogenaamde locatiebeleid).

In de loop van de jaren zeventig tekende zich
in Twente het verval van de textielindustrie Parallel aan het rijksbeleid werd het beleid van
af, tot dan toe een van de overheersende be- de provincie Overijssel verder ontwikkeld. In
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de streekplannen voor West-Overijssel en
Twente werd het rijksbeleid ondersteund. Dit
betekende onder andere een stimulerend be-
leid voor de groei van de steden en een rem-
mend beleid voor de verstedelijking van het
platteland. Dit uitte zich onder andere in de
adviezen over de jaarlijkse toedeling van so-
ciale woningbouw aan gemeenten. Daarnaast
heeft de provincie door de toepassing van een
aantal financiöle regelingen het beleid onder-
steund. Sedert 1994 heeft de provincie een zo-
genaamd grote stedenbeleid ontwikkeld, waa-
rin stedelijke projecten in aanmerking komen
voor een provinciale financiöle bijdragen. In
de periode 1994 - 2000 gaat het om een be-
drag van f 41 miljoen voor de vijf steden sa-
men.

In de strategische visie ,,Overijssel, kwaliteit
in vernieuwing" is een taakstelling opgeno-
men van een verdere groei van het aandeel
van de steden met 2 procentpunten in 25 jaar.
De stedelijke ontwikkeling in het algemeen en
die van Twente in het bijzonder wordt gezien
in relatie met een west-oost ontwikkelingsas,
die van het westen van Nederland via delen
van Gelderland en Overijssel loopt naar Han-
nover en Berlijn. Dit als onderdeel van een ra-
sterstructuur van verstedelijking in Noord-
west-Europa.

In het bovenstaande is een aantal kenmerken
van het Nederlandse stelsel van ruimtelijke
planning te zien:
- sterk complementaire taken van de drie
overheidsniveaus;
- een sterke koppeling aan het volkshuis-
vestingsbeleid (met name de sociale woning-
bouw) en aan het grondbeleid;
- een redelijk sterke koppeling aan het ver-
keersinfrastructuurbeleid en dat van regionale
stimulering;
- sedert het begin van de jaren negentig een
versterking van het financiöle instrumentari-
um van het ruimtelijk beleid gericht op de
versterking van de steden.

Wat zijn de gevolgen geweest van het gevoer-
de beleid?

Bij de beschrijving van de feitelijke ontwik-
keling van de afgelopen 25 jaar is al een in-
druk gegeven van de effecten van het beleid.
Natuurlijk zijn niet alle effecten toe te schrij-

Tabel 4: Gereedgekomen woningen in

ven aan beleidsmaatregelen, maar niettemin
komen enkele opvallende dingen naar voren.
De aanwijzing van Zwolle tot groeistad en la-
ter tot stedelijk knooppunt, heeft vruchten af-
geworpen: Zwolle is een van de snelst groei-
ende middelgrote steden van Nederland en is
er in geslaagd tussen 1975 en 1998 jaarlijks
een migratiesaldo van 500 - 1.000 te boeken
en in inwonertal met ongeveer 307o te groei-
en. Zwolle heeft darbij kunnen profiteren
van de nabijheid van de Randstad Holland en
de sterke verbetering van de verkeersinfra-
structuur uitgebuit door zich te ontwikkelen
als toegangspoort voor Noordoost-Neder-
land.

De geschiedenis van Twente wordt groten-
deels bepaald door de geschiedenis van het
stadsgewest Enschede-Hengelo-Almelo. Door
de sterke vertegenwoordiging van de textiel-
industrie in Enschede en Almelo zijndaar,zo-
als gezegd, grote problemen ontstaan. De
vestiging van een universiteit, de aanwezig-
heid van een relatief moderne industrie in
Hengelo en de ontwikkeling van werkgele-
genheid in een aantal gemeenten buiten het
stadsgewest konden niet voorkomen dat de
werkgelegenheidsgroei achterbleef bij die van
de bevolking.

Al vanaf eind van de jaren zeventig voerden,
zoals gezegd, het rijk en de provincie een be-
leid gericht op een toeneming van het aandeel
van de steden in de totale bevolking met enke-
le procenten. Al eerder is aangegeven dat de
feitelijke ontwikkeling juist andersom is ge-
weest: een daling met bijna een procentpunt.
Wel is de laatste tien jaar een duidelijke ken-
tering zichtbaar. In de periode 1985-1995 was
een afneming van het tempo van daling te
zien terwijl in 1997 het aandeel van de steden
toenam. Ook in Twente is dat zichtbaar als
mogelijk effect van het in het begin van de ja-
ren negentig van kracht geworden beleid voor
de stedelijke knooppunten.

Overijssel

t992 - t994 1995 - 1997

steden

overige gemeenten

Overijssel

6.540 (40Vo)

9.746 (60Vo)

16.322

10.785 (SrVo)

L0.586 (49Vo)

2L.353
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De omslag kan worden geillustreerd aan de
hand van tabel 4. Daarin is het aantal gereed-
gekomen woningen in de periode 1992-1994
en de periode 1995-1997 opgenomen voor de
vijf steden in Overijssel en voor overig Over-
ijssel. Aan deze tabel is te zien dat de woning-
bouw in de steden sterk toeneemt en dus een
steeds hoger aandeel gaat uitmaken van de to-
tale woningbouw.

Deze ontwikkeling is ook nog op een andere
manier te illusheren voor het gebied Twente.
Voor de periode 1989 tot en met 1996 was het
aandeel van het stadsgewest in de nieuwbouw
van woningen 527o. De woningbouwpro-
gramma's voor de periode 1997-200I laten
een percentage van 697o zien.

Het zogenaamde mobiliteitsbeleid heeft in-
derdaad tot een daling van de groei geleid, die
ook in Overijssel merkbaar is. Niettemin
neemt de congestie met name op enkele hoofd-
verbindingen toe, met name bij de stadsgewe-
sten Twente, Deventer-Apeldoom en Zwolle.

4. Grensoverschrijdende relaties en gren-
soverschrij dende samenwerking

Een blik op de kaart van het grensgebied laat
zien dat oostelijk van het stadsgewest Twente
sprake is van een relatief dunbevolkt gebied
met een aantal regionale centra: Gronau,
Nordhorn, Borken, Rheine. Dit dunbevolkte
gebied strekt zich in de richting van Münster
uit over een afstand van 60 km, in de richting
van Osnabrück van 80 km. Dit geografisch ge-
geven impliceert dat er geen duidelijk gebun-
delde relaties over de grens te verwachten zijn.

Voordat de internationalisering van de econo-
mie en de Europese eenwording in economi-
sche zin zich duidelijk begonnen af te teke-
nen, was het verval in termen van verkeers-
relaties heel duidelijk zichtbaar. Dit in over-
eenstemming met het algemene beeld in
grensgebieden. Er is wel eens geschat dat in
de jaren zeventig de interactie van mensen,
goederen en informatie bij aanwezigheid van
een landsgrens ongeveer de helft bedroeg van
de interactie in een vergelijkbare situatie zon-
der landsgrens.

Intussen is waarneembaar dat het landsgrens-
overschrijdende verkeer aanmerkelijk sneller

toeneemt dan het binnenlands verkeer. Zo is
in de periode 1990-1997 het grensoverschrij-
dend verkeer op de grensovergang tussen
Twente en Duitsland (41 - 430) sterk toege-
nomen.

Onderzoeken (I&O Research, 1997) laten
zien dat het grensoverschrijdende winkelver-
keer sterk ontwikkeld is waarbij Duitsers pro-
fiteren van gunstige prijsstellingen van een
aantal producten in Nederland en Nederlan-
ders omgekeerd van gunstige prijsstellingen
in Duitsland. Die onderzoeken wijzen ook uit
dat de koopstromen van Duitsland naar Ne-
derland aanzienlijk sterker zijn dan omge-
keerd. Daarvoor is een plausibele verklaring.
Aan Nederlandse kant ligt Enschede als on-
derdeel van een stedelijk knooppunt met een
hoog voorzieningenniveau dicht bij de grens.
Dientengevolge fungeert Enschede als hoofd-
centrum voor het Duitse grensgebied. Dit ook
omdat de concurrerende Duitse hoofdcentra
Münster en Osnabrück op relatief grote af-
stand liggen. Enschede lijkt eveneens te profi-
teren van het feit dat inwoners van Duitsland
bereid zijn voor hun inkopen grotere afstand
af te leggen dan inwoners van Nederland. Op-
vallend is dat tussen 1990 en 1995 de koop-
stromen over de grens niet significant sterker
zijn geworden.

Voor andere domeinen zijn grensoverschrij-
dende relaties duidelijk minder groot en heb-
ben te maken met institutionele belemmerin-
gen. Voorbeelden zijn:* woon-werkrelaties; uitwisseling wordt be-
lemmerd door de verschillen in de systemen
van sociale zekerheid en belastingheffing;* gezondheidszorg; hier geldt de belemme-
ring van het verschil van verzekeringssyste-
men;
* onderwijs; hier speelt zowel het taalver-
schil als de studiefinanciering een rol; opval-
lend is wel dat een derde van de studenten van
het conservatorium in Enschede uit Duitsland
afkomstig is;
* gebruik van culturele voorzieningen; hoe-
wel een toeneming van bezoek van voorstel-
lingen over de grens heen is te constateren, is
het aantal bezoekers nog steeds klein;* woningmarkt; daar waar de woningmarkt
aan weerszijden van de grens zich over een
steeds groter geografisch bereik uitshekt, ge-
beurt dat grensoverschrijdend minder onder
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andere door verschillen in financieringssyste-
men van woningen en de daarmee gepaard
gaande belastingstelsels.

Wel zichtbaar, zij het nog niet in grote om-
vang, is de vestiging van filialen van bedrij-
ven over de grens. Steeds meer Duitse bedrij-
ven willen graag een bruggehoofd in Neder-
land en omgekeerd geldt dat voor Nederland-
se bedrijven in Duitsland. De indruk bestaat
dat met name de eerdergenoemde west-oost
as Randstad-Overijssel-Osnabrück-Hanno-
ver-Berlijn een gewilde vestigingsplaats is
voor dergelijke vestigingen. En recent is
sprake van de vestiging van Nederlandse var-
kenshouderijen in het Duitse grensgebied.

Er zijn dus nog steeds belemmeringen te con-
stateren veroorzaakt door de aanwezigheid
van een grens. Een interessante vraag is nu
hoe hiermee om te gaan in het kader van be-
stuurlijke samenwerking. Enkele vragen in dit
verband:
* Is het, gezien de ligging van Enschede in
een overwegend waardevol en kwestbaar
landschap, niet denkbaar een deel van de toe-
komstige stedelijke uitbreiding op het grond-
gebied van Gronau te zoeken; dit mede in het
licht van de waarschijnlijke heropening van
de spoorlijn Enschede-Gronau-Münster en
van het openbaar vervoerconcept voor het
stadsgewest Twente?
* Wat zijn de perspectieven voor afstemming
en samenwerking op het punt van grootschali-
ge verkeersknooppunten zoals combitermi-
nals en vliegvelden?
* Is het denkbaar om tussen de drie stedelijke
knooppunten Enschede/Ilengelo-Münster-
Osnabrück tot een onderlinge taakverdeling te
komen voor zaken als accenten in het hoger
en universitair onderwijs, cultureel profiel of
economisch ontwikkelingsprofi el?
* Kan het werken aan een ontwikkelingspro-
fiel voor de groene ruimte van het grensge-
bied bijdragen aan een toekomstperspectief
voor de landbouw, de natuur, het landschap
en de leefbaarheid van het platteland? En hoe
zijn in dat verband de pörspectieven van de
verbinding van de ecologische hoofdstructuur
in Nederland op die in Duitsland?
* Zijn systemen van regionaal openbaar ver-
voer meer te integreren?

Dit zijn vragen die passen in deze tijd. Het

zijn andere,vragen dan gesteld in de beginfase
van de grensoverschrijdende samenwerking
in het kader van de ruimtelijke ordening.

Die grensoverschrijdende samenwerking is al
oud. Sedert 1967 bestaat de Nederlands-Duit-
se commissie voor ruimtelijke ordening. Deze
commissie heeft twee subcommissies en in
die subcommissies overleggen provincies en
rijksdiensten uit Nederland met vertegen-
woordigers van de Duitse Bezirke en Kreise
evenals met vertegenwoordigers van bondsor-
ganen en Kamers van Koophandel. In de be-
nadering van afstemmingswaagstukken heeft
zich een duidelijke ontwikkeling voorgedaan.
Aanvankelijk hadden de werkzaamheden
vooral betrekking op de vakmatige afstem-
ming, bijvoorbeeld op harmonisering van kar-
tografisch materiaal en van statistische gege-
vens. Vervolgens lag de nadruk op de inven-
tarisatie van ruimtelijke plannen aan weers-
zijden van de grens. In de laatste 15 tot 20
jaar is het belangrijkse onderwerp van be-
spreking de plannen van rijk, provincies, de
Bondsregering, deelstaten en Kreise met het
oog op een goede grensoverschrijdende af-
stemming.

In 1987 is op initiatief van de Subcommissie
Noord (in navolging van de Subcommissie
Zuid) een rapport verschenen waarin een lan-
ge rij van onderwerpen die op een of andere
wijze planologische regeling aan weerszijden
van de grens vergden, is opgesomd en toege-
licht: Onderzoek grensoverschrijdende pro-
blemen (Nederlands-Duitse Commissie voor
de Ruimtelijke Ordening, 1987). En ten slotte
is in 1997 een grensoverschrijdend ontwikke-
lingsperspectief verschenen voor het gehele
werkingsgebied van de Subcommissie Noord
(Nederlands-Duitse Commissie voor de
Ruimtelijke Ordening, 1997).

De ontwikkelingslijn is duidelijk van vakma-
tige uitwisseling van informatie naar het
creören van een gemeenschappelijk referentie-
kader voor bestuurlijk handelen. De vraag die
nu aan de orde is, is de volgende: in hoeverre
zal dat referentiekader inderdaad doorwerken
in de bestuurlijke handelingen van de overhe-
den aan weerszijden van de grens. Maar ook:
kan zo'n referentiekader het handelen van an-
dere maatschappelijke actoren beinvloeden?
Ik verwijs naar de 6 eerdergestelde vragen.
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Dergelijke vragen beperken zich niet tot de
Nederlands-Duitse commissie voor ruimtelij-
ke ordening. Ze zijn ook aan de orde bij een
aantal vormen van grensoverschrijdende sa-
menwerking die ten dele al lang bestaan (Eu-
regio, sedert 1958), ten dele recent zijn opge-
richt.

Door de ontwikkelingen vanaf ongeveer 1990
(de Duitse eenwording, de instelling van
markteconomieön in Oost-Europa en de
opheffing van economische grenzen in het ka-
der van de Europese Unie) is het vraagstuk
van grensoverschrijdende afstemming en sa-
menwerking in een nieuw daglicht komen te
staan. Dit wordt nog versterkt door de alge-
meen zichtbare tendens van internationalise-
ring van de economie, het verminderen van de
invloed van geografische afstand als gevolg
van de informatie- en communicatietechnolo-
gie en door de schaalvergroting en versterking
van de marktwerking van een aantal (semi-)
publieke voorzieningen. Denk hierbij aan de
energievoorziening en het openbaar veryoer.

In het begin van de jaren negentig heeft een
sterke verdichting plaatsgevonden van het
aantal grensoverschrijdende samenwerkings-
verbanden, ook in de sfeer van ruimtelijke
planning. Tot die laatste behoren de Neuze
Hanze Interregio en de stedendriehoek En-
schede/flengelo-Münster-Osnabrück (Univer-
siteiten Twente, Münster en Osnabrück,
1993). Een deel van de werkzaamheden van
deze samenwerkingsverbanden is gericht op
het verkrijgen van Europese steun voor grens-
overschrijdende initiatieven. Recent is de or-
ganisatie van wederzijdse bezoeken van res-
pectievelijk de Bezirksplanungsrat van Mün-
sterland en de Commissie uit Provinciale Sta-
ten voor Ruimte en Groen van Overijssel het
vermelden waard.

Er zijn enkele ervaringen op de tekenen met
grensoverschrijdende samenwerking in de
sfeer van ruimtelijke planning:

I. Zogenaamde passieve coördinatie blijkt
gemakkelijker te verlopen dan actieve
coördinatie (zie NIROV, 1992). Passieve
coördinatie wil zeggen: afstemming gericht
op het vermijden van strijdigheid, terwijl
actieve coördinatie het samenwerken aan
een gezirmentijk doel of project impliceert.

2. De bevoegdheidsverdeling over de ver-
schillende overheidslagen, de planningssy-
stemen en de bestuurscultuur verschillen
sterk. In Duitsland is de competentie voor
ruimtelijke planning vooral gelegd bij de
Länder, in sommige deelstaten aangevuld
met bevoegdheden van de Kreise. De
Bondsregering oefent relatief weinig in-
vloed uit en is daarbij sterk gebonden door
de opvattingen van de Ländlr, die tot uit-
drukking komen in de zogenaamde Mini-
stersconferentie voor ruimtelijke ordening.
In Nederland is sprake van een uniform
systeem met een duidelijke bevoegdheids-
verdeling tussen rijk, provincie en gemeen-
ten. Deze bevoegdheidsverdeling wordt
aangevuld met een uitgebreid systeem van
wederzijdse raadpleging bij de voorberei-
ding van ruimtelijke plannen en in toene-
mende mate in samenwerking bij de uit-
voering.

Een ander verschil komt tot uitdrukking in
de mate van binding van plannen (Hop-
pe/Appold, 1993), maar ook in de relatie
tussen het ruimtelijk beleid en andere do-
meinen van overheidszorg.Zo is de Neder-
landse ruimtelijke ordening traditioneel
verbonden geweest met de sterk ontwikkel-
de overheidstaken in het kader van volks-
huisvesting en het grondbeleid (Faludi,
1997). Er zijn aanwijzingen dat in Duits-
land de verbinding met natuur- en land-
schapsbeleid sterker is (Mastop, 1989).
Hierbij moet worden aangetekend dat in
Nederland de overheidsbemoeienis met
volkshuisvesting sterk aan het afnemen is.
Terwijl omstreeks 1980 80 tot 90Vo van de
gebouwde woningen in aanmerking kwam
voor een of andere vonn van overheidssub-
sidie is dat in 1997 teruggelopen tot 20-
307o. Daarmee is de traditioneel sterke re-
latie tussen ruimtelijke planning en wo-
ningbouw aan het afnemen. Deze relatie
conmcentreert zich nu op de realisering
vai woningbouw in de stadsgewesten en
stedelijke knooppunten (zie eerder) via een
daarop geönt financieel instrumentarium.

3. In de praktijk blijken zich aan de grens ont-
wikkelingen voor te doen die convergentie
in de weg staan. Een aantal discussies over
de bestuurlijke organisatie in Nederland
heeft eerder remmend dan stimulerend ge-

28



werkt op grensoverschrijdende afstem-
ming. Denk hierbij aan de discussie over
de mogelijke instelling van een nieuw type
regionaal bestuur voor stedelijke gebieden.
Volgens de rijksregering is Twente een ge-
bied waarvoor een dergelijke nieuwe vorm
geschikt zou zijn. Intussen zijn de preten-
ties op dat punt teruggedraaid, zij het nog
onduidelijk op de afloop.

4. Er is sprake van een zekere convergentie
met betrekking tot het stuurconcept van
ruimtelijke planning. Dit blijkt uit het feit
dat in beide landen steeds meer het accent
komt te liggen op samenwerkingsarrange-
menten op vrijwillige basis en minder op
dwingende regels (Faludi, 1997).

5. Intussen heeft Nederland een sterke haditie
en reputatie opgebouwd op het punt van
ontwikkelen van lange termijn ruimtelijke
perspectieven, terwijl dit in Duitsland dui-
delijk minder het geval is.

Tot welke conclusies geven de bovenstaande
beschouwingen aanleiding?

Vastgesteld kan worden dat de invloed van
de landsgrens nog steeds duidelijk aanwez\g
is en dat derhalve een soepele afstemming
van ruimtelijk beleid aan weerszijden van de
grens niet eenvoudig is, en voorlopig ook
niet zal worden. Het is te verwachten dat de
tendens tot convergentie van ontwikkelingen
in Duitsland en in Nederland, die op een aan-
tal terreinen zichtbaar is. zich zal voortzet-
ten.

Bij maatschappelijke ontwikkelingen is vaak
waarneembaar dat institutionele factoren een
belemmering vonnen. Zo wordt bijvoorbeeld
een deel van de econcimische problemen in
Noordwest-Europese landen (tot uitdrukking
komend in een hardnekkige werkloosheid
vooral aan de onderkant van de arbeidsmarkt)
verklaard door starheid van arbeidsverhoudin-
gen, werkmethoden en overheidsbeleid. De
tegenbeweging is duidetijk zichtbaar: op veel
terreinen is er de roep om flexibilisering en
deregulering. Op die manier zou maatschap-
pelijke en technologische innovatie meer kan-
sen krijgen, met gunstige verwachtingen in
termen van werkgelegenheid en economische
groei.

Ondanks het feit dat de ontwikkelingen in Ne-
derland en Duitsland convergeren op het punt
van de verhouding overheid - particuliere sec-
tor en van de wijze van beleidsvoering in het
kader van ruimtelijke planning (flexibeler
vormen met participatie van maatschappelijke
actoren) blijft ruimtelijke planning een belang-
rijke taak van de overheid. Deze overheid is
daarbij gebonden aan een groot aantal institu-
tionele factoren die in verband staan met de
staatsirrichting. Het is niet te verwachten dat
Europees ruimtelijk beleid een grote rol kan
spelen bij het overbruggen van deze verschil-
len in institutionele setting.

In de Nederlandse haditie van ruimtelijk be-
leid spelen lange termijn-perspectieven op na-
tionaal, regionaal en locaal niveau een belang-
rijke rol bij het verkrijgen van consensus
over het te voeren beleid. Hierin is het zoge-
naamde poldermodel te herkennen dat in de
sfeer van economisch beleid tot succes heeft
geleid.

In de verhoudingen tussen Nederlandse en
Duitse overheden zou het werken aan geza-
menlijk gedragen lange termijn-perspectieven
een belangrijk hulpmiddel kunnen zijn om de
eerdergenoemde verschillen in institutionele
setting minder sterke invloed te laten hebben.
Het grensoverschrijdend ruimtelijk ontwikke-
lingsconcept van de Subcommissie Noord van
de Nederlands-Duitse Commissie voor de
Ruimtelijke Ordening zou die functie kunnen
vervullen.

Al eerder is opgemerkt dat de eenwording van
Duitsland een belangrijke impuls is geweest
voor het denken in andere internationale ver-
houdingen dan tot 1990 het geval was. Aan
Nederlandse kant is goed merkbaar geweest,
dat een enonne inspanning is gestoken in die
eenwording. Dit is onvermijdelijk ten koste
gegaan van de aandacht voor relaties met de
buurlanden. Het is niet uitgesJoten dat over
niet al te lange tijd er ruimte vrijkomt om die
relaties verder.te ontwikkelen. Daarbij kan het
denken in termen van stedelijke netwerken
ondersteund door transportassen een belangrij-
ke rol spelen. Zoals bekend speelt in het Ne-
derlandse denken de zogenaamde West-Oost
as een belangrijke rol. Deze dient steeds gezien
te worden in relatie tot de noord-zuid assen
die zowel'in Nederland als in Duitsland zicht-
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baar zijn. Daarbij gaat het niet alleen om het
denken in relaties van de Nederlandse main-
ports in de richting van het achterland. Zeker
zo belangrijk is het denken vanuit stedelijke
concentratiegebieden in Duitsland (inclusief
de belangrijke havens) in de richting van Ne-
derlandse markten.
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Probleme grenzüberschreitender Raumplanung

aus niederländischer Sicht*

Arie DekkerrZwolle

1. Einleitung

Schwerpunl:t dieses Beitrags ist das Verhältnis
zwischen gesellschaftlichen Erscheinungen
und staatlichen Vorgaben, in diesem Fall zwi-
schen räumlicher Entwicklung einerseits und
Raumplanung andererseits.

Zunächst wird in diesem Beitrag auf die räum-
liche Entwicklung der Provinz Overijssel ein-
gegangen, dabei insbesondere auf das Teilge-
biet Twente, das an Deutschland grenzt (Kapi-
tel 2). Der Schwerpunkt wird dabei auf der
Entwicklung der Städte liegen. Besondere
Aufmerksamkeit soll der Entwicklung einer
Anzahl von Kerngrößen gewidmet werden,
wie zum Beispiel der Bevölkerung, des Ar-
beitsmarktes, der Arbeitslosigkeit und der So-
zialstruktur. Zugleich wird kurz auf die Ver-
kehrsinfrastruktur eingegangen. Für eine An-
zahl von Merkmalen wird zudem ein Ver-
gleich mit Entwicklungen im angrenzenden
Gebiet in Deutschland durchgeführt (s. Abb.
1: Grenzgebiet Overijssel - Niedersachsen -
Nordrhein-Westralen).

Bereits seit geraumer Zeit werden in Over-
ijssel, und damit auch in Twente, Zielsetzun-
gen im Rahmen der Raumplanung angewandt,
sowohl vom Staat als auch von der Provinz.
Die Entwicklung der Grundsätze der Raum-
planung und deren Auswirkungen werden in
Kapitel 3 dargestellt. Dabei werden auch eini-
ge kennzeichnende Unterschiede zwischen

* Vorab-Konzeption des Vorüags auf der Tagung der

Geographischen Kommission für Westfalen am 04.09.

1998 in Münster. Übersetzt von Dipl.-Geogr. G. Jaß,

Münster

dem deutschen und dem niederländischen Sy-
stem der räumlichen Planung erläutert.

Abschließend werden die grenzüberschreiten-
den Entwicklungen und die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit betrachtet (Kapitel 4).
Grenzüberschreitende Abstimmung räum-
licher Planung datiert bereits aus den sechzi-
ger Jahren und hat in den vergangenen Jahren
einen deutlichen Impuls bekommen, sucht
aber immer noch nach den richtigen Formen.

2. Räumliche Entwicklungen in Overijssel

Ähnlich wie in vielen westeuropiüschen Staa-
ten ist der Verstädterungsprozeß in Overijssel
wie folgt verlaufen. Für den Zeitraum von
1945-1965 kann ein starker Industrialisie-
rungsprozeß festgestellt werden, der vor allem
in den Städten stattfand. aber auch in einer be-
schränkten Anzahl von Kernen im Umland.
Synchron zu dieser Entwicklung war ein star-
kes Bevölkerungswachstum in den Städten
zu verzeichnen. Ein großer Teil der städti-
schen Bevölkerung erhielt Wohnungen, die
im Rahmen d9s sozialen Wohnungsbau er-
richtet worden waren. In einigen Phasen wur-
den mehr als 80% der neu errichteten Woh-
nungen auf die eine oder andere Art bezu-
schußt.

Auf der Makroebene (in diesem Beitrag die
Niederlande) wird seit 1965 die Konzentrati-
on der Arbeitsplätze, vor allem des tertiären
Sektors, und der Bevölkerung in den bereits
verstädterten Zonen zum Bestandteil raum-
planerischer Konzeptionen. Auf der regiona-
len und der lokalen Ebene wird innerhalb der
städtischen Gebiete ein Abwandern von Men-
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Abb. 1: Grenzgebiet Overijssel - Niedersachsen - Nordrhein-Westfalen

schen mit hohen Einkommen in die Sied-
lungskerne in der Umgebung der Städte er-
kennbar.

Tab. L: Wirtschaftsstruktur der Provinz
Overijssel 1995

Landwirtschaft | 7 Vo

Industrie (incl. Baugewerbe) | 33 Vo

Dienstleistung | 60 Vo

In vielerlei Hinsicht ist Overijssel eine durch-
schnittliche niederländische Provinz: Fläche
(3 400 qkm), Einwohnerzahl (1,05 Mio.), Be-
völkerungsdichte (320 Einwohner/ qkm) und
wirtschaftliche Struktur (Tab. 1).

Overijssel besitzt fünf Stadte mit einer Ein-
wohnerzahl von jeweils mehr als 65 000 Ein-
wohnern, von denen die Grenzstadt Enschede
die größte ist (ca. 145 000 Einwohner). En-
schede ist Bestandteil des Städtedreiecks
Twente, zu dem auch die Städte Hengelo und
Almelo sowie einige Teile der Randgemein-
de gehören. Dieses Städtedreieck ist eine der
größten städtischen Agglomerationen in den

Niederlanden außerhalb der Randstad. Das
Städtedreieck Twente zählt etwa 325 000
Einwohner.

Die Entwicklung der Stiitlte

Eine nähere Analyse zeigt, d,aß deutliche
Unterschiede zwischen West-Overijssel und
Twente aufgetreten sind: Die Bevölkerung
und die Zahl der Arbeitsplätze in West-
Overijssel wuchs deutlich schneller als in
Twente. So nahm im Zeitraum von 1975 bis
1995 die Bevölkerung von West-Overijssel
um 167o zu (Tab. 2), die Anzahl der Ar-
beitsplätze ebenfalls. Für Twente betrugen
die Wachstumsraten I0Vo bzw.'37o. Die Be-
völkerung von Overijssel wuchs zwischen
1975 und 1995 um etwa I27o. Als Folge der
relativ schnellen Abnahme der Haushalts-
größen hat die Anzahl der Wohnungen in
diesem Zeitraum um etwa 50Vo zue.enom-
men.

Trotz einer großen Anzahl wirtschaftlicher
Anschubmaßnahmen ist die Entwicklung
Twentes noch nicht zufriedenstellend. Das
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Tab.2z Bevölkerungswachstum (x 1000) 1975-1995 in den Grenzgebieten (s. auch Abb. 1)

L975 1980 1985 r990 1995 Index 1995

(1975=100)

Grenzgebiet Niedersachsen

Osnabrück

Übrige Gebiete

t62
633

158

642

153

652

r63
687

168

753

L04

119

Summe 795 800 805 850 921 116

Grenzgebiet Nordrhein-Westfalen

Münster

Übrise Gebiete

265

824

270

851

270

866

259

896

265

96r
100

r16

Summe 1089 TL2I I 136 I 155 L226 tt3
Grenzgebiet Niederlande: Twente

EnschedeÄIengelo/Almelo

Ubrise Gebiete

307

228

315

239

318

246

321

253

328

259

t07

tL4
Summe 53s 554 564 574 587 110

Grenzgebiet Niederlande: West-Overijssel

Zwolle
Deventer

Übrige Gebiete

77

65

258

82

65

270

88

65

279

94

67

286

100

69

295

130

106

tt4
Summe 400 4t7 432 ^Ä1 464 r16

vorstehend genannte langsame Wachstum der
Arbeitsplätze verlief synchron zu einer kon-
stanten Migration junger Menschen in andere
Teile des Landes.

Insbesondere die Entwicklung von Zwolle ist
aber bemerkenswert gewesen; die Einwohner-
zahl nahm in 20 Jahren um ungefähr 30Vo zu,
die Anzahl der Arbeitsplätze ebenfalls. Die
Zahl der Arbeitsplätze übersteigt mittlerweile
die berufstätige Bevölkerung um 507o.

Trotz des Wachstums Zwolles sank der Anteil
der Bevölkerung in den fünf Städten von
48,lVo atf 47,4Vo, also um 0,7Vo. Der Anteil
der Twenter Stadtregion an der Gesamtbevöl-
kerung von Overijssel verringerte sich von
32,97o auf 3I,3Vo, also um 1,7 Prozentpunkte.
Im gleichen Zeitraum hat der Anteil der Men-
schen mit ausllindischer Herkunft stark zuge-
nommen, dies vor allem in den Städten. Mo-
mentan sind in den flinf Städten durchschnitt-
lich 9-l0%o der Bevölkerung ausländischer
Herkunft. Im Umland beträgt dieser Anteil im
Durchschnitt weniger als lVo. Es hat sich ein
Prozeß selektiver Migration vollzogen; in- den
Gemeinden außerhalb der Städte siedeln sich
viele junge Familien mit hohen Einkommen

an, in den Städten vor allem Studenten und
Menschen ausländischer Herkunft .

Die Arbeitslosigkeit war bis zur Mitte der
70er Jahre niedrig (ca. 6,5Vo) und hat sich da-
nach lange Zeit auf einem hohen Niveau be-
wegt. Die höchste Arbeitslosigkeit entstand
ungeführ 1985 und betrug in Overijssel etwa
I8Vo, in den fünf Städten ca. 20Vo. Im Jahre
L996 hat sich die Arbeitslosigkeit in Over-
ijssel auf fastSVo reduziert, in den fünf Städ-
ten auf gut l|Vo.In Twente ist die Arbeitslo-
sigkeit am höchsten.

Die starke Abnahme nach 1990 kann auf die
günstige wirtschaftliche EntWicklung zurück-
geführt werden, die in den Niederlanden be-
reits seit einigen Jahren zu verzeichnen ist
(der Erfolg des Poldermodells). In Tabelle 3
ist die Entwicklung der Arbeitslosigkeit zwi-
schen 1975 und 1995 wiedergegeben.

Die Arbeitslosenquote gibt übrigens nur ein
ungenaues Bild der Arbeitsmarktsituation.
Durch eine Anzahl von Faktoren ist der Anteil
der nicht Arbeitsf?ihigen in der Bevölkerungs-
gruppe zwischen 14 und 64 Jahren relativ
hoch. Dies ist vor allem die Folge einer Zu-



Tabelle 3: Arbeitslosenquoten 1975-1995 in den,Grenzgebieten in Prozent

r975 1980 1985 1990 r99s

Grenzgebiet Niedersachsen:

Arbeitsamtsbezirke Osnabrück und Nordhorn

Grenzgebiet Nordrhein-Westfalen:
Arbeitsamtsbezirke Münster, Coesfeld und Rheine

Grenzgebiet Niederlande:
Overijssel

45

6,5

4,5

4,2

6,5

13-14

t3

17-18

7-8

7

T4

10

7-8

8

nahme der Anzahl der Arbeitsunf?ihigen unter
dem Einflriß der Sozialgesetzgebung, insbe-
sondere des Gesetzes zur Arbeitsunf?ihigkeit
(,,Wet Arbeidsongeschiktheid"). Dies hat, zu-
sammen mit dem traditionell niedrigen Anteil
der Frauen am Arbeitsmarkt, zur Folge, daß
der Anteil der Aktiven auf dem Arbeitsmarkt
an der Gesamtbevölkerung weniger als 33Vo
betragen hat. In Twente ist der Anteil geringer
als in West-Overijssel.

Es ist interessant, eine Anzahl von statisti-
schen Daten mit den deutschen Grenzgebieten
zu vergleichen. Dabei sollen vor allem die
Entwicklung der Bevölkerung, deren Konzen-
tration in den Städten und die Entwicklung
der Arbeitslosigkeit betrachtet werden. Dieser
Vergleich liefert folgendes Bild.

In den angrenzenden Kreisen und den kreis-
freien Städten Münster und Osnabrück hat die
Bevölkerung um ungeführ I5Vo zugenorwnen,
ein Anteil, der nur in geringem Maße von der
Entwicklung in Overijssel abweicht. Während
die Einwohnerzahl in Münsterin etwakonstant
geblieben ist, nahm die Bevölkerung in Osna-
brück leicht zu. Der Anteil der Bevölkerung in
den Städten Münster und Osnabrück an der
Gesamtbevölkerung der Region sank um 2,1
bzw. 2,6 Prozentpunkte. Ihr Anteil sank dem-
nach schneller als der der Städte Overijssels.

Die Arbeitslosenquote entwickelte sich von 4-
5Vo im Zeitraum von 1975 bis 1980 über 13-
I4Vo imJahr 1985 bis zu etwa 9Vo in 1995.

'Ein Vergleich zwischen den Arbeitslosenquo-
ten ia Deutschland und den Niederlanden wird
erschwert durch die Tatsache, daß die Defini-
tionen in beiden Ländern wahrscheinlich nicht
identisch sind. Trotzdem können aus dem zeit-
lichen Verlauf der Arbeitslosiskeit Schlüsse

gezogen werden. So fällt auf, daß die wirt-
schaftliche Krise, die in ganz Westeuropa zu
verzeichnen war, aufbeiden Seiten der Grenze
aufgetreten ist. Danach setzte in beiden Län-
dern eine Verringerung der Arbeitslosigkeit
ein, die in den Niederlanden insbesondere
nach 1990 eine deutliche Ausprägung erfuhr,
während in Deutschland die Arbeitslosigkeit
nach 1990 wieder zunahm.

Was sind die Zukunftsperspektiven fi.ir Over-
ijssel in den kommenden25 Jahren?

Die Provinz Overijssel hat Ende L997 eine
Strategie für den Zeitraum bis 2020 ent-
wickelt: ,,Overijssel, Qualität in der Emeue-
rung" (,,Overijssel, kwaliteit in vernieuwing")
(Provinz Overijssel, 1997).In diese Strategie
wurden folgende Zielsetzungen aufgenom-
men:* Wachstum der Bevölkerung um gat IlVo,
kombiniert mit einer Beschleunigung der Ent-
wicklung von Twente; hierbei muß berück-
sichtigt werden, daß ein Wachstum des Be-
völkerungsanteils mit einem Alter von mehr
als 60 Jahren um 45Vo erwartet wird und ein
Wachstum der Bevölkerung ausländischer
Herkunft um etwa 107o.* Ein Wachstum der verfügbaren Arbeits-
plätze um mehr als 20Vo. Dies spiegelt die
Zielsetzung wider, die Arbeitslosigkeit weiter
zu reduzieren, ebenso wie den Anteil der Ar-
beitsunfähigen, und zugleich den Wunsch,
den Anteil der Frauen an der werktätigen Be-
völkerung zu vergrößern.* Ein Wachstum des Wohnungsbestandes
um25-30Vo.

Verkehrsinfrastruktur

In den letzten 25 Jahren wurde die Er-
schließung mit Autobahnen stark verbessert.
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Alle Städte liegen nun an einer oder mehreren
Autobahnen, im Jahr 1992 wurde das letzte
Teilstück der Autobahn auf der Höhe der
deutsch-niederländischen Grenze eröffnet.
Damit wurde die Verbindung Randstad
Holland - Overijssel - Osnabrück - Hannover
auf ein qualitativ hohes Niveau gebracht.

Wie in allen westeuropiüschen Staaten hat der
Autoverkehr in der Provinz Overijssel stark
zugenomme.n: zwischen 1986 und 1996 um
beinahe 307o, der Lkw-Verkehr sogar um
54Vo. Es ist interessant festzustellen. daß das
Handeln der Regierung auf eine Reduzierung
des Wachstumstrends des Autoverkehrs von
etwa 70Vo zwischen 1986 und 2010 auf 35-
40Vo geichtetist.

Overijssel besitzt ein vergleichsweise dichtes
Schienennetz. Die Anzahl der Bahnreisenden
hat in den letzten Jahren stark zugenommen
(unter anderem durch die Einfiihrung einer
Jahreskarte für Studenten,,,openbaarsvervoer- .
kaart"), während die Auslastung des regiona-
len Busverkehrs und die Benutzung des Fahr-
rades mehr oder weniger konstant geblieben
sind.

Derzeit sind zwei neue Bahntrassen in Vorbe-
reitung: die Fortsetzung der sogenannten Be-
tuwelinie von Arnheim über Overijssel nach
Bad Bentheim und eine Trasse zwischen Le-
lystad und Zwolle, die sog. Hanselinie. Die
Wiedereröffnung der Bahntrasse Enschede -
Gronau - Münster ist in einem weit fortge-
schrittenen Stadium der Vorbereitung (vgl.
den Beitrag von M. Geucxr-sn in diesem
Band).

Es ist bekannt, daß Overijssel federführend
im Planungsverfahren zur Anlage des Twen-
te-Mittellandkanals ist.

3. Raumplanung -
In den Niederlanden wird böreits seit mehre-
ren Jahrzehnten ein weit entwickeltes System
der Raumordnung und Raumplanung ange-
wandt. Die wichtigsten Befugnisse liegen bei
den kommunalen Körperschaften (Gemein-
den). Die Gemeinden haben die Planungsho-
heit für Pläne, die für den Bürger rechtlich
verbindlich sind. Gemeint ist hier der ,,be-
stemmingsplan". Die Provinziallandtage und

die Staatsregierung haben keine direkt bin-
denden Befugnisse. Sie können nur mit Hilfe
von direktiven und konektiven Entscheidun-
gen in Hinsicht auf den gemeindlichen ,,be-
stemmingsplan" für den Bürger bindende
Maßnahmen festlegen. Nichtsdestoweniger
haben die Reichsregierung und die Provinzen
ein Planungssystem entwickelt, das voraus-
schauende Planungsziele auf der Grundlage
einer periodischen Neubetrachtung von staat-
lichen Plänen (,,Rijksplannen") und regiona-
len Plänen (,,streekplannen"), die beide einen
indikativen Charakter besitzen, formuliert.
Staat und Provinzen haben im Laufe der Zeit
das Instrumentarium für die Ausführung der
Leitlinien weiter entwickelt.

Die staatlichen Vorgaben sind vor allem fest-
gelegt in den bekannten ,,Noten" zur räumli-
chen Ordnung, die in den Jahren 1959,1966,
1973-77 und 1988-91 erschienen sind. Mo-
mentan ist eine fünfte Note zur räumlichen
Ordnung in Vorbereitung.

Daneben f?illt die Staatsregierung regelmäßig
sogenannte planerische Kernentscheidungen
(,,planologische kernbeslissingen"), zum Bei-
spiel für Fragestellungen wie die Verkehrsin-
frastruktur, Elektrizitätswerke und Hochspan-
nungsleitungen, Planungen flir die Trinkwas-
serversorgung usw.. Bis heute wurden unge-
fähr 25 planerische Kernentscheidungen vor-
bereitet und im Parlament behandelt.

Die Provinz Overijssel hat in der Vergangen-
heit mehrfach einen Regionalplan für Twente
beschlossen (1966, 1985, 1990), im Jah 1996
daneben auch einen Regionalplan für das
Städtedreieck in Twente. Momentan wird ein
Regionalplan für die gesamte Provinz vorbe-
reitet, begleitet von einer Neubearbeitung des
Umweltplanes (,,Provinciaal Milieubeleids-
plan") und des Wasserhaushaltsplanes (,,Pro-
vinciaal Waterhuishoudingsplan") der Pro-
vinz.

Im Laufe der Zeit haben sich die Akzente so-
wohl hinsichflich der staatlichen als auch der
Vorgaben der Provinz geändert, ebenso wie
die Art der Planaufstellung. Einige Beispiele
dafür sind die folgenden.

Bei der staatlichen Planung lag im Zeihaum
der ersten und der zweiten Note zur Raumord-
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nung der Schwelpunkt auf der Förderung der
Entwicklung peripherer Gebiete, insbesondere
in den nordöstlichen Niederlanden. Daneben
wurden intensive planerische Maßnahmen zur
Förderung von Wachstumskernen ("groeiker-
nen") durchgeführt, die den Bevölkerungsü-
berschuß aus den Städten der Randstad auffan-
gen sollten.

In den 70er Jahren und zu Beginn der 80er
Jahre verschob sich der Schwerpunkt auf das
Konzept der kompakten Stadt. Dies bedeutete
die Konzentration der Bevölkerung in den
Städten und die Reduzierung des Wohnungs-
baus in den ländlichen Gebieten. Neue Uber-
legungen zum Umweltschutz (der Bericht des
Club of Rome von 1972: The Limits to
Growth and the energy crisis) spielten dabei
eine wichtige Rolle. Begleitet wurde diese
Entwicklung von einer großen Aufmerksam-
keit für die Stadterneuerung, vor allem unter
dem Schwerpunkt der Anhebung der Wohn-
qualität der dort ansässigen Bevölkerung.

Gegen Ende der 80er Jahre wurde die Raum-
ordnung gründlich überarbeitet. Die Entwick-
lung der Städte erhielt einen wichtigen Platz
in den Uberlegungen zur internationalen Ent-
wicklung. Die ,,mainports" Rotterdam und
Amsterdam-Schiphol mußten zu zwei wichti-
gen Knotenpunkten im Netzwerk von interna-
tionalen Verbindungen der Schiffahrt, des
Luftverkehrs sowie des Schienen- und
Staßenverkehrs weiter entwickelt werden. In
diesem Zusammenhang wurden Verbindun-
gen zum Hinterland ausgewählt, die vor allem
dem ungestörten Transport von Gütern über
lange Strecken dienen sollten.

Innerhalb des Staatsgebietes wurden 13 städ-
tische Knotenpunkte ausgewiesen, die als
Motoren für die wirtschaftliche Entwicklung
dienen sollten, wo aber in diesem Zusammen-
hang auch gehobene Einrichtungen für Kul-
tur, Forschung und Lehre sowie medizinische
Versorgung weiter entwickelt werden sollten.

Was bedeuteten die Noten zur Raumordnung
für Overijssel?

In den ersten beiden Noten wurde Twente als
eine von zehn wichtigen wirtschaftlichen Ag-
glomerationen der Niederlande betrachtet.
Zwolle wurde in der zweiten Note als Stand-

ort für die Aufnahme des Bevölkerungs-
wachstums aus den umliegenden Gebieten
hervorgehoben. Zl Beginn der 70er Jahre
wurde Zwolle als Wachstumskern (,,groei-
stad") ausgewiesen. Dies bedeutete, daß
Zwolle bei einer Reihe von finanziellen Maß-
nahmen berücksichtigt wurde, die vor allem .

auf folgende Punkte gerichtet waren:
- zusätzliche Planungskosten als Folge des
schnellen Wachstums,
- Priorität bei der Zuteilung von Geldern für
den sozialen Wohnungsbau,
- Zuschüsse für die Grundstückskosten so-
wohl in neuen Wohngebieten als auch für den
Wohnungsbau im Rahmen der Stadterneue-
rung,
- Zuschüsse flir Erholungseinrichtungen am
Stadtrand,
- Zuschüsse für die Kosten wichtiger infra-
struktureller Einrichtungen, wie zum Beispiel
Parkhäuser, und
- zeitweise Erhöhung der Auszahlungen aus
dem Gemeindefonds.

Zwolle hat im Zeitraum zwischen 1973 bis
1988 ungefiihr 300 Millionen Gulden staatli-
che Förderung empfangen. Der Wachstums-
status Zwolles wurde in der vierten Note zur
Raumordnung in den Status eines städtischen
Knotenpunktes (,,stedelijk knooppunt") um-
gewandelt.

Im Laufe der 70er Jahre zeichnete sich in
Twente der Niedergang der Textilindustrie -
bis dahin einer der wichtigsten Branchen der
Region - ab. Dies bedeutete einen Rückgang
der Arbeitsplätze in dieser Branche von 1960
bis 1980 von 40 000 auf gut 10 000. Dadurch
wurde Twente eines der industriellen Restruk-
turierungsgebiete in Europa, - Gebiete, die ei-
nen Anspruch auf europäische Fördermaß-
nahmen besitzen. Diese Maßnahmen sind in
den 80er Jahren in Kraft getreten. Es handelt
sich hierbei um Maßnahmen im Rahmen der
Zielsetzung 2 des Europiüschen Fonds für die
Regionalentwicklung sowie die Zielsetzungen
2 und 3 des Europ?üschen Sozialfonds und um
INTERREG.

Für Twente wurden bis zum Jahr 1990 kaum
Finanzmittel im Rahmen der Raumordnung
zur Verfügung gestellt. Etwa um 1980 wurde
für kurze Zeit eine Regelung angewandt,
durch die alte Textilfabriken umgenutzt wer-
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den konnten, zum Beispiel als Wohnungen,
Büroräume und Museen, aber ungefähr um
1990 erhielt diö Doppölstadt Enschede/Ilen-
gelo den Status eines ,,euregionalen" städti-
schen Knotenpunktes.

Der Status des städtischen Knotenpunktes be-
wirkte eine verstärkte Ausstattung mit geho-
benen zentralen Einrichtungen, substantielle
staatliche Förderungen für die Baulandkosten
sowie den Wohnungsbau, Bodensanierungen
und wichtige infrastrukturelle Maßnahmen.
Fär die Stadtregion Twente wurde in Überein-
stimrnung mit dem Staat ein Betrag von unge-
f?ihr 250 Millionen Gulden festgelegt; für die
Stadt Zwolle betägt dieser Bebag nahezu 60
Millionen Gulden.

Im Laufe der Zeitwurden die auf eine Verrin-
gerung der Wachstumsraten des Straßenver-
kehrs gerichteten staatlichen Maßnahmen
weiter verstdrkt, dies vor allem auf Grund von
Überlegungen zum Naturschutz. Diese Maß-
nahmen wurden auch in der Raumordnung
umgesetzt durch:
- die Bevorzugung einer Konzentration der
Bevölkerung in den Städten vor einem weite-
ren Wachstum in den ländlichen Regionen und
- die Forderung nach der Erschließung mit
öffentlichen Verkehrsmitteln sowie die Be-
grenzung von Parkplätzen in Gewerbegebie-
ten in und in der Nähe von Städten (,,locatie-
beleid").

Parallel zu den staatlichen Vorgaben wurde
die Raumplanung der Provinz Overijssel wei-
ter entwickelt. In den Regionalplänen für
West-Overijssel und Twente wurden die
staatlichen Vorgaben umgesetzt. Dies bedeu-
tete unter anderem eine stimulierende Pla-
nungsvorgabe für das Wachstum der Städte
sowie eine Vorgabe zur Reduzierung der Ver-
städterung der ltindlichen Gebiete und äußerte
sich unter anderem in den Empfehlungen zur
jährlichen Zuteilung der Mittel des sozialen
Wohnungsbaus an die einzelnen Gemeinden.
Ztsätzlich hat die Provinz durch die Anwen-
dung einer Anzahl finanzieller Regelungen
die Vorgaben untersttitzt. Seit dem Jafu 1994
hat die Provinz ein sogenanntes Große Städte-
Programm (,,groote stedenbeleid") entwickelt,
wodurch städtische Projekte Anspruch auf fi-
nanzielle Förderung seitens der Provinz erhal-
ten. Im Zeitraum von 1994 bis 2000 handelt

es sich dabei um einen finanziellen Rahmen
von 41 Millionen Gulden für alle fünf Städte
zus€unmen.

In der strategischen Vision ,,Overijssel, Qua-
lität in der Erneuerung" wurde die Zielset-
zung einer Erhöhung des Anteils der städti-
schen Bevölkerung an der Gesamtbevölke-
rung von 2Vo innerhalb von 25 Jahren aufge-
nommen. Die städtische Entwicklung im alt-
gemeinen und die von Twente im besonderen
wird in Beziehung gesetzt zu einer West-Ost-
Entwicklungsachse, die vom Westen der Nie-
derlande über Teile von Gelderland und Over-
ijssel nach Hannover und Berlin verläuft, -
dies vor allem als Bestandteil einer Raster-
struktur der Verstädterung in Nordwesteuro-
pa.

Im obenstehenden Teil ist eine Anzahl von
Merkmalen des niederländischen Systems der
Raumplanung zu sehen:
- die stark komplementären Zweige der drei
staatlichen Verwaltungsebenen,
- eine starke Kopplung an die Wohnungs-
bauförderungsgesetzgebung (vor allem des
sozialen Wohnungsbaus) und an die Vorga-
ben zur Bodennutzung,
- eine vergleichsweise starke Bindung an die
Straßenbaugesetzgebung und an die Wirt-
schaftsförderung sowie
- seit dem Beginn der 90er Jahre eine Ver-
stärkung des finanziellen Instrumentariums
der Raumordnung, gerichtet auf die Stärkung
der Städte.

Was waren die Folgen der durchgeführten
Maßnahmen?

Bei der Beschreibung der faktischen Ent-
wicklung der vergangenen 25 Jahre ist bereits
ein Eindruck der Auswirkungen der Maßnah-
men vermittelt worden. Natürlich sind nicht
alle Effekte den Planungsmaßnahmen zuzu-
schreiben, aber nichtsdestotrotz sind einige
auffällige Merkmale nt verzeichnen. Die
Ausweisung von Zwolle als Wachstums$tadt
und später als städtischer Knotenpunkt hat
Früchte getragen. Zwolle ist eine der am
schnellsten wachsenden mittelgroßen Städte
der Niederlande und hat es geschafft, zwi-
schen 1975 und 1998 einen jährlichen positi-
ven Migrationssaldo von 500 bis 1000 Ein-
wohnern zu verzeichnen und damit die Ein-
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wohnerzahl am 30Vo zu vergrößern. Zwolle
hat dabei von der Nähe zur Randstad Holland
und der starken Verbesserung der Verkehrs-
infrastruktur profitiert und sich zum Eingang-
stor für die nordöstlichen Niederlande ent-
wickelt.

Die Geschichte Twentes wird größtenteils be-
stimmt durch die Geschichte der Stadtregion
Enschede-Hengelo-Almelo. Durch das Uber-
gewicht der Textilindustrie in Enschede und
Almelo sind in diesen Orten, wie bereits er-
wähnt, große Probleme entstanden. Die Grün-
dung einer Universität, die Präsenz relativ
moderner Industriebetriebe in Hengelo und
die Entwicklung von Arbeitsplätzen außer-
halb der Stadtregion konnten nicht verhin-
dern, daß die Zahl der Arbeitsplätze in gerin-
gerem Umfang zunahm als die Bevölkerung.

Bereits seit dem Ende der 70er Jahre verfolg-
ten der Staat und die Provinz eine auf die Zu-
nahme der städtischen Bevölkerung um eini-
ge Prozentpunkte gerichtete Politik. Wie be-
reits erwähnt, ist die tatsächliche Entwick-
lung genau gegenläufig gewesen: eine Ab-
nahme um fast einen Prozentpunkt. Dennoch
wurde in den letzten zehn Jahren eine deutli-
che Trendwende erkennbar. Im Zeifiaum
zwischen 1985 und 1995 war ein Rückgang
der Abwanderungen festzustellen; im Jahr
1997 nahm der Anteil der städtischen Bevöl-
kerung wieder zu. Auch in Twente ist dies zu
verzeichnen, ein möglicher Effekt des zu Be-
ginn der 90er Jahre in Kraft getretenen Pro-
grarnms zur Förderung der städtischen Kno-
tenpunkte.

Der Trendwechsel kann mit Hilfe von Tabelle
4 verdeutlicht werden, die die Anzahl der im
Zeitraum von 1992 bis 1994 und 1995 bis
1997 ferttggestellten Wohnungen, gegliedert
nach der Gruppe der fünf größten Städten
Overijssels und den übrigen Regionen der
Provinz, darstellt. Die Tabelle verdeutlicht,
daß der Wohnungsbau in den Städten stark
wächst und auch im Gesamtumfang der fer-
tiggestellten Wohnungen einen steigenden
Anteil einnimmt.

Diese Entwicklung kann für Twente auch
noch anhand eines weiteren Merkmals illu-
striert werden. Im Zeifiaum zwischen 1989
und 1996 betrug der Anteil der innerhalb der

Stadhegion fertiggestellten Wohnungen 52Vo.
Die Wohnungsbauprogramme von 1997 bis
200I zeigen einen Anteil von69Vo.

Das sogenannte Mobilitätspro$arnm (,,mobi-
liteitsbeleid") hat in der Tat zu einem Rück-
gang des Wachstums geführt, der auch in
Overijssel spürbar ist. Nichtsdestotrotz nimmt
die Belastung besonders auf einigen Haupt-
verbindungen zu, vor allem in den Stadnegio-
nen Twente, Deventer-Apeldoorn und Zwol-
le.

4. Grenzüberschreitende Beziehungen und
grenzüberschreitende Zusammenarbeit

Ein Blick auf die Karte des Grenzgebietes
zeigt östlich der Stadtregion Twente ein rela-
tiv dünn besiedeltes Gebiet mit einigen regio-
nalen Zentren: Gronau, Nordhorn, Borken,
Rheine. Dieses dünnbesiedelte Gebiet er-
streckt sich in Richtung Münster über eine
Gesamtstrecke von 60 km, in Richtung Osna-
brück über eine Endernung von etwa 80 km.
Diese geographischen Vorgaben lassen ein
Fehlen eindeutig gebündelter grenzüber-
schreitender Beziehungen erwarten.

Bevor sich die Internationalisierung der Wirt-
schaft und das Entstehen einer einheitlichen
europiüschen Wirtschaftsordnung abzeichne-
ten, war das Defizit bei den grenzüberschrei-
tenden Interaktionen vor allem anhand des
grenzüberschreiteqden Verkehrs klar ables-
bar, dies auch in Ubereinstimmung mit dem
allgemeinen Bild in den Grenzgebieten. Eine
Schätzung besagt, daß in der 70er Jahren der
Austausch von Menschen, Gütern und Infor-
mationen über eine Staatsgrenze ungef?ihr die
H?ilfte des durchschnitflichen Austausches in
einer vergleichbaren Situation ohne Landes-
grenze betrug.

Mittlerweile ist beim grenzüberschreitenden
Verkehr zu Lande ein deutiich schnelleres

Tab, 4: Fertiggestellte Wohnungen in
Overijssel 1992-1997

1992 - 1994 1995 - t997

Städte

Übrige Gemeinden

Overijssel

6.540 (40Vo)

9.746 (60Vo)

t6.322

10.785 (5r7o)

10.586 (49Eo)

2r.353
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Wachstum zu verzeichnen als beim Inlands-
verkehr der einzelnen Staaten. So hat im Zeit-
raum zwischen 1990 und 1997 der grenzüber-
schreitende Verkehr zwischen Twente und
Deutschland (41 - 430) stark zugenommen.

Untersuchungen Q&O Research, 1997) erga-
ben, daß der grenzüberschreitende Einkaufs-
verkehr stark ausgeprägt ist, wobei Deutsche
vor allem von den günstigen Preisen einer
Reihe von Produkten in den Niederlanden und
Niederläinder umgekehrt von niedrigeren Prei-
sen in Deutschland profitieren. Die Untersu-
chungen ergaben auch, daß die Kaufströme
von Deutschland in die Niederlande deutlich
größer sind als umgekehrt. Dafür gibt es eine
plausible Erklärung. Auf der niederländischen
Seite, nahe an der Grenze, liegt Enschede als
Bestandteil eines städtischen Knotenpunktes
mit einem hohen Versorgungsniveau. Demzu-
folge fungiert Enschede als Oberzentrum flir

- das deutsche Grenzgebiet, vor allem auch,
weil die mit Enschede konkurrierenden deut-
schen Oberzentren Münster und Osnabrück
relativ weit entfernt liegen. Enschede scheint
aber auch von der Tatsache zu profitieren, daß
die deutschen Bürger bereit sind, für ihre Ein-
käufe weitere Wege zurückzulegen. Auffiillig
ist, daß der Einkaufsverkehr über die Grenze
zwischen 1990 und 1995 nicht signifikant zu-
genommen hat.

In anderen Bereichen sind die grenzüber-
schreitenden Interaktionen weit weniger aus-
geprägt. Dies beruht vor allem auf institutio-
nellen Hemmnissen. Beispiele sind:
- grenzüberschreitende Arbeits-Wohnver-
bindungen; der Austausch wird vor allem
durch die Unterschiede in den Systemen der
Sozialfürsorge und der Steuererhebung beein-
tächtigt.
- Gesundheitsvorsorge; hemmend wirken
sich die Unterschiede in den Versicherungs-
systemen aus.
- Unterschiedliche Bildungs- und Ausbil-
dungssysteme; hier spielen sowohl die
Sprachbaniere als auch die Systeme der Aus-
bildungsförderung eine Rolle. Auffällig ist,
daß ungefähr ein Drittel der Studenten am

,,conservatorium" in Enschede deutscher Her-
kunft sind.
- Die Benutzung kultureller Einrichtungen;
obwohl eine Zunahme des grenzüberschrei-
tenden Besuchs kultureller Einrichtunsen zu

verzeichnen ist, ist die Anzahl der Besucher
immer noch gering.
- Der Wohnungsmarkt; obwohl der Woh-
nungsmarkt auf beiden Seiten der Grenze ei-
nen ständig steigenden Anteil an der Flächen-
nutzung ausmacht, wird der grenzüberschrei-
tende Wohnungsmarkt vor allem durch Unter-
schiede in den Finanzierungs- und Steuersy-
stemen gehemmt.

Bereits erkennbar, wenn auch noch nicht in
großem Umfang, ist die grenzüberschreitende
Gründung von Firmenfilialen. Immer mehr
deutsche Firmen streben einen ,,Brücken-
kopf in den Niederlanden an, umgekehrt gilt
dies auch für niederländische Firmen, die sich
in Deutschland etablieren möchten. Es besteht
der Eindruck, daß vor allem die vorstehend
erwähnte Entwicklungsachse Randstad -
Overijssel - Osnabrück - Hannover - Berlin
ein beliebter Investitionsraum für diese Grün-
dungen ist. Ein aktuelles Beispiel ist die ge-
plante Errichtung niederländischer Schweine-
mastbetriebe im deutschen Grenzgebiet.

Es sind demnach immer noch Hemmnisse
festzustellen, die durch die Existenz der Gren-
ze verursacht werden. Daher ist der Umgang
mit diesen Problemen im Rahmen der politi-
schen Zusammenarbeit eine interessante Fra-
gestellung. Nachfolgend sollen einige dieser
Fragen benannt werden:
- Ist es, bezogen auf die Lage Enschedes in
einer sehr wertvollen und empfindlichen
Landschaft nicht denkbar, einen Teil der
zukänftigen Expansion der Stadt auf das Ge-
biet der Stadt Gronau zu verlegen, dies vor al-
lem unter dem Aspekt einer wahrscheinlichen
Wiedereröffnung der Eisenbahnlinie zwi-
schen Enschede, Gronau und Münster und des
ÖPl.W-Konzeptes der Stadtregion Twente?
- Bestehen Perspektiven für eine Abstim-
mung und Zusammenarbeit im Bereich groß-
maßstäblicher Verkehrsknotenpunkte wie
c ombit erminals oder Flughäfen?
- Istinnerhalb des Städtedreiecks Enschede -
Münster - Osnabrück eine auf eine Aufgaben-
verteilung gerichtete Schwerpunktbildung,
vor allem auf dem Gebiet der Hochschulen,
der Kultur und auf dem Gebiet des wirtschaft-
lichen Handelns denkbar?
- Kann die Arbeit an einem gemeinsamen
Umweltplan für den ländlichen Raum im
Grenzgebiet zu verbesserten Entwicklungs-
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möglichkeiten für die Landwirtschaft, die Na-
tur, das Landschaftsbild und die Lebensqua-
lität der Bewohner beitragen, vor allem auch
unter dem Gesichtspunkt eines grenzüber-
schreitenden Biotopverbundsystemes?
- Ist das regionale OPNV-Angebot besser zu
verknüpfen?

Dies alles sind zeitgemäße, aktuelle Fragen.
Es sind andere Fragen als jene, die in der An-
fangsphase der grenzüberschreitenden Raum-
ordnung gestellt wurden.

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
besteht bereits seit geraumer Zeit. Seit 1967
existiert die Deutsch-Niederländische Raum-
ordnungskommission. Diese Kommission be-
sitzt zwei untergeordnete Gremien, in denen
Vertreter der Provinzen und staatlichen
Behörden aus den Niederlanden mit Vertre-
tern der Kreise und der Regierungsbezirke, ei-

--niger Bundesorgane und der Industrie- und
Handelskammern auf deutscher Seite gemein-
same Planungen erarbeiten. Iq der Auswahl
der Themen, die in diesen Kommissionen be-
arbeitet werden, hat sich eine deutliche Ent-
wicklung vollzogen. Anfünglich konzentrier-
ten sich die Arbeiten vor allem auf die Ab-
stimmung fachlicher Instrumente, wie zum
Beispiel die Harmonisierung von Kartenwer-
ken und Statistiken. Nachfolgend stand die
Inventarisierung der auf den beiden Seiten der
Grenze verwendeten raumordnerischen Pläne
im Vordergrund. In den vergangenen 15 bis
20 Jahren ist der gegenseitige Austausch über
die Planungen der Staaten, der Provinzen
bzw. Bundesländer sowie der Kreise in den
Vordergrund der gemeinsämen Arbeit gehe-
ten.

Im Jahr 1987 ist auf eine Initiative der Kom-
mission für den Teilbereich Nord (,,Subcom-
missie Noord") als Fortsetzung der Arbeit der
Kommission für den Teilbereich Süd (,,Sub-
commissie Zuid") ein Bericht veröffentlicht
worden, der eine Vielzahl von Themen be-
nennt und erläutert, deren grenzüberschreiten-
de Abstimmung dringend erforderlich er-
scheint (Nederlands-Duitse Commissie voor
Ruimtelijke Ordening, 1987). Abschließend
erschien im Jahr 1997 ein Entwicklungskon-
zept für den gesamten Teilbereich Nord der
Niederländisch-Deutschen Raumordnungs-
kommission, für die die ,,Subcommissie No-

ord" tätig ist (Nederlands-Duitse Commissie
voor Ruimtelijke Ordening, 1997).

Die Entwicklungsrichtung ist klar ablesbar:
Die Zusammenarbeit entwickelte sich von der
hauptsächlich auf einen Austausch von tech-
nischen und amtlichen Informationen ausge-
richteten Zusammenarbeit hin zur Bildung ei-
ner gemeinsamen Arbeitsgruppe, deren Ziel-
setzung vor allem auf gemeinsame Planungs-
arbeit ausgerichtet ist. Daraus lassen sich eini-
ge wichtige Fragen ableiten: Wie weit nimmt
die Arbeit einer solchen Planungsinstanz Ein-
fluß auf die räumliche Planung auf beiden
Seiten der Grenze. Aber auch, kann ein sol-
ches Rahmenprogramm die Handlungen an-
derer gesellschaftlicher Akteure beeinflussen?
Ich verweise an dieser Stelle auf die vorste-
hend formulierten sechs Fragen.

Diese Fragen beschränken sich nicht auf die
Niederländisch-Deutsche Raumordnungs-
kommission. Sie sind auch bei einer Vielzahl
weiterer Formen der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit zu finden, die zum Teil be-
reits seit langem bestehen (EUREGIO, seit
1958), zum Teil jedoch erst in jingerer Zeit
ins Leben gerufen worden sind.

Durch die Eritwicklungen seit etwa 1990
(deutsche Wiedervereinigung, Einfrihrung der
Marktwirtschaft in Osteuropa und Auftrebung
wirtschaftlicher Grenzen innerhalb der EU)
hat die Frage nach grenzüberschreitender Zu-
sammenarbeit ein neues Gewicht bekommen.
Diese Entwicklung wird weiter verstdrkt durch
die zunehmende Internationalisierung der
Wirtschaft, den durch die Verwendung moder-
ner Informations- und Kommunikationstech-
nologien rückläufigen Einfluß geographischer
Distanzen und die zunehmende marktwirt-
schaftliche Tätigkeit vormals kommunaler Be-
tiebe. Beispiel hierfür sind die Privatisierun-
gen der Energieversorgung und des ÖPNV.

Zu Beginn der 90er Jahre hat die Zahl der
grenzüberschreitend zusammenarbeitenden
Verbände stark zugenornmen, dies auch im
Bereich der Raumplanung. Zu den letztge-
nannten gehören auch die ,,Neuze Hanze In-
terregio" und das Städtedreieck (,,stedendrie-
hoeK') Enschede/ Hengelo - Münster - Osna-
brück (Universitäten Twente, Münster, Osna-
brück, 1993). Ein Teil der Arbeit dieser Ver-
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bände richtet sich auf die Vermittlung von
EU-Fördergeldern an grenzüberschreitende
Initiativen. Aktuell sind auch die gegenseiti-
gen Besuche des Bezirksplanungsrates des
Münsterlandes und der Kommission für
Raumordnung und Umwelt des Provinzial-
landtages der Provinz Overijssel eine Erwäh-
nung wen.

Im Zusammenhang mit der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit im Bereich der Raum-
ordnung sind eine Reihe von Erfahrungen auf-
zuzeigen:

1. Sogenannte passive Koordination scheint
einfacher zu sein als aktive Koordination
(NIROV 1992). Passive Koordination besteht
vor allem aus einer auf die Vermeidung von
Konflikten gerichteten Abstimmung, während
aktive Koordination die Zusamrnenarbeit an
einem gemeinsamen Ziel oder Projekt impli-
ziert.

2. Die Kompetenzverteilung auf den ver-
schiedenen Verwaltungs- und Regierungsebe-
nen, die Planungssysteme und die Arbeitswei-
sen der Gesetzgebung unterscheiden sich in
hohem Maße. In Deutschland liegt die Kom-
petenz für die Raumordnung vor allem bei
den Ländern, in einigen Bundesländern er-
gänzt durch die Befugnisse der Kreise. Die
Bundesregierung übt einen vergleichsweise
geringen Einfluß aus und ist dabei stark an die
Haltung der Länder gebunden, der durch die
Ministerkonferenz für Raumordnung Aus-
druck verliehen wird. In den Niederlanden be-
steht ein einheitliches System mit einer deutli-
chen Kompetenzverteilung zwischen dem
Staat, den Provinzen und den Gemeinden.
Diese Kompetenzverteilung wird ergänzt
durch ein umfangreiches System wechselsei-
tiger Beratungen bei der Vorbereitung räum-
licher Planungen und in zunehmendem Maße
auch bei deren Durchführung.

Ein anderer Unterschied besteht im Maß der
Verbindlichkeit der einzelnen Pläne (Hop-
pdAppolo 1993), aber auch im Verhältnis der
Raumordnung zu anderen Feldem der Regie-
rungsarbeit. So ist in den Niederlanden die
Raumordnung traditionell in hohem Maße
verbunden gewesen mit dem stark ausgebau-
ten staatlichen Engagement im Wohnungsbau
und der Bodenordnung (FALUDI 1997). Viele

Anzeichen sprechen dafür, daß in Deutsch-
land die Verbindung zur Gesetzgebung zum
Schutz von Natur und Landschaft stärker ist
(Mesroe 1989). Hierbei muß darauf hinge-
wiesen werden, daß in den Niederlanden die
Steuerung des Wohnungsbaus stark rückläu-
fig ist. Während etwa um 1980 80-907o der
fertiggestellten pohnungen in der einen oder
anderen Form mit Hilfe von Fördergeldern fi-
nanziert wurden, ist dieser Anteil im Jahr
1997 auf etwa 20-30Vo zurückgegangen. Da-
mit ist auch die traditionell starke Verbindung
zwischen der Raumordnung.und dem Woh-
nungsbau rückläufig. Die Zusammenarbeit
dieser beiden Ressorts konzentriert sich mitt-
lerweile vor allem auf das Städtedreieck und
die städtischen Knotenpunkte (s.o.), dies vor
allem mit Hilfe eines darauf abgestimmten fi-
nanziellen Instrumentariums.

3. In der Praxis scheinen sich an der Grenze
Entwicklungen zu vollziehen, die einer Kon-
vergenz im Wege stehen. Eine Reihe von Dis-
kussionen über die Organisation der Regie-
rungsorgane in den Niederlanden hat sich
eher bremsend als stimulierend auf die grenz-
überschreitenden Abstimmungen ausgewirkt.
Als Beispiel sei an dieser Stelle die Diskussi-
on über die mögliche Einführung einer neuen
Form der Raumordnung für die städtischen
Gebiete genannt. Inzwischen sind die Forde-
rungen in diesem Punkt wieder zurückgenom-
men worden, dies mit einem noch nicht ab-
sehbaren Ergebnis.

4..Es kann eine starke Konvergenz in bezug
auf die Steuerungskonzepte der Raumord-
nung festgestellt werden. Dies geht aus der
Tatsache hervor, daß in beiden Ländern die
Zunahme freiwilliger Zusammenarbeit zu
verzeichnen ist, während der Einfluß zwin-
gender Regeln zurückgeht (FaruoI 1997).
5. Inzwischen haben die Niederlande eine
umfangreiche Tradition und Reputation im
Bereich der Entwicklung langfristiger Raum-
ordnungskonzepte aufgebaut, während dies in
Deutschland weniger der Fall ist.

Welche Schlüsse lassen die oben aufeeflihrten
Betrachtungen zu?

Es kann festgestellt werden, daß der Einfluß
der Landesgrenze noch immer deuflich spür-
bar ist und daher eine flexible Abstimmung

47



der Raumordnung auf beiden Seiten der Gren-
ze nicht einfach ist; - ein Zustand, der sich
vorläufig auch nicht ändern wird. Es ist aber
zu erwarten, daß sich die Tendenz zu einer
zunehmend konvergenten Entwicklung in
Deutschland und den Niederlanden, die auf
einer Reihe von Gebieten bereits erkennbar
ist, fortsetzen wird.

Bei gesellschaftlichen Entwicklungen ist oft
zu erkennen, daß institutionelle Faktoren ein
Hemrnnis bilden. So wird zum Beispiel ein
Teil der wirtschaftlichen Probleme westeu-
ropäischer Staaten (erkennbar an der hart-
näckigen Arbeitslosigkeit, vor allem im unte-
ien Bereich des Arbeitsmarktes) erklärt durch
die Starrheit von Arbeitsverhältnissen, Ar-
beitstechniken und der Gesetzgebung. Die
Gegenbewegung ist deutlich' sichtbar, auf vie-
len Gebieten wird der Ruf nach Flexibilisie-
rung und Deregulierung deutlich. Auf diese
Weise sollen gesellschaftliche und technolo-
gische Innovationen mehr Chancen erhalten,
dies im Hinblick auf positive Erwartungen im
Bereich des Arbeitsmarktes und des wirt-
schaftlichen Wachstums.

Ungeachtet der Tatsache, daß die Entwicklun-
gen in den Niederlanden und Deutschland im
Verhältnis zwischen der Regierung und der
Privatwirtschaft sowie in der Art der staatli-
chen Einflußnahme im Rahmen der Raumpla-
nung (flexiblere Formen unter Beteiligung ge-
sellschaftlicher Akteure) tihnlich sind, muß
die Raumordnung eine Aufgabe des Staates
bleiben. Der Staat ist dabei an eine sroße An-
zahl institutioneller-Faktoren gebuäden, die
mit dem Aufbau des Staates in Zusammen-
hang stehen. Es ist nicht zu erwarten, daß eine
europäische Raumordnung bei der Über-
brückung der unterschiedlichen institutionel-
len Gefüge innerhalb der Staaten maßgeblich
wirksam sein kann.

In der niederländischen Tradition der Raum-
ordnung spielt die langfristige Planung auf
staatlicher, regionaler und kommunaler Ebene
eine wichtige Rolle beim Erreichen eines

Konsenses über die letztendlich durchzu-
führende Planung. Ein Beispiel hierftir ist das
Poldermodell, das vor allem durch die Nähe
zur Wirtschaftspolitik zum Erfolg geführt hat.

Im Verhältnis zwischen den Regierungsebe-
nen der Niederlande und Deutschland könnte
die Arbeit an gemeinsamen langfristigen Pla-
nungen ein wichtiges Hilfsmittel sein, um den
Einfluß der oben erwähnten Unterschiede im
institutionellen Aufbau zu mindern. Das
räumliche Entwicklungskonzept der Unter-
kommission für den Teilbereich Nord der
Niederländisch-Deutschen Raumordnungs-
kommission könnte diese Funktion überneh-
men.

Vorstehend wurde darauf hingewiesen, daß
die deutsche Wiedervereinigung ein wichtiger
Impuls für das Denken in anderen intematio-
nalen Verhältnissen gewesen ist, als dies bis
1990 der Fall war. Auf der niederländischen
Seite waren die in den Einheitsprozeß inve-
stierten Anstrengungen deutlich zu spüren.
Dies führte unvermeidbar zu einer Verringe-
rung der Aufmerksamkeit für die Beziehun-
gen zu den Nachbarländem. Es ist nicht aus-
geschlossen, daß über einen nicht allzu langen
Zeitraum wieder Spielraum entsteht, um diese
Beziehungen weiter zu entwickeln. Dabei
kann eine Denken in Termini wie städtischen
Netzwerken, unterstützt durch Verkehrsach-
sen, eine wichtige Rolle spielen. Wie bereits
erwähnt, spielt im niederländischen Denken
die sogenannte West-Ost-Achse eine wichtige
Rolle. Diese muß stets im Zusammenhang mit
den Nord-Süd-Achsen gesehen werden, die
sowohl in den Niederlanden als auch in
Deutschland erkennbar sind. Dabei geht es
nicht allein um die Beziehungen der nieder-
ländischen Mainports zum Hinterland. Sicher
ebenso wichtig sind die Beziehungen der
städtischen Agglomerationen in Deutschland
zu den niederländischen Märkten.

Literatur siehe niederländische Fassuns des
Beitrags
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Vom Gebietsentwicklungsplan zum regionalen Entwicklungsprogramm

im Regierungsbezirk Münster*

Erich Tilkorn,Münster

1. Region

Was ist eine Region? Im allgemeinen deut-
schen sowie internationalen Sprachgebrauch
ist Region ein sehr gebräuchlicher Begriff. Er
istjedoch äußerst unscharf, wie die Beispiele
leicht belegen: Europa der Regionen, Grenz-
region, Regionalisierung der Bundesbahn,
Fußball-Regionalliga, Regionalbischof, Ar
beitsmarktregion, Kulturregion sowie Regio-
nalplanung und viele mehr.

Bei allen Beispielen steht allein der Bezug
zum Raume außer Frage (Jecxel 1997, S. 16).
Das ist nicht verwunderlich, da der Begriff
Region von dem lateinischen ,,regio" entlehnt
ist und seit dem 15. Jahrhundert für ,,Gebiet"
oder,,Gegend" im deutschen Sprachraum ver-
wendet wird. Mehrere wissenschaftliche Dis-
ziplinen arbeiten mit ihm; so.die Geographie,
Volkskunde, Linguistik, Okonomie, Poli-
tikwissenschaft und auch die Raumplanung.

Vielleicht liegt die besondere Beliebtheit die-
ses Wortes gerade in seiner fehlenden Klar-
heit begründet? Viele sprechen von Regionen
und sind sich einig, jeder glaubt jedoch in
dem Sinne, wie er selbst den Begriff versteht
und ihn erläutern würde: Somit eine ideale
Verständigungsmöglichkeit in manchen Poli-
tikfeldern sowie im internationalen und vor
allem diplomatischen Bereich.

Für die Raumordnung und Landpsplanung hat
der Gesetzgeber in Nordrhein-Westfalen in

* Vorab-Konzeption des Vortrags auf der Tagung der

Geographischen Kommission für Westfalen am 04.09.

1998 in Osnabrück

$ 14 Abs. 1 Landesplanungsgesetz eine ein-
deutige Regelung gehoffen: ,,Die Gebietsent-
wicklungspläne legen auf der Grundlage des
Landesentwicklungsprogramms und von Lan-
desentwicklungsplänen die regionalen Ziele
der Raumordnung und Landesplanung für die
Entwicklung der Regierungsbezirke und für
alle raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen im Planungsgebiet fest." Der Gebiets-
entwicklungsplan wird gemäß $ 15 Landes-
planungsgesetz vom Bezirksplanungsrat be-
schlossen. Er ist der Plan, der nach bundesein-
heitlichem Sprachgebrauch als Regionalplan
bezeichnet wird.

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen
hat sich im Rahmen der Bildung der 15 Re-
gionen für die Regionalisierte Strukturpolitik
im Jahre 1990 für dieses Politildeld für einen
anderen Regionsbegriff entschieden. Er ist
überwiegend in Anlehnung an die Grenzen
der Industrie- und Handelskammern entstan-
den (vgl. Abb. 1).

2. Neue gesetzliche und planerische
Zielvorgaben für die Regionalplanung

Der Bund und das Land Nordrhein-Westfalen
haben vor allem wegen der einschneidenden
Veränderungen durch die Deutsche Einheit,
der Freizügigkeit des europiüschen Binnen-
marktes, der Offuung der Grenzen zu Osteu-
ropa und schließlich auch der Globalisierung
der Weltwirtschaft einige Vorgaben gemacht,
die in der Tendenz zu einer Stärkune der re-
gionalen Ebene führen.

1. Die Ministerkonferenz für Raumordnung
hat in dem vom Bundesministerium für
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Kreisgrenze

- 

Grenze der Region

Regionsabgrenzung
1 Arnsbero
2 MittlereJRuhrgebiet / Bochum
3 Dortmund / Krs. Unna / Hamm
4 Haoen
5 Sieäen
6 Oshlrestfalen-Lippe
7 Bergische Großstädte
I Düsseldorf / Mittlerer Niederrhein
9 Mülheim a. d. Ruhr / Essen /

Oberhausen (M-E-O)
10 Niederrhein
11 Aachen
12 Bonn

KadoonDhie:
Gmi km m issim la I Westfale n

o 2s sokm 13 Köln4 14 Emscher-Lippe
15 Münsterland

Abb. 1: Abgrenzung der Regionen für die Regionalisierte Strukturpolitik NRW
(Quelle: Ministerium für Wfutschaft, Mittelstand u. Technologie NRW 1992)

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau erar-
beiteten,,Raumordnungspolitischen Orientie-
rungsrahmens" aufgefordert, regionale Ent-
wicklungskonzepte auszubauen und abge-
stimmte regionale Föiderkonzeptionen zu ent-
wickeln.

,,Durch offene Ausgestaltung der Fördermög-
lichkeiten von Bund und Ländern soil es den
Regionen möglich sein, Entwicklungskonzep-
tionen auf breiter Basis umzusetzen. Diese
Stärke des bundesdeutschen Planungssystems
gilt es weiter auszubauen. Es setzt sich zuneh-

mend die Erkenntnis durch, daß für die Ent-
wicklung der einzelnen Räume die regionalen
Initiativen mitentscheidend sind. Die Nähe zu
den Bürgern und zu den jeweiligen Proble-
men erweist die Uberlegenheit dezentraler
Lösungsansätze. Solche regionalen Entwick-
lungskonzeptionen sind förder- und sektor-
übergreifend angelegt und ermöglichen es, die
regionalen Interessen und situationsbedingten
Besonderheiten zu berücksichtigen. Dabei lie-
gen mit sogenannten Regionalkonferenzen
gute Erfahrungen vor, so daß es sich emp-
fiehlt, dieses Instrument verstrirkt einzuset-
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zen. Regionale Entwicklungskonzeptionen
werden auch im europäischen Maßstab be-
deutsamer, da die EG-Kommission ihre Un-
terstiitZung und die Gewährung von Förder-
mitteln zunehmend von der Erarbeitung sol-
cher Konzeptionen abhängig macht" (MKRO
1,992,Ziffer 6.I).

Im,,Raumordnungspolitischen Handlungs-
rahmen" (MKRO 1995) hat die Ministerkon-
ferenz für Raumordnung die Bedeutung von
regionalen Entwicklungskonzepten und Re-
gionalkonferenzen.ausdrticklich aufgegriffen.
Die regionale Ebene und die Regionalplanung
erhalten somit - unabhängig von ihrer unter-
schiedlichen Organisationsform - eine wichti-
ger werdende Funktion. Die Regionalplanung
wird neben der Erstellung und Fortführung
der Regionalpl?ine verst?irkt räumliche, orga-
nisatorische und finanzielle Konzeptionen zur
Lösung von Schwerpunktaufgaben erarbeiten
und auf deren Umsetzung hinwirken müssen.
Auch die Fortentwicklung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit wird hervorge-

. . hoben.,,Die praktische grenzüberschreitende
Zusammenarbeit lebt von der Kooperation auf
kommunaler und regionaler Ebene auf der
Basis abgestimmter Entwicklungskonzepte.
Die MKRO efachtet es deshalb als notwen-
dig, daß die rechtlichen Voraussetzungen ftir
eine enge grenzüberschreitende Kooperation
geschaffen werden und durch finanzielle För-
derung, insbesondere durch die EU, die Um-
setzung konkreter Vorhaben ermögtcht wird"
(MKRO t995,Ziff.7).

2. Der Bund hat im Wege seiner Rahmenge-
setzgebung in dem am 01.01.1998 in Kraft
getretenen Raumo(dnungsgesetz @OG) erst-
mals den Begritr,"R.egionalplan" in $ 9 ver-
bindlich geregelt. Gem?iß $ 22 ROG sind die
Länder verpflichtet, innerhalb von 4 Jahren
einige bundesrechtliche Vorgabeh in Landes-
recht umzusetzen. Für die Regionalplanung
ist insbesondere $ 13 ROG von Bedeutung,
der die Verwirklichung der Raumordnungs-
pläne betrifft: ,,Die Träger der Landes- und
Regionalplanung wirken auf die Verwirkli-
chung der Raumordnungspläne hin. Sie sollen
die Zusammenarbeit der für die Verwirkli-
chung maßgeblichen öffentlichen Stellen und
Personen des Privatrechts fördern. Dies kann
insbesondere im Rahmen von Entwicklungs-
konzepten für Teilräume erfolgen, durch die

raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen
vorgeschlagen und aufeinander abgestimmt
werden (regionale Entwicklungskonzepte).
Die ZuSammenarbeit von Gemeinden zur
Stärkung teilräumlicher Entwicklungen (Städ-
tenetze) ist zu untersttitzen. Vertragliche Ver-
einbarungen zur Vorbereitung und Verwirkli-
chung der Raumordnungspläne können ge-

. schlossen werden."

3. Das Land NRW hat mit dem Landesent-
wicklungsplan (LEP NRW 1995) die räumli-
chen Leitbilder Und raumordnerischen Strate-
gien für Deutschland aus dem ,,Raumord-
nungspolitischen Orientierungsrahmen" und
dem,,Handlungsrahmen" aufgegriffen und
Handlungsschwerpunkte gesetzt. Die wach-
sende Bedeutung der regionalen Entwick-
lungskonzepte und der regionalisierten Struk-
turpolitik wird ausdrücklich hervorgehoben
(LEP NRW A r).

Zur Aufgabenverteilung zwischen den Pla-
nungsträgern auf der Ebene der obersten Lan-
desbehörden und der fünf Regierungsbezirke
stellt der LEP klar (LEP NRW A II): ,,Der
LEP NRW ist die fachübergreifende, inte-
giierte Konzeption für die räumliche Ent-
wicklung Nordrhein-Westfalens über die
nächsten 10 Jahre. Seine Ziele lassen den
nachgeordneten Planungsebenen den nötigen
Entscheidungsspielraum, um sie unter Be-
rücksichtigung regionaler und örtlicher Gege-
'benheiten und Erfordernisse situationsbezo-
gen umzusetzen. Die regionalen Planungsträ-
ger bzw. Fachplanungen sollen die landespla-
nerische Rahmensetzung in eigener Verant-
wortung und mit eigenen Zielen oder Planun-
gen ausftillen."

3. Prinzip der Nachhaltigkeit und
Regionalisierung

Das Raumordnungsgesetz stellt als Leitvor-
stellung für die Raumordnung im Bundesge-
biet die Forderung auf, daß bei der Erfüllung
des Planungsauftrages,,eine nachhaltige
Raumentwicklung erfolgt, die die sozialen
und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum
mit seinen ökologischen Funktionen in Ein-
klang' bringt und zu einer dauerhaften,

' großräumig ausgewogenen Ordnung flihrt" ($
1 Absatz 2 ROG). Damit umschreibt der Ge-
setzgeber das ,,magische Dreieck" (Abb. 2)
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Okonomische Aspekte:
Erhaltung/Verbesserung der
materiellen Versorgung

Ökologische Aspekte:
Erhattung/Verbes serung
des natärlichen Kapitals
(,,Strong Sustainability")

Soziale und politische
Aspekte:
Erhaltung/Verbesserung
von Gerechtigkeit, Frei-
heit und Mitbestimrnung

Abb. 2: ,,Magisches Dreieck" nachhaltiger Entwicklung
(nach Fwxr 1977)

nachh.altiger Entwicklung (Fnxn 1997, S.
30). Okonomische, ökologische und soziale
Aspekte stehen in einem Spannungsverhält-
nis. Dieses Spannungsverhältnis sachgerecht
und ausgewogen zu lösen, erweist sich als zu-
nehmend schwieriger. Auf der Ebene des
Bundes und der Länder einerseits kommen
manche notwendigen gesetzgeberischen Re-
formen nicht zustande. Das gilt insbesondere
für die ökonomischen und sozialen Aspekte.
Auf der örtlichen Ebene andererseits, bei Ge-
meinden und Kreisen, lassen sich vielfach die
Probleme auch nicht lösen. Das kann an der
Kleinräumigkeit liegen oder daran, daß ent-
weder finanzielle oder rechfliche Mittel nicht
zur Verfligung stehen.

Mit anderen Worten: Die Unbeweglichkeit
auf der zentralen Ebene infolge der aktuellen
Politikwirklichkeit in unserem bundesstaatli-
chen System auf der einen Seite und die
Kleinräumigkeit auf der lokalen Ebene, häu-
fig verbunden mit lokalpolitischem Kirch-
tumsdenken, auf der anderen Seite flihren not-
gedrungen auf eine mittlere Ebene, die man
gerne als Region bezeichnet. Sie hat den Vor-
teil der Uberschaubarkeit, der wechselseitigen
Bekanntheit der lokalen und regionalen Ak-

teure, der Möglichkeiten der Konsensfindung
und schließlich auch der notwendigen Selbst-
betroffenheit und Flexibilität für das Erarbei-
ten von Programmen.

4. Stärken und Schwächen der herkömm-
Iichen Gebietsentwicklungsplanung

Als Stärken werden in Wissenschaft und Pra-
xis insbesondere folgende Aspekte genannt:
- Als übergeordneter, überörtlicher Plan legt
der Regionalplan die regionalen Ziele der
Landesplanung in einem zusammengefaßten
Plan fest.
- Ein besonders wichtiger Vorteil ist seine
Verbindlichkeit für Bund, Land und Gemein-
den sowie sämtliche Planungshäger, die unter
der Aufsicht des Bundes oder Landes stehen.
- Als typische Querschnittsplanung führt er zu
planerischen Konfliktlösungen in einer Viel-
zahl von Nutzungsansprüchen an den Raum
(zum Beispiel Wohnen, Arbeiten, Verkehr,
Natur, Landschaft, Erholung, Versorgung und
Entsorgung).
- Der von Selbstverwaltung und Land im Ge-
genstromprinzip erarbeitete Plan ist weitüber-
wiegend ein Ergebnis des Meinungsaus-
gleichs, was Akzeptanz fördert.
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- Belange, für die keine Fachplanungen beste-
hen, können berücksichtigt werden (2. B. Kul-
tur, Telekommunikation, Logistik).
- Seine langfristige Zielsetzung (10-15 Jahre)
gewährt Planungssicherheit und Orientierung.
- Hervorragendes Datenmaterial, Statistiken
wie Prognosen, stehen der Region als Grund-
lage fär eigene Planungen zur Verfi.igung.

Als Schwächen und Nachteile werden viel-
fach folgende Überlegungen vorgetragen:
- Der Regionalplan sei zu wenig umsetzungs-
orientiert, er sei zu statisch.
- Zu häufig orientiere man sich bei Auswei-
sungen am aktuellen Bedarf statt eine Ange-
botsplanung mit einer weiten Zukunftsvision
und Bandbreite fiir Alternativen vorzusehen.
- Manche Festlegungen hätten eher den Cha-
rakter einer Verhinderungsplanung anstelle
des Bemühens um eine positive Gesamtent-
wicklung.
- Vielfach seien die Gebietsentwicklungsplä-
ne zu umfangreich und detailliert. Sie müßten
entfrachtet und,,schlanker" werden.
-Trotz der enorm hohen Anzahl von Beteilig-
ten und der Notwendigkeit ausftihrlicher Be-
ratungen in den Kommunen müsse die Pla-
nungsdauer der Gebietsentwicklungsplanung
verkürzt werden.
- Ein großer Nachteil bestehe darin, daß der
Region zur Umsetzung der Regionalpläne und
zur Unterstützung des strukturellen Wandels
keine eigenständige Entscheidung über Fi-
nanzmittel eingeräumt sei.
- Da Fachplanungen im Gegensatz zur Regio-
nalplanung häufig mit großen finanziellen Mit-
teln umgesetzt werden können, könne leicht
der falsche Eindruck entstehen, die Regional-
planung sei stets die verbietende und Schran-
ken setzende Planung, wo hingegen Wohltaten
nru von den Fachplanungen erwartet werden
könnten.

5. Veränderungen und Tendenzen im Re-
gierungsbezirk Münster

1. Über Aufgaben, Inhalte und Stand der Ge-
bietsentwicklungsplanung im Regierungsbe-
zirk Münster ist in der Jahrestagung der Geo-
graphischen Kommission in Münster 1993
von der damaligen Bezirksplanerin des Re-
gierungsbezirkes Münster ausführlich berich-
tet worden (Srecerueven 1993). Seitdem be-
findet sich der Gebietsentwicklungsplan für

den Regierungsbezirk in einer vollständigen
Uberarbeitung. Für das Münsterland hat der
Bezirksplanungsrat am 02.12.1996 einen
Teilabschnitt aufgestellt, der die beiden
früheren Teilabschnitte,,Westliches Mün-
sterland" (1980) und ,,Zentrales Münster-
land" (1986) zusammenfaßt. Dieser neue, 66
Städte und Gemeinden des Münsterlandes
mit über 1,5 Mio. Einwohnern betreffende
Regionalplan ist nunmehr deckungsgleich
mit dem Gebiet der Region Münsterland, die
im Zuge der Regionalisierten Strukturpolitik
entstanden ist. Der Teilabschnitt des Gebiets-
entwicklungsplanes für das ,,Nördliche Ruhr-
gebiet" (1987) wrd zur Zeit überarbeitet. Der
Bezirksplanungsrat hat im Juni 1998 die
Fortschreibung beschlossen mit der Bezeich-
nung ,,Teilabschnitt - Emscher-Lippe". Die
Verknüpfung mit dem,,Emscher-Lippe-Ent-
wicklungsprogramm" soll damit deutlich ge-
macht werden.

2. Erste Erfahrungen mit der Erarbeitung von
regionalen Entwicklungsprogrammen hat die
Bezirksregierung Münster schen Mitte der
80er Jahre gesammelt, als sie an der Erarbei-
tung eines grenzüberschreitenden Aktionspro-
gramms für die EUREGIO mitgearbeitet hat.
Damals wurde in intensiver Kooperation zwi-
schen den beiden niederländischen Provinzen
Gelderland und Overijssel, der EUREGIO,
der EG - Kommission und den beiden Bezirks-
regierungen Weser-Ems (Niedersachsen) und
Münster (Nordrhein-Westfalen) ein Aktions-
programm aufgestellt, dessen Grundzüge sich
in vielen späteren Entwicklungskonzepten im
Rahmen der Regionalisierten Struktulpolitik
wiederfinden.

Als der Bezirksplanungsrat sich irn Jahre 1985
mit der Erarbeitung des Gebietsentwicklungs-
planes Teilabschnitt,J.{ördliches Ruhrgebiet"
befaßte, erkannte er, daß frir den notwendigen
Stukturwandel in der Emscher-Lippe-Region
die planerischen Mittel der traditionellen und
ldassischen Regionalplanung nicht ausreichen
würden. Daher beauftragte er bereits im De-
zember 1985 die Behörde des Regierungsprä-
sidenten, ein,,Handlungskonzept Emscher-
Lippe" zu erstellen. Der Regierungspräsident
wurde (als Person) in regionale Abstimmungs-
organe eingebunden. Unter seiner Beteiligung
bildete sich zunächst ein Lenkungsorgan für
die regionale Abstimmung. Für die Umset-
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zung des Entwicklungskonzepts wurde unter
seinem Vorsitz eine Regionalkonferenz kon-
stituiert o/rwMTV (2) 1992, S. 23).

Der Weg zur Regionalisierten Strukturpolitik
in Nordrhein-Wesfalen führte über die im Juni
1987 beschlossene,,Zukunftsinitiative Mon-
tan-Region" (ZINI) zu der im Mai 1989 von
der Landesregierung beschlossenen,,ZlJ-
kunftsinitiative Nordrhein-Westfalen" (ZIN)
in der die Regionalisierung der Stukturpolitik
auf das gesamte Land ausgedehnt wurde
(Scrnenencen 1992, S. 81). In der Folgezeit
schuf man die 15 Regionen der Regionalisier-
ten StmkturpolitikMWMTV (1) 1991, S. 17).

3. Im Regierungsbezirk Münster wurde das er-
ste,,Emscher-Lippe-Entwicklungsprogramm"
im Jahre 1988 aufgestellt (Abb. 3 u. 4). Ende
1991 erfolgte die erste Fortschreibung des
Programms. Die zweite Fortschreibung fand
durch Beschluß der Regionalkonferenz Em-
scher-Lippe im Juni 1998 ihren Abschluß.
Der Bezirksplanungsrat fi.ir den Regierungs-
bezirk Münster hat seinerseits die Be-
schlußfassung über das neue Emscher-Lippe-
Entwicklungsprograrnm im September 1998
auf der Tagesordnung.

Das,,Münsterland-Programm" wurde 1991
verabschiedet. Eine Erg?inzung um die Berei-
che Ver- und Entsorgung sowie soziale Infra-
skuktur erfolgte im Jahre 1993. Die Regional-
konferenz des Münsterlandes beschloß 1995
eine weitere Aktualisierung des Münsterland-
programms. Der 1996 durch einen Arbeits-
kreis vorgelegte Entwurf der Fortschreibung
ist im Jahre 1997 in einem umfassenden re-
gionalen Beteiligungsverfahren gewesen. Im
August 1998 steht die Projektliste auf der Ta-
gesordnung der Regionalkonferenz sowie die
Frage des weiteren methodischen Ansatzes
für die Fortschreibung.

In beiden Fortschreibungsprozessen zeigte
sich zum einen die Notwendigkeit, zwischen
der überwiegend fl ächenbezogenen langfristi-
gen Regionalplanung einerseits und der mehr
umsetzungsorientierten und kurzfristigeren
Entwicklungsplanung andererseits eine Ver-
knüpfung herbeizufrihren. Zum anderen wur-
de deutlich, daß die unterschiedliche politi-
sche Repräsentation der politischen Parteien
in dem Bezirksplanungsrat und in den beiden

Regionalkonferenzen zu Problemen bei der
Akzeptanz des Inhaltes der Entwicklungspro-
gramme geführt hat.

6. Verzahnung von Gebietsentwicklungs-
plan und Regionalen Entwicklungspro-
grammen

Die Schwierigkeit der Verzahnung wird durch
einen Blick auf die Organisation der Landes-
planung und der Regionalisierten Strulturpoli-
tik in Nordrhein-Westfalen deutlich. Die
Fachaufsicht über die Landes- und Regional-
planung führt das Ministerium für Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft (MURL).
Initiator der Regionalisierten Strukturpolitik
ist der Wirtschaftsminister, zu dessen Ressort
der Mittelstand, die Technologie und der Ver-
kehr gehören (N[WMTV).

In dem Spannungsverhältnis des ,,Magischen
Dreiecks" (vgl. Abb. 2) der nachhaltigen Ent-
wicklung (Okologie, Okonomie, Soziales) ha-
ben zwei bedeutende Landesministerien spe-
zifische Ressortinteressen. Da im Raumord-
nungsministerium zugleich die Angelegenhei-
ten der Umwelt und der Landwttschaft ange-
siedelt sind, wird gelegentlich die Neutralität
in der an sich übergeordneten Raumordnung
und Landesplanung angezweifelt. Demgegen-
über vermuten manche beim Wirtschaftsmini-
sterium eine zu starke Betonung der Belange
der Wirtschaft

Die für die sozialen Aspekte insbesondere zu-
ständigen Ministerien für Arbeit und Soziales
sowie Bauen,'Wohnen, Städtebau, Schule,
Kultur treten auf der Ebene der Regionalpla-
nung und der Regionalisierten Strukturpolitik
weniger deutlich in Erscheinung.

Zur Lösung des Spannungsverhältnisses sollte
daran gedacht werden, die Landesplanung
wieder in das Ressort des Ministerpräsidenten
zu geben, wo sie bis 1985 gewesen ist. Die
Koordinierung der Landespolitik und ihrer
Umsetzung auf den nachgeordneten Pla-
nungsebenen ist eine geborene Aufgabe der
Staatskanzlei.

Auf regionaler Ebene im Regierungsbezirk
Münster erscheint die Möglichkeit der Ver-
zahnung von Gebietsentwicklungsplan und
Regionalen Entwicklungsprograrnmen durch-
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Abb. 3: Die,,Emscher-Lippe-Region" in Europa
(Quelle: MWMTV (Hg.) (o.J.): ChemSite, S. 30)

aus erfolgversprechend. In den beiden Regio-
nalkonferenzen,,Münsterland" und,,Em-
scher-Lippe" unterhält die Bezirksregierung
eine Geschäftsstelle, die in der Bezirkspla-
nungsabteilung angesiedelt ist. Der Regie-
rungspräsident ist in Person Vorsitzender der
beiden Konferenzen. In der Bezirksregierung
sind die Aufgaben so auf die Mitarbeiter zu-
geordnet, daß sowohl die konzeptionellen
Tätigkeiten wie auch die Betreuung der ope-
rationellen Projekte in derselben Abteilung
wahrgenommen werden. Das jedoch durch
Mitarbeiter, die teils in den Geschäftsbereich
des Raumordnungsministeriums, teils in den
des Wirtschaftsministers gehören. Durch die-
se organisatorische Aufteilung werden die
täglichen Beziehungen zu den Fachressorts
erleichtert und auf der anderen Seite die Bün-
delungsmöglichkeit in der Bezirksregierung

effektiver gestaltet. Seit einiger Zeit nimmt
für jede politische Gruppierung im Bezirks-
planungsrat jeweils ein Mitglied an den Sit-
zungen der Regionalkonferenzen teil. Die po-
litischen Gruppierungen können so an den
Projektarbeiten sowie auch an den Konzepten
für die Regionalentwicklung trühzeitig mitar-
beiten.

Die erarbeiteten Regionalen Entwicklungs-
programme werden auf Vorschlag der Regio-
nalkonferenzen vom Bezirksplanungsrat ver-
abschiedet. Der Bezirksplanungsrat legt sie
der Landesregierung vor und unterstreicht
damit die politische Meinungsbildung im Re-
gierungsbezirk Münster. Ein nächster Schritt
für mehr politische Akzeptanz bei der Erar-
beitung der Regionalen Entwicklungspro-
gramme ist die Uberlegung, die im Münster-
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Abb. 4: Die,,Standortinitiative ChemSite"
(Quelle: MWMTV (Hg.) (o.J.): ChemSite, S. 30)

land vertretenen politischen Parteien direkt in
die Arbeit der Regionalkonferenzen einzu-
binden.

Inhaltlich sollen die beiden Pläne aufeinander
abgestimmt werden. Aus den Erkenntnissen
des soeben aufgestellten Emscher-Lippe-Ent-
wicklungsprogramms sollen die Leitbilder für
die Entwicklung der Region, wie z.B. ein re-
gionales Flächenmanagement, die Entwick-
Iung der Chemie-Region, die Entwicklung der
Energie-Region und viele mehr, in die soeben
begonnene Erarbeitung des neuen Gebietsent-
wicklungsplanes Emscher-Lippe aufgenom-
men werden.

Damit soll Schritt für Schritt der Ansatz ge-
macht werden, die Regionalisierte Strukturpo-
litik und Regionalplanung als ganzheitliches

Regionalmanagement zu entwickeln, was in
dem Regierungsbezirk Düsseldorf seit einiger
Zeit ebenfalls angestrebt wird (KoNzr 1996,
S. 34). Diese Vorgehensweise könnte zu einer
Regionalplanung aus einem Guß ftihren, denn
für mich ist ,,Regionalplanung ohne Umset-
zung wie eine Wolke ohne Regen" (Ttr-KoRN
1996, S. 65).

7. Ansätze zu einem Regionalmanagement

Der Begriff ,,Regionalmanagement" wird in
letzter Zeit häufiger verwendet (Fünsr 1995,
S.416 ff.;TnxonN 1998, S.20). Regionalma-
nagement wird dabei zwischen Regionalkon-
lerenz und Regionalplanung gesef,en. Es ist
kein Ersatz sondern eine Ergänzung der Re-
gionalplanung. Dabei steht die prozeßbezoge-
ne Handlungs- und Organisationsform im
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Abb. 5: Interkommunaler Industriepark Dorsten-Marl
(Quelle: MWMTV (Hg.) (o.J.): ChemSite, S.27)

Vordergrund. Die kooperative Bearbeitung
eines konkreten Problems in der Planungsre-
gion soll gemeinsam angegangen werden.
Elemente der ,,Moderation" des Aufbaus von
,,Netzwerken" zwischen den am Problem be-
teiligten Akteuren und evtl. auch eine ,,Me-
diation" (konstruktive Bereinigung von Kon-
flikten) gehören zu den Merkmalen des Re-
gionalmanagements. Die Intensivierung der
Rückkopplung zwischen Planung und ihren
Wirkungen auf Adressaten, Raum und Um-
welt ist ein wichtiger Aspekt.

Vergleiche mit den Niederlanden zeigen uns,
daß die Tradition des kooperativen Kon-
fliktmanagements, welches dort über Jahrhun-
derte entwickelt wurde, bei uns noch stark op-
timiert werden könnte. Fünsr (1995, S. 417)
kommt zu folgender Erkenntnis: ,,Dem Re-
gionalmanagement fehlt allerdings eine ange-
stammte institutionelle Heimat. Denn es ist

weder eine Variante der Regionalplanung
noch eine aufgeweitete Fachplanung. Es ist
Entwicklungsplanung, aber auf der Basis von
regionalen Gemeinschaftsprojekten."

Im neuen Emscher-Lippe-Entwicklungspro-
gramm wurden aus verschiedenen Leitbild-
vorstellungen Initiativen entwickelt, wie zum
Beispiel eine Initiative zur Entwicklung der
Chemie-Region. Ein Leitprojekt darin ist die
,,Standortinitiative ChemSite". Dabei geht es
im wesentlichen um die Entwicklung eines
umfassenden Standortmarketings für die Che-
mie-Region Emscher-Lippe.

Dieses Projekt ist inzwischen unter Beteiligung
einer Vielzahl von Partnem aus der Wirtschaft.
dem Ministerium für Wirtschaft. Mittelstand.
Technologie und Verkehr, der Bezirksregie-
rung Münster, der Industrie- und Handelskam-
mer zu Münster, dem Kreis Recklinghausen,
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der Städte der Emscher-Lippe-Region, sowie
der Gesellschaft für Wirtschaflsförderung des
Landes NRW und schließlich der Emscher-
Lippe-Agentur als regionales Projekt in An-
griffgenommen worden (vgl. Abb.4).

Bei dieser Zusammenarbeit von Privatunter-
nehmen und Trägem öffentlicher Verwaltung
hat die Emscher-Lippe-Agentur die Projekr
steuerung übernommen. Die Rolle der Be-
zirksregierung liegt im wesentlichen darin,
die planungs- und genehmigungsrechtlichen
Voraussetzungen für verschiedene Maßnah-
men zu schaffen sowie an Fördermaßnahmen
mitzuwirken. Ein Teilprojekt ist dabei die
Ausweisung eines interkommunalen/regiona-
len Industriegebietes auf dem Gelände der
beiden Städte Dorsten und Marl (Abb. 5). In
Zusammenarbeit mit der ELA wurde zunächst
der Bedarf in der Region Emscher-Lippe für
neue Industrieareale ermittelt. Danach hat auf
Vorschlag der Bezirksplanungsbehörde der
Bezirksplanungsrat ftir den Reg.ierungsbezirk
Münster das Verfahren für die Anderung des
Gebietsentwicklungsplanes eingeleitet. Dazu
gehörte als Voraussetzung, daß die Landes-
planungsbehörde ihrerseits den Landesent-
wicklungsplan änderte, der an dieser Stelle ei-
nen Bereich flir einen Kraftwerkstandort pla-
nerisch gesichert hatte. Die regionalplaneri-
schen Abstimmungen erfolgen in engster Zu-
sammenarbeit mit den Fachplanungen sowie
mit den städtischen Absichten bzgl. der Bau-
leitplanung. Diese auf schnelle Umsetzung
bezogene Regionalplanung erfolgt zugleich
mit finanzieller Unterstützung des Wirt-
schaftsministeriums für die Arbeiten durch
die Emscher-Lippe-Agentur. Parallel zu den
vom Gesetz vorgeschriebenen Schritten für
die Regionalplanung wird der Gesamtprozeß
durch die Emscher-Lippe-Agentur im Wege
der Steuerung durch einen Lenkungsausschuß
und eine Arbeitsgruppe begleitet.

Durch diese zeitliche Verknüpfung der Regio-
nalplanung und der Umsetzung des Entwick-
lungsprogramms mit gleichzeitiger finanziel-
ler Unterstätzung des Landes wird dieses für
die Region wichtige Projekt gemeinsam ge-
managt. Das könnte als eine Vorstufe eines
Regionalmanagements angesehen werden.

Ein weiteres Beispiel aus dem Münsterland
benifft die neue Nutzung einer Konversions-

fläche. In der Gemeinde Everswinkel wurde
für ein ehem. britisches Tanklager eine neue
Nutzung herbeigeführt, die von den vorhande-
nen wertvollen Investitionen profitiert. Auf
Anregung der Bezirksplanungsbehörde kam
es zu einer Zusammenarbeit zwischen dem
Polizeifortbildungsinstitut in Münster, der Po-
lizeiabteilung und der Kommunalabteilung
des Innenministerium, der Oberfinanzdirekti-
on als Verheterin des Bundesvermögens so-
wie insbesondere der Belegenheitsgemeinde
Everswinkel, um für die Fortbildung von Po-
lizeibeamten auf dem Gel2inde Ubungs- und
Sicherheitshaining mit Fahrzeugen durchzu-
führen. So konnte wegen der besonderen
Standortgunst dieser Konversionsfläche eine
wirtschaftlich sehr sinnvolle Folgenutzung in
Kooperation mehrerer Partner erreicht wer-
den. Die erforderlichen Abstimmungen.er-
folgten gleichzeitig mit der notwendigen An-
derung des Gebietsentwicklungsplanes.

8. Ausblick

Welche Entwicklungen sol]te man anstreben?

- Regionale Planung und Regionale Entwick-
lungspolitik sollten zusnmmengeführt wer-
den. Ergänzend zu den mittel- bis langfristig
ausgerichteten Regionalplänen gewinnen
kurz- bis mittelfristig angelegte, auf freiwil-
lige Selbstbindung der Akteure setzende re-
gionale Entwicklungs- und Handlungskon-
zepte und operationelle Programme an Be-
deutung.

- Der Träger der Planung muß demokratisch
legitimiert sein, wobei Regionalplanung
grundsätzlich in die gemeinsame Verantwor-
tung von Staat und Kommunen gestellt blei-
ben muß. Bei einer Direktwahl der kommuna-
len Mitglieder gewitnne der Planungsträger an
politischem Gewicht. Wenn zudem die Ent-
wicklungsprogramme mit dem Regionalplan
verbunden sind, ist davon auszugehen, daß
sich die einflußreichsten kommunalpoliti-
schen Persönlichkeiten für dieses Gremium
interessieren.

- Der Träger der Regionalplanung muß in ge-
wissem Umfang über Finanzmittel entschei-
den können. Dadurch werden Legitimation
und Durchsetzungsmöglichkeit einander
näher gebracht.
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- Die Behörde für Regionalplanung sollte in
einer typischen Bündelungsinstanz angesie-
delt sein. Dadurch wird eine effektivere Ver-
zahnung mit den Fachplanungen möglich.
Auch die Zusammenarbeit mit mehreren
obersten Landesbehörden ist für Mitarbeiter
in Bündelungsbehörden alltägliche Praxis.

- Die Mitarbeiter in der Regionalplanung, die
infolge der Aufgabenstellung in multidiszi-
plinärer Zusammenarbeit erfahren sind, müs-
sen sich zunehmend im Prozeßmanagement
schulen. Für.die Regionalplanung steht heute
nicht mehr die Frage im Vordergrund, wie
man an wissenschaftlich fundierte Informatio-
nen herankommt und diese verarbeitet, es
geht vielmehr darum, gesellschaftliche Kom-
promisse vorzubereiten und den politischen
Konsens und die Akzeotanz herbeizuführen.
Moderation und ggf. M-ediation geraten mehr
in den Vordergrund.

Mit diesen Überlegungen ist zugleich auch
die Frage nach der Verwaltungsreform in
Nordrhein-Westfalen stillschweigend mit an-
gesprochen. Insbesondere die Neuordnung
der sogenannten Mittelinstanz ist seit vielen
Jahren in wiederkehrenden Phasen ein span-
nendes Thema. Heute kann niemand mit Si-
cherheit sagen, wie das Ergebnis der erneut
anstehenden Reformbemühungen aussehen
wird. Mit Sicherheit aber können wir feststel-
len, daß der richtige Standort der Regional-
planung und -entwicklung dafür eine ent-
scheidende Fragestellung ist.
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EUREGIO

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der Praxis *

WimL. G. S ch elb e rB, Oldenzaal

Die EUREGIO umfaßt heute 105 Gemeinden,
Städte und Kreise im deutsch-niederländi-
schen Grenzraum (West-Münsterland, Nie-
dersächsische Grafschaft Bentheim und Teil
des Emslandes, Twente, Oost-Gelderland und
Drenthe).

Die EUREGIO wurde 1958 gegründet. Sie
gilt als ältester grenzüberschreitender Zusam-
menschluß auf regionalerlkommunaler Ebe-
ne. Bereits 1971 gründete die EUREGIO eine
eigene grenzüberschreitende Geschäftsstelle
und führte eigene Mitgliedsbeiträge in jeder
Mitgliedskörperschaft pro Kopf der Bevölke-
rung ein. Ebenfalls 1971 erstellte die EURE-
GIO eine erste grenzüberschreitende Struk-
turuntersuchung, die von der EG und den bei-
den Bundesländern sowie dem niederländi-
schen Wirtschaftsministerium mitfinanziert
wurde.

Im Jahre 1978 fand die politische Arbeit eine
grenzüberschreitende Struktur in dem EURE-
GIO-Rat. Diese erste grenzüberschreitende
parlamentarische Versammlung mit grenz-
überschreitenden Funktionen ist das höchste
Organ der EUREGIO. 1985 baute die EURE-
GIO aus eigenen Mitteln der Mitgliedskörper-
schaften eine gemeinsame Geschäftsstelle un-
mittelbar an der Grenze. 1987 wurde das
grenzüberschreitende Aktionsprograrnm vor-
gelegt, das als beispielhaft für Programme in
Grenzgebieten Europas gilt, weil es aus der
Region selber entwickelt wurde.

* Vorab-Konzeption des Vortrags auf der Tagung der
Geographischen Kommission für Westfalen am 04.09.

1998 in Münster

Die EUREGIO versteht sich als grenzüber-
schreitende Drehscheibe für alle deutsch-nie-
derländischen Kontakte der Region. Sie
nimmt die Aufgaben im Auftrag der Gemein-
den, Städte und Kreise wahr und nicht als
neue Verwaltungsebene.

Von Anfang an hat die EUREGIO eine um-
fassende Strategie zur Verwirklichung ihrer
Zielsetzungen erarbeitet, die ständig aktuali-
siert wird. Sie umfaßt als Hauptaufgabe die
Bereiche Verkehrsinfrastruktur, Wirtschaft,
Kultur, Umwelt und Soziales. Dabei ist sich
die EUREGIO stets bewußt, daß die Entwick-
lungen im wirtschaftlichen und im infrastruk-
turellen Bereich gleichberechtigt neben der
sozio-kulturellen Entwicklung stehen müssen.
Ohne die Bewußtseinsbildung für die Not-
wendigkeit grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit in der Bevölkerung, bei Behörden,
Instanzen und Verbänden auf beiden Seiten
der Grenze lassen sich grenzüberschreitende
Projekte in der Wirtschaft und in der Infra-
struktur nicht oder nur mit erheblichen Wider-
ständen durchsetzen. Diese Shategie mit einer
grenzüberschreitenden Gesamtschau der Re-
gion hat sich mittlerweile in Europa durchge-
setzt.

Aktuelle Beispiele für die Zusammenarbeit,
wie sie auch in dem neuen EUREGIO-Haus
stattfindet, sind:
- Drehscheibe für alle deutsch-niederländi-
schen Kontakte,
- grenzüberschreitendes EG-Aktionspro-
gramm und INTERREG-Programm @rojekte
für 80 Mio DM von 1989 bis 1994),
- grenzüberschreitende Konsumentenbera-
tung,
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- grenzüberschreitende Berufsausbildung,
- grenzüberschreitende Arbeitsvermittlung
(im Auftrage der Arbeitsverwaltung),
- grenzüberschreitende Tourismusförderung,
- grenzüberschreitende Umwelt- und Abfall-
recyclingprogramme,
- grenzüberschreitende Zusammenarbeit im
agrarwirtschaftlichen Netzwerk,
- grenzüberschreitende Pendlerberatung
(18 000 Personen pro Jahr),
- Beratung in alltäglichen Grenzproblemen
(Krankenhaus, Feuerwehr, Rettungswesen,
Kooperation im Dienstleistungssektor etc.),
- Förderung der kulturellen Zusammenarbeit
(Jugendbegegnungen, Seniorenbegegnungen,
Familienseminare, Kooperation der Schulen,
Treffen von Fachleuten im öffentlichen
Dienst und vieles mehr; 250 000 Personen im
Jahr),
- Kooperation der Drogenfachleute, der Po-
lizei und
- Zusammenarbeit der Schulen, Schulauf-
sichtsbehörden, Sprachunterricht etc.

Die Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenz-
regionen hat seit 1987 in der EUREGIO eben-
so ihren Platz wie seit 1990 das EU-Pilotpro-
jekt LACE zur Beratung und technischen Hil-
festellung für alle europiüschen Grenzregio-
nen. Daraus soll sich auf Dauer ein Zentrum
europiüscher Grenzregionen entwickeln.

Die Zusammenarbeit hat sich soweit ent-
wickelt, daß Europiüsche Instanzen die EU-
REGIO als Modell für grenzüberschreitende
Zusammenarbeit in Europa bezeichnen. Als
Hauptgründe werden genannt:
- bürgernahe Arbeit durch die kommunale Or-
ganisationsform,
- eigene Finanzmittel durch Beiträge der
Kommunen,
- Einschaltung der Abgeordneten auf allen
Ebenen,
- Arbeit auf allen Gebieten als grenzübergrei-
fende Region, nicht nur als Grenzregion.

Bew?ihrt haben sich die Einrichtung des EU-
REGIO-Rates als parlamentarische Ver-
sammlung (trotz aller bisher eingeschränkten
Befugnisse) und höchstes Organ sowie die
Arbeitsweise der EUREGlO-Arbeitsgruppe
als eine Art Hauptausschuß. Die politische
Arbeit bezieht die Abgeordneten aller Ebenen
ein. Die Mitarbeit der Hauptverwaltungsbe-

amten in der Arbeitsgruppe und in den einzel-
nen Gremien der nationalen Zusammen-
schlüsse stellt sicher, daß die EUREGIO vor
Ort eingebunden bleibt; vor allem wird da-
durch das Fachwissen in den Gemeinde- und
Kreisverwaltungen kostensparend nutzbar
(2.B. Planer, Sozialämter, Jugendleiter usw.).

Die EUREGIO arbeitet grundsätzlich und in
allen Bereichen grenzüberschreitend, d.h.
nicht als Grenzregion, die sich bei aktuellem
Anlaß den Partner jenseits der Grenze sucht.
Dies ist ein grundsätzlicher Denkansatz im
Arbeitsablauf und scheint ein wesentlicher
Unterschied gegenüber der Arbeit von Grenz-
regionen zu sein.

Die relativ weit entwickelte Organisations-
struktur gewährleistet ein ständiges Verfolgen
aller grenzüberschreitenden Probleme; die
kommunale Struktur stellt die bürgernahe Ar-
beit vor Ort sicher. Damit wird die Tätigkeit
für Politik und Bürger nachvollziehbar und ei-
nigermaßen greifbar. Da die EUREGIO schon
sehr lange besteht und sich Verhaltensregeln
eingebürgert haben, besteht bis zu einem ge-
wissen Umfang auch eine Durchsetzbarkeit
von Beschlüssen bei den einzelnen Mitglieds-
körperschaften, vor allem auch in kritischen
Fragen (2. B. kleine grenzüberschreitende Ab-
werbung von BeEieben, Drogenproblematik,
Ansiedlung von kerntechnischen Anlagen im
Grenzraum, Straßenbau, Beitragserhöhung
usw.).

Die eigene Geschäflsstelle als Drehscheibe in
der Region und nach außen ermöglicht es, Pro-
bleme frühzeitig zu erkennen und Entwicklun-
gen rechtzeitig zu verfolgen. Die Mitglieds-
beiträge der kommunalen Ebene stellen die fi-
nanzielle Unabhängigkeit der Arbeit sicher: die
EUREGIO ist aus eigener Kraft lebensftihig.

EUREGIO 2OOO

Europaweit steht die EUREGIO in Konkurrenz
mit anderen Grenz- und grenzübergreifenden
Regionen, die meistens geographisch und von
der Bevölkerung her größer sind und ein be-
deutendes politisches Gewicht einbringen.

Dieser europaweiten Konkurrenz muß sich
die EUREGIO ebenso stellen, wie den neuen
Inhalten der Zusammenarbeit im sozialen.
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kulturellen, wirtschaftlichen und technologi-
schen Bereich, im Wissenschaftssektor und in
der Raumordnung.

Die EUREGIO kann ihre Vorreiterrolle in Eu-
ropa, ihre Bürgernähe, ihre politische Dyna-
mik und ihre Drehscheibenfunktion nur wah-
ren, wenn sie sich nach einer nüchternen Be-
standsaufnahme den Anfordenrngen der Zu-
kunft stellt. Dies bedeutet:
- Die sozio-kulturelle Kooperation ist inten-
siv fortzuführen. Denn es hat sich gezeigt, daß
diese Arbeit ein kontinuierlicher Prozeß ist.
Jede heranwachsende Generation muß immer
aufs Neue für den Blick zum Nachbarn sensi-
bilisiert werden. Die Kenntnisse über das
Nachbarland sind ebenso zu vermitteln, wie
Vorurteile zu vermeiden.
- Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
von Klein- und Mittelbetrieben wird zu einer
der Hauptaufgaben in den nächsten sieben
Jahren. Die Wirtschaft orientiert sich nicht an
Verwaltungsgrenzen, sondern sucht sich die
Partner, die den größtmöglichen Erfolg ver-
sprechen. Gleichzeitig benötigt die Wirtschaft
die Anbindung an Wissenschaft und For-
schung sowie grenzüberschreitenden Transfer.
- Die infrastrukturellen Entwicklungen in
Ost-West- und Nord-Süd-Richtung erfordern
eine enge Kooperation mit den umliegenden
Gebieten.

Die EUREGIO wird in den nächsten Jahren
diese Aufgaben offen und dynamisch ange-
hen. Die zur Verfügung stehenden europä-
ischen Mittel sind ein willkommener Be-
schleuniger der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit. Darüber darf jedoch das ei-
gentliche Ziel der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit nicht aus dem Auge verloren
gehen: grenzüberschreitende und regionale
Entwicklung zum Wohl der Bürger und zur
Entfaltung der Wirtschaft .

Die Verwirklichung dieser Ziele bleibt Auf-
gabe der EUREGIO, unabhängig davon, ob
finanzielle Fördermittel von außen zur Verfü-
gung stehen oder nicht.

Prioritäten in der,,euregionalen" Entwick-
Iungsstrategie

Aus der sozial-ökonomischen Analyse, der
Stärken-Schwächen-Analvse sowie den stra-

tegischen Hauptzielen, basierend auf den Vor-
gaben der europäischen bzw. nationalen/re-
gionalen Ebene, lassen sich folgende Priorita-
ten für die grenzüberschreitende Entwicklung
der EUREGIO 1994 - 1999 (INTERREG) ab-
leiten:

. Verbesserung der regionalen Produktions-
struktur:
- grenzübdrschreitende Kooperation zwi-
schen kleinen und mittleren Unternehmen,
insbesondere in den Zulieferer- und Produ-
zentenbeziehungen, im Technologietransfer,
in der Innovation sowie in der Qualitätssiche-
rung,
- Qualifizierung der Erwerbspersonen und
Verbesserung der Möglichkeiten, im Nach-
barland zu arbeiten, insbesondere durch grenz-
überschreitende Abstimmung und Anerken-
nung der Qualifizierungsprograrnme, Aus-
tausch von Arbeitsmarktdaten, Sprachunter-
richt etc. sowie
- Qualitätsverbesserung im Tourismussektor
mit dem Ziel einer Verlängerung der Saison
und der Verweildauer der Touristen.

. Verbesserung der regionalen Standortfak-
toren:
- regionale und grenzüberschreitende Ver-
netzung der Verkehrsinfrastruktur durch ab-
gestimmte Aufgabenverteilung zwischen den
Güterverkehrs- und Verteilzentren, Schließung
von Verkehrslücken beim Straßen-, Schienen-
und Wasserwegenetz, Abstimmung im öffenr
lichen Personennahverkehr, Nutzung techno-
logischer Neuerungen, Entwicklung moderner
Management- und Leitsysteme,
- $tärkung der Standortfaktoren Umwelt,
Natur und Landschaft durch grenzüberschrei-
tend abgestimmte Pflege, Erhaltung und Aus-
weisung umweltfreundlicher Technologien
und Produktionsweisen sowie angepaßte tou-
ristische Entwicklungen sowie
- regionale und grenzüberschreitende Ver-
netzung bei der Ausweisung, Erschließung
und Realisierung neuer Gewerbe- und Wohn-
gebiete.

. Verbesserung der regionalen Organisations-
f?ihigkeit:.
- regionale und grenzüberschreitende Ver-
netzung und verstärkte Kooperation zwischen
öffentlichen Institutionen und privaten
Dienstleistungen (Raumordnung, soziale
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Dienste, Polizei, Medien usw.) durch Qualifi-
zierung, Austausch, Nutzung technologischer

Entwicklungen, Schaffung bilateraler Rechts-
grundlagen,
- Hilfe bei alltäglichen Grenzproblemen und
- Stärkung der EUREGIO als grenzüber-
schreitende Drehscheibe.

Diese ,,euregionalen" Prioritäten dienen als
Basis für die Erarbeitung des Operationellen
Programms ffir die EUREGIO im Rahmen der
EU-Gemeinschaftsinitiative INTERREG-II
1994 - 1999.

Sozial-kulturelle Aktivitäten

In der alltäglichen EUREGIO-Arbeit stehen
die sozial-kulturellen Aktivitäten, überwie-
gend behandelt in der EUREGIO-Mozer-
Kommission, gleichberechtigt neben den
wirtschaftlichen und infrastrukturellen The-
men. Die Zusammenarbeit auf sozialem und
kulturellem Gebiet bietet oft erst die Voraus-
setzung zur Verwirklichung grenzüberschrei-
tender, wirtschaftlicher und infrasfuktureller
Projekte.

Im Jahr 1994 wurden über 300 000'Bürger
von beideir Seiten der Grenze in diese sozial-
kulturellen Projekte eingebunden.

Partnerschaften

Grenznahe Partnerschaften sind ein hervond-
gendes Instrument, um den Gedanken der
deutsch-niederländischen Zusammenarbeit
und der europiüschen Integration zu fördern.
Viele Gemeinden und Städte in der EURE-
GIO unterhalten solche Partnerschaften seit
vielen Jahren. Dabei ist es unerheblich, ob die
Austauschaktivitäten aufgrund eines Ratsbe-
schlusses stattfinden oder in einem Partner-
schaftsprotokoll einem Komitee übertragen
worden sind. Die gesamte Bevölkerung wird
bei solchen Partnerschaften in die grenzüber-
schreitenden Aktivitäten eingebunden.

Europäische Modelle interregionaler und
grenzüberschreitender Kooperationen

Grenzüberschreitende und interregionale Zu-
sammenarbeit findet an vielfältigen Stellen
Europas statt. Sie nutzt dabei verschiedenste
Instrumente: z.B. Vereinbarungen mit infor-

mellem Charakter, Gentleman Agreements,
private oder öffentliche Verträge, Vereinba-
rungen nach internationalem Recht. Dazu
benötigt man normalerweise keine speziellen
Rechte oder Verpflichtungen, die auf einer
gesetzliöhen Grundlage beruhen.

Ein erster wichtiger Aspekt der grenzüber-
schreitenden und interregionalen Zusammen-
arbeit ist die Einbettung in die auswdrtigen
Beziehungen als Ganzes. Grenzregionen ma-
chen keine eigene Außenpolitik. Sie bewegen
sich im Rahmen der jeweiligen nationalen
Außenpolitik. Ein zweiter Aspekt ist die Not-
wendigkeit, Zuständigkeiten der zentralen Re-
gierungen auf die regionale und lokale Ebene
zu delegieren

Zunächst gilt es die Begriffe grenzüberschrei-
tende und interregionale Zusammenarbeit
deutlich zu definieren.

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit gemäß
einem Glossar der EU bedeutet: nachbar-
schaftliche Zusammenarbeit in allen Lebens-
bereichen zwischen aneinanderliegenden Ge-
bieten, regionalen und/oder kommunalen Ge-
bietskörperschaften oder sonstigen Körper-
schaften in Grenzgebieten.

Interregionale Zusammenarbeit nach dersel-
ben Definition: transnationale Zusammenar-
beit auf weite Entfernung (in der Regei the-
menbezogen) zwischen Regionen, Gemein-
den, regionalen oder kommunalen Gebiets-
körperschaften, die in jedem beliebigen Ort
im Raum liegen können.

Wir konzentrieren uns hier auf die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit. Bei ihr ist wie-
der zu unterscheiden zwischen staatlich-re-
gionaler Zusammenarbeit und regional-kom-
munaler Zusammenarbeit. Die staatlich-regio-
nale Zusammenarbeit beruht meistens auf
zwischenstaatlichen Verhägen, durchgeflihrt
von Regierungs- oder Raumordnungskom-
missionen, beispielsweise der Regierungs-
kommission zwischen Polen und Deutsch-
land. Andere Formen dieser Zusammenarbeit
werden in Staaten realisiert, die stark dezen-
tralisiert sind und wo die regionale Ebene fast
staatliche Kompetenzen wie die Deutschen
Bundesländer hat: es benifft die Zusammen-
arbeit in der Barentsee, im Alpenraum durch
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die ARGE Alp oder die Arbeitsgemeinschaft
Alpen Adria.

Für die -regional-kommunale grenzüber-
schreitende Zusamrnenarbeit ist kennzeich-
nend, daß sie auf der einen Seite meistens
sehr spontan entstand: nicht nur nach den
Veränderungen in Mittel- und Osteuropa -
z.B. an der polnischen Grenze -, sondern
früher auch in Westeuropa. Positiv waren da-
bei die vielen neuen Kontakte mit den Nach-
barn, die Stimulierung der Wirtschaft sowie
die sozialen und kulturellen Kooperationen
bis hin zu der Entwicklung von Strukturen.
Auf der anderen Seite war dies de facto oft
nicht durch gesetzliche Regelungen und Ver-
einbarungen abgedeckt. So entstand z.B. die
deutsch-niederländische EUREGIO als erste
aller grenzüberschreitenden Euroregionen
bereits 1958. Die Madrider Rahmenkonventi-
on für grenzüberschreitende Zusammenar-
beit, die eine rechtliche Grundlage schuf,
wurde 1981 verabschiedet. Heute ist Polen
dieser Madrider Rahmenkonvention beigetre-
ten und verfügt somit über die entsprechen-
den rechtlichen Instrumente.

Lassen Sie mich auch noch den Begriff Euro-
region definieren: formal verfaßte Struktur
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
von regionalen und kommunalen Gebietskör-
perschaft en, gegebenenfalls unter Beteiligung
von Wirtschafts- und Sozialpartnern. Eurore-
gionen haben ein typisches Organisations-
schema mit mehreren Gremien: eine gewählte
parlaryrentarische Versammlung (Rat, als
höchstes Gremium), einen Hauptausschuß mit
hohen Verwaltungsbeamten, thematische Ar-
beitskreise, in die alle Wirtschafts- und Sozi-
alpartner sowie Regierungsinstanzen, Verbän-
de etc. von beiden Seiten der Grenze einge-
bunden sind, und ein grenzüberschreitendes
Sekretariat.

Diese Zusammenarbeit in den Euroregionen
wird von der Europäischen Kommission als
die intensivste Form der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit angesehen. Sie wird
langfristig an allen Binnen- und Außengren-
zen der EU politisch angestrebt. Als Beispiel
möchte ich das Organisationsschema der EU-
REGIO nennen. Man sieht dort, daß sogar das
INTERREG-Programm weitgehend in die
Zuständigkeit meiner EUREGIO fällt.

f

Um Mißverständnisse zu vermeiden, möchte
ich folgendes deutlich machen:

Euroregionen, auch wenn sie eine rechtliche
Grundlage haben oder wie die EUREGIO
oder die Euregio Rhein-Waal ein öffentlich-
rechtlicher Zweckverband werden, sind keine
neuen Verwaltungsebenen. Sie sind grenz-
überschreitende Drehscheiben, in denen sich
die Zusammenarbeit konzentriert. Sie benöti-
gen eine Struktur und Rechtsgrundlage, um
handeln zu können, Gelder zu empfangen und
Verantwortung abzulegen gegenüber dem
Staat und dem Bürger.

Und wie ich bereits ausgeführt habe: es bedarf
in der Anfangsphase keiner großen Strukturen
und Rechtsfornen, um grenzüberschreitend
zu arbeiten. Es geht auch in der Form einer
Arbeitsgemeinschaft als einer locker verfaß-
ten Struktur, in der in der Regel VerEeter von
regionalen Gebietskörperschaften und ande-
ren Organisationen kooperieren.

Wichtig ist, daß durch diese grenzüberschrei-
tende Plattformen ein Ausgleich für die sehr
unterschiedlichen Strukturen und Kompeten-
zen beiderseits der Grenze gefunden werden.
Außerdem besteht Parität unabhängig von der
Größe der beteiligten Staaten und der Ein-
wohnerzahl. Ebenso wichtig bleibt, daß die
Umsetzung der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit in den jeweiligen nationalen
Grenzgebieten erfolgt, und zwar durch dieje-
weils national zuständigen Instanzen oder
kompetenten Einrichtungen.

Eine partnerschaftliche Zusu-i"narbeit, na-
tional und grenzüberschreitend, ist also we-
sentliche Voraussetzung für einen Erfolg.

Gleiche Bedeutung haben die Grundsätze
Subsidiarität und Dezentralisierung. Denn in
allen Grenzgebieten der Europiüschen Union
hat sich gezeigt, daß die größten Erfolge dort
erzielt werden, wo die Zusammenarbeit auf
regionaler und lokaler Ebene erfolgt und
Kompetenzen auf diese Ebenen verlagert wer-
den.

Ansonsten wäre eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit zwischen .Frankreich und Deutschland
nicht möglich. Frankreich ist ein zentral auf-
gebauter, die Bundesrepublik ein föderaler
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Staat. Diese Unterschiede lassen sich grenzü-
berschreitend nur auf resionaler und lokaler
Ebene ausgleichen.

Ahnliches gilt beispielsweise auch fiir die Zu-
sammenarbeit zwischen Triest (Italien),
Östeneich und Slowenien. Slowenien, früher
eine Region Jugoslawiens, ist heute ein
selbständiger Staat. Gegenüber Italien beste-
hen sehr unterschiedliche Verwaltungsstruk-
turen, große wirtschaftliche Disparitäten,
Währungsdisparitäten usw. Slowenien koope-
riert mit Triest, einer autonomen Region, in
einem ansonsten eher zentral ausgerichteten
Italien. Es ko.operiert mit den Ländern im
Nachbarstaat Osterreich, einem Bundesstaat
ähnlich wie Deutschland.

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit um-
faßt aile Lebensbereiche. Die sozial-kulturelle
Zusammenarbeit ist dabei ebenso wichtig, wie
die wirtschaftliche, infrastruklurelle und um-
weltbezogene Kooperation. Durch sozial-kul-
turelle Zusammenarbeit werden psychologi-
sche Barrieren und Vorurteile beseitigt. Sie
umfaßt Jugendaustausch, Seniorenbegegnun-
gen, Familienseminare, gemeinsame Musik-
und Sportverantaltungen ebenso wie die Zu-
sammenarbeit von Zoll, Polizei, Rettungsdien-
sten, Verwaltungsbeamten aller Bereiche etc.

Dadurch entsteht ein intensives Netzwerk grenz-
überschreitender Kontakte und Verbindungen.
Oft werden so erst die Voraussetzungen für
eine erfolgreiche wirtschaftliche und infrastnrk-
turelle Zusammenarbeit geschaffen. Verständ-
nis und Kennhris über den Nachbarn wachsen.

Bei der Zusammenarbeit im wirtschaftlichen,
infrastukturellen und Umweltbereich hat sich
im Westen Europas an den Binnen- und
Außengrenzen gezeigt, daß die Grenzregio-
nen sehr praktische Projekte durchführen.
Diese Grenzregionen bilden aber auch eine
regionale Lobby für wirtschaftliche Entwick-
lungen, Bau von Fernstaßen usw. Auch dies
muß möglich sein. Denn national ist es nicht
unüblich, daß Regionen zu diesen Themen
das Wort ergreifen. National ist es auch nicht
unüblich, daß die Regionen untereinander in
Konkurrenz in diesen Fragen stehen. Ebenso
muß es normal sein, daß Grenzregionen sich
zu solchen Themen äußern und auch mit na-
tionalen Regionen konkurrieren. Dieser Wett-

bewerb der Regionen über Qualität der Pro-
jekte fördert die Entwicklung insgesamt.

Die grenzüberschreitende wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit wurde in der Europäischen
Union erstmals 1990 aktiv finanziell gefördert
durch das INTERREG-Programm. Der zeitli-
che Rückstand Mittel- und Osteuropas ist also
gar nicht so groß. An den Außengrenzen der
EU zu Mittel- und Osteuropa geht es um die
Zusammenarbeit von INTERREG mit dem
PHARE-Prograürm. Dabei ist man sich der
besonderen Schwierigkeit an diesen Außen-
grenzen zu Polen, der Tschechischen Repu-
blik etc. sehr bewußt.

Die unterschiedliche Wirtschaftskraft, das
Währungsgef?ille, die verschiedenartige Kauf-
kraft, die unterschiedlich entwickelten Ver-
waltungen, die noch nicht fertiggestellte Ver-
kehrsinfrastruktur erschweren die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit sehr. Die Staaten
Mittel- und Osteuropas machen zu Recht auf
diese Unterschiede und Nachteile auf ihrer
Seite aufmerksam. Die benachbarten Grenzge-
biete in der Europiüschen Union betonen die
Angst, daß Betriebe über die Grenze abwan-
dern, weil dort z.B. wesentlich niedrigere Löh-
ne gezahlt werden. Hier müssen gemeinsame
Strategien und Lösungswege gefunden wer-
den, die spezifisch auf die Partner in den ein-
zelnen Euroregionen zugeschnitten sind. In
der Kürze der Zeit kann ich hier kein Patente-
zept geben. Eines ist aber sicher: Wenn wir
wollen, daß Polen, die Tschechische Republik,
Ungarn etc. in die Europiüsche Union hinein-
wachsen, dann können sie nicht auf Dauer nur
Staaten mit niedrigen Löhnen bleiben. Denn
dies ist keine Zukunftsperspektive für die
Menschen in diesen Staaten. Es muß dort auch
eine eigene wirtschaftliche Entwicklung mit
Innovation, Kapital, zukunftsorientierten Be-
trieben und steigenden Exporten entstehen.
Nur so kann die Wirtschaft dieser Staaten in
Mittel- und Osteuropa an die Europäische
Union herangeführt werden. Nur in der heuti-
gen Ubergangsphase kann man die niedrigen
Lohnkosten akzeptieren.

Perspektiven für die interregionale und
grenzüberschreitende Kooperation in
Europa

Beide Formen der Zusammenarbeit sind für
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die europiüsche Integration unverzichtbar. Für
ihren Erfolg ist Partnerschaft und Subsi-
diarität notwendig, d.h. Verlagerung auf die
regionale und kommunale Ebene, die die Zu-
sammenarbeit durchführt.

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
erfüllt bei der europiüschen Integration eine
besondere Rolle. Sie ist die ,,Brücke" zum
Nachbarn. Sie öffrret die vierte Himmelsrich-
tung für zwischenmenschliche, kulturelle und
wirtschaftliche Beziehungen. Wenn Europa
nicht an den Grenzen, den Nahtstellen der
Staaten, zusammenwächst, kann sich auf
Dauer keipe Europdische Union entwickeln.
Deshalb ist der Erfolg der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit an den Außengrenzen
der EU mit den Staaten Mittel- und Osteuro-
pas eine der wesentlichen Voraussetzungen
für das schnelle Hineinwachsen von Polen,
der Tschechischen Republik, Ungarn usw. in
die EU. Die Euroregionen sind aufgrund ihrer
speziellen Kenntnisse über die Situation in
ihrem Raum und über den Nachbarn ,,Motor"
dieses Integrationsprozesses.

Es sei nochmal betont, daß die Euroregionen
keine neue Verwaltungsebene sind. Sie sind
ein grenzüberschreitender Kristallisations-
punkt für alle Beziehungen, eine grenzüber-

schreitende,,Drehscheibe". Sie entwickeln
grenzüberschreitende Konzepte und Shategi-
en. Sie vgrmeiden im Vorfeld Konflikte, sie
erkennen mögliche Schwierigkeiten so recht-
zeitig, daß diese nicht zu großen Problemen
anwachsen. Es ist nicht in erster Linie Aufsa-
be der Eurorägionen, Projekte selber zu reäl!
sieren. Grenzüberschreitende Projekte können
beiderseits der Grenze am besten von denje-
weils national kompetenten Instanzen durch-
geführt werden.

Euroregionen und grenzüberschieitende Zu-
sammenarbeit sind Partner der benachbarten
Staaten. Sie setzen das um, was diese Staaten
in Verträgen, Vereinbarungen festgelegt ha-
ben. Sie erfüllen diese Verträge mit prakti-
schem Leben und mit Inhalt.

Und nirgendswo mehr als in der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit gilt der Satz ei-
nes griechischen Philosophen: ,,Die Utopien
von gestern (ein Europa ohne ,,Eisernen Vor-
hang") sind die Ideale von heute (Mitglied-
schaft Mittel- und Osteuropas in der Europä-
ischen Union) und die Wirklichkeit von mor-
gen.

Literaturhinweise: siehe Beitrag DerrEns in
diesem Band
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Leitbild ,,Verkehr" für das Städtedreieck
Enschede/[Iengelo - Münster - Osnabrück

unter besonderer Berücksichtigung zukünftiger Wirtschaftsentwicklung*

Helga K re f t - K e t t e rm a n n, Münster

L. Einführung

Mit der Aufwertung der Doppelstadt Ensche-
de/Ilengelo zu einem Oberzentrum für die
östlichen Niederlande und der Auftrebung der
Binnengrenzen in Europa engagieren sich die
Städte Enschede/Ilengelo, Münster und Osna-
brück seit 1989 als 'Euregionales Städtedrei-
eck' fär eine verstärkte grenzüberschreitende
Zusammenarbeit. Die Verbesserung und der
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur sowie die
Stärkung der regionalen Wirtschaft durch
Nutzung der Chancen und Vorteile einer Ko-
operation wie aber auch der aufkommenden
Synergieeffekte gehören zu den elementaren
und wesentlichen Entwicklungsleitlinien und
Handlungsgrundsätzen im Städtedreieck.

Dem Verkehr kommt beim Aufbau und der
StZirkung des Städtedreiecks aufgrund seiner
,,verbindenden" Funktion eine Schlüsselrolle
zu. Die inter- und innerregionale Verkehrser-
schließung sowie die Eneichbarkeit und An-
bindung des Städtedreiecks sind wesentliche
Kriterien zur Stärkung der Position dieses
Städtenetzwerkes im Europa der Regionen so-
wie für seine regionalwirtschaftliche Entwick-
lung. Darüber hinaus sind Verkehrsprojekte in
ihrer Realisierung auch von großer umweltpo-
litischer Bedeutung. Eine Stärkung der um-
welfreundlichen Verkehrsträger Schiene und
Wasserstaße, ein Ausbau der entsprechenden
Infrastruktur und eine gezielte nachfrageorien-
tierte Verbesserung des Angebotes - insbeson-
dere des Schienenverkehrs - werden die Ver-

* Vorab-Konzeption des Vortrags auf der Tagung der

Geographischen Kommission für Westfalen am 05.09.

1998 in Münster

kehrsströme zugunsten der umweltfreundli-
chen Verkehrsmittel lenken und letztendlich
den Modal-Split im Personen- wie auch Güter-
verkehr zugunsten einer umweltverfägliche-
ren Verkehrsabwicklung verändern.

2. Leitgedanken und Leitlinien zur Ver-
kehrsentwicklung

Auf der Basis der zwei entscheidenden ver-
kehrs- und umweltplanerischen Vorgaben, ei-
ner besseren Anbindung und Erschließung dei
Städtedreiecks mit den wirtschaftsspezifischen
Synergieeffekten einerseits und dem Anspruch
einer umweltverftäglicheren Verkehrsabwick-
lung andererseits, werden Leitgedanken und
Leitlinien für eine gezielt raumorientierte und
raumwirksame Verkehrsentwicklung im Städ-
tedreieck formuliert. Die Ansprüche werden
dabei wie folgt zusammengefaßt:
. Umweltgerechte/umweltverträgliche Ver-
kehrsabwicklung im Personen- und Güterver-
kehr
. Lenkung/Steuerung der Mobilität zu einer
verantwortungsvollen Verkehrsmittelwahl,
Veränderung des Modal-Splits zugunsten um-
weltfreundlicher Verkehrssysteme
. Stärkung umweltfreundlicher Verkehrsmit-
tel und Verknüpfung der Verkehrssysteme

' Stop im uneingeschränkten Straßenausbau,
gezielter Lückenschluß für den Neubau und
Beseitigung von Engpässen für den Ausbau
von Straßen
. Sicherstellung multimodaler Verkehrsachsen
von europiüscher Bedeutung unter Vernetzung
grenzüberschreitender Verkehrssysteme
. Aufbau eines intermodalen Güterverkehrs-
systems zur Zurückdrängung des Güterver-
kehrs per Lkw
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' Ausbau dcs konrbinicrlcr) [-a(lun!]svcrkchrs
unter Einrichtung clczcntntlcr- [Jntsclrlus-
Standorte nrit untcr.schicdlichcr sr.cnziibcr
schre itender l'Lrnkt ionalcr Schrvcr-pu n ktsctrr-r n s

' Stiifkung dcr Vcrkchrstfliser ntit N,lusscnlci
stuItll

' Circnzlibcrgrcif-ende Abstintntung ron I)cr-
sortcnhcl(irclcrunuspllinen (rcgionllc NuhI cr'-
kclr rspltinc )
. SichcrslcllLlnq dcr Eneichbalkcit dcr Obcr
rcntrcn i rrr Stlicltcclrcicck

. Sichcrstellull-q dcr intclnationulcn Irrlciclt
barkeit cles Stlidtedreieck:.

3. l,agegunst und Entrvicklungspotcntial

l)ls Sttirltcdrcicck licgt inr Zentrunt cincs
dure h clcrlcntarc staats-. rvirtschalis- uncl vcr-
kchrspol it ischc Struktulvcninderungcn Anlang
tlcr 90cr- .llrltrc crrlstunclcnen lrnd cxpandiererr
tlcn \\'irtsclrirltsr.uunrcs ntit breit an-celcgtcll.
innor lrtircn Wucltsluntspotcntialen (Abb. I ).

Abb. l: Von der ,,I|lauen llanane" zunr .,I.iuropüischen Champignon.,:
Das Städtedreieck im Kernraunr kiin|iger \Virtschaftsentwicliluns
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Bis 1989 zeigte sich in Europa eine doppelte
Nord-Süd-Orientierung in den wirtschaftli-
chen Nachfragerelationen, daraus abgeleitet
auch in der Lenkung der Verkehrsstöme und
damit in der Ausrichtung der Verkehrsmagi-
stralen. Durch die politischen Veränderungen
in Mittel- und Osteuropa, die Vereinigung der
beiden deutschen Staaten, die Liberalisierung
des europiüschen Binnenmarktes wie auch die
Offnung der osteuropiüschen Märkte hat sich
das Bild gewandelt. Die Bedeutung der West-
Ost-Beziehungen nimmt zu, Berlin entwickelt
sich zu einer europäischen Metropole, das
thüringisch-sächsische Industriegebiet wie
auch Absatzmärkte im Osten gewinnen an
Bedeutung, und der europiüsche Wirtschafts-
schwerpunkt verschiebt sich in nordöstlicher
Richtung bei gleichzeitig elementarem Be-
deutungsgewinn west-ost-gerichteter Nach-
frage- und Verkehrsshöme.

Das Städtedreieck liegt damit zentral im Ein- '

zugsbereich und Kernraum bedeutender Ent-
wicklungs- und Verkehrsachsen. Zu nennen
sind die nach wie vor bedeutende Nord-Süd-
Achse Skandinavien - Nordseehäfen - Osna-
brück - Münster - Verdichtungsraum Rhein/
Ruhr - Rhein/IVlain - Süddeutschland - Nord-
italien und die an Bedeutung gewinnende West-
Ost-Achse von Rotterdam nach Warschau mit
einem Achsenverlauf über Enschede/Hengelo,
Rheine, Osnabrück, Hannover und Berlin.

Das Entwicklungspotential insbesondere die-
ser West-Ost-Achse ist unumstritten; sie zählt
zu den bedeutenden Wachstumskorridoren im
zukünftigen Europa der Regionen. Darüber
hinaus wird das Stiidtedreieck von zwei wei-
teren West-Ost-Achsen tangiert: der traditio-
nell bedeutenden Verkehrstrasse, die vom
Ruhrgebiet über Hannover und Berlin gen
Osten führt und der insbesondere als mittel-
deutsche Achse an Bedeutung gewinnenden
weiter südlich verlaufenden Verkehrsflihrung
Ruhrgebiet Hamm - Paderborn - Kassel -
thüringisch/sächsisches Industriegebiet. Unter
Berücksichtigung eines mittel- bis langfristi-
gen Entwicklungsrahmens wird das Städte-
dreieck schließlich noch in nordwestlich-
südöstlicher Richtung von der regional bedeu-
tenden Achse (Randstad Holland - Ensche-
delHengelo - ) Rheine - Münster - Hamm ( Pa-
derbom - Kassel - Erfurt - Prag) durchzogen,
die als Querspange die beiden großräumigen

europiüschen West-Ost-Achsen miteinander
verbindet; auch hier sind Verknüpfungs- und
Wachstumsimpulse zu erwarten (Abb. 2).

Das im Behachtungsraum des Städtedreiecks
gebündelte Angebot der Verkehrsträger
Straße, Schiene, Wasserstraße und Luftver-
kehr bietet in diesem neuen, im Aufschwung
befindlichen wirtschaftlichen wie auch kultu-
rellen Austauschprozeß West-Ost eine gesun-
de Basis zur Aktivierung wirtschaftsstruktu-
reller, verkehrswirtschaftlicher und kultur-
räumlicher Wachstumsprozesse. Es ist die
Raumwirksamkeit der Verkehrsbänder, die
zusilnmen mit intenegionaler und interkom-
munaler Kooperation und aktiver Mitgestal-
tung auch das Um- und Hinterland am Ent-
wicklungsprozeß teilhaben läßt, reine passive
Transiträume verhindern hilft und einen inno-
vativen, aufstrebenden, aktiven Wirtschafts-
raum entstehen läßt. Damit sind es primär
verkehrswirtschaftliche Standortvorteile, die
es zu aktivieren gilt. Das Städtedreieck als
zentraler Umschlagplatz im Zentrum nord-
süd- und west-ost-gerichteter Verkehrsströ-
me: Dieser Funktionsanspruch ist auszubau-
en, um nicht als Transitregion nur passiv ver-
kehrsbelastet, sondern verkehrswirtschaftlich
aktiv beteiligt zu sein.

4. Integriertes Verkehrskonzept für das
Stiidtedreieck

Vor dem Hintergrund der verkehrsgeographi-
schen Lagegunst des Städtedreiecks im ver-
einten Europa, dem zu erwartenden wirt-
schaftlichen Wachstumspotential und der da-
mit verbundenen Einschätzung des Standort-
raumes ,,Städtedreieck" als ,,Keimzelle" für
wirtschaftliche Expansions- und Innovations-
möglichkeiten zeigen sich in der bestehenden
Verkehrsinfrastruktur der Verkehrsträger
noch verschiedene Defizite und damit auch
entscheidende, wachstumshemmende, soge-
nannte ,,missing links" im Verkehrsnetz.

4.1 Anforderungen an ein optimiertes inte-
griertes Verkehrskonzept,,Städtedrei-
ecK'

4. 1. 1 Übergeordnete, benachbarte Rahmen-
und Teilkonzepte

Das Verkehrskonzept ,,Städtedreieck" ist in

65



Abb. 2: Das Städtedreieck Enschede/llengelo - Münster - Osnabrück im internationalen
und nationalen Achsengeflecht

seinen Zielsetntngen, Anforderungen und
Projektdefinitionen in internationale und re-
gionale Verkehrs-Rahmenpläne integriert.
Anzuführen sind hier z. B.:
. das grenzüberschreitende raumordnerische
Leitbild des Unterarbeitskreises Süd der
deutsch-niederländischen Raumordnungs-
kommission mit Aussagen zum ,,Leitbild Mo-
bilität und Verkehrssystem" (Vergleichbares
existiert für den Unterarbeitskreis Nord),
. das Verkehrskonzept für den Kammerbe-
zirk der Industrie- und Handelskammer Mün-
ster,
. das ÖlttV-Regionalisierungsgutachten
Münster - Münsterland (Basis für die Erstel-
lung des regionalen Nahverkehrsplanes Mün-
sterland).

. der erste SPNV-Nahverkehrsplan Münster-
land, beschlossen 1997 vom Zweckverband
SPNV Münsterland,
. das integrierte Güterverkehrskonzept unter
besonderer Berücksichtigung des kombinier-
ten Ladungsverkehrs für den Kammerbezirk
Münster, erstellt im Auftrag der Industrie-
und Handelskarnmer Münster,
. der Masterplan der DB AG zum Standort-
netz von KlV-Terminals,
o der Bundesverkehrswegeplan 1992,. der Gebietsentwicklungsplan, Teilabschnitt
Münsterland (mit regionalem Verkehrskon-
zept für das Planungsgebiet),
. das Positionspapier zur Verkehrsinfra-
struktur in der OBE (Osnabrück. Bentheim.
Emsland und
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o das Leitschema der EIJ für eine,transeu-
ropiüsche Verkehrsinfr astruktur.

Im,,Verkehrskonzept des Städtedreiecks"
werden aus der Sicht und der Interessenlage
der Oberzentren Enschede/Hengelo, Münster
und Osnabrück Aussagen zu Neu- und Aus-
bauplanungen in der Verkehrsinfrastruktur
sowie zu Qualitätsstandards im Verkehrsan-
gebot getroffen und Einzelprojekte forciert
und bewertet.

4.L2Maßgaben für den Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur

In einer international verflochtenen und ar-
beitsteilig organisierten Volkswirtschaft be-
stehen enge Wechselbeziehungen zwischen
der Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung.
Der Standortraum des Städtedreiecks ist auf-
grund der neu gewonnenen und wachsenden
Lagegunst in einem sich verschärfenden und
euregionalen Wettbewerb auf ein funktionie-
rendes Verkehrssystem angewiesen, das nicht
zuletzt auch aufgrund des prognostizierten
Verkehrswachstums äußerst leistungsfähig
sein muß. So ist im Bundesverkehrswegeplan
1992 auch flir den Verkehrsraum des Städte-
dreiecks bis zum Jahr 2010 für alle Verkehrs-
träger ein erheblicher Anstieg in den Ver-
kehrslgistungen ausgewiesen. Bezogen auf
Nordrhein-Westfalen wird hier allein mit ei-
ner Steigerung der Personenverkehrsleistung
im Individualverkehr um 19 Vo bzw. im Of-
fentlichen Personenverkehr um 26 Vo und in
der Güterverkehrsleistung gar um 43 Vo ge-
rechnet. Besonders hohe Zuwächse werden
für den Güter-Transitverkehr auf der Straße
(+ 79 Vo) erwartet (MSWV 1990). Insgesamt
erfordert diese Entwicklung, daß bei allen
Verkehrsträgern bestehende Kapazitätsreser-
ven genutzt, die spezifischen Schadstoff-L?ir-
memissionen der Fahrzeuge gemindert, aber
auch eine Verflüssigung der Verkehrsabläufe
durch eine gezielte Anpassung der Verkehrs-
infrastrukturnetze erreicht werden müssen,
um auch auf dem Verkehrssektor den gestie-
genen Anforderungen an den Schutz der Um-
welt noch besser entsprechen zu können.

Um die Eneichbarkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit des Städtedreiecks langfristig zu
stärken, müssen die bestehenden Infrastruk-
tur- und Angebotsdefizite behoben werden,

wobei auf der Grundlage eines integrieden,
die systemimmanenten Vorteile der Verkehrs-
träger Wasser, Schiene, Straße und Luft
berücksichtigenden Planungsansatzes ein ko-
ordiniertes, aufeinander abgestimmtes und
sich ergänzendes Verkehrsangebot zu schaf-
fen ist.

Eck- und Orientierungsgrößen sowie inhaltli-
che Rahmenvorgaben sind hierbei:
. die Förderung und Sicherstellung der inter-
und innerregionalen Eneichbarkeit in den Re-
lationen der Oberzentren des Städtedreiecks,
. eine Stärkung europiüscher Verkehrsachsen,
insbesondere die Entwicklung und der Aufbau
der West-Ost-Achse Randstad Holland - En-
schede/-Hengelo - Osnabrück - Hannover -
Berlin - Warschau,
. die Forcierung der logistischen Drehschei-
benfunktion des Städtedreiecks im Güterver-
kehr und
. die Stärkung und der Ausbau als Um-
schlagplatz anstelle einer Transitregion.

4.2 Handlungsschwerpunkte und Optimie-
rungsansätze

Eine leistungsstarke, arbeitsteilig funktionie-
rende und aufeinander abgestimmte Ver-
kehrsinfrastruktur ist die Grundvoraussetzung
für die Entwicklung eines Raumes. Dabei
sind die wechselseitigen Abhängigkeiten zwi-
schen den verschiedenen Verkehrsträgern im-
mer mehr zu berücksichtigen. Neben der
Straßeninfrastruktur haben daher die Schie-
neninfrastruktur, die Wasserstraßeninfrasfuk-
tur sowie die Einbindung in ein Luftverkehrs-
netz zusätzliche Bedeutung erlangt. Die unter-
schiedlichen Verkehrsträger sind intelligent
miteinander zu verknüpfen, um den heutigen
Mobilitätsbedürfnissen optimal entsprechen
zu können.

Vor diesem Hintergrund ergibt sich ein For-
derungskatalog zum Infrastrukturausbau des
Städtedreiecks, der nach folgenden Zielkrite-
rien formuliert wird:
. Verbesserung der europäischen Fernver-
kehrsverbindungen im Einzugsbereich des
Städtedreiecks zur internationalen Anbin-
dung, Verbindung sowie zur Integration in
den grenzüberschreitenden Leistungsaus-
tausch. Für die beteiligten Städte und für die
Region, die durch die Haupttransportachsen
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mit den industriellen und wirtschaftlichen
Wachstumsräumen verbunden sind, eröffnen
sich durch die verbesserten Standortbedin-
gungen Wettbewerbsvorteile in der internatio-
nalen Konkurrenz der Regionen. Den wirt-
schaftlichen Vorteilen und Entwicklungs-
chancen stehen hierbei jedoch auch weitere
Vbrkehrsbelastungen entgegen, die es auf
möglichst umweltfreundliche Transportträger
- Schiene und Wasserstraße - zu lenken gilt.. Optimierung der innerregionalen Ver-
kehrserschließung und der Erreichbarkeit im
Verkehrsraum des Städtedreiecks. Die Region
als Nährboden der Oberzentren gilt es eindeu-
tig zu integrieren.. Ausbau des multimodalen Gütertransportes
im Verkehrsraum: Das Städtedreieck als logi-
stische Drehscheibe, als Umschlagplatz zwi-
schen dem städtischen Kerngebiet der Nieder-
lande und Ostdeutschland bzw. Osteuropa.. Optimierung des Verkehrsmanagements.

Die Einzelprojekte werden im folgenden kurz
vorgestellt.

4.2.1 Ausbau der Infrastruktur

Schienenverkehr

. Ausbau der intemationalen Schienenachse
Randstad Holland - Enschede/ Hengelo -
Osnabrück - Hannover - Berlin - Warschau
(West-Ost-Achse) für höhere Geschwindig-
keiten und für die Aufnahme eines fahrplan-
mäßigen ICE-Verkehrs. (Sachstand: Die DB
AG hat den Auftrag erteilt, kurzfristig (bis
1999) die Strecke Bad Bentheim - Osnabrück -
Löhne für eine Höchstgeschwindigkeit von
160 km/h auszubauen.) Wichtig ist jedoch
auch die Ergänzung des Hochgeschwindig-
keitsverkehrs durch Inter-Regio- und Regio-
nalverkehre mit ausreichenden Halten in der
Region.r Ausbau der Schienenachse Hamburg - Bre-
men - Osnabrück - Münster - Ruhrgebiet -
Rhein-Main-Gebiet - Süddeutschland (Nord-
Süd-Achse) zur Führung von fahrplanmäßi-
gen ICE-Zügen in dieser westlichen Nord-
Süd-Magishale.. Ausbau interregionaler Schienenachsen:
hier Lückenschluß im Raum Enschede - Gro-
nau zur Verknüpfung der Oberzentren En-
schede und Münster mit dem Einsatz durch-
gebundener Zugkurse in Regionalexpreßqua-

lität (vgl. Beitrag Geuc<Len in diesem Band).
. Einsatz qualifizierter Zugangebote in der
Relation Enschede/Hengelo - Rheine -. Mün-
ster - Hamm - Paderborn - Kassel mit dem
Ziel einer qualifizierten Verknüpfung der
nördlichen West-Ost-Achse mit der Mittel-
deutschlandachse.
. Anschluß an die Betuwe-Stammstrecke/
Bau des nördlichen Bypasses mit Anschluß an
die bestehende WesJ-Ost-Verbindung En-
schedeÄlengelo - Osnabrück (- Hannover -
Berlin). (Sachstand: Im Juni 1995 hat das nie-
derländische Parlament den Bau der Betuwe-
Strecke von Rotterdam nach Zevenaar im
Raum ArnheimA{ijmwegen beschlossen, wo
diese ausschließlich dem Güterverkehr vorbe-
haltene Strecke Anschluß an die von Utrecht
kommende und über Emmerich nach Ober-
hausen führende grenzüberschreitende Ver-
bindung hat. Der Parlamentsbeschluß beinhal-
tet auch die Entscheidung, daß innerhalb von
vier Jahren nach Fertigstellung der Betuwe-
Stammstrecke deren Weiterführung in Rich-
tung Norden mit Anschluß an die West-Ost-
Verbindung Enschede/Hengelo - Osnabrück
gebaut sein soll. Die hierftir erforderlichen
Untersuchungen werden Anfang 1998 begin-
nen. Für die Trassenführung sind zur Zeit
zwei Hauptvarianten in der Diskussion, eine
Ausbau-/teilweise Neubauvariante in Anleh-
nung an bestehende Eisenbahnstrecken und
eine Neubauvariante durch das Achterhoek
parallel zum geplanten Bau der niederl?indi-
schen A 18.)

Straße

r Straßenausbau im Korridor Enschede -
Münster (B 54) - (Bielefeld). Der B 54 n und
der B 67 n kommen unter grenzübergreifen-
den Gesichtspunkten (Verknüpfung des deut-
schen und niederländischen Fernstraßennet-
zes, hier im Anschluß an die N 35 wie auch
die A 15-NL als Verbindung der städtischen
Agglomerationen Enschede/llengelo und
ArnhemA{ijmegen) als auch zur interregiona-
len Anbindung der Oberzentren Enschede und
Münster wichtige Verbindungsfunktionen zu.
Die noch bestehenden Netzlücken verhindern
bis heute, daß beide Verkehrsachsen die ihnen
zugedachten Aufgaben in vollem Umfang
wahrnehmen können. Nachdem von gesetzge-
berischer Seite die entsprechenden Vorausset-
zungen geschaffen wurden @instufung in den
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vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrs-
wegeplanes 1992), ist es nunmehr dringend
notwendig, daß die Planungen für die noch
ausstehenden Lückenschlüsse aktiv begleitet
und untersttitzt werden.

Wasserweg

. Schaffung einer durchgehenden west-östli-
chen Kanalverbindung von den niederländi-
schen Nordseehäfen zum sächsischen Indu-
striegebiet und damit Schaffung einer Kanal-
verbindung Twente - Mittellandkanal. Ziel ist
die Herstellung einer leistungsftihigen direk-
ten west-ost-gerichteten Kanalverbindung zur
Einsparung von Umwegfahrten und damit der
Lückenschluß des Wasserstraßennetzes im
Städtedreieck bei gleichzeitiger St?irkung des
Verkehrsträgers,,'Wasserweg". (Sachstand:
Im Auftrag der Verkehrsministerien der Nie-
derlande und der Bundesrepublik Deutsch-
land ist für das Projekt der Kanalverbindung
eine gemeinsame Kosten-Nutzen-Analyse
durchgeführt worden. Die Untersuchungen
auf niederländischer und deutscher Seite ha-
ben in allen Varianten zu einem Kosten-Nut-
zen-Quotienten kleiner 1 geführt. Gleichwohl
ist mit der Kosten-Nutzen-Analyse noch kei-
ne Entscheidung über das Projekt gefallen.)

. Das Städtedreieck spricht sich ausdrück-
lich für die Verknüpfung des Twentekanals
mit dem Mittellandkanal aus. Das Wasser-
shaßennetz der Niederlande mit einer Einbin-
dung des Nordseehafens Rotterdam und des
Großraums Amsterdam endet derzeit mit dem
Twentekanal in Enschede. Ein Lückenschluß
ist erforderlich, um die Athaktivität des Städ-
tedreiecks und damit seine Lagegunst auch im
Bereich der Wasserstraßen langfristig abzusi-
chern.

Luftverkehr

. Optimierung der Erreichbarkeit des Ver-
kehrsflughafens Münster/Osnabrück durch
eine verbesserte Anbindung des Flughafens
an die überregionalen Verkehrsträger Auto-
bahn und Schiene und eine vorrangige Sicher-
stellung der Erreichbarkeit mit öffentlichen
Verkehrsmitteln durch die Bereitstellung ei-
nes entsprechenden Angebotes.
Deutlich expandierende Fluggastzahlen
(1994: 725.000) und eine weiter steigende

Entwicklung lassen auch das Potential für
eine OPNV-orientierte Anreise wachsen. Die
Anbindung an das nationale und internationa-
le Linien- und Charterflugangebot ist ftir den
Standortraum des Städtedreiecks und insbe-
sondere für den Wirtschaftsverkehr von
großer Bedeutung.. Abstimmung in den Angebotsstrukturen
der Flughäfen Twente und Münster/Osna-
brück zur gegenseitigen Funktionsstärkung.

4.2.2 Ausbauund Optimierung des Öffentli-
chen Personennahverkehrs

Im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
wird eine abgestimmte Angebotsplanung ge-
fordert. Die Regionalisierung des Schienen-
personennahverkehrs (SPNV) hat in Deutsch-
land zu einer Reorganisation des gesamten
OPNV geführt. Die Städte und Gemeinden
tragen seit dem 01.01.1996 die Ausgaben-
und Aufgabenverantwortung für den SPNV
und bestimmen damit das Nahverkehrsange-
bot in ihrem Verkehrsraum.

Im Einzugsbereich des Städtedreiecks haben
sich mit Inkrafttreten des Regionalisierungs-
gesetzes NRW zum 01.01.1996 die vier Mün-
sterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt
und Warendorf sowie die kreisfreie Stadt
Münster zur Durchflihrung der neuen Aufga-
ben zu einem Zweckverband Schienenperso-
nennahverkehr Münsterland zusammenge-
schlossen. Dieser Zweckverband hat sich bei
der Erstellung des ersten SPNV-Nahverkehrs-
planes Münsterland (erarbeitet durch die
Schienenverbund Münsterland GmbH) und
damit bei der Formulierung von Angebots-
qualitäten und Angebotsstrukturen mit den
benachbarten Zweckverbänden und Öpml-
Planungsinstanzen abgestimmt. Der erste
Schienenpersonennahverkehr Münsterland
wurde im Juni 1997 von der Verbandsver-
sammlung beschlossen. Er ist in seinen Maß-
nahmen auf einen kurz- bis mittelfristieen
Zeihahmen ausgelegt.

Durch die Regionalisierung des SPNV in
Deutschland besteht die deutliche Chance, das
Angebot auf der Schiene im Nahverkehr si-
cherzustellen, auszubauen und vor allem
grenzenübergreifend zu koordinieren. Die
Durchbindung Gronau - Enschede im Shecken-
verlauf der Bahnlinie Enschede - Münster ist
damit eine wesentliche Aufeabe des Zweck-

69



verbandes Münsterland (vgl. Beitrag Geucx-
lnn in diesem Band).

4.2.3 Aufbau eines intermodalen Güterver-
kehrsnetzes unter besonderer Berück-
sichtigung des kombinierten Ladungs-
verkehrs

Ein steigendes Güterverkehrsaufkommen und
die begrenzte Kapazität der Verkehrsträger
machen die Entwicklung intelligenter Steue-
rungssysteme, Netzwerke und logistischer
Transportkonzepte notwendig. Angestrebt
wird die Schaffung eines dezentralen Stan-
dortnetzes mit logistischen Verknüpfungen
und die Stärkung umweltfreundlicher Trans-
porte mit Bahn und Binnenschiff. Hierbei gilt
es, ein Netzwerkkonzept für Güterverkehrs-
zentren und Umschlagstandorte im Städte-
dreieck zu erarbeiten und die regionale Güter-
bahn mit einfachen, zielnahen Umschlag-
standorten zu forcieren.

Ziel ist die Schaffung und Stärkung von
Ganzzugführungen in wichtigen Quell-Ziel-
Relationen des Städtedreiecks. Gleichzeitig
gilt es, lei stung sfähige Umschlagplätze ber eit-
zustellen, um dem geforderten Ausbau des
kombinierten Ladungsverkehrs Schiene/

Straße (KLV) entsprechen zu können. Ange-
strebt wird ein dezentrales Standortnetz von
KlV-Terminals mit unterschiedlich regiona-
ler/funktionaler Schwerpunktsetzung (Ar-
beitsteilung). Diese kann auf die regionale
Bündelung der Verkehrsaufkommen und die
an unterschiedlichen Destinationen orientierte
Arbeitsteilung gerichtet sein, aber auch auf
die Realisierung gemeinsamer Projekte.

Von Bedeutung im Verkehrsraum des Städte-
dreiecks sind hierbei das in Entwicklung be-
findliche Güterverkehrszentrum (GVZ) in
Rheine, der KlV-Terminal Twente in Olden-
zaal, das ebenfalls in der Entwicklung befind-
liche Güterverkehrszentrum in Osnabrück
und der KlV-Standort (Containerterminal) in
Münster. Von strategischer und entscheiden-
der Bedeutung für eine Sicherstellung und ei-
nen Ausbau der Standorte ist eine gezielte
Kooperation. Das von der IHK Münster in
Auftrag gegebene Gutachten (über ein inte-
griertes Güterverkehrskonzept für den Kam-
merbezirk Münster unter besonderer Berück-
sichtigung des kombinierten Ladungsverkehrs
(Gutachter: TransCare, Wiesbaden) bietet auf
der Basis einer Potentialabschätzung und -ana-
lyse für KV-affine Güter im Kammerbezirk
Münster unter Berücksichtigung von Osna-

nach Transcare GmbH

Flügelzugverbindung

o Zusammenführuno
des Flügelzuges -

Ganzzugverbindung

@ Umschlagbahnhof

a

a

Ausgangs- bzw. Endpunkt

Orientierungspunkte
Gleisanschlußterminal

Abb.3: Ganzzugführung Münsterland - Berlin
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brück und dem Grenzraum Enschede/Ilengelo
erste umsetzungsorientierte Realisierungs-
ansätze.

In einer ersten Realisierungsstufe ist die
werktägliche Führung eines KlV-Pilotzuges
Münsterland - Berlin in Planung, wobei das
Terminal Münster, das Terminal Rheine, der
Aufkommenspunkt Ibbenbüren und auch der
Standort Osnabrück berücksichtigt sind. Die
Zugführung soll dabei so organisiert werden,
daß an den drei beteiligten Aufladungspunk-
ten Rheine, Münster und Ibbenbüren Wagen-
gruppen in Richtung Berlin zusammengestellt
werden, die als sog. ,,Flügelzüge" nach Osna-
brück fahren, um im dortigen Rangierbahnhof
zu einem Ganzzug verbunden zu werden. Die-
ser fährt dann ohne Halt bis Berlin Hambur-
ger und Lehrter Bahnhof Ubf oder alternativ
auch bis in das derzeit im Aufbau befindliche
GVZ-Wustermark. Durch die Zugzusammen-
stellung in Osnabrück besteht außerdem die
Möglichkeit, dortiges Aufkommen zu inte-
grieren (Abb. 3).

4.2.4 Ausbau der Telekommunikationsinfra-
struktur zur optimalen Vernetzung der
Verkehrsträger

Auf der Ebene des Verkehrsmanagements
steht der Ausbau von Informationstechnologi-
en und damit der Aufbau einer Telekommuni-
kationsinfrastruktur zur optimalen Vernet-
zung der Verkehrsträger im Vordergrund; ein
Tätigkeitsfeld, das von der Einrichtung von
Verkehrsleitsystemen an Autobahnkreuzen
bis hin zur Installierung von Computer-Inte-
grated-Railroading (ClR)-Programmen zur
Optimierung der Auslastung der Schienenka-
pazitäten und Aktivierung von Kapazitätsre-
serven auf Güterhauptachsen der Schiene
reicht.

Das Städtedreieck ist auf den unterschiedli-
chen Handlungsebenen initiierend und koor-
dinierend aktiv, um einerseits seine wirt-
schaftsräumliche Standortgunst, Erreichbar-
keit und Erschließung weiter zu optimieren,
um andererseits aber auch über eine abge-
stimmte, umweltverträgliche Verkehrsent-
wicklungsplanung (Mobilitäts- und Trans-
portpolitik) die Umweltprobleme - Luftver-
schmutzung und Lärmbelastung - zu minimie-
ren. Die Vernetzung der Verkehrssysteme und

der Verkehrsangebote ist hierbei eine notwen-
dige Bedingung.

5. Entwicklungsträger der Wirtschaft: die
logistische Drehscheibe

5. 1 Wachstumspotential der Wirtschaft
durch verkehrsgeographische Lagegunst

Die zentrale Lage des Städtedreiecks im sich
neu orientierenden Entwicklungs- und Ver-
kehrsachsengeflecht des vereinten Europas
und die deutliche Bündelung leistungsstarker
Massentransporttäger - Schiene und Wasser-
weg - schaffen die Basis flir innovative wirt-
schaftsstrukturelle Wachstumsprozesse. Lei-
stungsfähige Verkehrsträger und ihre Infra-
struktur werden dabei nach wie vor als At-
traktivitätsfaktoren für eine Region und als
Orientierungsmomente für einzelne Wirt-
schaftszweige gewertet. Transportlogistische
Aspekte und damit die Standortlage in einem
funktionierenden, aufeinander abgestimmten
Verkehrsnetz werden für die Standortwahl
von Betrieben immer bedeutender.

Die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung
wird sich insbesondere auf industrielle
Dienstleistungen, technologische Innovatio-
nen sowie die Bereiche Transport und Logi-
stik konzentrieren. Das Städtedreieck ist auf-
grund seiner verkehrsgeographischen Lage
prädestiniert, auf dem Transportsektor neue
international bedeutende Funktionen zu über-
nehmen - ein Anspruch, der,verkehrswirt-
schaftlich aktiv zu unterstützen ist, will das
Städtedreieck nicht den Verkehrsbelastungen
einer passiven Transitegion ausgesetzt sein.

5.2 Aktivität contra Passivitäl Umschlag-
platz statt Transitregion

Die umfangreichen Güterströme, die in den
Mainports Rotterdam und Amsterdam gebün-
delt werden, bedtirfen in zahlreichen Fällen ei-
nerWeiterverarbeitung, bevor sie zu ihren Zel-
orten fransportiert werden können. So hat sich
im Einzugsbereich der Mainports eine Indu-
shieregion entwickelt, die räumlich kaum noch
expandieren kann. Bei weiter anwachsendem
Güteraufkommen, insbesondere in der Trans-
porfrelation West-Ost, wird eine zweite Wachs-
tumszone im Transportkorridor benötigt, die
über leistungsftihige Verkehrsträger verfrigt und
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Raum für verarbeitende Indushie- und irurova-
tive Gewerbezweige bietet. Das Städtedreieck
liegt verkehrs- und wirtschaftsgeographisch in
dieser Sekundärwachstumszone.

Auch werden im Einzugsbereich des Stadte-
dreiecks derzeit zahlreiche Aktivitäten zur
Sttirkung und Weiterentwicklung des kombi-
nierten Ladungsverkehrs und zur Bündelung
und Lenkung des Güterverkehrs auf umwelt-
freundliche Transportarten getroffen: Ausbau
und Stärkung von Kombi-Terminals in Twen-
te, Rheine, Osnabrück und Münster.

Des weiteren gibt es im Verkehrsraum des
Städtedreiecks und damit im Einzugsbereich
der großen internationalen Verkehrsachsen
zwei Flughäfen Münster-Osnabrück und
Twente, deren Lufdrachtaufkommen in den
letzten Jahren deutlich gestiegen ist; auch hier
sind verkehrswirtschaftliche Wachstumspo-
tentiale durch die Ansiedlung flughafenaffi-
ner Gewerbe zu erwarten.

In diesem wirtschaftsstrukurellen Kontext er-
fahren die Verkehrsprojekte einen weiteren
Bedeutungszuwachs; ihre Realisierung gibt
dem Städtedreieck Enschede/Ilengelo, Mün-
ster, Osnabrück die Chance, im ktinftigen Eu-
ropa der Regionen mitzuwirken, sich aktiv
einzubringen und an der Entwicklung teilzu-
haben.
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Die Eisenbahnstrecke Gronau - Enschede

Entwicklung einer grenzüberschreitenden Verkehrsverbindung und ihre

Einbeziehung in das weitere Schienensfeckennetz im Grenzraum

Michael G e u c k I e r. Münster

1. Hintergründe der Entstehung und Ein-
bindung in das Eisenbahnnetz

,,Fernab vom Verkehr gelegen, bot Gronau
um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ein
Bild friedlich-stiller Beschaulichkeit. Die In-
dustrie war zu der Zeit nicht so entwickelt,
daß sie dem kleinen Ort ein Gepräge besonde-
rer Art hätte geben können. Da Eisenbahnen
noch fehlten, bot die einzige Verbindung mit
der Außenwelt der einmal täglich fahrende
Postwagen nach Münster. Die Landstraßen
nach Ochtrup, Epe und Glanerbrücke befan-
den sich in wenig gutem Zustande, und nach
Losser und Gildehaus flihrten nur schlecht un-
terhaltene Sandwege. Der regste Verkehr ging
damals nach Epe (wegen der Apotheke), nach
Ahaus (als Kreisstadt) und nach Enschede
(der besseren Einkaufsmöglichkeit wegen)."
(Bnsvmn 1939, S. 131).

Die Beschreibung von Bremer paßt besser auf
dieZeit Ende des 18. bzw. Anfang des 19.
Jahrhunderts. Bis dahin war das westliche
Westfalen nahezu ausschließlich landwirt-
schaftlich geprägt. Hinzu kam das Textilge-
werbe, welches schon eine lange Tradition
hatte. Allerdings war die Herstellung von Lei-
nen aus dem in der Region angebauten Flachs
ursprünglich nur für den eigenen Bedarf ge-
dacht. Im Laufe der Zeit entwickelte sich je-
doch eine größere Leinenproduktion, bei der
auch spezielles Segelleinen für die Niederlan-
de und England gefertigt wurde. Ende des 18.
bzw. Anfang des 19. Jahrhunderts hat mit den
Anf?ingen der Baumwollverarbeitung die Pro-
duktion von Leinen immer mehr in den Hin-
tergrund. Dies bedeutete auch für die Textilin-
dustrie im Raum GronaulEnschede eine Um-

stellung. In der Folgezeit entstanden sowohl
in Enschede als auch in Gronau Baumwoll-
spinnereien; die ersten mechanischen Web-
stühle wurden in Gronau 1840 in Betrieb ge-
nommen.

Der Aufbau von Handelsbeziehungen wurde
durch das Fehlen von Verkehrswegen er-
schwert. So führte damals von den Haupt-
straßen der Provinz Westfalen keine in den
Raum Gronau/Enschede; am besten ausge-
baut war die ,Nebenshaße" von Münster über
Burgsteinfurt nach Gronau, die bei Glaner-
brug die niederländische Grenze erreichte
(Drrr 1982, S. 106). Für umfangreiche Wa-
rentransporte besser geeignet waren in jener
Zeit dre Binnenwasserstraßen. Beispielsweise
gab es Kohlentransporte aus dem Ruhrgebiet
über Münster und den Max-Clemens-Kanal
bis Maxhafen bei Wettringen; von dort aus
wurden die Frachten mit Fuhrwerken weiter-
befördert. Es kann sich allerdings um keine
großen Transportmengen gehandelt haben;
bereits 1840 wurde der Max-Clemens-Kanal
stillgelegt.

Mit der Einführung von mechanischen Web-
stühlen Anfang des 19. Jahrhunderts war die
Textilindushie in zunehmendem Maße auf die
Versorgung mit Kohle für den Betrieb der
Dampfmaschinen angewiesen, welche zu-
nächst aus England über das niederländische
Kanalnetz oder über die Ems, aber auch aus
dem Ruhrgebiet (über Wesel) in den Raum
GronaulEnschede transportiert wurde. Um
konkurrenzfähig zu bleiben, benötigte die dort
angesiedelte Textilindustrie jedoch leistungs-
fähige, direkte Transportwege, welche ko-
stengünstig Rohstofflieferungen und Waren-
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absatz ermöglichten. Das ,,neue" Verkehrs-
mittel Eisenbahn bot die Möglichkeit, solche
Transportwege anzulegen.

Bis zur Fertigstellung einer Schienenverbin-
dung sollten allerdings noch einige Jahre ver-
gehen. Münster hatte zwar bereits 1848 mit
der Verbindung nach Hamm den Anschluß an
die Köln-Mindener-Eisenbahn erhalten. Die
Notwendigkeit der weiteren Erschließung des
Münsterlandes wurde aber nicht gesehen, da
der preußische Staat dem Bau von Eisenbah-
nen zunächst sehr zurückhaltend gegenüber-
stand. Die Entstehung des Eisenbahnnetzes
hatte also aufgrund der nahezu ausschließli-
chen privaten Finanzierung kaum regionalpo-
litische Hintergründe. Die Kapitalgeber woll-
ten mit diesem neuen Verkehrsmittel mög-
lichst hohe Renditen erzielen, so daß sich eine
lebhafte Konkurrenz zwischen den Verkehrs-
trägern einerseits, aber auch zwischen den Ei-
senbahngesellschaften andererseits entwickel-
te (u.a. nachzulesen in: Denkschrift von 1855).

Der steigende Bedarf einerseits an Kohle zur
Energieversorgung der Spinnereien, der aus
dem Ruhrgebiet gedeckt werden konnte, und
der sich im Ruhrgebiet aufgrund der stark
steigenden Bevölkerungszahlen ergebende
wachsende Bedarf an Textilien sprachen für
den Bau einer Eisenbahnverbindung in dieser
Relation. Von den ,,Textilstädten" entlang der
niederländisch-westfälischen Grenze war die
Indushie im Raum GronaulEnschede am wei-
testen entwickelt, so daß dort auch die größte
Nachfrage nach Kohle bestand. Insbesondere
im Dortmunder Raum suchten die Zechen
nach Absatzm?irkten und Transportwegen, da
sie nicht optimal an das Binnenwasserstraßen-
netz angebunden waren.

Im Raum Dorbnund gab es anfänglich Über-
legungen zum Bau einer Eisenbahnstrecke
Dortmund - Lünen - Coesfeld - Rheine. Diese
sollte eine Verbindung der Köln-Mindener
bzw. der Bergisch-Märkischen Eisenbahn
(beide liefen in Dortmund zusammen) mit der
Hannoverschen Westbahn (Hannover - Osna-
brück - Emsland) herstellen. Dabei spielten
mehrere Konkurrenzgedanken eine Rolle
(Denkschrift von 1855). Nach ersten Plänen
sollte die Strecke nur von den Dortmunder
Revieren bis Lünen verlaufen, wo ein Umla-
den auf Lippeschiffe und der Transport über

Wesel in die Niederlande vorgesehen waren.
Schließlich setzte sich die Meinung durch,
daß mit der geplanten Eisenbahnstrecke Koh-
le aus dem Raum Dortmund mit geringeren
Frachtkosten über Coesfeld und Hengelo in
die östlichen Niederlande gelangen sollte als
britische Kohle, die über die Nordseehäfen
und die Ems transportiert wurde. Es ist ver-
ständlich, daß vor diesem Hintergrund
schließlich doch der Bau einer direkten Eisen-
bahnverbindung aus dem Ruhrgebiet in den
Raum GronaulEnschede forciert wurde.

Zunächst erhielt der Raum Gronau/Enschede
von niederländischer Seite aus einen An-
schluß an das Eisenbahnnetz. 1866 wurde die
Strecke von Hengelo nach Enschede eröffnet,
die Verlängerung nach Glanerbeek (später in
Glanerbrug umbenannt) folgte 1868 (Abb. 1).
Auf deutscher Seite wurde Gronau von den
beiden Eisenbahnlinien von Münster - Burg-
steinfurt und von Dortmund - Coesfeld erst
sieben Jahre später erreicht. Am 30. Septem-
ber 1875 konnten die Eisenbahnstrecken
Münster - Gronau und Dortmund - Gronau in
ihrer vollen Länge in Behieb genornmen wer-
den; die Eröffnung der Teilstrecke Gronau -
Glanerbrug erfolgte am 15. Oktober 1875.
Damit war der Lückenschluß der niederländi-
schen und deutschen Schienennetze im Raum
Gronau/Enschede hergestellt.

Die Shecke Münster - Gronau - Enschede

Erste Projekte einer Bahnverbindung in der
Relation Enschede - Gronau - Münster gehen
bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts zurück.
Seinerzeit gab es Planungen, diese Bahn-
stecke von Enschede aus über Münster, Bie-
lefeld und Detmold nach Karlshafen an der
Weser zu ftihren, wobei auch an Verbindun-
gen zum Mittellandkanal in Rheine sowie an
die Weser und an den Mittellandkanal in Reh-
me (bei Minden) gedacht war.

Nach der Fertigstellung der Hannoverschen
Westbahn. von Hannover über Osnabrück
nach Rheine und weiter ins Emsland (1856)
bzw. nach der Verlängerung von Rheine in die
Niederlande (1865) wurden in der Provinzial-
hauptstadt Münster Befürchtungen laut, daß
das Münsterland kaum oder gar nicht von den
wirtschaftlichen Entwicklungen der Industria-
lisierung profitieren könnte, wenn insbesonde-
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re der westliche Teil nicht durch die Eisen-
bahn erschlossen würde. Nach einer längeren
Vorlaufzeit wurde schließlich die Münster-
Enscheder-Eisenbahngesellschaft (MEE) ge-
gründet. Nachdem sich zunächst mehrere
Streckenvarianten in der Diskussion befanden,
konnte schließlich eine Streckenftihrung fest-
gelegt werden. 1871 wurde die Konzession
zum Bau der Strecke Münster - Burgsteinfurt -
Gronau - Enschede erteilt. Für die Anlage der
Strecke in dieser Relation gab es allerdings
auch regionalpolitische Gründe, da Münster
und das Münsterland Anschluß an die Textil-
region Gronau/Enschede sowie an die nieder-
ländischen Nordseehäfen erhalten sollten.

Entgegen den Erwartungen der Eigentümer
blieb das Güteraufkommen auf dieser Strecke
jedoch nur gering, so daß sie aufgrund man-
gelnder Einnahmen unrentabel war. Als Folge
davon bot die MEE bereits wenige Jahre nach
der Eröffnung die Strecke der Königlich-
preußischen Eisenbahnverwaltung (KPEV)
zum Kauf an; die Ubernahme erfolgte im Jah-
re 1884.

Die Strecke Dortniund - Gronau - Enschede

Die wirtschaftlichen Erwartungen an den Bau
einer direkten Eisenbahnverbindung zwischen
Dortrnund und Gronau/Enschede schienen so
verlockend, daß im JaJue 1872 die Dortmund-
Gronau-Enscheder-Eisenbahngesellschaft
(DGEE) gegründet wurde und auch die erfor-
derliche Konzession zum Bau der Strecke er-
hielt.

Die Strecke war von Anfang an ein wirtschaft-
licher Erfolg.für die Eigenttimer. Als Trans-
portgüter spielten nicht nur Kohle und Textili-
en eine Rolle, sondern auch landwirtschaftli-
che Produkte. Daneben wurden anfänglich
auch Erztransporte aus Schweden und Norwe-
gen in das Ruhrgebiet befördert, die zuvor in
niederländischen Häfen umgeschlagen worden
waren. Schon von Beginn an gab es sog. Koh-
leäurchgangszüge vom Ruhrgebiet in die Nie-
derlande. Aufgrund der guten ökonomischen
Verhältnisse hatte die KPEV bald ein starkes
Interesse an der Übernahme dieser Strecke;
1903 erfolgte schließlich die Verstaatlichung.

Die an der Verbindung Gronau - Enschede
beteiligten Bahngesellschaften DGEE, MEE

(später KPEV) sowie die niederländische
Maatschappij tot Exploitatie van Staatsspoor-
wegen (S.S.) hatten sich einerseits die Bau-
und Betriebsrechte durch entsprechende Kon-
zessionen gesichert; andererseits betrieben sie
auch die Bahnhöfe Gronau/W. und Enschede
S.S., so daß neu entstehende Bahnlinien ent-
weder Nutzungsrechte erwerben oder eigene
Stationen errichten mußten.

2. Weitere Eisenbahnlinien im Raum Gro-
nau./Enschede

Im Güterverkehr spielte - wie bereits erwähnt.-
insbesondere der Transport von Kohle und
Textilien eine wichtige Rolle. Der Raum Gro-
nau/Enschede war frir die Kohlezüge jedoch
nicht nur Endpunkt; vielmehr entstand ein re-
ger Durchgangsverkehr aus dem Raum Dort-
mund in die Niederlande, welcher aufgrund
der guten Ertragssituation Planungen zum
Bau weiterer Eisenbahnstrecken nach sich
zoE,

Nach Eröffnung der Schienenverbindung
Gronau - Enschede verkehrten in den ersten
Jahren täglich drei Personenzugpaare; an-
schließend wurde das Angebot vergrößert.
Ein Grund ftir den wachsenden Personenver-
kehr war der st?indig steigende Bedarf an Ar-
beitern in der Textilindusbie. Zu Beginn des
20. Jahrhunderts bestanden die Belegschaften
der Gronauer Textilindustrie zu 80 7o aus
Holländern, die zum größten Teil auch ihren
Wohnsitz in Holland hatten (BRElvßn 1939, S.
205). Der Bedarf an Arbeitskräften in Gronau
und Enschede war ebenfalls ein Grund zur
Anlage weiterer Eisenbahnverbindungen in
diesem Raum, die jedoch nicht die Bedeutung
der Verbindung (Niederlande -) Enschede -
Gronau (- DortmundlMünster) erlangten. Die
einzelnen Strecken und - soweit bekannt -
Eröffnungs- und Einstellungsdaten sind der
Abbildung 1 zu entnehmen.

Die Strecke Ahaus - Enschede

Aufgrund des Interesses von Enschede an
weiteren Eisenbahnverbindungen und nach
dem fulminanten wirtschaftlichen Erfolg der
Shecke Dortmund - Gronau - Enschede ent-
standen um 1880 Überlegungen, den Kohle-
transport aus dem Raum Dortmund in die
Niederlande durch eine Verktirzung der Lini-
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enführung kostengünstiger zu gestalten. Als
eigentlicher Grund für den Bahnbau zwischen
Ahaus und Enschede wird jedoch die Ver-
kehrserschließung des zwischen den beiden
Städten liegenden Gebietes angegeben. Die
Inbetriebnahme wurde seinerzeit durch Ver-
handlungen mit der DGEE über die Nutzung
des Bahnhofs in Ahaus erschwert. Des weite-
ren konnten die Züge in Enschede nicht den
Bahnhof Enschede S.S. nutzen, welcher von
der DGEE, KPEV (MEE) und S.S. bedient
wurde. Von daher mußte ein neuer Bahnhof
südlich der Innenstadt @nschede Zuid) ange-
legt werden. Als nachteilig erwies sich auch,
daß die Weiterfaht in Richtung Hengelo nur
mit zeitaufwendigen Rangierfahrten möglich
war, da keine direkte Gleisverbindung be-
stand.

Die Nutzung der Strecke erfolgte sowohl im
Personen- als auch im Güterverkehr. Der
grenzüberschreitende Personenverkehr wurde
1 939 eingestellt, grenzüberschreitende Güter-
züge verkehrten bis in die Mitte der 60er Jah-
re. 1970 wurde der niederländische Strecken-
abschnitt stillgelegt und die Strecke im dar-
auffolgenden Jahr abgebaut. Auf deutscher
Seite bestand der Personenverkehr zwischen
Ahaus und Alstätte bis 1966 fort; auch heute
wird diese nichtbundeseigene Eisenbahn-
shecke noch von Güter- bzw. Ubergabezügen
genutzt.

Die Strecke Enschede - Oldenzaal

Im Jahre 1890 wurde die Verbindung Ensche-
de - Oldenzaal eröffnet, und auch für diese
Strecke mußte in Enschede ein separater
Bahnhof angelegt werden. Die Station En-
schede Noord entstand unmittelbar nördlich
des Bahnhofs Enschede S.S. und verfügte
über direkte Gleisanschlüsse zur "Staats-
bahn". Der Personenverkehr wurde von Tex-
tilarbeitern (sowie auch besonders an Ensche-
der Markttagen) sehr gut genutzt. Fiü den Gü-
terverkehr war die Relation Enschede - Ol-
denzaal - Bentheim von Bedeutung. Der erste
Weltkrieg führte zu einem deutlichen Rück-
gang des Beförderungsumfangs. Im Personen-
verkehr stellte die Einrichtung von Buslinien
eine immer größere Konkurrenz dar. Bereits
1934 wurde der Schienen-Personenverkehr
eingestellt. Die Aufgabe des Güterverkehrs
erfolgte erst1972.

Die Shecken Gronau - Losser - Oldenzaal -
Denekamp und (Enschede -) Glanerbrug -
Losser

Wie bei vielen Eisenbahnprojekten im Raum
Twente bzw. im westlichen Westfalen gab es

auch für diese Verbindung erste Uberlegun-
gen bereits zur Mitte des 19. Jahrhunderts, die
aber - wie vielfach - zunächst nicht realisiert
wurden. Nach der Eröffnung der Verbindung
(Niederlande -) Hengelo - Oldenzaal - Bent-
heim - Rheine (- Hannover) im Jahr 1865
wurden Vorstellüngen über die Erschließung
des Raums Twente durch Stichbahnen von
Oldenzaal in Richtung Süden und Norden
konkretisiert. Vermutlich aufgrund des ra-
schen Baufortschritts der Verbindung Henge-
lo - Enschede - Glanerbrug @röffnung 1866/
1868) bzw. vor dem Hintergrund des Lücken-
schlusses zwischen Enschede und Gronau im
Jahr 1875 wurden diese Planungenjedoch zu-
nächst nicht weiter verfolgt.

Ein weiterer Grund für die späte Realisierung
dieser Strecke scheint in den rivalisierenden
Eisenbahnbau- bzw. Eisenbahnbetriebsgesell-
schaften gelegen zu haben. Bereits die erste,
1892 erteilte Konzession für den Bahnbau
hatte zur Auflage, daß eine bestimmte Gesell-
schaft, die Hollandsche IJzeren Spoorweg-
Maatschappij (HSM), den Betrieb durch-
führen sollte. Für den Bau der Strecke wurde
schließlich 1896 die Nederlandsch-Westfaal-
sche Stoomtrammaatschappij (NWSM) ge-
gründet, die auch schon bald mit dem Bau be-
gann. Mitte 1903 konnte die Strecke Gronau -
Losser - Oldenzaal - Denekamp in Betrieb ge-
nommen werden. Ausschlaggebend für die
Führung der Eisenbahnstrecke Richtung Gro-
nau waren die dortige expandierende Textilin-
dustrie und der Bedarf an Arbeitskräften. In
Gronau legte die NWSM unmittelbar nord-
westlich des vorhandenen Bahnhofs eine ei-
gene Station mit der Bezeichnung Gronau IIB
(Holl?indische Bahn) an (Abb. 2). Beide Bahn-
höfe waren über ein Anschlußgleis miteinan-
der verbunden.

Das Verkehrsaufkommen dieser Bahnstrecke
war zunächst durchaus befriedigend. Die Ein-
nahmesituation verschlechterte sich jedoch
mit dem Rückgang $er Gütertransporte und
sinkendem Fahrgastaufkommen Ende der
20er bzw. Anfang der 30er Jahre deutlich.
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1934135 erfolgte die Verstaatlichung des nie-
derländischen Teils der Strecke. Aufgrund der
mangelnden Rentabilität wurden zum Jahres-
ende 1935 der Personenverkehr in der Relati-
on Gronau - Oldenzaal sowie der Güterver-
kehr zwischen Gronau und Glane eingestellt.
Die Einstellung des Güterverkehrs erfolgte
zwischen Glane und Losser 1937, zwischen
Losser und Oldenzaal 1942.

1949 wurden der Abschnitt Losser - Glane re-
aktiviert und eine neue Verbindungsbahn
nach Glanerbrug gebaut. Die Verbindung
Losser - Enschede sollte eigentlich zur Beför-
derung von Arbeitern nach Enschede dienen.
Die Bevölkerung wollte jedoch weiterhin lie-
ber Bus und Fahrrad nutzen, so daß erst gar
kein Schienenpersonenverkehr eingerichtet
wurde. Da der Güterverkehr im wesentlichen
nur aus der Bedienung einer Textilfabrik in
der Nähe von Losser bestand, war die neue
Verbindung von Beginn an nicht rentabel.
Nach der Einstellung des restlichen Güterver-
kehrs wurde die Strecke 1975 abgebaut.

Die Strecke Gronau - Gildehaus - Bentheim

Auch aufdeutscher Seite sab es bereits im vo-
rigen Jahrhundert Überlegungen, Anschluß-
strecken nach Süden und Norden zu bauen.
Als 1908 die Verbindung Bentheim-Gronau
entstand, war die Entwicklung des Eisenbahn-
netzes zwar einerseits nahezu abgeschlossen,

andererseits bestand aber in den Textilbetrie-
ben im Raum Gronau/Enschede nach wie vor
ein hoher Bedarf an Arbeitskräften.

Die Entwicklung des Verkehrsaufkommens
verlief ähnlich wie bei anderen Strecken auf
der deutschen Seite und führte ab Ende der
50er Jahre zu einer stetigen Abnahme. Der
Personenverkehr wurde bis 1965 aufrechter-
halten, die Einstellung des Güterverkehrs er-
folgte 1981.

Die Strecke (Gronau -) Ochtrup - Rheine

Die von der niedeqländischen Seite bereits
Mitte des 19. Jahrhunderts angestrebte Ver-
bindung Enschede - Gronau - Rheine (Drr/
ScHöI-Lsn 1955, S. 166), die einen unmittel-
baren Anschluß an die Hannoversche West-
bahn und damit nach Hannover und Berlin
hergestellt hätte, wurde erst 1905 eröffnet.
Insbesondere Wettringen erhoffte sich durch
den Bau dieser Verbindung einen wirtschaftli-
chen Aufschwung, da die Stadt seit der Ein-
stellung der Schiffahrt auf dem Max-Cle-
mens-Kanal keine verkehrliche Bedeutung
mehr hatte. Diese Verbindung wurde jedoch
auch erst zu einem Zeitpunkt eröffnet, als der
Eisenbahnbau nahezu abgeschlossen war und
sich wichtige Handelsbeziehungen und Ver-
kehrsströme bereits über eine Dauer von 30
Jahren andernorts etabliert hatten. Nach 1945
wurde der Personenverkehr immer schwächer.

Abb. 2: Lage der (ehemaligen) Textilbetriebe in Gronau
(Quelle: Stadt cronau (Hg.) 1988)
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so daß 1961 die Einstellung erfolgte. Nach
dem Rückbau des Abschnitts Ochtrup -
Wettringen wurde noch ein Teilsttick bis zur
vollständigen Einstellung des Betriebes von
Rheine aus im Güterverkehr bedient.

Die Straßenbahnlinie Enschede - Glanerbrug

Neben der seit 1875 im Personen- wie auch
im Güterverkehr gut genutzten Eisenbahn-
verbindung zwischen Gronau und Enschede
hätte es fast auch noch eine weitere grenzü-
berschreitende Schienenverbindung gegeben,
nämlich eine Stpaßenbahnlinie. Auf nieder-
ländischer Seite wurde 1908 die Straßenbahn
zwischen Enschede und Glanerbrug in Be-
trieb genommen. Betreiber war die Twent-
sche Electrische Tramwegmaatschappij
(T.E.T.). Die Idee zum Bau einer Straßen-
bahn zwischen Enschede und Gronau kam
auch von deutscher Seite. Die Stadt Gronau
konnte sich aus staatsrechtlichen Gründen
nicht an der niederländischen Gesellschaft
beteiligen; sie hatte sich jedoch verpflichtet,
die Straßenbahnlinie auf ihrem Gebiet wei-
terzubauen. Uneinigkeit über die Linien-
führung im Stadtgebiet von Gronau bzw.
über eine eventuelle Weiterführung nach Epe
sowie der Ausbruch des Ersten Weltkriess
beendeten die Überlegungen für den Bau Ji-
ner SEaßenbahn auf deutscher Seite. Auf der
niederländischen Seite führten die schlechte
Ertragslage sowie Planungen für den Ausbau
einer Straße, von dem die Straßenbahnstrecke
betroffen war, 1933 schließlich zur Einstel-
lung des Betriebes.

3. Die Entwicklung des Verkehrs zwischen
Gronau und Enschede

Sowohl der Personen- als auch der Güterver-
kehr im Abschnitt Gronau - Enschede waren
geprägt durch die wirtschaftliche Entwicklung,
insbesondere der Textilindushie, und durch
Kohlehansporte. Dies wird u.a. deutlich bei ei-
nem Blick auf die Lage der Textilbetiebe in
Gronau (vgl. Abb. 2). Aber auch die politi
schen Entwicklungen spielten eine Rolle. Von
daher war das Fahrgast- bzw. Frachtaufkom-
men deutlichen Schwankungen ausgesetzt.

Das größte Frachtaufkommen bzw. die höch-
ste Nachfrage im Personenverkehr bestand
um die Jahrhundertwende bzw. in den 30er

Jahren. Während des Ersten Weltkrieges
(zeitweise) und zwischen 1945 und 1951 ruh-
te zumindest der zivile Personenverkehr voll-
ständig. Nach einer zunächst positiven Ent-
wicklung in den 50er Jahren erfolgte der kon-
tinuierliche Rückgang des Frachtaufkommens
und der Nachfrage. Die Entwicklung der
Fahrtenanzahl im Schienenpersonenverkehr
ist in Abbildung 3 dargestellt.

Im Mai 1951 konnte der Personenverkehr
zwischen Gronau und Enschede wieder auf-
genornmen werden. In der Regel wurden die
Relationen Enschede - Münster bzw. Ensche-
de - Dortmund bedient. Es gab jedoch zeit-
weise auch Zugläufe, die weiter in die Bun-
desrepublik hineinführten, z.B. Enschede -
Münster - Warendorf - Bielefeld bzw. Bad
Pyrmont. Diese Verbindungen wurden jedoch
zumeist bereits nach relativ kurzer Zeit wie-
der eingestellt.

In der Geschichte der Strecke bestanden je-
doch auch Zugläufe, welche in die Niederlan-
de weitergeführt wurden. Von 1911 bis 1914
verkehrte täglich ein Zugpaar von Münster
über Enschede und Amsterdam nach Rotter-
dam. Von 1925 bis Anfang der 40er Jahre exi-
stierte die Verbindung Münster - Enschede -
Amsterdam. In der Zeit von 1959 bis 1968
wurden einem zwischen Enschede und Am-
sterdam verkehrenden D-Zug aus Münster
kommende Kurswagen in Enschede beige-
stellt, so daß es auch in diesem Zeitraum eine
durchgehende Verbindung gab. Mitte der 60er
Jahre bestanden in der Relation Münster - En-
schede - Amsterdam sogar täglich zwei Ver-
bindungen pro Richtung. Diese variationsrei
chen überregionalen Verbindungen hatten
langfristig keinen Bestand und konnten nicht
dazu beitragen, die spätere Einstellung des
Zugverkehrs zwischen Gronau und Enschede
zu verhindern.

Der Nahverkehr bestand von Anfang an im
wesentlichen aus verlängerten Zugläufen der
Relationen Dortmund - Gronau bzw. Münster
- Gronau sowie aus vereinzelten Pendelzügen
zwischen den beiden Städten. Maßgeblich
durch die Produktionsrückgänge der Textilin-
dustrie seit den 60er Jahren und den zuneh-
menden Kraftverkehr beeinflußt, sank die
Zahl der Zugfahrten kontinuierlich ab. Dabei
war die Staßenverbinduns Gronau - Glaner-
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Abb. 3: Personenzugfahrten (werktags)
zwischen Gronau und Enschede 1875 - 198l.

brug - Enschede, die bis zu den 80er Jahren
noch durch die enge Gronauer Innenstadt
führte, eigentlich äußerst unattraktiv und sehr
zeitaufwendig.

Mitte der 70er Jahre erfuhr der Schienenper-
sonennahverkehr (SPNV) auf dieser Strecke
mit zehn täglichen Verbindungen (werktags)
nochmals einen Aufschwung. Drei Zugpaare
verkehrten in der Relation Münster - Ensche-
de, ein Zugpaar fuhr zwischen Dortmund und
Enschede und ein weiteres Zugpaar bediente
nur die Relation Gronau - Enschede. Ab dem
30. Mai 1976 fuhr nur noch ein Zugpaar auf
der Strecke Gronau - Enschede, welches
von/bis Münster verkehrte. Im September
1981 wurde der Schienenpersonenverkehr
schließlich eingestellt. Bereits 1979 erfolgte
die letztmalige Nutzung der Strecke im Güter-
verkehr, der zu diesem Zeitpunkt praktisch
keine Rolle mehr spielte.

Exkurs : Straßenverkehr

Aufgrund der früheren Handelswege ("De-
venter Hellweg": Münster - Deventer) und
der späteien industriellen Entwicklung spiel-
te der Grenzübergang zwischen Gronau und
Enschede bereits seit langem eine wichtige
Rolle. Dies spiegelt sich auch im Straßenver-
kehr wider. Um 1939 passierten beispiels-
weise im Tagesdurchschnitt etwa 500 Kraft-
fahrzeuge die Grenze (Bneurn 1939, S.
I72).lm Jahre 1963 betrug die Fahrzeugbe-
lastung im Streckenabschnitt Gronau - Glan-
erbruck täglich rund 6 000 Fahrzeuge, damit
war dieser Straßenabschnitt der am stiüksten

belastete im Altkreis Ahaus (Lucas 1967, S.
62).

In einem niederländischen Bericht wurden
1991 die 30 aufkommensstärksten Grenzüber-
gänge zwischen der Regio Oost (Provincies
Overijssel, Gelderland und Limburg) und der
Bundesrepublik betrachtet. Glanerbrug nahm
mit knapp 2,3 Mio. Pkw-Fahrten pro Jahr die
zweite Stelle nach dem Grenzübergang Elten-
Autobahn (2,6 Mio. Pkw-Fahrten pro Jahr)
ein. Es kann unterstellt werden, daß es sich
am Grenzübergang Glanerbrug zumeist um
lokalen/regionalen Verkehr handelte, während
in Elten-Autobahn die Nutzung im wesentli-
chen durch großräumigen Verkehr erfolgte.
Bei einer Betrachtung der Lastkraftwagen-
Fahrten lag Glanerbrug an fünfter Stelle.

4. Die aktuelle regionale Entwicklung im
Raum Gronau/Enschede

Bei der Erweiterung der Siedlungsfläche und
bei der Gewerbeansiedlung gab es in den letz-
ten Jahren deutliche Entwicklungen, insbe-
sondere auf der niederländischen Seite. So
zielte die Stadtentwicklung in Enschede auf
eine Verdichtung der Freifläche zwischen
dem Innenstadtbereich und Glanerbrug hin,
wobei nördlich der Eisenbahnstrecke auch ein
Gewerbegebiet entstand. Dieses umfaßt eine
Fläche von 45 ha; eine Erweiterung um 25 ha
ist vorgesehen. Glanerbrug hat derzeit unge-
fähr 8 800 Einwohner, das geplante Wohnge-
biet Eschmarke soll eine Größe von ca. 5 000
Einwohnern erreichen. Auf deutscher Seite ist
die Stadtentwicklung in Gronau in Richtung
Grenze bereits nahezu abgeschlossen. Am
westlichen Rand der Innenstadtbebauung
wird noch ein kleineres Wohngebiet entste-
hen.

Schließlich führen auch die politischen Ent-
wicklungen in Europa zu sich weiter verstdr-
kenden Austauschbeziehungen über die - im-
mer weniger wahrnehmbaren - Grenzen hin-
weg. Stichworte hierfür sind das Schengener
Abkommen und der Verhag von MaasEicht,
die mit weiteren europiüschen Vereinbarun-
gen zu einem verst2irkten Güter- und Perso-
nenaustausch führen werden (siehe auch
Cecclilv 1988). Bereits seit mehreren Jahren
gibt es an der Grenze in Glanerbrug keine
Zollkontrollen mehr.
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5. Der zweite Lückenschluß zwischen Gro-
nau und Enschede

Abgesehen von zeitweisen Betriebseinstellun-
gen infolge des Ersten und des Zweiten Welt-
kriegs lief der Eisenbahnverkehr zwischen
Gronau und Enschede ohne Unterbrechung.
Die Einstellung des Personenverkehrs erfolg-
te 1981 nicht ohne Proteste, da der Schienen-
strecke regionalpolitische Bedeutung beige-
messen wurde. Wie bereits erwähnt, verkehrte
der letzte Güterzug bereits 1979. So ist es

auch nicht verwunderlich, daß Mitte der 80er
Jahre für "die zwischen Gronau und Enschede
unterbrochene Zugverbindung ... die Wieder-
aufnahme des Eisenbahnverkehrs ... von der
gesamten Region gefordert" wurde (Arbeits-
kreis Bus/Schiene 1987. S. 33).

1988 schlossen das Land Nordrhein-Westfa-
len und die Deutsche Bundesbahn eine Rah-
menvereinbarung über die künftige Gestal-
tung des SPNV ab. Im Münsterland wurden
streckenbezogene Regionalarbeitskreise ein-
gerichtet, die unter Einbeziehung aller Betei-
ligten (DB, Bezirksregierung, Kommunen,
OPNV-Unternehmen) Konzepte für die At-
traktivitätssteigerung der Strecken erarbeite-
ten, um deren Bestand langfristig zu sichern.
Im Zusammenhang mit diesen Arbeiten wur-
de 1991 von der Euregio ein Gutachten über
die Wiederinbetriebnahme der Schienen-
strecke Gronau - Enschede in Auftrag gege-
ben (Hamburg-Consult 1991). Im Ergebnis
wurde die Wiederaufnahme des SPNV zwi-
schen Gronau und Enschede (mit nur einem
Zwischenhalt in Glanerbrug) als sinnvoll ein-
geschätzt, da eine Nachfrage von ca. 1 000 bis
I 500 Reisenden pro Tag erzielt werden könn-
te. Weil jedoch keine volle Kostendeckung
für den Betrieb unterstellt werden konnte,
blieben die Bemühungen, die beteiligten
Bahngesellschaften zur Wiederherstellung der
Infrastruktur und zur Betriebsaufnahme zu
bewegen, erfolglos.

An dieser Stelle ist anzumerken, daß der öf-
fentliche Personennahverkehr zwischen Gro-
nau und Enschede seit 1981 nicht vollständig
zum Erliegen kam. Bis zur Mitte der 90er Jah-
re verkehrten zwei Buslinien von Enschede
über Glanerbrug bzw. Losser nach Gronau.
Beide Linienwege wurden über Jahre hinweg
im Stundentakt bedient. so daß sich zwischen
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Gronau und Enschede werktags zwei Fahrt-
möglichkeiten pro Stunde und Richtung erga-
ben. Nach Aufgabe der Buslinie über Losser
wird die Verbindung Enschede - Glanerbrug -
Enschede zur Zeit an Werktagen vormittags
stündlich und ab mittags im 30-Minuten-Takt
betrieben.

Im Zuge der Regionalisierung des Schienen-
personennahverkehrs (SPNV) in der Bundes-
republik Deutschland mit Beginn des Jahres
1996 wurde der "Zweckverband Schienenper-
sonennahverkehr Münsterland" Aufgabenträ-
ger und zuständige Behörde für die Gebiete
der Kreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und
Warendorf sowie der Stadt Münster. Damit ist
der Zweckverband nun für die Ausgestaltung
des SPNV-Angebotes verantwortlich und er-
hält zur Wahrnehmung dieser Aufgabe Mittel
vom Land Nordrhein-Westfalen. Mit dieser
Zuständigkeitsübertragung erhielt auch die
Diskussion über die Wiederaufnahme des
SPNV zwischen Gronau und Enschede neuen
Auftrieb. Übrigens zeichnen sich Regionali-
sierungstendenzen auch in den Niederlanden
ab.

Mit Begleitung durch eine Arbeitsgruppe, be-
stehend aus Vertretern von niederländischen
und deutschen Kommunen, der Aufgabenträ-
ger und der nationalen Bahngesellschaften,
konnte 1996 erneut eine Untersuchung über
die Wiederinbetriebnahme der Schienen-
strecke Enschede - Gronau durchgeführt und
abgeschlossen werden, die eine Potentialab-
schätzung über die Nutzung des Streckenab-
schnittes und Aussagen über die notwendigen
InfrasEukturmaßnahmen enthält. Für die Ge-
samtstrecke wurde bei einem Betieb im 30-
Minuten-Takt eine Nachfrage von ca. 1000
bis 1 500 Nutzern pro Tag und Richtung (Tie-
fansatz bzw. Hochansatz).errnittelt. Knapp die
HäLfte der Fahrten sind OPNV-Neuverkehre,
der Rest besteht zum überwiegenden Teil aus
verlagertem Verkehr von den bestehenden
Buslinien; hinzu kommt noch ein geringer
Anteil von Fahrten, die durch den entstehen-
den Netzschluß im Schienenverkehr auf die-
sen Grenzübergang verlagert werden.

Von den Fahrten entfallen ca.60 7o aufFahrt-
beziehungen im Streckenabschnitt Gronau -
Enschede. Jeweils ca. 20 Vo der Fahrten
führen über Enschede hinaus in die Nieder-

laride bzw. über Gronau hinaus weiter in die
Bundesrepublik. Um diese Nachfrage zu er-
reichen, empfiehlt das Gutachten, zwei neue
Haltepunkte in Glanerbrug bzw. im Neubau-
gebiet De Eschmarke einzurichten (Abb. 4).
Die Potentiale der neuen Haltepunkte betra-
gen in Glanerbrug ca. 500 - 750 Einsteiger/
Tag, flir De Eschmarke ca. 350 - 550 Einstei-
gerftag.

Es zeigt sich, daß im Vergleich zu dem Gut-
achten von 1991 heute ein ca. doppelt so
großes Potential unterstellt werden kann.
Gründe dafür sind die Einrichtung von nun
zwei Zwischenhalten und ein dichterer Takt-
verkehr (30-Minuten-Takt im Gegensatz zum
60-Minuten-Takt, der 199 1 unterstellt wurde).
Hinzu kommen ein im Wandel befindliches
Bewußtsein der Bevölkerung beider Staaten
in bezug auf den öffentlichen Verkehr und die
nicht mehr vorhandene Grenze.

Einige Begleitumstände vereinfachen die Re-
aktivierung des SPNV zwischen Gronau und
Enschede wesentlich. Zum einen wird zwar
zur Zeit kein Verkehr durchgeführt, die
Strecke istjedoch nicht stillgelegt, so daß kein
erneutes - langwieriges - Planfeststellungsver-
fahren erforderlich ist. Des weiteren wurde
die Strecke entsprechend den Erfordernissen
der Landesverteidigung beiderseits der Gren-
ze erhalten; deshalb sind beispielsweise bei
der Anlage neuer Straßen bereits Bahnüber-
gänge eingebaut bzw. Shaßenbrücken erneu-
ert (und keine D2imme aufgeschüttet) worden.

Diese Erkenntnisse führten dazu, daß der
Zweckverband Schienenpersonennahverkehr
Münsterland die Reaktivierung des Strecken-
abschnitts Gronau - Enschede in das "Kurzfri-
stige Konzept 199812000" seines ersten Nah-
verkehrsplans aufgenommen hat. In bezug auf
das Betriebskonzept wird nun eine optimierte
Variante verfolgt, bei der die stündlich aus
den Richtungen Münster und Dortmund in
Gronau eintreffenden Züge bis Enschede wei-
tergeführt werden sollen, so daß sich ein na-
hezu reiner 30-Minuten-Takt ergeben wird
(Zweckverband 1998, 5.271f0. Um diesen
dichten Taktverkehr realisieren zu können
und auch die Durchbindung nach Münster
und Dortrnund zu gewährleisten, ist der Aus-
bau des neuen Haltepunktes Glanerbrug zum
Kreuzun gsbahnhof erforderlich.
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Unter Einbeziehung der Euregio hat eine aus
Vertretern der niederländischenund der deut-
schen Seite bestehende kleine Arbeitsgruppe
@uregio, Gemeente Enschede, Regio Twente,
Provincie Overijssel, Zweckverband SPNV
Münsterland, Kreis Borken und Schienenver-
bund Münsterland GmbH) inzwischen die
Grundlagen für den Abschluß einer Vereinba-
rung über die Reaktivierung des Streckenab-
schnitts geschaffen, wobei die unterschiedli-
chen Zuständigkeiten für den SPNV und die
verschiedenartigen Finanzierungsmechanis-
men sowohl für Betriebs- als auch für Infra-
strukturkosten in beiden Ländern beachtet
werden mußten. In der Sitzung der Verbands-
versammlung am 11. Mai 1998 hat sich der
Zweckverband Schienenpersonennahverkehr
Münsterland noch einmal ausdrticklich für die
Reaktivierung dieser Verbindung ausgespro-
chen.

Der weitere Ablauf bis zur Reaktivierung
stellt sich derzeit so dar: Abschluß einer Ver-
einbarung zwischen der Gemeente Enschede /
Provincie Overijssel und dem Zweckverband
über die Wiederaufnahme des SPNV zwi-
schen Gronau und Enschede, Beantragung
von Fördermitteln ftir die Instandsetzung der
Infrastruktur, Durchftihrung der Bauarbeiten
zur Reaktivierung und - zeitgleich - Aus-
schreibung und/oder Vergabe der SPNV-Be-
riebsleistung. Der erneute Lückenschluß im
Schienenpersonenverkehr zwischen Enschede
und Gronau ist für das Jahr 2001 vorsesehen.
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Der EuroSchnellBus Winterswijk - Vreden - Münster

Eine grenzüberschreitende deutsch/niederländische Kooperation im

öffentlichen Personennahverkehr

Werner L i n n e n b r i n k. Münster

,,Grenzenlos gut": Unter diesem Motto nimmt
im Herbst 1998 der EuroSchnellBus seinen
Fahrplanbetrieb auf. Dabei handelt es sich um
die stündliche Verlängerung der seit 1994
vorhandenen SchnellBus-Linie S 7Ol7l
(Münster - Laer - Horstmar - Schöppingen -

Ahaus - Vreden) bis in das niederländische
Winterswijk (Abb. l). Die nachfolgenden
Ausführungen beleuchten dieses Projekt als
Beispiel einer Maßnahme zur Verbesserung
des grenzüberschreitenden öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (OPNV).

1. Hintergrund

Die Raumordnung und Regionalplanung wird
zunehmend von der Entwicklung auf europäi-

scher und internationaler Ebene beeinflußt.
Mit dem Abbau der nationalen Grenzen und
der anstehenden Einführung des EURO sind
zugleich intensivere Verflechtungen in den
Bereichen Wirtschaft und Verkehr verbunden.
Dieser fortschreitende Prozeß erfordert eine
leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur, um zu-
gleich die gewünschte integrative Entwick-
lung des deutsch-niederländischen Grenzge-
bietes dauerhaft zu ermöglichen.

Für den direkten deutsch-niederländischen
Grenzverkehr (intraregionaler Verkehr) wird
insgesamt eine erhebliche Zunahme erwartet
(UK-Nord 1997). Dies gilt insbesondere für
den motorisierten Individualverkehr, auf den
der grenzüberschreitende Verkehr einseitig

Abb. 1: EuroSchnellBus-Linienweg Münster - Winterswijk
(Vreden - Winterswijk ab 25.10.1998)
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ausgerichtet ist. Die Entwicklung eines grenz-
überschreitenden OPNV-Konzeptes innerhalb
der EUREGIO wird daher zur Zeit für den
Gesamtraum Achterhoek, Twente und Mün-
sterland erarbeitet. Es handelt sich hierbei um
den vielzitierten ländlichen Raum, der auf-
grund seiner ,,In-Between-Lage" über eine
geostrategisch bedeutsame Position zwischen
den Agglomerationsräumen Randstad, Rhein-
Ruhr und Berlin/Brandenburg verfügt. Um je-
doch leistungsf?ihige Transportkorridore auf-
und auszubauen, ist es u.a. ein bedeutsames
Ziel des 1997 entwickelten grenzüberschrei-
tenden, raumordnerischen Entwicklungskon-
zeptes, den modal-split zugunsten des OPNV
zu verändern (UK-Nord L997). Neben der
Verbesserung im Schienenpersonenfern- und
-nahverkehr wird dabei ausdrücklich die ,,ver-
besserte Abstimmung und grenzüberschrei-
tende Intensivierung von Busverkehren"
(UK-Nord 1997, S. 55) als Notwendigkeit ge-
fordert.

Das bisherige grenzüberschreitende ÖV-An-
gebot muß als unzureichend bewertet werden.
Verbesserungen im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) und im OPNV sind dringend er-
forderlich, um angesichts des jeweiligen Inte-
gralen Taktfahrplanes innerhalb der beiden
Staaten @eutschland, NRW: seit Mai 1998;
NL: ab 1999) nicht im wahrsten Sinne des
Wortes den Anschluß zu verpassen.

2. Der Verkehrsraum

Den näheren Einzugsbereich des Euro-
SchnellBus bildet der Grenzraum Achter-
hoek/Westfalen. Dieser wird nördlich be-
grenzt durch die Eisenbahn- und Straßen-
übergänge Hengelo/Bad Bentheim sowie
südwestlich durch die Verbindungen Arn-
hem/Emmerich. Er reicht auf niederländi-
scher Seite bis Apeldoorn, auf deutscher bis
Münster. Aussagen über das intraregionale
Verkehrsaufkommen liegen nahezu nicht
vor. Untersuchungen gehen jedoch davon
aus, daß die Akzeptanz zu räumlichen Inter-
aktionen innerhalb des eigenen nationalen
Teilraumes gegenüber der grenzüberschrei-
tenden Pendlerbereitschaft stark divergiert.
Die Staatsgrenzen bilden immer noch einen
,,Grenzwiderstand". Die Bereitschaft für eine
grenzüberschreitende Fahrt liegt in der
deutsch-niederländischen Grenzregion um

das 2,7fache niedriger als für Fahrten ohne
Grenzübertritt. Vor diesem Hintergrund kön-
nen fundierte Prognosen über das grenzüber-
schreitende Pendleraufkommen zwischen
Ahaus - Vreden - Winterswijk nicht getrof-
fen werden.

Um so wichtiger ist jedoch die Verknüpfung
der EuroSchnellBus-Linie in Münster und
Winterswijk mit dem jeweiligen Nah- und
Fernverkehrsnetz. Hierdurch wird erstmals
ein ÖV-Netzschluß hergestellt, der die gut
ausgebauten und im Takt verkehrenden Bus-
und Bahnnetze beider Staaten verbindet. Der
EuroSchnellBus ermöglicht somit erstrnals re-
gionale deutsch-niederl?indische Verkehrsbe-
ziehungen im OPNV. Der bisherige OPNV
im Grenzraum beschränkte sich aufden klein-
räumigen Grenzverkehr der unmittelbar be-
nachbarten Orte. Mit dem EuroSchnellBus
steht somit eile neu eingerichtete ÖV-Trasse
zur Verfügung, auf der bedeutende Zentren
beiderseits der Grenze eneicht werden kön-
nen.

3. Das Produkt EuroSchnellBus

3.1 Ausgangslage

Die Überlegungen fär eine grenzüberschrei-
tende EuroSchnellBus-Linie reichen zurück
bis in das Frühjahr 1995. Die beiden Ver-
kehrsunternehmen Oostnet und RVM (Abb.
2) kooperieren bereits seit mehreren Jahren
und pflegen einen kontinuierlichen Fachaus-
tausch. Oostnet, ein Unternehmen der VSN-
Gruppe, ist die Nachfolgegesellschaft der
GVM (Gelderse Vervoer Maatschappij) und
bedient den oben beschriebenen niederländi-
schen Teil des Verkehrsraumes. Die RVM,
ein Unternehmen der WVG-Gruppe, betreibt
als kommunales Unternehmen auf deutscher
Seite die Stadt- und Regionalverkehre in den
Münsterlandkreisen Borken, Coesfeld, Stein-
furt und Warendorf sowie in der Stadt Mün-
ster.

Der EuroSchnellBus basiert auf der im Mai
1994 n Behieb genommenen SchnellBus-Li-
nie 570/71 Vreden - Ahaus - Heek - Schöp-
pingen - Horstrnar - Laer - Münster. Nach der
zwischen Lüdinghausen, Senden und Münster
zuvor erfolgreich angebotenen Pilotlinie war
es das zweite Projekt dieser Art. Der Schnell-
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Setzen Sie sich in Verbindung
Für unte rschiedliche Mobil itätswü nsche bieten wir
märktge rechte P rodukte:

Produkt ProdukJ;merkmal

SchnellBus
s

Schneller komfortabler Regionalverkehr im Takt
r Musik- und Radioprogramme

per Kopfhörer an jedem Sitzplatz
o Lese-Service mit kostenlosen Zeitungen

und Zeitschriften
o Innenausstattung in Reisebusqualität

RegioBus
R

Regionalverkehr im 60- oder 30-Minuten-RegioTakt
mit Anschluß an Bus- und Bahn-Verbindungen
an zentralen Verknüpfu ngspunkten

DirekIBus
D

Einzelne beschleunigte Fahften
o als Ergänzung zum RegioBus insbesondere fttr den

Berufsverkehr oder
. als Ergänzung zum SchnellBus

NachtBus
ru

Freizeitverkehr in den
Abend- und Nachtstunden am Wochenende

TaxiBus
T

Bedarfs-Linienverkehr mit Kleinbus oder Taxi
. nach telefonischer Anmeldung oder
o als Anschlußlinie zum RegioBus bzw. StadtBus mit

Anmeldung beim Busfahrer

BürgerBus
B

Unienverkehr im ländlichen Raum
mit Kleinbussen und ehrenamtlichen
Busfahrerlnnen

lnfo-Telefon
RVM lbbenbüren Q 54 51/94 28 Q

RVM Münster0251/6054O

rGM90 mffiil
Verkehrsgemeinschaft
Münsterland

Regionalved(ehr Münstedand Gmbfl
Ein Unternehmen der VWG-Gruppe

StadtBus
c

Stadtvekehr mit modernen Standard- oder Midibus-
sen in Niederflurtechnik im 30-, 20- oder 1S-Minuten-
Takt mit Rendezvous-Anschluß, Umweltkarte und
Stadtfahrplan

AnrufSammelTaxi
AS7

Ergänzung zum Bus in den Abend- und Nacht-
stunden, am Wochenende auch tagsüber
r Einstieg an jeder Haltestelle nach Fahrplan -

Ausstieg vor der Haustür
o telefonische Anmeldung

30 Minuten vor der Abfahrueit

Abb. 2: Das differenzierte Bedienungsmodell der
Regionalverkehr Münsterland GmbH (RVM)
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Bus bildet das Spitzenprodukt der RVM für
nachfragestarke Relationen, in denen kein
Schienenverkehr vorhanden ist (vgl. Scnur-rB,
RsNNspres, LrNNeNnnrNr I 995).

Er ist Baustein eines insgesamt acht Produkte
umfassenden differenzierten Bedienungsmo-
dells der RVM (vgl. Abb. 2). Seit nunmehr
neun Jahren hat die RVM sukzessive markt-
gerechte Produkte für die verschiedenen
räumlichen und sektoralen Verkehrsmärkte
geschaffen, erprobt und weiterentwickelt. Zu-
sehends wird auch bundesweit diese Philoso-
phie von Markenartiketn im ÖpNV verfolgt
(VDV 1994). Die vorgenommene Diversifi-
zierung des Angebotes stellt das geeignete In-
strumentarium dar, unterschiedliche Mobi-
litätswünsche in wirtschaftlicher Weise erfül-
len zu können (Rmole 1997).

Auf der SchnellBus-Linie 570/71 bestand in
der Relation Schöppingen - Münster zunächst
ein Grundangebot im Stundentakt. Zwischen
Vreden und Schöppingen verkehrte der
SchnellBus zweistündlich mit Verdichtuns zu
einem Stundentakt in der Hauptverkehrsäeit.
Gegenüber den nur noch tempordr zur Bedie-
nung des Schüler- und Schwachlastverkehrs
angebotenen Linien 770 und 772 erzielt die
SchnellBus-Linie 570/71 durch die parrielle
Führung des Linienweges über die Bundes-
straße 54 einen Fahrzeitvorteil von zehn Mi-
nuten. Auf diesem Streckenabschnitt konnte
dadurch eine Fahrzeitreduzierung um 24 %
erreicht werden. Wie bei allen SchnellBus-
Achsen der RVM wurde der Fahrplanbetrieb
mit hierfür gesondert ausgerüsteten Fahrzeu-
gen aufgenommen. Im Mai 1994 standen an-
fänglich drei Solo-SchnellBus-Fahrzeuge zur
Verfügung, die durch nachstehende Qualitäts-
merkmale gekennzeichnet sind:
- technische Ausstattung und Sonderzulas-
sung für 100 km/h,
- bequeme Reisebusbestuhlung mit klappba-
ren Armlehnen am Mittelgang und erhebli-
cher Beinfreiheit,
- besondere Geräuschdämmuns durch Ein-
bau von Schwerschichtmatten zviischen Fahr-
gastraum und Antriebsstrang,
- Teppichboden,
- getönte Isolierverglasung zur Verringerung
der Wärmeeinstrahlung,
- Audio-Anlage mit Kopftröreranschluß an
jedem Sitzplatz (Ubertragen werden jeweils

zwei Radio- und CD-Programme),
- Gepäckablagen mit integrierter Sitzplatz-
beleuchtung,
- Vorhänge als Sonnenschutz,
- digitale Haltestellenansage und Haltestel-
lenanzeige,
- LBD-Zeitthr im Bug,
- produktbezogene Fahrzeuglackierung zur
Kennzeichnung des besonderen Angebotes
und der U nternÄhmensidentität,
- aktuelle Tageszeitungen und Zeitschriften
zur kostenlosen Nutzung,
- Taxi-Ruf-Service zu jeder gewünschten
Ausstiegshaltestel le sowie
- besonderer SchnellBus-Fahrplan, kosten-
los ausgelegt.

In den ersten Betriebstagen nutzten rund 600
Fahrgäste pro Tag (Montag bis Freitag an
Schultagen) das neue Angebot. Anschließende
Zählungen zeigten einen deutlichen Anstieg
der Fahrgastzahlen, so daß anstelle der Solo-
SchnellBusse sukzessive Gelenk-SchnellBus-
se mit 59 Fahrgastsitzplätzen zum Einsatz ge-
langten. Der kontinuierlich wachsende Nach-
fragedruck erforderte neben den betrieblichen
Maßnahmen auch eine nachhaltise Erweite-
rung des Fah rplanangebotes. Diese-erfol gte im
Februar 1997 und war gekennzeichnet durch
die Verlängerung des Stundentaktes über
Schöppingen hinaus bis Vreden, einer partiel-
len Verdichtung in den Hauptverkehrszeiten
zwischen Schöppingen und Münster zu einem
30-Minuten-Takt sowie durch die erstmaliee
Einrichtung eines zweistündlichen Sonn- uid
Feiertagsverkehrs zwischen Vreden und Mün-
ster. Den Erfolg der umfangreichen Fahrplan-
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Abb. 3: Nachfragedaten auf der Schnett-
Bus-Linie 5701711994 - 1997
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verbesserungen belegen eindrucksvoll die
Nachfragezahlen. Während im April 1996
1 260 Fahrgäste den SchnellBus nutzten, wa-
ren es im April 1997 bereits I 840 Kunden
(Abb. 3). Neben der traditionell starken Aus-
richtung auf das Oberzentrum Münster weisen
insbesondere die nicht auf Münster ausgerich-
teten Fahrbeziehungen überproportionale
Fahrgastzuwächse auf, beispielsweise Vre-
den - Ahaus + 7l Vo und Schöppingen - Ahaus
+ 164 Vo. Der hohe Anteil im sogenannten Je-
dermannverkehr (70 7o) verdeutlicht, daß die
erzielten Reisezeit- und Komfortvorteile des
Produktes SchnellBus die Kunden zum Um-
stieg vom Pkw auf den Bus bewegen.

3.2 Weiterentwicklung zum EuroSchnellBus

Die Weiterentwicklung des vorhanden S7O/7I
schließt nunmehr durch die Verlängerung des
Linienweges von Vreden bis ins niederländi-
sche Winters.wijk die Lücke im grenzüber-
schreitenden OPNV (sog. rnissing - links) zwi-
schen den Räumen Münsterland und Achter-
hoek. Das.Projekt EuroSchnellBus ist ein Bau-
stein zur Uberwindung der nationalen Grenzen
und trägt dazu bei, die Wohn- und Lebensqua-
lität im grenznahen Raum zu verbessern.

Als Fahrplanangebot ist ein Stundentakt zwi-
schen Winterswijk und Münster montags bis
freitags zwischen 7.00 - 20.00 Uhr, samstags
von 8.00 - 16.00 Uhr vorgesehen. Sonn- und
feiertags wird ein Zweistundentakt von 8.00 -
20.00 Uhr angeboten. Die Fahrzeiten sind so
konzipiert, daß an den zentralen Knotenpunk-
ten Winterswijk und Münster anschlußsichere
Umsteigeverbindungen an den Schienenver-
kehr und das übrige Busnetz (2.B. Schnell-
Bus-Netz der RVM) bestehen. Für die Bus-
fahrt zwischen Winterswijk und Münster be-
trägt die Fahrzeit etwa zwei Stunden.

Der EuroSchnellBus soll vorrangig die latent
ausgeprägten grenzüberschreitenden Ver-
flechtungen im,,Einkaufs/Versorgungsver-
kehr" und ..Freizeitverkehr" erschließen. Mit
dem dichten Fahrplanangebot und der hoch-
wertigen Fahrzeugausstattung ist er geeignet,
eine leistungsfähige Alternative zum heute
genutzten privaten PKW darzustellen. Durch
die Verlängerung bis Winterswijk werden so-
wohl Nachfragezuwächse von und nach Mün-
ster als auch zwischen Winterswijk und Vre-
den bzw. Ahaus erwartet.

Als Grundlage der Fahrpreisgestaltung gilt

Abb. 4: SchnellBus-Gelenkwagen am Grenzübergang Vreden-Gaxel
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auf der gesamten EuroSchnellBus-Linie von
Münster bis Winterswijk der Tarif der Ver-
kehrsgemeinschaft Münsterland (VGM).
Sämtliche Fahrkarten können in beiden
Währungen vom Kunden gelöst werden. Für
die oben erwähnten Zielgruppen werden er-
fahrungsgemäß vornehmlich die attraktiven
Tageskarten wie Mini- und Maxikarten zur
Anwendung kommen. Vor dem Hintergrund
des grenzüberschreitenden Charakters ist eine
Anerkennung der niederländischen Strippen-
kaart in einem definierten Uberlagerungsbe-
reich zwischen Winterswijk und Ahaus ge-
plant.

Die betrieblichen Planungen sehen neben den
mittlerweile heute zwischen Vreden und Mün-
ster verkehrenden vier Gelenk-SchnellBussen
(Abb. 4) den Einsatz von zwei weiteren
SchnellBussen vor. Hierbei handelt es sich um
modeme l5m-Niederflurfahrzeuge (Typ Setra
S 319 NF) mit 53 Fahrgastsitzplätzen, deren
Ausstattung neben den oben aufgeführten Pro-
dukt-Attributen durch eine Klimaanlage ver-
vollständigt wird. Von den insgesamt sechs
SchnellBussen (davon ein Reserve-Fahrzeug)
werden fünf Fahrzeuge von der RVM und ein
Fahrzeug von Oostnet bereitgestellt.

Im Zuge der Projektarbeiten bedurfte es auch
einer Uberplanung des zwischen Winterswijk
und Vreden verkehrenden BürgerBusses. Der
BürgerBus bedient derzeit in einem Rundkurs
alle zwei Stunden die Städte Winterswijk und
Vreden auf dem geplanten Linienweg des
EuroSchnellBusses. Die zukünftige Route soll
ca. vier Kilometer nördlicher führen und stellt
damit eine Anbindung der ländlichen Außen-
bereiche an Vreden bzw. Winterswijk sicher.
So kommt der BürgerBus in idealer Weise
seiner eigentlichen Aufgabe, der Erschließung
von dispers besiedelten Räumen abseits der
Hauptmagistralen, nach.

4. INTERREG-Förderung

Der EuroSchnellBus wird von der EUREGIO
im Rahmen des INTERREG-II-Programms
gefördert und finanziell von der EU und den
nationalen Wirtschaftsministerien beiderseits
der Grenze (NRW, NL) co-finanziert (Abb. 5).
Dabei handelt es sich um eine auf drei Jahre
befristete Anschub-Finanzierung bis Mitte
2001. Der mehrjährige Weg bis zum Projekt-

Abb. 5: Logo EU, INTERRREG/EUREGIO

start war von vielen, manchmal scheinbar unü-
berwindbaren Hindernissen gekennzeichnet.

Im Oktober 1995 wurde durch die RVM bei
der EUREGIO der Antrag auf Gewdhrung ei-
nes Zuschusses aus dem Operationellen Pro-
grarnm für INTERREG-II gestellt. Diese prüfr
die Einhaltung der INTERREG- und EURE-
GlO-Kriterien. Allgemeine Grundsätze dabei
sind 2.B., daß ein grenzüberschreitendes ,,Eu-
regionales Interesse" mit dem zu fördernden
Projekt verbunden sein muß und sich die Part-
ner auf beiden Seiten der Grenze inhaltlich, or-
ganisatorisch, personell und finanziell enga-
gieren (EUREGIO 1994). Die EUREGIO ist
zuständig für die Auswahl der Projekte und
reicht bei der Bezirksregierung Münster und
der Provinz Gelderland eine Projektvorlage
ein. Diese erarbeiten wiederum Stellungnah-
men, um die nationalen Co-Finanzierungen zu
beurteilen. Die Bezirksregierung Münster erar-
beitete für den EuroSchnellBus die Hauptstel-
lungnahme, da in dessen Verwaltungsgebiet
die Projektträgerin Regionalverkehr Münster-
land GmbH ßVM) ihren Sitz hat. Die Festle-
gung der förderbaren Gesamtkosten erfolgt
grundsätzlich durch den Lenkungsausschuß
der EUREGIO. Die formelle Ztsage über die
INTERREG-Mittel erteilt abschließend die
INVESTTTTONS-BANK NRW (IB).

Aufgrund der erstmaligen INTERREG-An-
tragstellung einer OPNV-Förderung von Bus-
betriebsleistungen war das Projekt Euro-
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SchnellBus zunächst noch in Frage gestellt.
Seitens der EU mußte grundsätzlich die Frage
geklärt werden, ob Busbetriebsleistungen
durch INTERREG-tr gefördert werden kön-
nen (sog. rolling stock). Ergebnis war die
Auflage, daß die zusätzlich notwendigen
Fahrzeuge seitens der RVM und Oostnet nicht
gekauft werden dürfen, sondern geleast wer-
den müssen. Gravierender war jedoch das Er-
gebnis hinsichtlich der Kostenauswirkungen.
Insgesamt verblieb im Kosten-Nutzen-Ver-
gleich ein zu hoher Komplementäranteil bei
den Unternehmen Oostnet und RVM, so daß
seitens der RVM der Antrag auf EU-Förde-
rung zunächst zurückgestellt wurde.

Im Oktober 1997 erfolgte dann eine überar-
beitete Anhagstellung seitens der RVM. Die-
se war möglich, da für L999 am Verknüp-
fungspunkt Winterswijk veränderte Fahrplan-
lagen flir Bus und Bahn geplant wurden. Der
auf die ehemaligen Zeitlagen (1995) ausge-
richtete EuroSchnellBus-Verkehr hatte zur
Folge, daß die gesamten Busumläufe zwi-
schen (Winterswijk) Vreden und Münster
komplett neu geordnet werden mußten. Diese
Notwendigkeit war mit den neuen Fahrplanla-
gen von/nach Winterswijk nunmehr nicht
mehr gegeben. Die RVM und Oostnet nah-
men daher erneut die Planungen und Überle-
gungen für eine wirtschaftliche Machbarkeit
des EuroSchnellBusses auf. Diese führten,
nach erneuter Antragstellung durch die RVM,
dann im April 1998 zu dem abschließenden
Bewilligungsbescheid der IB NRW.

Insgesamt werden als förderbare Gesamtpro-
jektkosten 1,4 Mio ECU (ca. 2,6 Mio DM)
veranschlagt. Der Streckenabschnin Winters-
wijk - Vreden wird zt 80 Vo, der Abschnitt
Vreden - Schöppingen zu 40 Vo gefördert.
Nach Abzug der kalkulierten Fahrgeldeinnah-
men werden seitens der EUREGIO insgesamt
752.000 ECU als förderf?ihige Gesamtkosten
bewilligt (ca. 1,5 Mio DM). Hiervon überneh-
men die EU 41 Vo, das Land NRW und die
Provinz Gelderland jeweils 13 7o sowie die
RVM und Oostnet 337o.

5. Öffentlichkeitsarbeit/
Fahrgastinformation

Die Einführung des EuroSchnellBusses als
bisher landesweit einzigartiges Verkehrspro-

jekt dieser Art sowie die spätere, kontinuierli-
che Begleitung durch öffentlichkeitswirksame
Maßnahmen erfordert das Beschreiten neuer
Wege in der RVM-Marketing-Strategie. Gilt
es doch dieses Mal, die herkömmlichen Ele-
mente einer SchnellBus-Auftaktveranstaltung
(obligatorische Redeparts mit anschließender
Enthüllung des Fahrzeugs) durch den Kanon
eines gleich mehrere Tage umfassenden
Eventmarketings zu ergänzen. Hierzu zählen
u.a.:
- zweisprachige Info-Folder im Vorfeld des
Projektes als allgemeine Ankündigung für
den EuroSchnellBus mit Informationen über
die diversen Veranstaltungen rund um den
Starttermin,
- zweisprachige Fahrpläne, die in den Anrai-
nerkommunen haushaltsweit verteilt werden;
zusätzliche Auslage an publikumswirksamen
Stellen (Verwaltungen, Banken etc.),
- Plakate, Straßentransparente, Anzeigen-
schaltungen,
- Entwicklung eines Corporate Design für
den EuroSchnellBus, incl. einer produktspezi-
fischen Fahrzeuglackierung in Anlehnung an
die vorhandene RVM-SchnellBus-Optik,
- zweisprachige Piktogramme sowie nieder-
ländische Zeitungen und Zeitschriften im Bus,
- Auftakweranstaltung am 23.Oktober 1998
am Grenzübergang Vreden-Gaxel,
- grenzüberschreitender Volkslauf auf dem
Streckenabschnitt Vreden-Winterswijk,
- Frühstück im Bus auf der ersten Fahrt von
Winterswijk nach Münster und
- kostenlose ,,Schnuppertage" an den ersten
beiden Betriebstagen.

Die Ankündigungen zum EuroSchnellBus
und die ihn begleitenden Marketingaktivitäten
haben bereits früh im Vorfeld des eigentli-
chen Starttermins (25. Oktober 1998) in den
Niederlanden und Deutschland das Interesse
der landesweiten und regionalen Medien ge-
weckt.

6. Schlußbemerkung

Mit dem EuroSchnellBus wird erstmalig ein
qualitativ herausragendes grenzüberschreiten-
des OPNV-Angebot geschaffen, das die
deutsch-niederländischen Verkehrsbeziehun-
gen maßgeblich verbessert. Aufgrund seiner
Verknüpfung an die jeweiligen OV-Systeme
im Hinterland beider Staaten kann er so zum
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bedeutenden Entwicklungsimpuls zwischen
den östlichen Niederlanden und dem Mün-
sterland werden. Zweifellos wird sich der
EuroSchnellBus aufgrund seiner deutsch-nie-
derländischen Kooperation aus der Flotte der
ab Herbst 1998 insgesamt sieben verkehren-
den SchnellBus-Achsen der RVM im Mün-
sterland hervorheben.

In vielen Bereichen haben alle an dem Projekt
Beteiligten Neuland in der Entwicklung und
Bearbeitung beheten müssen. Spätestens mit
Ablauf der dreijährigen EU-Förderung Mitte
2001 ist eine Gesamtbilanz zu ziehen. Die er-
wartete Akzeptanz des neuen Angebotes dürf-
tejedoch sicherlich eintreten, haben doch bis-
her sämtliche durchgeftihrte Nachfrageerhe-
bungen aller RVM-SchnellBus-Linien im
Nachhinein gezeigt, daß die zuvor abge-
schätzten Prognosen stets deutlich übertroffen
wurden.
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Zukunftsperspektiven der Stadt Münster im Rahmen

der nachhaltigen Stadtentwicldungx

Thomas Hauff ,Münster

1. Nachhaltige Stadtentwicklung - die Um-
setzung ist gefordert

Die Diskussion um nachhaltige Stadtentwick-
lungsprozesse ist mittlerweile in eine Phase
getreten, in der Handlungs- und Umsetzungs-
orientierung einen hohen Stellenwert einneh-
men. Dies dokumentieren die,,Habitat-Agen-
da mit dem globalen Aktionsplan" der Ver-
einten Nationen, der ,,Nationale Aktionsplan
zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung" des
Deutschen Nationalkomitees Habitat II und
der Lissabonner Aktionsplan der Europä-
ischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte
und Gemeinden mit dem Titel ..Von der Char-
ta zum Handeln".

Bei der Umsetzung nachhaltiger Stadtent-
wicklungsstrategien kommt den Kommunen
eine wichtige Rolle zu. Infolge der Selbstver-
waltungsgarantie besitzen vor allem die deut-
schen Kommunen vielf?iltige Zuständigkeiten,
aus denen lokale Handlungsspielräume für
eine nachhaltige Entwicklung erwachsen. Ins-
besondere die kommunale Planungshoheit er-
möglicht wichtige Weichenstellungen zur
Entwicklung der lokalen Raumstruktur. Dabei
darfjddoch nicht außer acht gelassen werden,
daß der Erfolg kommunaler Aktivitäten zu-
gunsten einer nachhaltigen Siedlungsentwick-
lung wesentlich von entsprechenden rechtli-

* Der Beitrag ist Herm Prof. Dr. H. Heineberg zu seinem

60. Geburutag gewidmet;'ich habe ihm viel zu verdan-

ken.

(Anm. d. Hg.: Die Beitragsthematik ist zugleich Gegen-

stand eines Vortrags des Autors auf der Tagung der Geo-
graphischen Kommission für Westfalen am 05.09.1998 in
Münster)

chen, finanziellen und organisatorischen Rah-
menbedingungen abhängt, die durch Bund
und Länder gesetzt werden.

Über die Gestaltungsmöglichkeiten, die aus
den verfassungsmäßig übertragenen Aufga-
ben erwachsen, haben die Kommunen auf-
grund ihrer Bürgernähe durch die Agenda 21
von Rio de Janeiro zudem auch einen Gestal-
tungsauftrag zur nachhaltigen Entwicklung
erhalten. Der Auftrag besteht in einem Kon-
sultationsprozeß mit den Bürgern und der
Aufstellung einer Lokalen Agenda 21.

Während der Auftrag zur Erarbeitung einer
Lokalen Agenda 21 echtes Neuland für die
Kommunen bedeutet, sind die Handlungsbau-
steine und Strategien einer nachhaltigen
Stadtentwicklung im wesentlichen bekannt.
,,Entsprechende Schritte auf dem Weg zu ei-
ner nachhaltigen Stadtentwicklung müssen
nicht neu erfunden werden, sie müssen nur
getan werden. Entscheidend ist der politische
Wille in den Beschlußgremien" (Töeren
1996). Die Stadt Münster gehört zu den Kom-
munen, in denen die Weichen bereits frtih zu-
gunsten einer ressourcenschonenden und um-
weltverträglichen Stadtentwicklung gestellt
wurden. Dies bezieht sich nicht nur allein auf
die Förderung des Fahrradverkehrs, sondern
auch auf die Entwicklung umweltvertragli-
cher Siedlungsstrukturen und einen systemati-
schen Natur- und Umweltschutz. Vordere
Plätze beim Kommunalwettbewerb,,Bundes-
hauptstadt flir Natur- und Umweltschutz" und
der erste Platz beim Wettbewerb ,,Klima-
schutz" belegen das bisherige Engagement
der Stadt Münster im Rahmen einer umwelt-
verträglichen Stadtentwicklung.
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Die parlamentarische Beschlußlage macht den
Willen Münsters deutlich, weitere Anstren-
gungen auf dem Weg zu einer zukunftsbestZin-
digen Stadt zu unternehmen. Die in Münster
erkannte Verantwortung für den Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen - auch in globa-
ler Perspektive - dokumentiert sich durch die
Beitritte zum Internationalen Rat ftir Kommu-
nale Umweltinitiativen (ICLED und zum Kli-
mabündnis Europiüscher Städte mit den indi-
genen Völkern Amazoniens sowie den Erar-
beitungsbeschluß zur Lokalen Agenda 21
Münster. Zudem hat Münster gemeinsam mit
dem Bundesbauministerium und dem Land
Nordrhein-Westfalen die,,Qualitätsvereinba-
rung für ein Bündnis Städte der Zukunft" un-
terzeichnet, um im Rahmen eines Modellvor-
habens des Bundes städtebauliche Strategien
nachhaltiger Stadtentwicklung zu erproben
und auf diese Weise den Weg zur ,,Stadt der
Zukunft" beispielhaft zu demonstrieren (vgl.
OSID Stadt Münster 1997a; BfLR 1997a,b).

Trotz der guten Voraussetzungen und er-
brachten Vorleistungen stellen sich auch in
Münster anspruchsvolle Heiausforderungen
auf dem Weg zur ,,Stadt der Zukunft". Die ak-
tuellen Nachfrageüberhänge in den Bereichen
Wohnen und Gewerbe stellen zusammen mit
den bis zum Jahr 2010 prognostizierten
Wohnbauland- und Gewerbefl ächenbedarfen
erhebliche Flächenansprüche dar. Daher ist
nach Lösungen zu suchen, wie diese Flächen-
ansprüche entsprechend den Prinzipien der
Nachhaltigkeit haushälterisch für eine langfri-
stig tragfähige Entwicklung genutzt werden
können (vgl. Heurr I997a). Zudem hat sich
in den letzten Jahrzehnten in der Stadtregion
Münster ebenso wie in allen deutschen Stadt-
regionen ein deutlicher Suburbanisierungs-
prozeß vollzogen, der mit erhöhter Flächen-
inanspruchnahme im Umland, steigenden au-
toorientierten Einpendlerzahlen nach Münster
und entsprechenden Umweltbelastungen ver-
bunden ist, so daß auch hier Handlungsbedarf
besteht (vgl. RwrnrcHr 1997a,b). Die ablau-
fenden Entwicklungshends der Suburbanisie-
rung mit den damit verbundenen Problemen
machen deutlich, daß die räumliche Hand-
lungsebene Stadt für eine nachhaltige Ent-
wicklung allein nicht ausreicht. Nachhaltige
Stadtentwicklung ist ohne entsprechende Ein:
bettung in regionale Siedlungs- und Verkehrs-
konzepte nur begrenzt realisierbar.

Vor diesem Hintergrund werden im folgenden
die bisherigen Erfahrungen, laufende Prozesse
und zuktinftige Perspektiven einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung in Münster behandelt.
Ausgehend von den Beschlüssen in Rio, Istan-
bul und Aalborg wird zunächst das Ziel der
nachhaltigen Entwicklung für die kommunale
Ebene konkretisiert. Danach werden die Aus-
gangslage und die Rahmenbedingungen für
eine nachhaltige Entwicklung in Münster
skizziert. Im Anschluß an eine kurze Darstel-
lung des bisherigen Erarbeitungs- und Umset-
zungsstandes nachhaltiger Stadtentwicklungs-
konzepte folgen Erläuterungen des Modell-
vorhabens ,,Städte der Zukunft" und des Pro-
zesses zur Erarbeitung der Lokalen Agenda
21 Münster. Auf dieser Basis werden Uberle-
gungen für die weiteren Perspektiven einer
nachhaltigen Stadtentwicklung in Münster an-
gestellt.

2. Nachhaltige Entwicklung als globale
Aufgabe und kommunaler Auftrag

2.1 Herausforderungen durch die Weltkonfe-
renzen von Rio t99Z una Istanbul 1996

Nachhaltige Entwicklung ist einer der viel-
schichtigsten Begriffe der gegenwärtigen poli-
tischen Diskussion, weithin als Leitbild aner-
kannt, jedoch schwer konkretisierbar und da-
mit der Gefahr ausgesetzt, inhaltslos zu wer-
den. Um die Aufgabenstellung für die kom-
munale Ebene zu formulieren, ist es daher
sinnvoll, am Ausgangspunkt der Diskussion
anzusetzen. Die Konjunktur des Leitbildes
nachhaltige Entwicklung (süstainable deve-
lopment) begann mit dem Brundtland-Be-
richt ,,Unsere gemeinsame Zukunft" der Welt-
kommission für Umwelt und Entwicklung.
Die 1987 geprägte Begriffsbestimmung in
Form einer intergenerativen Gerechtigkeits-
norm stellt die Basis für die nachfolgendeh
Diskussionen dar.,,Sustainable development
is development that meets the needs of present
without compromising the ability of future
generations to meet their own needs" (WCED
1987, S. 8). Zugleich wurde in diesem Zu-
sammenhang die Prämisse formuliert, in Um-
welt- und Entwicklungsfragen einen integrier-
ten Ansatz zu verfolgen. ,,Sustainable develop-
ment integrates economics and ecology in de-
cision and law making to protect the environ-
ment and to promote development" (ebenda).
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1992: Rio de Janeiro
VN-Konferenz: Umwelt
und Entwicklung
-> "Agenda 21"

'1996: Instanbul
VN-Konferenz: HABITAT ll

-> "HabitatAgenda"

1994: Aalborg
Erste Europäische Konferenz
Zukunftsbeständiger Städte
und Gemeinden
-> "Charta von Aalborg"

1996: Lissabon
Zweite Europäische Konferenz
Zukunftsbeständiger Städte
und Gemeinden
-> "Lissabonner Aktionsplan"

Abb. 1: Nachhaltige Entwicklung als zentrales Entwicklungsziel
(Quelle: Hatm 1997a)

Der endgültige Durchbruch des Leitbildes der
nachhaltigen Entwicklung erfolgte 1992 auf
der Konferenz der Vereinten Nationen für
Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro
mit der Verabschiedung der Agenda 2l (vgl.
BMU o.J.; vgl. Abb. 1). Die Agenda 21 stellt
ein langfristiges Handlungspro$amm für das
21. Jahrhundert dar. Im Rahmen einer globa-
len Partnerschaft und in langfristiger Perspek-
tive soll das Ziel einer umweltverträglichen,
nachhaltigen Entwicklung ausgewogen und in
internationaler Kooperation verfolgt werden.
In 40 Kapiteln werden alle wesentlichen Poli-
tikbereiche einer umweltverträglichen, nach-
haltigen Entwicklung angesprochen.

Hierzu gehört auch die Förderung einer nach-
haltigen Siedlungsentwicklung. Genannte
Programmbereiche sind u.a. angemessene
Unterkunft frir alle, Förderung einer nachhal-
tigen Flächennutzungsplanung/Flächenwirt-
schaft, Förderung umweltverträglicher Ener-
gieversorgungs- und Verkehrssysteme, Förde-
rung eines umweltverüäglichen Bauens, För-
derung einer integrierten Umweltschutzifira-
struktur zur Ver- und Entsorgung (vgl. BMU
o.J., S. 44ff.). Die Diskussion um diese The-
matik erfuhr durch die Weltsiedlungskonferenz
HABITAT tr in Istanbul 1996 einen wesentli-

chen Bedeutungszuwachs, auf der Fragen
nachhaltiger Siedlungsentwicklung im Mittel-
punkt standen. Mit der Verabschiedung der
Habitat-Agenda haben sich die Teilnehmer-
staaten der Konferenz denZielen der nachhal-
tigen Siedlungsentwicklung verpflichtet und
mit dem globalen Aktionsplan Shategien zur
Umsetzung beschlossen (vgl. Abb. 1).

In Deutschland wurden im Vorfeld und Nach-
gang der Konferenz zahlreiche Arbeiten durch
das Bundesbauministerium und die Nichtre-
gierungsorganisationen initiiert, so daß nach-
haltige Stadtentwicklung erheblich an Aktua-
lität gewann. Getragen von einem breiten
Konsens der beteiligten gesellschaftlichen
Gruppen wurde vom Nationalkomitee Habitat
tr der Nationale Aktionsplan zur nachhaltigen
Siedlungsentwicklung vorgelegt, in dem ba-
sisorientiert unter Mitwirkung der kommuna-
len Spitzenverbände Lösungsansätze für eine
nachhaltige Siedlungsentwicklung der Städte
und Gemeinden formuliert werden. Dabei
geht das Nationalkomitee von dem Nachhal-
tigkeitsbegriff des Brundlandt-Berichts aus:

,,Nachhaltige Entwicklung bezeichnet eine
Entwicklung, in der die Bedürfnisse der heuti-
gen Generationen befriedigt werden, ohne
zukünftigen Generationen die Möglichkeit zur
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Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse zu
nehmen. Hierzu ist es erforderlich, daß die
weitere Entwicklung nur innerhalb der Trag-
fähigkeit und Belastbarkeit der natürlichen
und von Menschen geschaffenen Systeme
stattfindet" @MBau 1996, S.2).

Agenda 21 und HabitarAgenda machen deut-
lich, daß Nationalstaaten zwar wichtige Hand-
lungsträger für eine nachhaltige Entwicklung
sind, eine entscheidende Rolle bei der Reali-
sierung aber den Kommunen zukommt. Kon-
sequenterweise formuliert daher die Agenda
21 in Anerkennung der Bedeutung der örtli-
chen Ebene den Auftrag an die Kommunen,
sich einem Konsultationsprozeß mit ihren
Bürgern zu unterziehen und eine ,,kommunale
Agenda 2I" z\ bescfließen. Auch für den Be-
reich einer nachhaltigen Siedlungsentwick-
lung identifizieren Habitat-A,genda und natio-
naler Aktionsplan entscheidende Akteure auf
kommunaler Ebene.

Der von der Agenda 2l ausgehende Auftrag
an die Kommunen wurde von den europä-
ischen Städten und Gemeinden 1994 mit der
Aalborg-Konferenz aufgegriffen. Mit der Un-
terzeichnung der Charta von Aalborg gingen
die Städte, Gemeinden und Landkreise die
Verpflichtung ein, den Prozeß zur Aufstellung
einer ,,lokalen Agenda 21" einzuleiten (vgl.
Abb. 1). Der kommunale Wille zum nachhal-
tigen Handeln wurde nochmals von den Teil-
nehmern der Europäischen Kampagne z'J-
kunftsbeständiger Städte und Gemeinden
1996 mit dem Lissabonner Aktionsplan
(,,Von der Charta zum Handeln") bekräftigt.

Die Stadt Münsfer hat den Grundsatz, daß
globale Erfolge in Richtung einer nachhalti-
gen Entwicklung am besten durch multiloka-
les, kumulativ kommunales Handeln zu etzie-
len sind, früh aufgegriffen. Durch den Beihitt
zum Internationalen Rat für Kommunale Um-
weltinitiativen (ICLEI) wurde die Charta von
Aalborg und damit bereits der Auflrag zur Er-
stellung einer Lokalen Agenda 21 anerkannt.
Separate Beschlüsse zur Aufstellung der Lo-
kalen Agend a 2l lZukunftsfähiges Münster
haben dieses Vorhaben Ende 1996 und An-
fang 1997 bela?iftigt (vgl. Fnnvn 1997). Ne-
ben zahlreichen laufenden Projekten und
Maßnahmen im Rahmen der nachhaltigen
Stadtentwicklung ist Münster durch die Teil-

nahme am Modellvorhaben ,,Stadte der Zu-
kunft" in das deutsche ,,Habitat follow up"
eingebunden und wirkt aktiv am Erprobungs-
prozeß nachhaltiger Stadtentwicklungsstrate-
gien mit (vgl. Dörwr/Knaurzssncsp. 1997,
Funrucs 1998, Haurr 1998c).

2.2 Nachhaltige Stadtentwicklung aus kom-
munaler Perspektive

Nachhaltige Stadtentwicklung ist sowohl auf
nationalstaatlicher Ebene (2.8. GG Art. 20a,
BauROG) als auch auf kommunaler Ebene
unbestrittene Zielperspektive. Auch die Stadt
Münster hat durch zahlreiche Beschlüsse
ihren Willen zur nachhaltigen Siedlungsent-
wicklung nachdrücklich dokumentiert (vgl.
H.q.urr' 1998a). Das Ziel ist somit eindeutig
benannt, aber wie sieht das Ziel konkret aus?

Konsens besteht darüber, daß nachhaltige
Entwicklung ökologische, ökonomische und
soziale Dimensionen in langfristiger Zielper-
spektive umfaßt. Ob jedoch dabei normativ
ökologischen Aspekten ein eindeutiger Vor-
rang einzuräumen ist oder demgegenüber die
besondere Qualität der nachhaltigen Entwick-
lung in der Integration ökonomischer, sozialer
und ökologischer Ziele besteht, ist in der Dis-
kussion umstritten. Für die kommunale Ebene
führen weder abstrakte Zieldiskussionen noch
normativ abgeleitete Zielvorstellungen weiter.

Angesichts der Entscheidungen, die im Span-
nungsfeld ökologischer Erfordernisse, sozialer
Anforderungen, wirtschaftlicher Ansprüche
und oberzentraler Funktionsanforderungen ge-
troffen werden müssen (vgl. Abb. 2), liegt ein
erfolgversprechender Ansatzpunkt in einer
ganzheitlichen, integrativen Betrachtungswei-
se, der notwendigerweise auf Dialogprozessen
mit allen gesellschaftlichen Gruppen aufbaut
(vgl. Heurr 1998b). Handlungsleitend sollte
dabei sein, daß Kommunen der Aufgabe einer
umfassenden ökologischen, soziokulturellen
und wirtschaftlichen Grunddaseinsvorsorge
für ihre heutigen Bewohner Rechnung tragen
müssen, ebenso wie jedoch im Hinblick auf
intergenerative Gerechtigkeit angemessene
Möglichkeiten zur Bedürfnisbefriedigung
zukünftiger Generationen offenzuhalten sind.

Nachhaltigkeit wird somit nicht normativ be-
stimmt, sondern muß unter Berücksichtigung
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Abb.2: Nachhaltige Entwicklung aus kommunaler Sicht
(Quelle: Hrurr 1997a)

der langfristigen Sicherung der natürlichen
Lebensgrundlagen im konkreten kommunalen
Kontext im Dialog und Diskurs zwischen den
gesellschaftlichen Gruppen ausgehandelt wer-
den (vgl. Heurr 1998b). Dies ermöglicht zum
einen die Suche nach Konsenspotentialen,
zum anderen können auch Konfliktpunkte be-
nannt und konkret bearbeitet werden. Da die
Balance zwischen sozialen, ökonomischen
und umweltbezogenen Zielkategorien der
Nachhaltigkeit im gesellschaftlich-politischen
Diskurs bestimmt wird, steht Nachhaltigkeit
als Entwicklungsleitbild für das gesamte
kommunale Handeln zur Verfügung. Bei allen
Entscheidungen wird dann deutlich, wie den

einzelnen Belangen der Nachhaltigkeit Rech-
nung getragen wird. Diese Uberlegungen ste-
hen in Ubereinstimmung mit den Ausführun-
gen der Charta von Aalborg über ,Zukunfts-
beständigkeit als lokaler und gleichgewichts-
suchender Prozeß".

Insbesondere für das Oberzentrum Münster
ist zu berücksichtigen, daß Diskussions- und
Dialogprozesse auf der Handlungsebene Stadt
für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung
nicht ausreichen. Angesichts der Suburbani-
sierungsprozesse der letzten Jahrzehnte und
der intensiven Verflechtungen mit dem Um-
land ist die Stadtregion zunehmend als räum-
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liche Ebene in die Uberlegungen zur Stadtent-
wicklung einzubeziehen. Eine Kommune
kann eine nachhaltige Stadtentwicklung nicht
alleine realisieren, entscheidend ist die Ein-
bindung in eine nachhaltige Regionalentwick-
lung (vgl. Abb. 2).

3. Ausgangslage und Rahmenbedingungen
der Stadtentwicklung

3.1 Raumstrukturelle Voraussetzungen und
S tadt-Urnland-Verfl echtun gen

Der Erhalt und die Weiterentwicklung um-
weltverträglicher Siedlungsstrukturen haben
in Münster immer einen besonderen Stellen-
wert besessen. Behutsamer Wiederaufbau
nach dem Zweiten Weltkrieg, Absage an die
autogerechte Stadt in den 60er Jahren, Ent-
wicklung eines Grünsystems ab Mitte der
60er Jahre, bestandsorientierte Stadterneue-
rung in den 70er und 80er Jahren sowie eine
zentrenorientierte Stadtplanung haben maß-
geblich zur Entwicklung der heutigen Sied-
lungsstrukturen geführt. Die Stadtstrukturen -
kompakte Kemstadt mit vitaler Altstadt, hier-
von abgegrenzte Stadtteile mit funktionsf?ihi-
gen Stadtteilzentren und das nahezu idealtypi-
sche Grünsystem - bieten gute Voraussetzun-
gen für eine Umsetzung der räumlichen Prin-
zipien der nachhaltigen Stadtentwicklung
(vgl. Abb. 3). Wäre der Slogan ,J<ompakt, ur-
ban, grün" nicht bereits für die zukünftige
Siedlungsentwicklung in München vergeben,
auch die Münsteraner Stadtstruktur würde
hierdurch hervorragend beschrieben.

Die kompakten Stadtstrukturen und die stadt-
verträgliche Mobilitätssteuerung spiegeln
sich im Verkehrsmittelwahlverhalten der
Münsteraner wider (vgl. Abb. 4). Von allen
Fahrten/Wegen der Münsteraner Bevölke-
rung werden 63 Vo mit Verkehrsmitteln des
Umweltverbundes (zu Fuß, Rad, SPNV/
OPNV) zurückgelegt, hiervon entf:illt mit ca.
32 Vo der größte Anteil auf das Fahnad. Prä-
gend für die städtische Verkehrs- und Um-
weltsituation ist aber nicht nur das Verkehrs-
mittelwahlverhalten der Münsteraner, son-
dern auch das spezifische Verkehrsverhalten
der Pendler. Dieses ist durch eine dominie-
rende Nutzung des Kraftfahrzeugs charakte-
risiert. Die Wege im Pendlerverkehr werden
zu ca. 83 Vo riit dem privaten Kraftfahrzeug

durchgeführt, auf den SPNV/OPNV entfallen
nur ca. 16 Vo (vgl. Abb. 4).

Anhand der Pendlerströme lassen sich auch
die Stadt-Umland-Verflechtungen nachvoll-
ziehen und die Stadtregion Münster für analy-
tische Zwecke der Raumbeobachtung abgren-
zen (Heurr 1997 a; vgl. Abb.5). Als Kernge-
biet der Stadtregion weist die Stadt Münster
eine hohe Arbeitsplatzzentralität und einen
hohen Einpendlerüberschuß auf, demgegen-
über sind der innere und äußere Einzugsbe-
reich der Stadtregion durch hohe Auspendler-
zahlen nach Münster charakterisiert. Aus dem
inneren Einzugsbereich pendeln id.ber 50 Vo

der Berufspendler und über 25 Vo der Er-
werbstätigen nach Münster aus, für den äuße-
ren Einzugsbereich liegen die entsprechenden
Werte noch bei 25 - 50 Vo der Berufspendler
und 10 -25 7o der Erwerbstätigen (vgl. Göo-
recxr-Srelr,uaml 1 996).

Die stetige Entwicklung des Pendleraufkom-
mens ist eng mit dem Suburbanisierungspro-
zeß der letzten Jahrzehnte verbunden. Vor al-
lem die Gemeinden im Nahbereich konnten in
den letzten Jahren verstärkt von Fortzügen
aus Münster profitieren (vgl. OStD Stadt
Münster 1995). Die Wanderungsgewinne die-
ser Gemeinden gegenüber Münster betrafen
in erster Linie die Altersgruppe der 30-
45jährigen und auch die Altersgruppe der 45-
60jährigen. RuppnrcHr (1997a,b) nimmt die
negativen ökologischen Auswirkungen des
Suburbanisierungsprozesses zum Anlaß, auf
die Problematik der regionalen Siedlungs-
steuerung aufmerksam zu machen und auf die
Notwendigkeit entsprechender Steuerungsin-
strumente hinzuweisen.

3.2 Herausforderungen durch Flächenan-
sprüche bis 2010

Die Stadt Münster hatte im letzten Jahrzehnt
eine deutliche Entwicklungsdynamik zu ver-
zeichnen. Der hohe Wohn-, Umwelt- und
Freizeitwert der Stadt hat zusammen mit dem
positiven Image als Universitäts- und Wisseh-
schaftsstadt.auch in rezessiven gesamtwirt-
schaftlichen Phasen zu einem Wachstum von
Bevölkerung und Arbeitsplätzen geftihrt. Die
wohnberechtigte Bevölkerung stieg von 1986
bis 1996 auf über 281000, lediglich imZu-
sammenhang mit der Bereinigung des Melde-
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Abb. 3: Grünordnung Münster: Grünsystem/Freiraumkonzept
(Quelle: OSID der Stadt Münster - Amt für Grünflächen und Naturschutz, 1996b)
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Abb. 4: Wege-/Fahrtenaufkommen in Mün-
ster 1994 nach Verkehrsarten (Modal split)
(Quelle: Haunn 1997a / Oberbürgermeisterin der Stadt

Münster 1997)

registers trat 1994 ein Rückgang auf. Auch im
Bereich der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten verzeichnete Münster als eine von
wenigen Kommunen in Nordrhein-Westfalen
zwischen 1982 und 1994 eine positive Be-
schäftigtenentwicklung.

Im Rahmen der Neuaufstellung des Gebiets-
entwicklungsplanes - Teilabschnitt Münster-
land sind für die Stadt Münster langfristige
Bedarfsschätzungen mit dem Zielhorizont
2010 vorgenommen worden (vgl. Bezirksre-
gierung Münster 1996). Die Bezirksplanungs-
behörde hat aus regionalplanerischer Sicht ei-
nen Bedarf von 850 ha an Wohnsiedlungsbe-
reichen (WSB) und 535 ha Gewerbe- und In-
dustrieansiedlungsbereichen (GIB) für Mün-
ster ermittelt. Während die Wohnsiedlungsbe-
reiche vollständig auf dem Stadtgebiet veror-
tet werden können, sind aufgrund naturräum-
licher Restriktionen von dem geschätzten
GIB-Bedarf nur 430 ha auf dem Stadtgebiet
darstellbar. Der nicht darstellbare GIB-Bedarf
wird durch die Benennung von intraregiona-
len GIB-Flächen nachsewiesen. Auch für die

Kommunen des Umlandes werden erhebliche
Flächenbedarfe geschätzt. Allein für die di-
rekten Umlandgemeinden ist ein Bedarf von
920 ha an Wohnsiedlungsbereichen und von
540 ha an Gewerbe- und Industrieansied-
lungsbereichen prognostiziert worden.

Hinsichtlich der geschätzten Werte ist zu
berücksichtigen, daß es sich um regionalpla-
nerische Flächenkategorien handelt. Wohn-
siedlungsbereiche können neben Wohnbau-
flächen noch weitere städtebauliche Flächen
umfassen, wie z.B. gemischte Bauflächen,
Gemeinbedarfsflächen. innerörtliche Ver-
kehrsflächen, örtliche Grünflächen. Auch Ge-
werbe- und Industrieansiedlungsbereiche ent-
halten neben gewerblichen Bauflächen noch
weitere städtebauliche Flächen.

Auch wenn beabsichtigt ist, diese Bedarfs-
schätzungen in den nächsten Jahren nochmals
zu erneuern, wird jedoch deutlich, daß für die
Stadt Münster und das Umland bis zum Jahr
2010 von erheblichen Flächenansprüchen in
den Bereichen Wohnen und Gewerbe auszu-
gehen ist, die zudem von aktuellen Nachfra-
geüberhängen noch überlagert werden. In der
ersten Hälfte der 90er Jahre gingen Schätzun-
gen für die Stadt Münster von einem Defizit
an ca. 8 000 Wohnungen und ca. 120 ha an
Gewerbe- und Industrieflächen aus. Diese
skizzierten Flächenansprüche stellen beson-
dere Anforderungen an eine nachhaltige stadt-
regionale Entwicklung.

4. Nachhaltige Stadtentwicklung in
Münster

4.1 Vielfältiges, programmatisches und vor-
ausschauendes Vorgehen

Ressourcenschonende Stadtentwicklung be-
gann in Münster nicht erst mit den Beschlüs-
sen von Rio und Istanbul. Vielmehr besteht in
Münster ein großer zeitlicher Erfahrungshin-
tergrund. Beispielsweise setzten eine gezielte
Förderung des Fahrradverkehrs und die syste-
matische Entwicklung der Grünringe und
Grünzüge bereits in den 60er Jahren ein. Cha-
rakteristisch ist darüber hinaus, daß Ansätze
nachhaltiger Stadtentwicklung in nahezu allen
städtischen Handlungsfeldern verfolgt wer-
den. Deutlich wird dies an der Bestandsauf-
nahme zukunftsfähiger Projekte der Stadtver-
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waltung, die als Standortbestimmung zu Be-
ginn des Agenda-Prozesses erfolgte (vgl.
Stadt Münster 1997). Dabei ist jedoch zu be-
achten, daß die einzelnen Projekte in der Re-
gel in Konzepte oder Progtamme eingebun-
den sind. Damit läßt sich die Münsteraner
Vorgehensweise als konzeptionell-program-
matisch kennzeichnen (vgl. Ubersicht 1).

Der breite Erfahrungshintergrund zu Konzep-
ten und Maßnahmen nachhaltiger Stadtent-
wicklung war auch ein wichtiger Grund für
die Aufuahme der Stadt Münster in das Mo-
dellvorhaben des Bundesbauministeriums
,,Städte der Zukunft - Strategien und Maßnah-
men nachhaltiger Stadtentwicklung". Nahezu
der gesamte Strategiekatalog zur nachhaltigen
Stadtentwicklung im Wohnungs- und Städte-
bau wird entsprechend der örtlichen Situation
akzentuiert in Münster bereits umgesetzt (vgl.
OStD Stadt Münster 1997a, Hatm 1997a, S.
49f.).

Kennzeichnend für die Situation in Münster
ist auch eine vorausschauende Stadtentwick-
lungsplanung. Für die zukünftige räumliche
Entwicklung bietet das Raumfunktionale
Konzept (RFK) ,,Münster 2010" einen lang-
fristigen gesamtstädtischen Orientierungsrah-
men, der am Leitbild der nachhaltigen Stadt-
entwicklung orientiert ist (vgl. OSID Stadt
Mjinster I997b, Herm 1998a). Grundsätzlich
hat die Innenentwicklung Priorität vor der
Außenentwicklung. Trotz dieser Priorität und
der eingeleiteten Innenentwicklungsmaßnah-
men ist angesichts der prognostizierten Flä-
chenbedarfe davon auszugehen, daß auch
künftig noch Freiflächen für Siedlungszwecke
in Anspruch genommen werden müssen. Für
eine ressourcenschonende Weiterentwicklung
der Stadtstruktur orientiert sich das RFK an
der ,,zentrenorientierten Stadt der kurzen
Wege" als Leiflinie der Stadtentwicklungspla-
nung. Dabei werden die Voraussetzungen für
eine ,,Stadt der kurzen Wege" durch die räum-
liche Zuordnung der neuen Wohnbauflächen
zu Stadtteilzentren und zu Schienenhalte-
punkten geschaffen.

Die besondere Qualität der langfristigen Sied-
lungsflächenkonzeption besteht darüber hin-
aus darin, daß bereits im Prozeß der Erarbei-
tung des RFK eine enge Abstimmung mit
dem Umweltplan und der Grünordnung er-

folgte und daß die Siedlungsflächen- und Ver-
kehrsentwicklungsplanung eng verzahnt wur-
den. Das RFK skizziert entsprechend den
Prinzipien der Nachhaltigkeit den langfristi-
gen Rahmen flir die räumliche Entwicklung.
Die Ausfüllung dieses Rahmens und die Su-
che nach konkreten Lösungen im Spannungs-
feld ökologischer Erfordemisse, sozialer An-
forderungen, wirtschaftlicher Ansprüche und
oberzentraler Funktionsanforderungen erfolgt
im Zuge der Beratungen der'Handlungspro-
graülme Wohnen und Gewerbe.

In Münster liegt daher ein breiter Erfahrungs-
hintergrund als Basis für die Umsetzung der
Charta von Aalborg mit der Erarbeitung der
Lokalen Agenda 21 und für das Modellvorha-
ben ,,Städte der Zukunft" als Habitat ,,follow
up" vor.

4.2 Städtebauliche Handlunesfelder nachhal-
tiger Stadtentwicklung iä Überblick

Es würde den Rahmen dieses Beitrages über-
schreiten, bestehende Ratsbeschlüsse, bereits
realisierte Konzepte und Maßnahmenbündel
sowie geplante und angelaufene Projekte de-
tailliert darzustellen. Statt dessen erfolgen zu-
sammenfassende Ausführungen zu den ein-
zelnen Handlungsfeldern nachhaltiger Stadt-
entwicklung, die sich auf wichtige Konzepte
und Programme konzentrieren (vgl. Heurr
I997a, Harm/Kemvenr 1998) (vgl. Ubersicht
1).

Handlungsfeld,, Haushälterisches Bodenma-
nagement"

Im Rahmen eines haushälterischen Bodenma-
nagements hat die Innenentwicklung Priorität.
Die Handlungsprogramme Wohnen und Ge-
werbe folgen dem Grundsatz, daß Maßnah-
men zur Außenentwicklung nur dann einge-
leitet werden, wenn allein durch die Aktivie-
rung der Innenentwicklungspotentiale kein
bedarfsgerechtes Flächenangebot erreicht
werden kann. Die aktuell eingeleiteten Maß-
nahmen des Flächenrecyclings der Konversi-
onsflächen belegen die große Bedeutung, die
in Münster der Innenentwicklung beigemes-
sen wird (vgl. Tab. 1). Entsprechend den stand-
örtlichen Voraussetzungen erfolgt eine Um-
nutzung der Konversionsflächen für Wohn-
Gewerbe- und Hochschulzwecke.
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lJbersicht 1: Wichtige Beschlüsse, Berichte und Gutachten
zur nachhaltigen Stadtentwicklung

Übergreifende B eschlüsse

. 1995: Beitrift zum Internationalen Rat für Kommunale Umweltinitiativen (ICLEI)

. 1995: Einrichtung eines Beirates für Kommunale Entwicklungszusammenarbeit

. 1996: Erarbeitungsbeschluß ,,Zukunftsfähiges Münster - Lokale Agenda2I"

. 1997: Organisatorische und prozessuale Gestaltung der Lokalen Agenda

. 1997: Qualitätsvereinbarung für ein Bündnis ,,Städte der Zukunft"

. 1998: Beitrift zum,,Gesunde-Städte-Netzwerk"

Handlungsfeld,,Haushälterisches Bodenmanagement"
. 1993 : Handlungspro$amm Wohnen
. 1 995 : Erneuerungsschwerpunkt Süd-Ost/tlafen Halle Münsterland
. 1996: Konversionsbericht '96
. 1996: Rahmenplan Münster-Altstadt und Bahnhofsviertel
. 1997 : Fortschreibung Handlungsprograrnm Wohnen
. 1997: Stärkung von Stadtteilzentren
. 1997: Raumfunktionales Konzept Münster 2010

Handlungsfeld,,Vorsorgender Umweltschutz"
. l99I: Einrichtung eines Beirates ftir Klima und Energie
. I99 4: Weiterentwicklung des Abfallwirtschaft skonzeptes
.1995: Beitritt zum Klima-Bündnis
. 1995: Einrichtung der Koordinierungsstelle für Klima und Energie
. 1996: Umsetzung Empfehlungen Beirat fürKlima und Energie
. 1996: Langfristige Sicherung des Trinkwassers
. 1996: Grünordnung Münster
. 1996:. Umweltplan Münster

Handlungsfeld,,Sozialverantwortliche Wohnungsversorgung"
. 1995: Leitlinien ,,Soziale Flankierung des Wohnungsbaus in Münster"
. 1995: Gutachten,,Wohnungsnahe Grundversorgung"
. 1995: Gutachten,,Soziale Qualitäten beim Bau neuer Stadtgebiete in Münster"
. 1996: Qualitätssteigerungs- und Kostenoffensive im Wohnungsbau

Handlungsfeld,,Stadtverträgliche Mobilitätssteuerung"
. 1989: Programm fahrradfreundliche Stadt Münster
. 1991 : ÖPtW-PtirOerprogramm
. 1993: Verkehrsbericht Münster
. 1996: Konzept,,Münster.mobil - Modellstadt für neue Mobilität"
. 1997: Erster Nahverkehrsplan Stadt Münster

Handlungsfeld,,Standortsichernde Wirtschaftsförderung"
. 1993: Weiterentwicklung der Einzelhandelspolitik
. 1996: Handlungsprogftlrnm Gewerbefl ächen
. 1998: Erfahrungsbericht Arbeitsmarkt-Initiative Münster

(Quelle: Heurr 1998a)
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Großes Interesse in der Fachwelt findet der-
zeit die geplante Bebauung des Geländes der
ehemaligen Hindenburgkaserne für Wohn-
zwecke. Im Rahmen eines Landeswettbewer-
bes sollen innovative Lösungen für das

,,Wohnen ohne eigenes Auto" gefunden wer-
den. Diese Idee wird als ,,autoarmes'Wohnen"
auch bei der Wiedernutzung des ehemaligen
Schlachthofgeländes berücksichtigt.

In Maßnahmen der geplanten Innenentwick-
lung werden auch innerstädtische Flächen
einbezogen, die bisher vom ruhenden Verkehr
genutzt wurden. Zur Erweiterung des Haupt-
geschäftsbereichs wird mit dem ,,Platanen-
hof' auf dem Parkplatz Stubengasse ein Ein-
zelhandelsstandort für citytypische Nutzun-
gen entwickelt. Zur Sttirkung der Wohnfunk-
tion in der Altstadt wird der Hörsterplatz be-
baut.

Handlungsfeld,,Vors orgender Umw elts chutz"

Der vorsorgende Umweltschutz besitzt in
Münster seit langem einen hohen Stellenwert.
Wichtige konzeptionelle Grundlagen für ei-
nen vorsorgenden Umweltschutz sind die
Grünordnung als Instrument der Freiraumsi-
cherung und der Umweltplan mit Aussagen
zu den Umweltrnedien Boden, Wasser, Klima
und Luft (Vgl. OSID Stadt Münster 1996a,b;
Du Bots/PerERs 1998). Die Aussagen der
Grünordnung und des Umweltplans fließen
als Fachbeiträge in den Flächennutzungsplan
ein. Neue Wege werden auch mit dem ökolo-
gisch orientierten Abfallwirtschaftskonzept
beschritten, das auf die thermische Verwer-
tung verzichtet. Der Beschluß des Rates ge-
gen eine ,,Müllverbrennung" und die Erpro-
bung alternativer Verfahrensweisen (2.8.
VergärungA[aßoxidation) haben bundesweit
Beachtung gefunden.

Bereits vor den Beschlüssen der Rio-Konfe-
renz 1992 zum Klimaschutz wurde in Mün-
ster durch die Einsetzung eines wissenschaft-
lichen Beirates für Klima und Energie der
kommunalen Verantwortung für eine klima-
relevante Energie- und Verkehrspolitik Rech-
nung getragen. Zur Umsetzung der Em-
pfehlungen des Beirates wurde die Klimako-
ordinierungsstelle eingerichtet. Mittlerweile
sind bereits zahlreiche Empfehlungen des
Beirates realisiert, wie z.B. die Einfiihrung ei-

Tab. 1.: Wiedernutzung von Konversions-
flächen

Name der Fläche/
Kaserne

Größe (ha) Wiedernutzung

Loddenheide

Porthmouth

Winterbourne

Nelson

Von-Einem

Lincoln

88

t8
t7

8

8

Gewerbe/
Industrie

Wohnen

Gewerbe

Wohnen

Hochschule/
Fachhochschule

Wohnen

(Quelle: Erglinzt nach OSID Stadt Münster 1996d)

nes Wärmepasses in Verbindung mit einem
Förderprogramm zur Altbausanierung (vgl.
Wnor 1998). Der Gewinn des bundesweiten
Kommunalwettbewerbs,,Klimaschutz" 1997
bestätigt den eingeschlagenen Weg, Klima-
schutz und CO2-Minderung zu einem durch-
gängigen Prinzip der Stadtentwicklungspoli-
tik zu machen.

Handlungsfeld,,Sozialverantwortliche Woh-
nungsversorSung"

Es gehört zu den wichtigsten Aufgaben der
kommunalen Daseinsvorsorge, die Rahmen-
bedingungen daflir zu schaffen, daß eine aus-
reichende Zahl an Wohnungen für alle Bevöl-
kerungskreise errichtet werden kann. Auf-
grund der Versorgungsdefizite auf dem Woh-
nungsmarkt wurde 1993 das Handlungspro-
gramm Wohnen beschlossen und I9961L997
fortgeschrieben. Im Handlungsprogramm
werden alle wohnungspolitischen Aktivitäten
der Stadt Münster gebündelt und die mengen-
mäßigen Ziele für die weitere Wohnbauflä-
chenplanungen vorgegeben. Die Fortschrei-
bung des Handlungsprogramms Wohnen war
mit dem Klärungsverfahren zur Wohnbau-
landpolitik verknüpft, in dem auf der Basis
gutachterlich fundierter Mengengerüste in
moderierten Arbeitsgruppen Fragen der Be-
darfsschätzung und der Realisierungsprioritä-
ten diskutiert wurden. Die Berücksichtigung
ressourcenschonender Aspekte beim Woh-
nungsbau ist u.a. vom Beirat für Klima und
Energie bearbeitet worden. Zu den umgesetz-
ten Empfehlungen aus dem Bereich Bauen
und Wohnen gehört u.a die Festlegung von
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Wärmestandards beim Verkauf städtischer
Flächen.

Parallel zur Umsetzung des Handlungspro-
gramms Wohnen wird im Rahmen der Qua-
litäts- und Kostenoffensive im Wohnungsbau
die Initiierung von Modellvorhaben geprüft,
die beispielhaft kostensparendes Bauen unter
Einbezug sozialer und ökologischer Ziele reali-
sieren sollen. Hierbei kann aufbereits durchge-
führte Modellvorhaben zurückgegriffen wer-
den, wie z.B. ,,Gemeinsam Wohnen von Jung
und Alt" und ,,Kosten- und flächensparendes
Bauen". ImZuge des wohnungsbaulichen Be-
standsmanagements erfolgt zur Tnit unter Mit-
wirkung der Bewohner die ökologisch ausge-
richtete Modernisierung des Gebäudekomple-
xes ,,Breul" (vgl. BrscHorr u.a. 1998).

Einen Schwerpunkt bildet auch die Beschäfti-
gungsförderung im Wohnungsbau. Münster
wurde im Modellprogramm ,,Wohnen und
Arbeiten" des Landes Nordrhein-Westfalen
als Pilotstadt zur Initiierung und Durch-
führung von Wohnungsbaumaßnahmen mit
obdachlosen und arbeitslosen Menschen aus-
gewählt. Der bereits realisierten ersten Mo-
dellmaßnahme folgen weitere Anschlußpro-
jekte.

Handlungsfeld,,Stadtvertdgliche Mobilitöts-
steuerung"

Konzepte und Maßnahmen stadtverträglicher
Mobilitätssteuerung zur Stärkung des Um-
weltverbundes und zur Verringerung der Um-
weltlasten des motorisierten Individualver-
kehrs werden in Münster seit langem und auf
vielfältige Weise verfolgt. Bekannt ist Mün-
ster für die traditionelle Förderung des Rad-
verkehrs. Seit Anfang der 90er Jahre sind mit
dem OPNV-Förderprogramm der Stadt Mün-
ster 1991, dem Nahverkehrskonzept 2000 der
Stadtwerke und dem Verkehrsbericht Münster
1993 weitere Planungskonzepte und Maßnah-
menpakete reall.siert worden, die die Ange-
botsqualität im OPNV - bei gleichzeitigen be-
hutsamen Restriktionen in der Parkraumbe-
wirtschaftung - deutlich erhöht haben. Der er-
ste Nahverkehrsplan der Stadt Münster (1997)
stellt als aktuelle Grundlage die weitere Stär-
kung des ÖpNV mit seinän zahlreichen Ver-
knüpfungen zu den anderen Verkehrsmitteln
des Umweltverbundes sicher.

Abb. 6: Verkehrsverhalten der Münstera-
ner Bevölkerung im Vergleich mit deut-

schen Referenzstädten 1994
(Quelle: Oberbürgermeisterin der Stadt Münster 1997)

Das Ausmaß der bisherigen Erfolge bei der
Förderung des Umweltverbundes zeigt sich
daran, daß in Münster bei der Verkehrsmittel-
wahl höhere Anteile auf den Umweltverbund
entfallen als in deutschen Referenzstädten
(vgl. Abb. 6). Mit der verstärkten Nutzung der
Verkehrsmittel Fahrrad und Bus sind jedoch
auch erste Probleme verbunden. Das ungeord-
nete Abstellen von Fahrrädern in der Altstadt
und am Bahnhof ist ein bekanntes Phänomen.
Durch die Einrichtung von Fahrradabstellan-
lagen in der Altstadt und den Bau einer unter-
irdischen Fahrradstation am Hauptbahnhof
mit ca. 3 000 Einstellplätzen wird bereits auf
diese Problematik reagiert. Auch für die star-
ke Frequentierung des Zentrums der Altstadt
durch mehr als I 000 Busse am Tas und für
die Überfüllung von Bussen auf-nachfra-
gestarken Strecken wird nach Lösungsansät-
zen gesucht.

Seit 1995 arbeitet die Stadt Münster intensiv
an dem innovativen Konzept,,Münster.mobil
- Modellstadt für neue Mobilität" (vgl.
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Knnrr-KerreRMANN 1997, 1998). Dem Kon-
zept liegt die Erkenntnis zugrunde, daß der
Entwicklung des öffentlichen Bewußtseins
für ein verantwortungsvolles, umweltgerech-
tes Verkehrsverhalten große Bedeutung zu-
kommt (,,Mobilität beginnt im Kopf'). Zur
nutzerorientierten Steuerung des Verkehrs-
verhaltens hat die Stadt Münster gemeinsam
mit den Verkehrsbetrieben den integrativen,
ganzheitlichen Ansatz des Mobilmanage-
ments entwickelt. Das Mobilmanagement um-
faßt die Einrichtung von Umsteigeanlagen
(,,Mobilstationen"), den Aufbau einer Mobi-
litätszentrale (,,mobil6 - Servicezentrum für
clevere Verkehrsnutzung") und die Etäblie-
rung einer verkehrsmittelübergreifenden Mo-
bilitätsmesse. Das Konzept,,Münster.mobil"
wurde als Demonstrationsvorhaben in das
Projekt MOMENTUM der Europiüschen Uni-
on aufgenommen.

Handlungsfeld,,Standortsichernde Wirt-
schartsJörderung"

Die Förderung eines umweltschonenden, res-
sourcenbewußten Wirtschaftens stellt eine
wichtige Aufgabe dar. Eine,,win-win-Situati-
on" für Umwelt und Wirtschaft schafft der

'kostenlose städtische Vermittlungsservice für
leerstehende Gebäude oder un-/untergenutzte
Grundstticke. Mit der Wiedernutzung von Ge-
werbeimmobilien und dem Flächenrecycling
wird sowohl den Belangen von Existenzgrün-
dern und Neuansiedlungen als auch einem
haushälterischen Flächenmanagement Rech-
nung getragen.1997 konnten durch die Arbeit
des Immobilienservice 420 Arbeitsplätze am
Standort Münster gesichert werden. '

Auch bei der Vermarktung städtischer Flä-
chen wird das Gebot der sparsamen S.essour-
cenverwendung verfolgt. So lag 1997 die
Durchschnittsgröße der vergebenen städti-
schen Grundstäcke bei 3 500 Quadratmetern.
Das bereits realisierte Handwerkerzentrum
belegt darüber hinaus beispielhaft, daß sich
die Förderung kleiner Unternehmen und die
Notwendigkeiten der Ressourcenschonung
sinnvoll kombinieren lassen. Die flächenspa-
rende, teilweise zweigeschossige Kompakt-
bauweise auf Grundstücksgrößen von 400-
I20O n? vermindert einerselts die Flächenin-
anspruchnahme, andererseits trägt die flä-
chenschonende Konzeption auch dazu bei,

das notwendige finanzielle Engagement der
Betriebe zu verringern.

Das Handlungsprograrnm Gewerbe verfolgt
ebenfalls ressourcenschonende Prämissen, da
sich die Flächenaktivierung an den Strategien
des haushälterischen Bodenmanagements ori-
entieren wird. Maßnahmen der Außenent-
wicklung werden nur dann eingeleitet, wenn
allein durch die Aktivierung der Innenent-
wicklungspotentiale kein bedarfsgerechtes
Flächenangebot erreicht werden kann. Auf
der Grundlage eines Gptachtens zum langfri-
stigen Gewerbeflächenbedarf wird eine Ver-
ständigung auf quantitative und qualitative
Ziele zur Flächenaktivierung an gestrebt.

Einen wichtigen städtischen Aktivitäts-
schwerpunkt stellen auch die Stärkung und
Entwicklung der innerstädtischen Zentren dar.
Für die Stadtteilzenhen liegt ein parlamentari-
scher Grundsatzbeschluß vor, der die Bedeu-
tung der Zentren für die Stadtentwicklung
aufgrund deren Versorgungs-, Kommunikati-
ons- und Identifikationsfunktion hervorhebt
und Maßnahmen zur Stärkung der Zentren be-
nennt. Besondere Bedeutung wird hierbei der
Sicherung der wohnungsnahen Grundversor-
gung zugeschrieben.

4.3 Münster im ExWoSt-Modellvorhaben
,,Städte der Zukunft"

Im Rahmen des Experimentellen Wohnungs-
und Städtebaus @xWoSt) wurde Münster ge-
meinsam mit Heidelberg, Dessau und Güstrow
ausgewählt, um im Bundesinteresse Strategien
und Maßnahmen einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung zu erproben, quantitative und quali-
tative Maßstäbe für einen zukunftsbeständigen
Städtebau zu entwickeln und den Weg zu einer
,,nachhaltigen" Stadt beispielhaft zu demon-
strieren (vgl. BfLR I997a,b, Furrucs 1998).
Für das Bundesbauministerium stellt das Mo-
dellvorhaben ,,Städte der Zukunft" einen am-
bitionierten Baustein im Nachfolgeprozeß der
Weltsiedlungskonferenz Habitat tr dar, der zu-
gleich einen wichtigen städtebaulichen Beihag
zu den Lokalen Agenda 2l-Aktivitäten in den
Kommunen liefern soll (vgl. DönNe 1997,
Dörwe/Kru,trrarncnn 1 9 97).

Die formale Basis des Modellvorhabens bil-
det die ,,Qualitätsvereinbarung fiir ein Bünd-
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nis Städte der Zukunft", die die Zielvorstel-
lung einer nachhaltigen Stadtentwicklung
durch fünf städtebauliche Handlungsfelder
konkretisiert (vgl. OSID Stadt Münster 1997a,
BfLR 1997b). Die Qualitätsvereinbarung er-
streckt'sich auf folgende Handlungsfelder:
. Haushdlterisches Bodenmanagement,
. Vorsorgender Umweltschutz,
. Stadtverträgliche Mobilitätssteuerung,
. Sozialverantwortliche Wohnungsversorgung,
. Standortsichernde Wirtschaftsförderung.

Um die Fortschritte auf dem Weg zu einer
nachhaltigen Stadt zu verdeutlichen, enthält
die Qualitätsvereinbarung Festlegungen für
eine prozeßbegleitende Erfolgskontrolle und
eine datengestützte Berichterstattung über den
Entwicklungsverlauf. Die Unterzeichnung der

Qualitätsvereinbarung erfolgte auf dem Welt-
Habitat-Tag 1997 und war gleichzeitig der of-
fizielle Startschuß für die Durchführung des
Modellvorhabens,,Städte der Zukunft".

In dem Modellvorhaben wird die Verbindung
zwischen der Zielebene und der Maßnahmen-
ebene durch den ExWoSt-Strategiekatalog
gewährleistet. Der Strategiekatalog umfaßt
insgesamt 21 Strategien (vgl. Ubersicht 2).
Dabei enthält der Strategiekatalog aufgrund
des Ressortinteresses des Bundesbauministe-
riums vorrangig Strategien mit unmittelbarem
Raum- und Flächenbezug, eine besondere Be-
tonung liegt auf dem Handlungsfeld ,,Haus-
h?ilterisches Bodenmanagement". Durch diese
Beschränkung auf den städtebaulichen Be-
zugsrahmen können weitere, kommunal be-
deutsame Handlungsfelder aus dem Sozial-,
Wirtschafts- und Kulturbereich nicht in das
Modellvorhaben einbezogen werden. Die mit
den Strategien angestrebten Ziele einer res-
sourcenschonenden Stadtentwicklung werden
durch strategische Orientierungen quantitativ
und qualitativ konkretisiert. Die strategischen
Orientierungen sollen aufgrund der in den
Modellstädten gewonnenen konkreten Er-
kenntnisse weiterentwickelt werden.

Die Umsetzung der Strategien in die kommu-
nale Praxis wird durch einen Bundeszuschuß,
durch einen WissensEansfer aus bereits abge-
schlossenen ExWoSt-Projekten, durch die
wissenschaftlich'e Beratung der Forschungs-
agentur Münster und durch einen Erfahrungs-
austausch mit den anderen teilnehmenden

Städten untersti.itzt. Der Erfahrungsaustausch
findet in Form von Zukunftswerkstätten und
Zukunftsforen statt. Hierdurch stehen Münster
auch die Erfahrungen der anderen Modellstäd-
te, der deutschen Referenzstädte und der euro-
piüschen Vergleichsstädte zur Verfügung. Ent-
sprechend demZieldes Forschungsvorhabens,
Strategien im Praxistest zu erproben und inno-
vative Ansätze experimentell umzusetzen, ist
das gesamte Modellvorhaben als Lemprozeß,
nicht als Wettbewerb organisiert.

Die städtebaulichen Strategien des ExWoSt-
Forschungsfeldes werden durch Pilotprojekte
umgesetzt, an denen im Bundesinteresse
Maßstäbe für einen zukunftsbeständigen
Städtebau und Orientierungen für eine nach-
haltige Stadtentwicklung gewonnen werden
sollen. Aus der Sicht Münsters waren für die
Entwicklung der Pilotprojekte die kommunale
Beschlußlage, die orts- und regionsspezifi-
sche Ausgangslage und die bisherigen lokalen
Erfahrungen im Rahmen einer nachhaltigen
Stadtentwicklung handlungsleitend. Entspre-
chend den Vorgaben des Bundesbauministeri-
ums liegt das Schwergewicht der Pilotprojek-
te in den Handlungsfeldern,,Haushälterisches
Bodenmanagement" und,,Vorsorgender Um-
weltschutz" (vgl. Ubersicht 3).

Die Münsteraner Pilotprojekte lassen sich un-
ter folgenden thematischen Schwerpunkten
zusammenfassen (vgl. Hatm 1998c, Heurr/
Kahnert 1998):

. Flächenschonende Siedlungsentwicklung

Um den Flächenansprüchen in den Bereichen
Gewerbe und Wohnen Rechnung zu tragen
und gleichzeitig den Siedlungsflächenzu-
wachs zu reduzieren. werden die beiden Pilot-
projekte
stehenden Gewerbegebieten" sowie,,Poten-
tiale und Strategien für verdichtetes Wohnen
im Bestand" durchgeführt. Beide Pilotprojek-
te zielen darauf ab, Flächenpotentiale für eine
innere Entwicklung zu ermitteln und modell-
haft geeignete Umsetzungsmaßnahmen zu
initiieren.

. Stärkung von Stadtteilzentren

Zur Umsetzung des Leitbildes einer ,,zentren-
orientierten Stadt der kurzen'Wege" kommt
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Übersicht 2: ExWoSt 
'S&idte 

der Zukunft" - Strategiekatalog

Haushälterisches Bodenmanagement

B1 Reduzierung des Zuwachses an bebauter Siedlungsfläche
B2 Wiedernutzung von städtebaulichen Brachen und leerstehenden Gebäuden
83 Optimale Nutzung städtebaulicher Dichte
B4 Erhaltung und Vernetzung klimawirksamer Freiflächen
B5 ReduzierungderBodenversiegelung

Vorsorgender Umweltschutz

Ul Energieeinsparung und Ausweitung des Anteils regenerativer Energien
UZ Minderung der Luftschadstoffe und der Treibhausgase
U3 Schutz und Pflege des Grundwassers und lokaler Wasservorkommen
U4 Steirkung von Stofflrreisläufen und Reduzierung des Restmüllaufkommens

Stadtverträgliche Mobilitätssteuerung

M1 Anbindung von Wohngebieten und Arbeitsstätten an ÖptW
MZ Reduzierung des Flächenbedarfs des motorisierten Individualverkehrs
M3 Erhöhung der Aufenthaltsqualität für Fußgänger/innen
M4 Ausbau des Fahrradwegenetzes

Sozialverantwortliche Wohnungsversorgung

V/l Ressourcenschonender,kostenreduzierterWohnungsbau
W2 Versorgung von Wohnungssuchenden mit besonderem Wohnraumbedarf
W3 FörderungnachbarschaftlicherSelbsthilfe
W4 SicherungwohnungsnaherGrundversorgung

Standortsichernde Wirtschaftsfärderung
Öt SicherunginnerstädtischerWirtschaftsstandorte
ÖZ SchaffungwohngebietsverhäglicherArbeitsplätze
Ög Stärkung und Entwicklung innerstädtischer Zentren
04 GezielteStandortförderungfürumweltschonendeBetriebe

Quelle: OSID Stadt Münster (1997a), FuHrucH (1998)

attraktiven und funktionsf?ihigen Stadtteilzen-
tren eine Schlüsselstellung zu. Im Rahmen
des Pilotprojektes,,Attraktivitätssteigerung
und funktionale Stärkung von Stadtteilzen-
tren" sollen Maßnahmen zur Weiterentwick-
lung der Stadtteilzenhen identifiziert und an-
hand zweier Modellprojekte exemplarisch
durchgeführt werden.

. Verstärkung der regionalen Zusammenar-
beit

Nachhaltige Entwicklung darf sich angesichts
der funktionalen Verflechtungen Münsters
mit dem Umland nicht auf die räumliche

Handlungsebene der Stadt Münster beschrän-
ken, sondern muß zur Förderung eines haus-
hälterischen Bodenmanagements auch im
stadtregionalen Kontext nach kooperativen
Lösungen suchen. Daher werden auch zwei
regionalorientierte Pilotprojekte bearbeitet.
Das Projekt,,Voraussetzungen interkommu-
naler Zusammenarbeit in der Stadtregion
Münster" soll die gegenwärtigen Kooperati-
onsstrukturen aufarbeiten und auf der Basis
von Werkstattgesprächen mit regionalen Ak-
teuren Vorschläge flir eine Intensivierung der
interkommunalen Zusammenarbeit konzipie-
ren. Das Projekt,,Shategien interkommunaler
Wohnbauflächenkooperation und regionaler
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Übersicht 3: ExWoSt,,S&idte der Zukunft - Strategien und Maßnahmen der nachhalti-
gen Stadtentwicklung"

HawourNcsFELDER UND Ptr-orpRoJEKTE

stadt Münster

I Vorsorgender
lUmweltschutz
I

I Haushälteri-
sches Boden-
management

Nachverdichtungs-
potentiale in be-
stehenden Gewer-
begebieten (I.1)

Attraktivitätsstei-
gerung und funk-
tionale Stärkung
von Stadtteilzen-
tren (I.2)

Potentiale und
Strategien für ver-
dichtetes Wohnen
im Bestand (I.3)

Voraussetzungen
interkommunaler
Zusammenarbeit
in der Stadtregion
Münster (I.4)

SEategien inter-
kommunaler
Wohnbauflächen-
kooperation/regio-
naler Wohnungs-
markt (I.5)

Modellhafte Alt-
bausanierung auf
Niedrigenergie-
haus-Standard
(tr.1)

Machbarkeitsstu-
die,,Solare
Nahw?irmeversor-
gung" (II.2)

Machbarkeitsstu-
die ,,Photovoltaik-
Anlagen zur De-
ponieabdeckung"
(tr.3)

Entwicklung und
Aufbau eines
Emissionskata-
sters (II.4)

Grundwassermo-
nitoring in der
Siedlungsplanung
(tr.s)

Gezielte Beratung

,,Ressourcenscho-
nende Stadtent-
wicklung" @.6)

Sozialverant-
wortliche Woh-
nungsversor-

gung

m

Stadtverträgli-
che Mobilitiits-

, steuerung

IV

Standortsi-
chernde Wirt-
schaftsfürde-

rung

V

Begleitforschung Akzeptanzförde- Umweltverträgli-
Modernisierung rung zentraler ches Gewerbege-
Gebäudekomplex ÖV-Umsteige- biet (,,Ökogewer-

,,Am Breul" (Itr.l) punkte Hbf./Fahr- bepark Münster')
radstation Berliner (V.1)
Plaz (IV.1)

Machbarkeitsstu- Begleitforschung Marklanalyse und
die und begleiten- und Akzeptanz- Machbarkeitsstu-
de Moderation steigerung Mobi- die ,,F'lächenspa-
,,Einfach und sel- litätsberatung rende Gewerbe-
ber.bauen" (Itr.2) (IV.2) bauten" (V.2)

Akzeptanzanalyse
des Car-Sharing-
Angebotes (IV.3)

(Quelle: OSID Stadt Münster 1997a)
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Wohnungsmarkt" strebt Empfehlungen für
eine nachhaltige regionale Siedlungsflächen-
politik durch die Initüerung eines interkom-
munalen Dialogs über Fragen der Wohnbau-
flächenaktivierung an.

. Umweltschonende Stadtentwicklung durch
Schutz der nati.irlichen Ressourcen

Die Pilotprojekte im Handlungsfeld ,,Vorsor-
gender Umweltschutz" dienen dazu, Vorha-
ben modellhaft zu realisieren und dadurch
Nachahmungseffekte zu bewirken oder die
Grundlagen für eine modellhafte Realisierung
zu liefern. Hierzu gehören die Projekte ,,Mo-
dellhafte Altbausanierung auf Niedrigenergie-
haus-Standard", die Machbarkeitsstudie,,So-
lare Nahwärmeversorgung" und die Machbar-
keitsstudie,,Einsatz von Photovoltaikanlagen
zur Deponieabdeckung". Darüber hinaus wer-
den Projekte durchgeführt, die die Entwick-
lung umsetzungsorientierter Informations-
grundlagen für eine ressourcenschonende
Stadtentwicklung zum Ziel haben. Zu diesem
Typus zählen die Projekte ,,Grundwassermo-
nitoring in der Siedlungsplanung" und ,,Ent-
wicklung eines Emissionskatasters". Daneben
geht es auch in diesem Handlungsfeld um die
Weitergabe der erarbeiteten Erkenntnisse und
die Schaffung eines entsprechenden öffenfli-
chen Bewußtseins für ein ressourcenschonen-
des Verhalten. Hierzu dient das Pilotprojekt
,,Gezielte Beratung ressourcenschonende
Stadtentwicklung".

. Wohnungsbau und Wohnungsmodernisie-
rung unter Mitwirkung der Bewohner

Im Rahmen des Handlungsfeldes ,,Sozialver-
antwortliche Wohnungsversorgung" bilden die
Förderung von Selbsthilfeprojekten und ein
ressourcenschonender, kostenreduzierter Woh-
nungsbau wichtige Stadtentwicklungsstrategi-
en. Zur Umsetzung dieser Stategien dienen die
Projekte Machbarkeitsstudie und begleitende
Moderation ,Einfach und selber bauen" sowie
die wissenschaftliche Begleitforschung,,Mo-
dernisierung Gebäudekomplex Breul". Die Be-
gleitforschung der Modemisierung des Gebäu-
dekomplexes konzentriert sich insbesondere
auf die partizipative Entwicklung und Umset-
zung des ressourcenschonenden und kostenori-
entierten Modernisierungskonzeptes, auf die
Bewohnerselbstorganisation und Bewohner-

selbstverwaltung sowie auf die Praxiserfahrun-
gen beim Betrieb eines Kleinst-Blockheizkraft-
werkes (vgl. BtscHorr u.a. 1998).

. Verstärkte Nutzung umweltfreundlicher
Verkehrsmittel

Die Strategien zur Forcierung einer stadtver-
träglichen Mobilitätssteuerung können bereits
auf zahlreiche Vorleistungen in Münster auf-
bauen. Daher konzentrieren sich die Pilotpro-
jekte auf eine Förderung bestehender Ansätze
und Angebote. Zv Förderung der OPNV-
und Fahrradnutzung wird das Pilotprojekt
,,Akzeptanzförderung zentraler OV-Umstei-
gepunkt HauptbahnhoflFahrradstation Berli-
ner Platz" durchgeführt. Auf eine verstärkte
Nutzung bestehender Angebote zielen eben-
falls die Projekte ,,Begleiforschung und Ak-
zeptanzsteigerung Mobilitätsberatung" sowie
,,Akzeptanzanalyse des Car-Sharing-Angebo-
tes" ab.

. UmweltverEägliche Gewerbeentwicklung

Im Rahmen einer nachhaltigen Stadtentwick-
lung kommt der Förderung eines umweltscho-
nenden, ressourcenbewußten Wirtschaftens
besondere Bedeutung zu. Zur Unterstlitzung
eines haushälterischen Bodenmanagements
und gleichzeitiger Verminderung des finanzi-
ellen Engagements der Betriebe wird das Pro-
jekt,,Marktanalyse und Machbarkeitsstudie
flächensparende Gewerbebauten" durchge-
führt, das neben einer möglichst hohen
Flächenausnutzung auch die betrieblichen
Anforderungen nach Flexibilitat und Erweite-
rungsmöglichkeiten einbezieht. Das Pilotpro-
jekt,,Umweltverträgliches Gewerbegebiet"
soll erproben, ob durch intensive Beratung
der Betriebe bei der Entwicklung eines Ge-
werbegebietes sowohl positive Umwelteffek-
te als auch mittel- bis langfristige finanzielle
Vorteile für die Betriebe erzielt werden kön-
nen. Das Projekt berücksichtigt ökologische
Belange im Gewerbebau, bei der technischen
Ver- und Entsorgung und bei der Leistungser-
stellung.

Die Realisierung der Pilotprojekte soll bis
zum Jahr 2000 erfolgen, so daß zum Welt-
kongreß URBAN 2I eine Zwischenbilanz
des Modellvorhabens gezogen werden kann.
Im zeitlichen Umfeld der Weltkonferenz UR-
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BAN 21 wird in Dessau auch das Zukunfts- sukzessive folgenden Gremien eingerichtet
forum des Forschungsfeldes ,,Städte der Zu- und ein Beschluß über das Zusammenspiel
kunft" stattfinden, auf dem die Modellstädte dieser Gremien bei der Erarbeitung der Loka-
ihre Ergebnisse darstellen. Parallel dazu lie- len Agenda 2I gefaßt (vgl. Abb.7):
fert das Modellvorhaben auch wichtige in- - Lenkungskreis: Gestaltung und Steuerung
haltliche Impulse für den laufenden Agenda- des Agendaprozesses,
prozeß in Münster. Insbesondere werden - Agendabüro: Koordinierung, inhaltliche Un-
wichtige instrumentelle Hinweise erarbeitet, terstlitzung und Auswertung des Agendapro-
wie sich der Fortschritt auf dem Weg zur zu- zesses,
kunftsbeständigen Stadt messen läßt und wie - Forum zukunftsfähiges Münster: prozeßbe-
sich agendarelevante Ziele konkretisieren gleitendes ,,Kuratorium hochrangiger Persön-
lassen. Darüber hinaus sind mit dem Modell- lichkeiten" mit Repräsentationswirkung,
vorhaben ,,Städte der Zukunft" gute Mög- - Facharbeitskreise: Erarbeitung von inhaltli-
lichkeiten gegeben, die bereits laufenden Ak- chen Vorschlägen zur Umsetzung des Fach-'
tivitäten für eine nachhaltige Stadtentwick- themas in der Agenda,
lung in Münster an verschiedenen Stellen - Bürgerzirkel: offene Gremien, die mit den
weiterzuentwickeln (vgl. Hnurr/KesNenr Facharbeitskreisen thematisch zusammenar-
1998). beiten.

4.4 Der Münsteraner Weg zur Lokalen
Agenda 21

In Münster haben Bürgerschaft, Verwaltung
und Politik frühzeitig die Impulse aufgenom-
men, die von der Rio-Konferenz für Umwelt
und Entwicklung ausgegangen sind (vgl.
Fnnye 1997). Neben der Anerkennung der
Charta von Aalborg durch den Beitritt zum
Internationalen Rat für Kommunale Umwelti-
nitiativen wurde 1995 die Einrichtung eines
Beirates für Kommunale Entwicklungszu-
sammenarbeit beschlossen, der u.a. Vorschlä-
ge für eine Lokale Agenda 21 vorlegen sollte.
Auf Initiative des Beirates erarbeitete eine
Projektgruppe die Thesen,,Zukunftsfähiges
Münster". Dabei wurde die Diskussion stark
von Eine-Welt- und Umweltgruppen vorange-
trieben. Demzufolge orientieren sich die vor-
gelegten Thesen an einem vorrangig ökolo-
gisch und auf globale Gerechtigkeit ausge-
richteten Nachhaltigkeitsbegriff.

Die Kenntnisnahme der Thesen durch den Rat
leitete mit dem Aufbau von Konsultations-
und Prozeßstrukturen für eine Lokale Agenda
21 Münster den organisierten Agendaprozeß
ein (vgl. OStD Stadt Münster I996c,I997c,
d). Der organisierte Agendaprozeß läuft unter
dem Motto ,,IJnsere Stadt in der Welt von
Morgen". Ziel des auf zwei Jahre limitierten
Verfahrens ist ein offener, konsensorientierter
Diskussionsprozeß mit breiter Beteiligung der
Offentlichkeit und der örtlichen Organisatio-
nen. Um dieses Ziel zu erreichen. wurden

Die vier Facharbeitskreise und die entspre-
chenden Bürgerzirkel bearbeiten folgende
thematische Aspekte:
- Region, Siedlungsfl ächen, Stadtstrukturen,
Verkehr,
- Umwelt und Gesundheit,
- Wirtschaft, Arbeit, Soziales und Finanzen,
- Bildung und Kultur.

Bei der Besetzung der Facharbeitskreise wur-
de der übergreifende Charakter der Agenda
21 dadurch berücksichtigt, daß Vertreter un-
terschiedlicher Positionen zusammenarbeiten
und zusätzlich die sog. Querschnittsbereiche
(Frauen, Jugendliche, Ausländer) vertreten
sind. Um die unterschiedlichen Denk- und
Aktionspotentiale in den Facharbeitskreisen
zur Bearbeitung komplexer Problemfelder po-
sitiv zu nutzen, wird in den Facharbeitskrei-
sen eirie spezielle Moderationsmethode einge-
setzt. Diese beruht darauf, daß die Bearbei-
tung der Thematik in die Arbeitsschritte ,,Vi-
sion", ,,IJmsetzung" sowie ,,Prüfung auf Ver-
hinderungsfakloren und Widerstände" zerlegt
wird und diese Arbeitsschritte in getrennten
Sitzungen stattfinden. Hierdurch ist sicherge-
stellt, daß jede Idee zunächst einen Vertrau-
ensvorsprung erhält, um konkretisiert und auf
ihre Umsetzbarkeit hin überprüft zu werden.

Neben den Facharbeitskreisen und den Bür-
gerzirkeln sind noch verschiedene thematisch
arbeitende Gruppen in den Agendaprozeß ein-
gebunden, wie z.B. das Frauenaktionsbünd-
nis, das Fachforum ,,Fairer Handel", das Fo-
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rum,,Menschenrechte" und der,,Runde Tisch
Altkleider". Das Frauenaktionsbündnis zur
Lokalen Agenda 21 versteht sich als gemein-
same Plattform von Frauenverbä4den und
Frauenorganisationen, um den Agendaprozeß
aus Sicht der Frauen laitisch zu begleiten und
eigene Vorstellungen für den Prozeß zu ent-
wickeln. Für das Fachforum ,,Fairer Handel:
Kaffee/Tee" war die Idee handlungsleitend,
innerhalb der Agendadiskussion konkrete
Handlungsmöglichkeiten zu bieten und ,,Lo-
kale Agenda" greifbar, d.h. anfaßbar zu ma-
chen. Dazu wurde die Idee eines regionalen
Transfair-Kaffees (,,Münster-Kaffee") ent-
wickelt, der bereits vertrieben wird.

Nach einem Jahr,,organisierten" Agendapro-
zesses liegen erste Zwischenergebnisse vor.
Es wird deutlich, daß der Agenda-Prozeß als
Initiale für einen andauernden Prozeß gesehen
werden muß, der Kommunikationsstrukturen
schafft, die langfristig Erfolge ermöglichen
können (vgl. Perens 1998). Der Agendapro-
zeß setzt auf die Politik der kleinen Schrine,
auf gute Handlungsalternativen und auf Be-
wußtseinsbildung. Produkte des bisherigen
konsensorientierten Vorgehens sind die von
den Facharbeitskreisen vorgelegten,,100
Ideen für ein zukunftsfähiges Münster".

Es ist geplant, daß die Facharbeitskreise die
Projektideen weiter konkretisieren und auf
ihre Umsetzbarkeit hin prüfen. Die bisherige
Planung sieht vor, daß die Facharbeitskreise
ihre Arbeit bis Ende 1998 abschließen (vgl.
Obm Stadt Münster 1998). Die Würdigung
der Ergebnisse soll in der abschließenden Sit-
zung des Forums Zukunftsfähiges Münster
erfolgen. Auf der Basis der Voten aus den
Facharbeitskreisen und dem Forum Zu-
kunftsfähiges Münster wird das Agenda-
Büro als Abschluß des organisierten Agenda-
prozesses eine Beschlußvorlage an den Rat
erstellen.

5. Perspektiven auf dem Weg zur zu-
kunftsbeständigen Stadt

Die Stadt Münster kann auf dem Weg zar zu-
kunftsbeständigen Stadt auf vergleichsweise
gute Ausgangsbedingungen zurückgreifen
(vgl. z.B. BecrN{nNNI 1997, S. 91; Frcerc
1997, S. 95f.). Bereits früh wurden die Wei-
chen zugunsten einer ressourcenschonenden

und umweltverträglichen Stadtentwicklung
gestellt. Die kompakte Kernstadt mit dem na-
hezu idealtypischen Grünsystem und der Mo-
dal split mit hohen Anteilen im Umweltver-
bund gelten im Vergleich zu anderen Städten
als vorbildlich. Die Leistungen in zahlreichen
umweltrelevanten Handlungsfeldern haben zu
Auszeichnungen, wie,,Klimaschutzhaupt-
'stadt", vorderen Plätzen beim Kommunal-
wettbewerb der Deutschen Umwelthilfe und
zur Aufnahme in das ExWoSt-Modellvorha-
ben ,,Städte der Zukunft" geführt.

Diese guten Ausgangsbedingungen lassen
sich auf Gunsfaktoren zurückführen, die auch
den weiteren Weg zur zukunftsbeständigen
Stadt erleichtern werden. Folgende Gunsfak-
toren lassen sich identifizieren (vgl. He,urr
1997b):
- Hohe Sensibilität für ökologische Belange
bei alle Akteursgruppen,
- Langfristiger politischer Konsens über we-
sentliche Umweltfragen,
- Große Zahl an Initiativen und Gruppen im
Eine-Welt-Bereich, im Umweltbereich und
im Stadtentwicklungsbereich,
- Aufgeschlossenheit der Bürgerschaft gegen-
über Umweltfragen,
- Großes bürgerschaftliches Engagement,
- Vergleichsweise günstige kommunale Fi-
nanzsituation,
- Erleichterte Möglichkeiten zum Wis-
senstransfer durch die Westfälische Wil-
helms-Universität und die Fachhochschulen,
- ,,Münster-Konsens" als Mittelpunkt der Dis-
kussionskultur.

Diese Gunstfaktoren lassen es wahrscheinlich
erscheinen, daß auch zukünftig die kommuna-
len Handlungsspielräume offensiv zugunsten
der Nachhaltigkeit ausgeschöpft werden kön-
nen. Eine Kombination der Gunstfaktoren
kann auch dazu beitragen, die kommunalen
Handlungsspielräume zu erweitern, wie das
Beispiel des eingeleiteten Münsteraner Weges
der Abfallwirtschaft ohne thermische Verwer-
tung zeigt (vgl. Heur, 1998d, S.86).

Obwohl Münster im kommunalen Bereich re-
lativ günstige Rahmenbedingungen für eine
nachhaltige Entwicklung aufweist, laufen die
allgemeinen räumlichen Entwicklungstrends,
wie z.B. Siedlungsdispersion und Verkehrs-
wachstum. nicht an der Stadt und der Stadtre-
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gion vorbei. Die negativen ökologischen Aus-
wirkungen dieser Entwicklungstrends können
das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung in
Frage stellen. Bezüglich der Frage der regio-
nalen Siedlungssteuerung deutet sich Hand-
lungsbedarf an, wenn das Ziel der CO2-Min-
derung erreicht werden soll (vgl. RuppnrcHr
l997a,b). Der Nationale Aktionsplan zur
nachhaltigen Siedlungsentwicklung macht be-
reits eine Reihe von Vorschlägen, um die be-
stehenden Anreize zur Suburbanisierung ab-
zubauen (vgl. BMBau 1996, S. 4).

Das Beispiel der regionalen Siedlungs-
fl ächensteuerung belegt paradigmatisch, daß
das kommunale Handeln nur eingeschränkt
erfolgreich sein kann, wenn entsprechende
flankierende Rahmensetzungen des Bundes
und der Länder fehlen. Fehlende Rahmenset-
zungen legitimieren jedoch keine kommunale
Untätigkeit, zumal aufgrund der Flächen-
schätzungen in den Bereichen Wohnen und
Gewerbe absehbar ist, daß sich für diese Be-
reiche besondere Handlungserfordernisse er-
geben werden.

Während auf der einen Seite die räumliche
Handlungsebene der Region für Fragen der
nachhaltigen Entwicklung zunehmend an Be-
deutung gewinnt, ist auf der anderen Seite zu
überlegen, inwieweit eine verstärkte Stadtteil-
orientiertung die Einbindung der Bürger in
nachhaltige Stadtentwicklungsprozesse ver-
bessert. Alle Erfahrungen mit Bürgerbeteili-
gung und Bürgermitwirkung zeigen, daß ein
direkter räumlicher Bezug das größte Maß an
Mitwirkungsbereitschaft erzeugt (vgl. z.B.
Jonnrs/LniN 1998). Von daher ist es ein logi-
scher Schritt, das direkte Wohnumfeld und
die Stadt-/Ortsteile zum räumlichen Ansatz-
punkt ftir eine Weiterentwicklung der Agen-
daarbeit zu machen und für ein verstärktes
bürgerschaftliches Engagement zu nutzen
(vgl. Heurn 1998e).

Nachhaltige Stadtentwicklung wird somit
auf verschiedenen räumlichen Handlungse-
benen in unterschiedlichen Akteurskonstel-
lationen ansetzen müssen. Entscheidend ist
jedoch, daß die Interessenskonflikte um die
ökologischen, ökonomischen und sozialen
Zieldimensionen der Nachhaltigkeit auf al-
len räumlichen Ebenen durch Dialog- und
Aushandlungsprozesse gelöst werden müs-

sen. Dies bedarf einer entsprechenden Dis-
kussions-, Beteiligungs- und Politikkultur.
Die Voraussetlungen hierftir sind in Münster
gegeben.
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Regionale Kooperation in der Wirtschaftsförderung

Von der Zusammenarbeit im Raum Osnabrück/Emsland

bis zu grenzüberschreitenden regionalen Netzwerken*

Alexander F i s c h e r. Osnabrück

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

lassen Sie mich mein Referat mit zwei Thesen
beginnen:

1. Veränderte Rahmenbedingungen erfordern
veränderte wirtschaft spolitische Instrumente.

2. Kommunale Grenzen können heute in ei-
nem europiüschen Markt ohne Grenzen keine
Demarkationslinien mehr für die Wirtschafts-
förderung sein.

Um mit der erstenThese zu beginnen, so darf
ich Ihnen zunächst einmal die Wirtschaftsför-
derung Osnabrück in ihrer Dimension als neu-
es Instrument kommunaler Wirtschaftsförde-
rung vorstellen: Der Wegfall der Grenzen in
Europa und die Globalisierung des weltweiten
Wettbewerbs haben die Konkurrenz der Stand-
orte, auch in Deutschland, verstdrkt. Selbst
$egionen, die sich bisher auf langfristig gesi-
cherten Entwicklungsfundamente glaubten,
sehen sich nunmehr mit fast dramatischen
Veränderungen konfrontiert, Veränderungen,
die vor allem immer schneller ablaufen. Wo
gestern noch positive Perspektiven Prosperität
postulierten, können sich heute schon Proble-
me andeuten.

Was bedeutet dieses für die kommunale Wirt-
schaftsförderung?

So wie die Unternehmen schlanker, flexibler
und schneller werden müssen. um zu überle-

* Vorab-Konzeption des Vortrags auf der Tagung der

Geographischen Kommission für Westfalen am 05.09.

1998 in Osnabrück

ben, so müssen auch die staatlichen Instru-
mente der Strukturpolitik und der Struktur-
förderung unbürokratischer werden, wenn
Regionen im Wettbewerb mithalten wollen.
Wirtschaftsförderung muß als unternehmeri-
sche Aufgabe verstanden werden, nicht mehr,
wie früher, als hoheitliche Daneichung.
Nicht reagierende Verwaltung, sondern agie-
rende Dienstleister - so müssen die Wirt-
schaftsförderer von heute und morgen sich
sehen.

Dazu gehört auch, daß die Rechtsstrukturen
innerhalb derer die Wirtschaftsförderung er-
folgt, immer wieder kritisch unter die Lupe
genommen werden. Dies ist in Osnabrück vor
einigen Jahren geschehen, wo man sich mit
der Zielsetzung der Flexibilisierung flir eine
Privatisierung der Wirtschaftsförderung ent-
schieden hat. Für diese Privatisierung gibt es
viele gute Gründe:

- Die Dienstleistung, als die sich Wirtschafts-
förderung in einem zunehmenden und globa-
ler werdenden Wettbewerb heute verstehen
muß, kann leichter in privater Rechtsform er-
bracht werden, weil diese flexiblere und
schnellere Reaktionen auf Anforderungen und
Veränderungen der Mdrkte gestattet und nicht
eingebunden ist in vorgegebene, naturgemäße
starre Verwaltungsabläufe mit ihren hierar-
chischen Entscheidungssträngen.

- Auch bei noch so hoher Qualifikation der
Verwaltung und Qualität ihrer Leistungen be-
steht für Unternehmen im Zugang zum Ange-
bot öffentlicher Stellen oft eine ,,Bürokratie-
Hemmschwelle". Die Wirtschaft spricht lie-
ber mit ,,Ihresgleichen", so daß privdte Ange-
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bote von vornherein ein besseres ,,Image" und
damit eine größere Akzeptanz bei den Unter-
nehmen genießen, was sicher auch günstig für
ihre Effektivität ist.

- Private F6rm von Dienstleistungsangeboten
unterliegen nicht der haushaltsrechtlichen
Einbindung, wenn sie von vornherein mit ei-
nem festen Budget zur Erfällung ihrer Aufga-
ben versehen sind. Die Wirtschaftsförderer
können diese Mittel flexibler einsetzen, wenn-
gleich'nicht zu verhehlen ist, daß auch im
Rahmen des kommunalen Haushaltsrechts
jetzt solche Flexibilisierungen zunehmend
eingebaut werden.

- Gleiches gilt für die Grundstückspolitik, so-
fern den privaten Wirtschaftsförderern durch
entsprechende Verträge mit den kommunalen
Rechtsträgern Befugnisse zur Vermarktung
von Gewerbeflächen eingeräumt werden.
Auch hier ist schnelleres Handeln schon bei
den Verhandlungen mit potentiellen Investo-
ren eher möglich als im öffentlichen Raum,
damit gerade in der entscheidenden Phase der
Akquisition.

- In einer privaten Gesellschaft unter Beteili-
gung der öffentlichen Hand können admini-
strative Kompetenz der Verwaltung und die
Kenntnis der Wirtschaft über Marktentwick-
lungen, unternehmerische Strategien etc. eine
effiziente Symbiose eingehen; der Erfah-
rungsschatz der Wirtqchaftsförderung wird
damit vervielfacht.

- Andererseits eröffnet die Beteiligung der öf-
fentlichen Hand an privaten Gesellschaften
den Zugang zu Verwaltungsstellen und damit
auch die Möglichkeit, die Arbeit unterschied-
licher Aufgabenträger in der Verwaltung am
konkreten Wirtschaftsförderungsfall zu koor-
dinieren.

- Vor allem aber kann durch die gemeinsa-
me Arbeit in den Gremien einer,,Public-Pri-
vate-Partnership" zwischen Wirtschaft und
Politik ein besonderes Vertrauensverhältnis
entste-hen, was sich insgesamt positiv für
das Klima am Ort auswirken, zur Mobilisie-
rung zusätzlicher Ressourcen aus der Wirt-
schaft beitragen undldie Lösungen von Pro-
blemen im Miteinander deutlich beschleuni.
gen kann.

Fazit:

Eine privatisierte Wirtschaftsförderung als
,,Public-Private-Partnership" kann alle Kr2ifte
im öffentlichen und privatän Raum von Wirt-
schaft sowie Verwaltung und Politik bündeln
und dadurch die Schlagkraft erhöhen.

Solche Gedanken sind heute schon fast Ge-
meingut; vor 10 Jahren aber war es fast revo-
lutionär, als sich Osnabrücker Unternehmen
zusammenfanden, um über neue Strukturen in
der lokalen Wirtschaftsförderung nachzuden-
ken - nicht nur nachzudenken, sondern auch
tatsächlich umzusetzen. Es wurde zunächst
ein Verein zur Förderung der Wirtschaft ge-
gründet. Dieser wurde später zu einer GmbH
umgewandelt, in welche die Stadt ihre wirt-
schaftsfördernden Aktivitäten als gleichbe-
rechtigter Partner mit einbrachte. Gleichzeitig
wurde das Amt für Wirtschaftsförderung der
Stadt völlig aufgelöst.

Damit ist die Stadt Osnabrück zusammen mit
der Wirtschaft einen sehr konsequenten
Schritt gegangen, um durch neue Formen
auch zu neuen Inhalten der Wirtschaftsförde-
rung zu gelangen. Zu diesen neuen Inhalten
gehört auch die Verstärkung der regionalen
Kooperationen der Wirtschaftsförderung.

Weitsichtig enthält deshalb die Satzung der
O snabrücker Wirtschaff sförderungsgesellschaft
schon eine Öffuungsklausel, obwbhl die WFO
von ihrer.Gesellschafterstruktur zunächst auf
das Gebiet der Stadt Osnabrück beschränkt
war. Der Gesellschaftsverfiag statuiert inso-
weit:,,Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft
soll sich der Region öffrren, die interkommu-
nale Zusammenarbeit fördern und mittelfri-
stig eine Weiterentwicklung zu einer regiona-
len Wirtschaftsförderungsgesellschaft anstre-
ben".

Damit sind wir schon bei der zweiten These
und dem Thema der Regionalisierung:

Zu Recht verweist Michael Melzer in den
,,Informationen zur Raumentwicklung" des
jetzigen Bundesamtes für Bauwesen und
Raumordnung auf die veränderten Rahmen-
bedingungen hin, die nicht nur den raumord-
nungspolitischen Handlungsrahmen künftig
bestimmen werden, sondern auch die Akti-
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vitäten, die sich innerhalb bzw. auf der
Grundlage dieses Ordnungsrahmens abspie-
len:

- Nur wenige Städte werden ktinftig aus eige-
ner Kraft in der Lage sein, die immer komple-
xeren Standortanforderungen der - ihrerseits
immer stärker zur Konzentration shebenden -
Forschung und Wirtschaft zu befriedigen.

- Immer wenige Städte werden in der Lage
sein, die Infrastruktur- und Dienstleistungsan-
sprüche insbesondere der einkommensstarken
Bevölkerungsgruppen zu erflillen.

- In der internationalen Konkurrenz (mit den
Metropolen) werden immer mehr Städte
Schwierigkeiten haben, überhaupt,,wahrge-
nommen" zu werden.

Will man die fatalen Folgen dieser Situation
vermeiden, nämlich ruinösen,,Bürgermeister-
wettbewerb", Stabilisierung falscher Struktu-
ren oder ein dramatisches Leistungsgefülle, so
kann die Antwort nur lauten: Nicht nur inner-
halb der Kommunen sind die Kräfte zu bün-
deln, sondern auch zwischen den Kommunen
selbst.

,,Net-Working" ist heute ein beliebtes Mode-
wort - es bezeichnet aber sehr treffend die
Aufgabenstellung, die wir in der Wirtschafts-
förderung auch auf derkommunalen Ebene zu
erfüllen haben. In einem ,Buropa der Regio-
nen" verlieren Kreis- und Gemeindegrenzen
zwangsläufig immer mehr ihre Funktion als
Trennungslinien zwischen Wirtschaftsgebie-
ten zugunsten der Bildung größerer wirt-
schaftlicher Einheiten.

Diese größeren operationalen Einheiten ver-
stärken in diesem Sinne die Konkunenzf?ihig-
keit im europäischen Wettbewerb, weil sie
ökonomische Potentiale multiplizieren und
die wirtschaftsfördernden Ressourcen opti-
mieren können.

Durch eine starke Gemeinsamkeit in der Wirt-
schaftsförderung wird die Erschließung und
Vermarktung gemeinsamer Gewerbegebiete
erleichtert. Damit wird potentiellen Investo-
ren eine größere Option der Standortwahl in-
nerhalb der Region eingeräumt. Dies ist ein
echter Akquisitionsvorteil

Eine intensive Zusammenarbeit der Wirt-
schaftsförderung kann das politische Gewicht
und damit den Einfluß der Region gegenüber
dem Land, dem Bund und der EU vervielfa-
chen. Dies gilt für die Einwerbung finanziel-
ler Mittel, für größere Infrastrukturmaßnah-
men als auch für die Durchsetzung von An-
sprüchen und überregionalen Rahmenbedin-
gungen, z. B. in der europdischen Verkehrs-
politik.

Auch in anderen Infrastrukturbereichen. wie
beim ÖPNV oder der Abfallwirtschaft, ver-
stlirkt sich aus den Sachzwängen heraus die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in den'
Regionen. Hiervon können die Wirtschafts-
förderer nicht ausgenommen werden. Ich wer-
de Ihnen anschließend darstellen, wie wir die-
se einzelnen Gesichtspunkte in unserer Arbeit
als Wirtschaft sförderer berücksichtigen.

Die Landesregierung von Niedersachsen hat
sich bereits vor längerer Zeit eine solche Re-
gionalisierung der Wirtschaftsförderung auf
die Fahne geschrieben: Das Handlungskon-
zept sieht vor, regionale Entwicklungspro-
gramme aufzustellen. Diese sollen mittelfri-
stig die übergreifenden Strukturziele der Re-
gion darstellen. Auf der Basis ausgewählter
Handlungsfelder sollen Entwicklungsschwer-
punkte benannt und vor allem mit abgestimm-
ten Maßnahmen und Projekten konkretisiert
werden. Bis in die jüngere Vergangenheit be-
schränkte sich diese Regionalisierung auf die
übliche Arbeit der Strukturkonferenzen, wie
wir sie auch aus anderen Bundesländem ken-
nen, vor allem mit raumordnerischen Zielset-
zungen. Abgestimmte Maßnahmen und Pro-
jekte innerhalb dieser Kooperationen waren
eher die Ausnahme. Dies hat sich allerdings
in den letzten Jahren deutlich geändert:

Für den Bereich Osnabrück - Emslandhat dre
interkommunale Kooperation im Bereich der
Wirtschaftsförderung zunächst mit einem
durchaus kleinräumigen Feld begonnen: Stadt
und Landkreis Osnabrück haben sich mit den
Osnabrücker Hochschulen und dem Institut
für Lebensmitteltechnik unter dem sog. ,,"Ko-
operationsvertrag" ztJ einer Arbeitsgemein-
schaft zusammengeschlossen.Ziel war und ist
es, den Technologietransfer zwischen den
Hochschulen als Entwicklungsstätten und der
Wirtschaft zu verstärken, um die regionalen
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Unternehmen für den künftigen Innovations-
wettbewerb fit zu machen. Die Akteure in der
Region Osnabrück folgten damit den Em-
pfehlungen eines Gutachtens der Prognos AG
über die ,,Entwicklungspotentiale im Wirt-
schaftsraum Osnabrück - Emsland - Graf-
schaft Bentheim" aus dem Jahre 1989. Hier
war einerseits eine stärkere Zusammenarbeit
der Gebietskörperschaften im Raum Osna-
brück - übrigens in privatwirtschaftlicher
Rechtsform - vorgeschlagen worden, anderer-
seits war die Notwendigkeit eines verstzirkten
Technologietransfers zur Absicherung lang-
fristiger Wettbewerbsf?ihigkeit der regionalen
Wirtschaft betont worden.

Der nächste logische Schritt war es, auch auf
weiteren Gebieten die Zusammenarbeit zwi-
schen der Stadt und dem Landkreis Osna-
brück voranzutreiben. Dies geschah und ge-
schieht einerseits auf institutionellen Platfor-
men, wie etwa der Einsetzung einer gemein-
samen Arbeitsgruppe für die langfristige Ent-
wicklung aufeinander abgestimmter Gewer-
beflächenpotentiale in Stadt und Landkreis,
sowie für die Erarbeitung eines Handlungs-
rahmens zur funktional-räumlichen Entwick-
lung im ,,Osnabrücker Land" mit der Fixie-
rung zukiinftiger gemeinsamer Entwicklungs-
optionen und dem Aufzeigen funktional-
räumlicher Schwerpunkte auf den Gemein-
deebenen. Daneben konkretisiert sich die Ko-
operation der Wirtschaftsförderer in Stadt und
Landlaeis projektbezogen, etwa bei gemein-
samen Aktivitäten zur Außenwerbung, bei der
Erarbeitung von Förderkonzepten für zu-
kunftsorientierte Branchenschwerpunkte, in
Fragen der Existenzgründungs-Förderung
usw.

Der nächste Schritt zur regionalen Zusam-
menarbeit war die Gründung der sog. O.B.E-
Initiative im Jahre 1993 als freiwillige regio-
nale Kooperation der Landkreise Emsland,
Grafschaft Bentheim, Vechta, Osnabrück
und der Stadt Osnabrück. Hier wurden von
vornherein klare Organisationsstrukturen
eingerichtet und klare Zielvorgaben defi-
niert.

Das Organisationsmodell der O.B.E sieht als
Dach die sog. O.B.E-Konferenz vor, beste-
hend aus den Landräten, den Hauptverwal-
tungsbeamten sowie Mitgliedern der beteilig-

ten Landkreise und des Rates der Stadt Osna-
brück.

Die Arbeit innerhalb der O.B.E. wird über-
wacht und gebündelt durch die sog. ,,Koordi-
nierungsstelle", deren Mitglieder Landräte
und die Hauptverwaltungsbeamten sind. Un-
terhalb der Koordinierungsstelle bestehen
Facharbeitskreise für Wirtschaft/Fremdenver-
kehr, Verkehr/Infrastruktur, Umwelt, Kul-
tur/Freizeit und Arbeitsmarktpolitik.

Zl den Zielsetzungen, die von vornherein
zwischen den beteiligten Gebietskörperschaf-
ten der O.B.E.-Initiative vereinbart waren,
gehörte die Erarbeitung eines regionalen Ent-
wicklungskonzeptes mit St?irken/Schwächen-
Analyse, Beschreibung von Handlungsfel-
dern, Darstellung von Zukunftsperspektiven
und Entwicklungszielen sowie schließlich die
Erarbeitung von Leitprojekten.

In diesem Rahmen hat die O.B.E. bereits zwei
Wirtschaftsgespräche zu den Themen Ern?ih-
rungswirtschaft sowie Umweltwirtschaft or-
ganisiert. Diese dienten dem offenen und kon-
struktiven Dialog mit der Wirtschaft unter
dem jeweiligen Leitthema. Sie gründeten sich
auf umfangreichen Recherchen, Analysen und
die Erarbeitung von konkreten Handlungs-
konzepten in Wirtsehaftsbereichen, die für die
regionale Entwicklung im Hinblick auf die
Konzentration von Unternehmen in den bei-
den genannten Sektoren von besonderer Be-
deutung sind.

Ein weiterer Schweqpunkt bildet die Beteili-
gung der O.B.E.-Region an der EXPO 2000,
die inzwischen durch ein offiziell regisftiertes
dezentrales Projekt zum Thema,,Boden - Ge-
sund ernähren - Gesund leben" abgesichert ist
und die aus einer Vielzahl von Einzelprojek-
ten der O.B.E.-Mitglieder besteht (Anm. der
Hg.: vgl. Beitag Mrnsnvcen in diesem Band).
Die einzelnen Facharbeitskreise haben in
ihren Themenbereichen entsprechende Ent-
wicklungskonzepte und Aktionen durchge-
ftihrt, so z.B. im Bereich Wirtschaft/Fremden-
verkehr eine Standortwerbung auf den Unter-
nehmenkontakttagen in Utrecht, im Bereich
Verkehr ein Positionspapier zur Verbesserung
der Infrastruktur in der O.B.E., im Bereich
Umwelt die Themen Wasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft , Naturschutz und Landschafts-
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pflege, im Bereich Kultur/Freizeit die Ent-
wicklung einer gemeinsamen Museumsroute,
im Bereich Arbeitsmarktpolitik die Eistellung
einer Analyse zvm ,,2. Arbeitsmarkt" und die
Entwicklung verschiedener Projekte in der
O.B.E.-Region.

Neben diesen nach innen gerichteten Konzep-
tionen und Aktivitäten hat die O.B.E. von
vornherein auch Wert darauf gelegt, die ge-
meinsam definierten gemeinsamen Interessen
nach außen darzustellen und durchzusetzen.
Insofern wird die interne Kooperation auch
durch eine entsprechende,,Außenpolitik"
komplementiert.

Die O.B.E.-Initiative hat in kurzer Zeit effek-
tiv neue Grundlagen der regionalen Zusam-
menarbeit schaffen können. Wichtig war da-
bei, daß von vornherein keine neuen Verwal-
tungsebenen eingerichtet werden sollten, daß
vielmehr eine selbstverantwortliche Zusam-
menarbeit der einzelnen Träger flexibel und
effektiv gestaltet werden sollte. Von Ver-
bandsstrukturen und Zweckverbänden mit ge-
setzlichen Planungsvorgaben wurde bewußt
abgesehen.

Die Zusammenarbeit innerhalb der O.B.E.
war Grundlage für eine regionale Erweiterung
des Kooperationsrahmens auch und gerade
für die Wirtschaftsförderer in Westnieder-
sachsen: Als ein von der EU-gefördertes Pro-
jekt wurde 1997 dre Initiative ,,Regionale In-
novationsstrate gie ( NS ) Weser-Ems " gestar-
tet. Weser-Ems ist die einzige deutsche Regi-
on, die von der EU in das entsprechende Pro-
gamm aufgenommen wurde.

Ausgangspunkt waren auch hier die Überle-
gungen, daß angesichts verstärkten Wettbe-
werbs der Regionen einerseits und knappe-
rer Ressourcen andererseits eine Bündelung
der Kräfte sowohl für die Konzeption von
Strukturplanungen als auch erst recht für die
Umsetzung unabdingbar geworden sind.
RIS Weser-Ems setzt sich deshalb zusam-
men aus den drei Strukturkonferenzen Land
Oldenburg, Ost-Friesland und O.B.E. An-
ders als in der üblichen Arbeit der Struktur-
konferenzen wurde hier von vornherein eine
Methodik zugrundegelegt, die einen zielori-
entierten Ansatz in doppelter Weise ermög-
licht:

Im Gegensatz zur herkömmlichen Struktur-
planung erfolgte die Konzeption der entspre-
chenden Entwicklungsmodelle für die Region
nicht ,,Top down", sondern ,,Bottom up". Es
wurden in die Erarbeitung der Modelle von
vornherein die Unternehmen einbezogen in
der Weise, daß Verheter der regionalen Wirt-
schaft beteiligt wurden. Dies erfolgte durch
die besondere Organisationsstrukhrr von RIS.
Sie besteht aus einem Regionalrat als ober-
stem Entscheidungsgremium, das zu einem
Drittel von Unternehmensvertretern besetzt
ist. Auch in der Lenkungs$uppe, welche die
tägliche Arbeit koordiniert, sind die Unter-
nehmen mit knapp einem Viertel der Sitze re-
präsentiert. Aktiv arbeiten die Unternehmen
mit in den einzelnen Facharbeitsgruppen, de-
ren Aufgabe es war, die jeweils zugewiesenen
Sachthemen zu erarbeiten. Hierbei wurde be-
sonderer Wert darauf gelegt, die unmittelba-
ren Erfahrungen der Wirtschaft einfließen zu
lassen.

Auch in seiner Zielsetzung wird auf diese
Konnexion zur Wirtschaft besonderer Wert
gelegt: Es handelt sich bei RIS Weser-Ems
nicht um theoretische Erarbeitung von Pla-
nungs- und Strukturmodellen, vielmehr wur-
den von vornherein Sachthemen vorgegeben,
die auch durch entsprechende Projekte umge-
setzt werden sollen.

Diese Themen sind auf die drei Struhurkonfe-
renzen verteilt worden. So bearbeitet die
Strukturkonferenz Oldenburg unter dem
Oberthema,,Dienstleistungen flir die Zukunft"
entsprechende Fachthemen aus dem Bereich
der Informations- und Kommunikationstech-
nologien oder der Verkehrslogistik. Die Struk-
turkonferenz Ost-Friesland ist unter dem Leit-
thema ,,Zu Gast in Weser-Ems" zust?indig für
Fachbeihäge aus dem Gesundheitswesen, aus

der zukunftstächtigen Energiewirtschaft, aber
auch für maritime Techniken.'Die O.B.E.
schließlich ist unter dem Oberthema ,,Nach-
haltiger Umweltschutz - Zukunftsträchtige
Ernährungswirtschaft" federftihrend fiir The-
men wie produktionsintegrierten Umwelt-
schutz, nachwachsende Rohstoffe, Biotechno-
logie oder Landwirtschaft. Daneben gibt es
noch eine Reihe von Querschnittsthemen, die
durch spezielle Arbeitsgruppen aufuereitet
worden sind. Jede Strukturkonferenz hat die
ihr zugewiesenen Themen in der Weise bear-
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beitet, daß die Ergebnisse auch den übrigen
Teilregionen zur Verfi.igung stehen.

Aus diesen Beiträgen der Arbeitsgruppen ist
inzwischen eine Reihe von konkreten Projek-
ten entstanden, die jetzt sukzessive umgesetzt
werden sollen.

Hierfür wird naturgemäß auch eine Förderung
der EU beantragt werden. Deshalb muß die
neue Struktur der RlS-Initiative Weser-Ems
auch vor dem Hintergrund der anstehenden
Reformen der Strukturfonds der Gemein-
schaft gesehen werden. Die EU-Kommissarin
Frau Wulf-Mathies hatte Anfang 1998 in ei-
ner RlS-Konferenz in Wilhelmshaven und
Emden betont, daß die regionale Kompetenz
gestärkt werden muß, um die europäische
Wettbewerbsfähigkeit insgesamt zu fördern.
Dabei wird die Kommission bei der Vergabe
von EU-Mitteln künftig verstärkt auf inte-
grierte Strategien setzen, wie sie RIS-Weser-
Ems bereits jetzt darstellt. Eine solche Kon-
zentration der Mittel soll die Wirksamkeit und
Sichtbarkeit von Maßnahmen fördern. Hier-
auf sollen sich nach Frau Wulf-Mathies die
Regionen schonjetzt vorbereiten und regiona-
le Entwicklungskonzepte ausarbeiten, an'stelle
der bisher üblichen Teillösungen.

Entsprechend diesem Wunsch nach Regiona-
lisierung in der Wirtschaftsförderung werden
die entsprechenden operationellen Program-
me künftig auf der Ebene der Regierungsbe-
zirke erstellt werden. Es soll pro Region eben
nur noch ein Programm geben, das auch all-
gemeine Entwicklungsziele und Entwick-
lungsperspektiven konstituieren soll. Die Phi-
losophie wird dabei insbesondere dahin ge-
hen, die regionale Spezialisierung, die Stär-
kung der Innovationsfühigkeit, den Technolo-
gietransfer, Forschung und Entwicklung, die
Umsetzung in Produkte zu fördern. Es sollen
nicht Schwächen kompensiert, sondern Stär-
ken verstärkt werden.

Diesem Ansatz trägt die regionale Kooperati-
on von RIS bereits heute maßgenau Rech-
nung. Durch die zunehmende Kooperation der
Wirtschaftsförderung in der Region wird dar-
über hinaus zunehmend auch ein Netzwerk
aufgebaut, daß den regionalen Ansatz auch in
der Umsetzung dieser Initiative in Projekte
gewährleisten soll. Maßgeblich ist bei diesen

Zielsetzungen allerdings auch, daß die Regio-
nen die Projekte künftig in eigener Verant-
wortung - auch in eigener direkter Finanzver-
ordnung - gegenüber der Kommission durch-
führen können. Auch hierauf hat Frau Wulf-
Mathies zurecht bei der RlS-Konferenz hin-
gewiesen.

RIS-Weser-Ems dürft damit insgesamt ein
völlig neuer, beispielgebender Ansatz sein,
um durch die Poolung der regionalen perso-
nellen und sachlichen Ressourcen zukunftso-
rientierte Kooperationsmodelle der Wirt-
schaft sförderung zu entwickeln.

Regionale Kooperation darf allerdings auch
vor den nationalen Grenzen nicht halt ma-
chen. Es ist ja gerade Sinn des gemeinsamen
Binnenmarktes, daß sich in Europa auch grenz-
überschreitend regionale Netzwerke ent-
wickeln, um Synergien zu schaffen, um kon-
kret zum innereuropäischen Austausch von
Arbeit, Kapital, Dienstleistungen und Produk-
ten beizutragen.

Deshalb haben sich schon 1989 die Stadte
Münster und Osnabrück auf deutscher Seite
sowie die Doppelstadt Enschede-Hengelo auf
niederländischer Seite zur Bildung des sog.
,,Städtedreiecks " entschlossen. Sie waren da-
mit Schrittmacher einer Entwicklung, die in-
zwischen auch andere Städte"und Regionen
erreichte. Übergeordnetes Ziel war dabei die
Ausrichtung an Netzwerken städtischer Kno-
tenpunkte unter dem Leitbild kooperierender
Städte auf europiüscher Ebene. Dementspre-
chend zeigt sich die Kooperation im Städte-
dreieck als intensiv zusammenarbeitendes
Netz, das Raumordung und Verkehr, Arbeits-
markt sowie Wirtschafts- und Technologie-
förderung zu seinen Schwerpunkten zählt.

Ausgangspunkt dieser Kooperation war die
Erarbeitung einer wissenschaftlich fundierten
Grundlage. Ende 1991 wurden die Universitä-
ten Twente, Münster und Osnabrück mit einer
entsprechenden Studie beauftragt, die ein
Bündel von Kooperationsansätzen und Maß-
nahmevorschlägen präsentiert, und zwar in
vier Schwerpunktthemen mit entsprechenden
Handlungsfeldern:

L Zentrenverbund im Rahmen einer abge-
stimmten Raumordnung,
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2. Koordination der Wirtschaftsentwicklung
in den Bereichen Wirtschaftsförderung, For-
schung und Technologietransfer sowie Ar-
beitsmarktpolitik,

3. Abgestimmte Entwicklung der Verkehrsin-
frastruktur zur Sicherung der Eneichbarkeit
und Optimierung der Lagegunst sowie

4. Kooperation auf den Gebieten Jugend, Kul-
tur, Soziales, Sport und Tourismus.

Die Basis der fundierten Aussagen bildete
eine intensive Analyse der raumordnerischen,
planerischen, raum-, verkehrs- und wirt-
schaftsstrukturellen Ausgangssituation mit
Einzeldarstellungen wie
- Rahmenbedingungen und Perspektiven für

die Raümentwicklung,
- Raumordnung und Siedlungsstruktur,
- Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftskraft.
- Arbeitsmarkt,

- Auswirkungen des
- Entwicklung des Verkehrsaufkommens,
- Verkehrsinfrastruktur mit entsprechender

Stärken/Schwächen-Analyse und
- Projektvorschlägen im Verkehrsbereich,

wie z.B. Ausbau und Neubau von Staßen-,
Schienen-, Wasser- und Luftverkehrsver-
bindungen.

Im Bereich der Raumplanung kann das Städ-
tedreieck inzwischen aufeine ganze Reihe ge-
meinsamer Stellungnahmen zu wichtigen ver-
kehrs- und raumordnungspolitischen Vorha-
ben verweisen, wie etwa
- Bundesverkehrswegeplan,
- Landesentwicklungsplan Nordrhein-West-

falen,
- Gebietsentwicklungsplan Abschnitt Mün-

sterland und
- grenzüberschreitende räumliche Entwick-

lungsperspektive der EUREGIO.

Vor dem Hintergrund der Öffnung Osteuro-
pas zum Westen und dem sich daraus erge-
benden Wachstum der Verkehrsströme auf
der West-Ost-Achse und seiner verkehrsstra-
tegischen Lagegunst im Schnittpunkt dieser
Achse von den niederländischen Nordseehä-
fen bis Moskau mit den wichtigen Straßen-
und Bahn-Magistralen von Skandinavien

über das Ruhrgebiet nach Süd- und Ost-
deutschland möchte sich das Städtedreieck
als logistische Drehscheibe im europdischen
Wirtschaftsaustausch positionieren. Es möch-
te damit einerseits in die europiüsche Koope-
ration sein Potential in diesem Bereich ein-
bringen, andererseits vermeiden, daß es zur
bloßen Transitregion wird, und erreichen,
daß auch verstärkt Wertschöpfungen in die-
sem europiüschen Wirtschaftsverkehr in der
Region bleiben.

Deshalb hat das Städtedreieck ein ,,Leitbild
Verkehr" verabschiedet, das diese Position
beschreibt und auch Forderungen für den not-
wendigen Ausbau der erforderlichen Infra-
struktur für diese Aufgaben enthält (Anm. der
Hg.: vgl. Beitrag Knsrr-KerreRMANN in die-
sem Band). Das Städtedreieck nimmt teil an
den Arbeiten der EUREGIO für die konzep-
tionellen Entwicklungen der Infrastruktur auf
der West-Ost-Achse. Es will sich auch mit ei-
genen Teilprojekten am Programm INTER-
REG tr c der EU beteiligen, mit denen kon-
kret die Möglichkeiten für eine solche Posi-
tionierung als logistische Drehscheibe unter-
sucht werden sollen.

Neben diesen raumplanerisbhen Ansätzen
gibt es eine Vielzahl konkreter Aktivitäten,
welche die Wirtschaftsförderer im Städtedrei-
eck gemeinsam im Rahmen der verabredeten
Zielsetzungen unternehmen:

Zu erwähnen ist die gemeinsame Pro5notion
und Akquisition, z. B. auf regionalen Mes-
sen. In einer Kooperation mit den Hochschu-
len in Twente, Münster und Osnabrück ha-
ben die Wirtschaftsförderer im Städtedreieck
ein langfristiges Projekt zur Verbesserung
des grenzüberschreitenden Technologie-
transfers gestartet. Im Rahmen des Projektes
,,West-Ost-Achse" sind jetzt Konzepte für
die Verbesserung der regionalen und überre-
gionalen Verkehrsinfrastruktur unter Beteili-
gung der Wirtschaftsförderer erarbeitet wor-
den.

Last but not least gibt es seit längerem auch
eine Zusammenarbeit mit der EUREGIO, des
ältesten grenzüberschreitenden Regionalver-
bandes in Europa. Seit längerem nehmen die
Fachvertreter der Städte Entschede/Ilengelo,
Münster und Osnabrück an fachspezifischen

a

t23



Arbeitskreisen der ELIREGIO teil. Mitte 1996
wurde das ,,EUREGIO-FORUM" unter Betei-
ligung der Stadt Osnabrück gegründet, und
zwar mit der Zielsetzung einer späteren Voll-,
mitgliedschaft in der EUREGIQ.

Fazit:

Im Rückblick der vergangenen Jahre ist fest-
zustellen, daß die regionale Zusammenarbeit
ftir die kommunale Wirtschaftsförderung per
Saldo zahlreiche positive Impulse gegeben
hat. Dabei ist der Trend zu größeren Koopera-
tionseinheiten unverkennbar. Er entspricht der
Tendenz zur Bildung leistungsstarker Regio-
nen irn gemeinsamen Binnenmarkt, die auch
durch ihren Zuschnitt in der Lage sind, im eu-
ropiüschen und globalen Wettbewerb erfolg-
reich mithalten zu können.

Trotz aller möglichen Unterschiede in Zielset-
zungen und konkreten Arbeitsinhalten der re-
gionalen Kooperation auf den dargestellten
verschiedenen Ebenen gibt es auch einen ge-
meinsamen Nenner für die Anforderung an
die Struktur dieser Zusammenarbeit:

Es muß zunächst einmal die grundsätzliche
Kooperationsbereitschaft auf der Basis des
freiwilligen Miteinanders vorhanden sein.
Dies bedeutet auch, daß Interessengegensätze,
die auch durch regionale Kooperationen nicht
beseitigt werden können, hinter dem gemein-
same definierten Ziel zurückzutreten haben.
Das erfordert von allen Partnern eine sewisse

Sensibilität gegenüber den Bedingungen der
anderen Partner.

Alle Partner müssen gleichberechtigt und ak-
tiv in die Arbeit integriert werden. Nur so las-
sen sich auch die Ergebnisse der Kooperatio-
nen gleichmäßig in den Regionen umsetzen.
Unverzichtbar ist eine Mindeststruktur für die
Organisation. Ohne eine entsprechende Koor-
dinierungsstelle dürfte es kaum möglich sein,
kontinuierliche Arbeit zu leisten. Diese Koor-
dinierungsstelle muß auch im Sinne eines
freiwilligen,,Controlling" die Erreichung der
selbstgesetzten Ziele überwachen, ohne aber
sich als Aufsichtsstelle zu gerieren. Wichtig
ist auch die Einbeziehung des politischen
Raums in eine solche regionale Zusammenar-
beit. Kooperationen, die sich allein auf der
Verwaltungsebene abspielen, dürften keine
lange Lebensdauer haben. Insofern ist nicht
nur in der Definition der Ziele, sondern auch
in den Schritten zu ihrer Verwirklichung eine
ständige Kommunikation zwischen Verwal-
tung und Politik im Rahmen der Koopera-
tionsnetze erforderlich.

All diese Bedingungen sind mehr oder weni-
ger gegeben bei den Kooperationsnetzen, an
denen die Osnabrücker Wirtschaftsförderung
beteiligt ist. Sie sind Voraussetzung dafür, daß
die Kooperationen die Chance bieten, eine
langfristige Eigendynamik zu entwickeln und
damit dauerhaft den Anspruch zu verwirkli-
chen, welche der europiüsche Regionalgedan-
ke auch an die Kommunen in Europa stellt.
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Regionale Zusammenarbeit in der OBE-Initiative

im Rahmen der'Weltausstellung EXPO 2000*

Patricia M e r s i n g e r, Osnabrück

L. Die OBE-Initiative

Im Jahre I992haben sich die Stadt Osnabrück
sowie die Landkreise Osnabrück, Grafschaft
Bentheim und Emsland mit Unterzeichnung
eines Kooperationsvertrages zur OBE-Initiati-
ve zusammengeschlossen. Der Landkreis
Vechta ist inzwischen ebenfalls beigetreten,
der Beitritt des Landkreises Cloppenburg ist
in Planung.

Die OBE-Initiative basiert auf dem Prinzip
der freiwilligen Kooperation und Koordinati-
on. Mit diesem Zusammenschluß soll keine
neue Verwaltungsebene eingeführt werden.
Die Zuständigkeiten der einzelnen Mitglieder
bleiben unberührt. Durch die vereinbarte Zu-
sammenarbeit soll die Regionalpolitik iir
Form eines sachbezogenen Zukunftsmanage-
ments gestaltet werden. Wesentliches Ziel ist
die Interessenbündelung und damit verbunden
die Verbesserung der Durchschlagskraft.

Im Vordergrund der regionalen Zusammenar-
beit stehen die wirtschaftliche und strukturelle
Verbesserung, die Förderung der kulturellen
Belange und Aktivitäten, der Erhalt und die
Verbesserung der ökologischen Situation so-
wie die Vertretung gemeinsamer Anliegen
nach außen.

Organisatorisch ist die OBE-Initiative in drei
Ebenen aufgebaut:
a) Die OBE-Konferenz mit den Landräten/
Oberbtirgermeistern, Oberkreisdirektoren und

* Vorab-Konzeption des Vortrags auf der Tagung der

Geographischen Kommission für Westfalen am 05.09.

1998 in Münster

je fünf Mitgliedem der Kreistage der vier Land-
kreise und des Rates der Stadt Osnabrück als
Mitgliedern. Aufgaben der Konferenz sind die
Abstimmung und Konsensfindung zwischen
den gleichberechtigten Padnern.
b) Die Koordinierungsstelle, deren Mitglieder
die Landräte/Oberbürgermeister und Oberkreis-
direktoren der OBE sind. Zu den Aufgaben der
Koordinierungsstelle zählen die Vorbereitung
der Sitzungen der OBE-Konferenz, die Bün-
delung der Arbeit der Facharbeitskreise und
die Abstimmung der Fragestellungen der
Gebietskörperschaft en.
c) Die Facharbeitskreise: Es wurden fünf Ar-
beitslaeise zu folgenden Bereichen eingerich-
tet: Wirtschaft/Fremdenverkehr, Verkehr/In-
frasfuktur, KulturlFreizeit, Umwelt und Akti-
ve Arbeitsmarktpolitik. Die Mitglieder sind
die Dezernenten der OBE (Leitung der Ar-
beitskreise) und Amtsleiter. Den Facharbeits-
kreisen obliegt die inhaltliche Beratung fach-
bezogener Fragestellungen unter Hinzu-
ziehung von Interessenverbänden und Verei-
nen.

Die OBE-Initiative sucht auch den Dialog mit
den umliegenden Regionen (Neue Hanse In-
terregio, Euregio, Ems-Dollart-Region), um
die regionalen Entwicklungsperspektiven in
einen überregionalen Rahmen einzubringen.

Vor diesem Hintergrund ist die OBE zusam-
men mit den Partnern Ost-Friesland und Land'Oldenburg 

in einer Arbeitsgemeinschaft Re-
gionale Innovationsstrategie Weser-Ems
(RIS) seit 1995 aktiv (Abb. 1). Aufbauend auf
der Regionalmarketing-Kampagne,,Weser
Ems - wir wachsen, zusammen" wurde 1995
der Startschuß für das RIS gegeben. Den ent-
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Regionalrat RIS

Lenkungsgruppe

Abb. 1: Organisationsstruktur der Arbeitsgemeinschaft Regionale
Innovationsstrategie (RIS) Weser-Ems

scheidenden Impuls gab die Anerkennung
durch die EU als eine von 19 europäischen
Modellregionen.

2. Chancen der Weltausstellung für die
OBE

Zur EXPO im Jahre 2000 wird die Welt für
fünf Monate von Juni bis Oktober nach Han-
nover blicken. Es werden 20 Millionen Besu-
cher erwartet. Man geht davon aus, daß die
Besucher sich im Durchschnitt zweiTageZeit
nehmen (40 Millionen Eintritte). Pro Tag wer-
den 300000 Besucher erwartet. d.h. auch ca.
100 000 Übernachtungen pro Tag, die im
Großraum Hannover nicht zu decken sind.
Deshalb gehen die Veranstalter davon aus, daß
die Unterbringungen im Umkreis von Hanno-
ver mit einer Anfahrtszeit unter zwei Stunden
erfolgen werden. Somit liegt die OBE im di-
rekten Einzugsbereich der E)GO 2000.

Erstmalig steht eine Weltausstellung unter ei-
nem Motto, nämlich,,Mensch-Natur-Tech-

nik" und bindet aktiv Außenstandorte in ihr
Konzept ein. Die OBE-Initiative war sich ei-
nig, diese einmalige Chance der Profilierung
der Region und Außenwerbung aktiv zu er-
greifen, um insbesondere langfristige Effekte
für die Wirtschafts- und Tourismusförderuno
der Region zu erzielen.

Die Planungen konzentrierten sich somit auf
die Bündelung von Themen bzw. Projekten,
die bereits regionale Entwicklungsschwer-
punkte in der Region sind.

3. Das regionale EXPO-Projekt,,Boden -
gesund ernähren - gesund leben'6 der
OBE unter besonderer Berücksichti-
gung der regionalen Zusammenarbeit

3.1 Projektentwicklung

Bereits vor Gründung der EXPO 2000 Han-
nover GmbH wurden 1992 die Regionen in
Niedersachsen von der Niedersächsischen
Staatskanzlei aufgerufen, sich Gedanken über
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eine aktive Teilnahme an der Weltausstellung
zu machen. Die Staatskanzlei teilte Nieder-
sachsen in sog. Regionale EXPO-Arbeitskrei-
se ein, orientiert an bestehenden regionalen
Zusammenschlüssen. Die OBE wurde mit Fe-
derführung der Stadt Osnabrück als EXPO-
Arbeitskreis 11 angesprochen. Vor diesem
Hintergrund hat 1992 die OBE-Initiative den
Regionalen EXPO-Arbeitskreis 11 mit Ver-
tretern der OBE sowie regionalen Multiplika-
toren unter Federfrihrung der Stadt Osnabrück
(Moderation durch den Oberstadtdirektor;
Koordination durch das Referat für Stadtent-
wicklung) initüert.

Projektschritt 1:
1992 Einrichtung des sog. Regiönalen E)(PO-
Arbeitskreises 11 mit Repräsentanten der
Landkreise der OBE sowie Vertretern ver-
schiedener Organisationen/Institutionen (u.a.
IHK, Handwerkskammer, WFO, Bundesstif-
tung Umwelt, Universität, Fachhochschule);
Ziel: Suche nach Projekten in der Region, die
sich als Beitrag zu einer Weltausstellung eig-
nen könnten und zu dem Motto ,,Mensch -
Natur - Technik" passen;
Vorsitz: Stadt Osnabrück, Der Oberstadtdi-
rektor, Federführung innerhalb der Stadt
Osnabrück Referat ftir Stadtentwicklung.

Eine wesentliche Entscheidung dieses Ar-
beitskreises war es, mit einem regionalen
Entwicklungsschwerpunkt einen aktiven Bei-
trag znr Weltausstellung leisten zu wollen.
Als Folge dieses Beschlusses wurde das Pro-
jekt ,,Boden - gesund ernähren - gesund le-
ben" konzipiert, das durch seinen modularti-
gen Aufbau ein breitgefächertes Publikum
mit unterschiedlichem Wissensstand anspre-
chen will.

Nach Gründung der EXPO 2000 Hannover
GmbH wurde in Niedersachsen Ende 1994
die erste Runde des Ideenwettbewerbes ,,Stadt
und Region als Exponat" ausgerufen, an dem
die Region teilnahm. Aus 183 Projektvor-
schlägen wurden von einer Jury unter Vorsitz
von Herrn Prof. Dr. Weizsäcker 45 Projekte
ausgewählt und zur Registrierung empfohlen.

Projektschritt 2:
Teilnahme der OBE am Wettbewerb ,,Stadt
und Region als Exponat" mit folgendem Er-
gebnis: Empfehlung der Jury zur Registrie-

rung als dezentraler Standort (Juryentschei-
dung am 12.5.95).

Zur Bündelung und Koordinierung der regio-
nalen Interessen wurde von Vertretern der
OBE am 23.09.1996 die OBE 2000 GmbH
gegründet. Vor Eintritt in die rechtlich bin-
dende Umsetzungsphase erfolgte eine intensi-
ve Prüfung des Projektes.

Projektschritt 3:
Gründung der sog. OBE 2000 GmbH am
23.09.96;
Gesellschafter: Landkreise Osnabrück, Graf-
schaft Bentheim, Emsland und Vechta sowie
die Stadt Osnabrück;
Vorsitzender der Gesellschafterversammlung:
Herr OKD Heinz-Eberhard Holl, LK Osna-
brück, Stellvertreter: Herr OB Hans-Jürgen
Fip, Stadt Osnabrück;
Geschäftsführung: Frau Dipl.-Geografin Pa-
tricia Mersinger;
Beirat: Projektträger der einzelnen Untervor-
haben, IHK, Handwerkskammer, Deutsche
Bundesstiftung Umwelt, Fremdenverkehrs-
verband Osnabrücker Land, WFO, Land-
schaft sverband, Hochschulen.

Für alle Projektideen und -teile wurden detail-
lierte Finanzierungs- und Zeitpläne erarbeitet
sowie externe Stellungnahmen der beteiligten
Ministerien bzw. Organisationen/Institutionen
eingeholt. Vor diesem Hintergrund erfolgte
am 13.05.1997 die Registierung und damit of-
fizielle Anerkennung des Vorhabens durch
die EXPO 2000 Hannover GmbH.

Projektschritt 4:
Registrierung als ,,Projekt EXPO 2000" am
13.05.97.

Nach der Registrierung im Mai 1997 ist das
OBE-Projekt ,,Boden" mit seinen Einzelbau-
steinen,,offiziell registriertes Projekt der
Weltausstellung" und darf mit dieser Qualifi-
kation am Markt auftreten. Die Weltausstel-
lung ist damit eine einmalige Chance der
OBE, national und international auf sich auf-
merksam zu machen.

Mit der Registrierung verbunden ist auch die
Verwendung des offiziellen EXPO-Logos.
Das Logo darf von der OBE 2000 GmbH im
Briefkopf geführt und von allen Projektträ-
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gern in direktem Zusammenhang mit dem
EXPO-Projekt verwendet werden (Ortsein-
gangsschilder, Bauschilder, Veröffentlichun-
gen, Präsentationen etc.).

Folgende Ziele sollen aus Sicht der OBE 2000
GmbH erreicht werden:
- aktiver kompetenter Beitrag der OBE zur
Weltausstellung,
- attraktives Programm für auswärtige Besu-
cher/innen und Bürger/innen der OBE,
- langfristige Profilierung der OBE / Image-
förderung als Kompetenzregion für den Be-
reich,,Boden-Gesundheit-Ernährung", insti-
tutionell durch Standorte der Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt, Deutsches Institut für
Lebensmitteltechnik, Hochschulen .der Regi-
on, terres des hommes u.a., ggf.Errichtung ei-
ner Boden-Agentur nach der EXPO im Jahr
2001 und
- Förderung des Bekanntheitsgrades der
OBE mit langfristigen Effekten für den
FremdenverkehrlTourismus (zielgruppenspe-
zifische Packages, Gewinnung neuer Gäste-
gruppen) sowie für die Wirtschaftsförderung
(Qualitätsverbesserung- und sicherung, Qua-
litätsimage).

3.2 Projektinhalte (vgl. Abb. 2 u. 3)

Die OBE ist prädestiniert, sich des Themas
,,Boden - gesund ernähren - gesund leben"

anzunehmen: Die Region ist als Schnittstelle
zwischen deutlich urban geprägten Räumen
im Südwesten (Ruhrgebiet) und ländlichen
Bereichen im Norden und Nordwesten (We-
ser/Ems) in besonderem Maße gekennzeich-
net durch unterschiedliche Bodennutzungs-
systeme, wie sie in ihrer Intensität, aber auch
in ihren Auswirkungen so deutlich in kaum
einer anderen Region Deutschlands zu finden
sind.

Die Landkreise Emsland, Grafschaft Bent-
heim und Osnabrück sowie das angrenzende
südliche Oldenburg sind geprägt durch eine
äußerst intensive landwirtschaftliche Boden-
nutzung und Tierhaltung. Das führte und führt
zum Teil noch heute zu sehr deutlichen nega-
tiven Boden- und Umweltbeeinflussungen.

Zugleich aber werden die damit verbundenen
ökologischen Auswirkungen intensiv unter-
sucht (regionale Hochschulen) und der um-
weltschonende ökologische Landbau in For-
schung und Lehre verstärkt berücksichtigt.
Die OBE ist die am besten untersuchte Bo-
denregion in Niedersachsen. Es liegen um-
fangreiche Datensammlungen vor (Informati
onssysteme des Landes Niedersachsen: NI-
BIS, ATKIS). Hinzu kommen beispielhafte
Bemühungen um die Erhaltung naturnaher
Landschaftseinheiten durch Pflege und Rück-
bau (Artland, Brögberner Teiche) in unmittel-

Belspiele vor Ort

. Kalkriese (LK QS)

. Artland (LK OS)

. Altablagerung Wüste (Stadt Osnabrück)

. BrögbemerTeiche (LK Emsland)

. Piesberg (Stadt OS)

. EntsiegelungvonVerkehrsflächen
(Stadt Lingen)

. LITZ: Leb€nsmitteltshnik- Inlomations-
und Transfezentrum (Deulsches Inslitut
f ür Lebensmitleltechnik e.V.)

. z.Z. in Verhandlung mit der EXPO 2000
Hannover GmbH:
Versalzte Böden und nachhaltige
Nutzung von Salzpfl anzen-Tropenböden
(Unlversität Osnabrück, Botan. Garten)

Eilebnlsberelch Boden
> sehen - riechen - fühlen<

. Vorstellung des Ökosystems Boden
durch einen begehbaren Bodenaus-
schnin (Modell im Maßstab 1 : 1000)

. BodennuEung und -veränderung durch
den Menschen (Steinzeit - Mlttelalter -
Jetztzeit) unter Einbeziehung der land-
wirtschaft lichen Versuchsf lächen der
FH OS (time-tunnel)

. Beispiele für Bodennutzungen heute
(Hinweise auf Beispiele vor Ort)

. Visionen

nach dem Motto:
Der soielende Mensch:
Man sieht und vergißt,

man hört und erlnnert slch;
man tut und versteht.

Bodenforen

A Fachwlssenschattllch
Foren zu Fachthemen vor 2000
lntemat. Bodenforum 2000
Präsentation von Forschungsergeb-
nissen der Hoch$hulen

Populärwlssenschaftllch
Veranstaltungsreihe
Ötfentlichkeitssemester an der Uni/FH
Tag der of{enen Tür 

"Der 
Boden und wif

an der Fl-UFachbereich Gartenbau,
Landwirtschaft, Landespf lege
Ausstellung / Präsentation von Künstlem
(künstledschs UmseEung des Themas)
Wetlbeweüs (2.8. Mal-,

Abb.2: Konzeption des OBE-Projektes,,Boden - gesund ernähren - gesund leben"

r28



lhr EXPO-Projekt
Boden - gesund ernöhren - gessund ernöhren - gesund leben

in der OBE-Region

Artland
Erholungsraum mit
einer Vielfalt
regionaltypischer
Biotope

Brögberner Teiche
naturnahe Erholunos-
landschaft mit Bodön-
und Gewässer-

Entsiegelung von
Verkehrsflächen
Modellversuch zur
Versickerung von

Begenwasser
r ßget:
Stadt Lingen/Ens;
Fachh@hschule Osna-
b ruck/Labot f ü r Tech n i k :
GaLaBau EMSLAND
GmbH & Co. KG

Piesberg
Bergbau - Energie -
Abfall:
Erlebnisptad durch eine
Industriekulturlandschaft
Träger:
Stadt Osnabrück

Archäologischer
Park Kalkriese
Erlebnispark am
Ausgrabungsort der
Varusschlacht
Täger:
Archäologischel
Museumspark
Osnabücket Land
GmbH

O OBE 2000 GmbH

Q^6,:, osnabrück-wüsre

^914/{ ) Neue Wege im Umgang mitu,fi\.. oroßflächloenbewohntön
:ÄM,/ Attasten -

"l kN/ stadt osnabrück

'v'Y

/^\ . Erlebnisoark Boden\e/ | [:iä",;:l:g*i3;'"
.G\l-, Modell den Boden über
\'\DtfrI die Srnne erfahren

ry-lf iläüÄcnutzstirtuns
des Landkeises
Osnabtuck

Abb.3: Von der EXPO 2000 registriertes Projekt,,Boden - gesund ernähren - gesund leben"
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barer Nachbarschaft zu landwirtschaftlichen
Intensivnutzungen.

Die Stadt Osnabrück, aber auch das nahe ge-
legene Umland zeigen die für urbane Räume
typische Bodennutzung durch Industrie, Han-
del und Gewerbe, Verkehr und Wohnbebau-
ung. Das hat zum Teil erhebliche Degradatio-
nen bis hin zur völligen Zerstörung der Böden
zur Folge. Zugleich aber lassen sich hier auch
Ansätze oder deutliche Bemühungen um eine
entsprechende Renaturierung (Piesberg) oder
Bodensanierung (Stadt Osnabrück/Stadtteil
Wüste) finden.

Schließlich zeigt die Region Osnabrück auch
Beispiele für touristische Nutzungen von Bö-
den (Teile des Wiehengebirges und des Teuto-
burger Waldes) mit teilweise geschichtlichem
Hintergrund (u. a. Ausgrabungen in Kalkriese).

Das Projekt gibt Anreize, gemeinsam über
staatliche Grenzen hinweg an den globalen
Herausforderungen der Zukunft - bezogen auf
das Medium Boden - zu arbeiten, insbesonde-
re eine ausreichende und gesunde Ernährung
zu erreichen sowie die natürlichen Lebens-
grundlagen unserer Erde wirksam zu schützen
und nachhaltig zu sichern.

Wie kann der Mensch durch seinen Umgang
mit dem Boden seine eigene Lebensqualität
positiv beeinflussen und seiner Verantwor-
tung gegenüber nachfolgenden Generationen
gerecht werden? Zu dieser zenhalen Zukunfts-
frage der Menschheit will das Projekt einen
wesentlichen Beihag leisten. Dabei wird der
Zusammenhang zwischen technischem Fort-
schritt und gesellschaftlicher Verantwortung
nicht idealisiert, sondern zeitkritisch hinter-
fragt und durch eine Mischung aus education
an d ent e r t ainm e nt v ernittelt.

Das Projekt besteht aus mehreren Bausteinen,
die sich modulartig zu dem Dachthema Boden
zusammenfügen (vgl. Abb. 2): Während die
,,Beispiele vor Ort" (erste Säule) bereits heute
Entwicklungsschwerpunkte der Region sind,
die auch ohne EXPO 2000 in ähnlicher Form -
jedoch losgelöst voneinander - die Entwicklung
der Region gepragt hätten, sind die Säule zwei
,,Erlebnisbereich" speziell unter dem Aspekt
,,education and entertainment" vnd die Säule

drei ,,Bodenforen" unter dem Aspekt,,Kommu-
nikation und Austausch" entwickelt worden.

Die Bedeutung des Themas 'Boden' für die
Region zeigt sich nicht zuletzt auch darin, daß
an der FH Osnabrück zum Sommersemester
1996 der in Deutschland erste Diplomstudien-
gang Bodenwissenschaften eingerichtet wurde.

Gespräche mit den Landes- und Bundesmini-
sterien, bodenkundlichen Gesellschaften, ter-
re des hommes u.a. stießen auf starkes Inter-
esse an dem Beitrag Boden für die EXPO
2000 sowie an der räumlichen Konzentration
in der OBE.

Darüber hinaus sah und sieht sich die Stadt
Osnabrück verpflichtet, einen aktiven Beitrag
zur Lokalen Agenda 21 zu leisten: Im No-
vember 1992 ist Osnabrück dem Klimabünd-
nis beigetreten. 1994 fand die Fachtagung
'Sichtwechsel' zur Entwicklungspolitik auf
kommunaler Ebene in Osnabrück statt. Im
gleichen Jahr.wurde zusulmmen mit den Part-
nerstädten die,,Berlin-Charta" unterzeichnet.
Im September 1995 erfolgte der Beitritt zur
,,Aalborg-Charta". Zusammen mit verschie-
denen Gruppen und Organisationen hat.die
Stadt eine sog. Dritte-Welt-Bilanz erstellt.
Bestehende Kontakte können und sollen für
die Betrachtung des Bodens aus Sicht der
Länder des Südens genutzt werden.

4. Zukunftsperspektiven/Ausblick

Mit dem EXPO-Projekt hat die OBE-Initiati-
ve nicht nur einen kompetenten Beitrag zu ei
ner Weltausstellung auf den Weg gebracht,
sondern auch quasi als Nebenprodukt neue
Strukturen der Zusammenarbeit innerhalb der
Region geschaffen, die lange über die EXPO
2000 hinaus genutzt werden können.

Aus Sicht der strategischen Entwicklungspla-
nung sind diese Erfahrungen in der Zusam-
menarbeit mit unterschiedlichsten Akteuren
in der Region, insbesondere die entstandene
Aufbruchstimmung (wir wollen gemeinsam
zur EXPO anteten) sowie das in den Niede-
rungen der Projektrealisierung entstehende
Wir-Gefühl (wir werden unsere Ideen auch
realisieren), im Hinblick auf weitere Projekte
von besonderer Bedeutung ffir die Region.
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Nutzungsdifferenzierungen in der Innenstadt von Osnabrück

Konzeption eines Geoinformationssystems für Stadtforschung und Stadplanung*

Norbert de Lan ge, Osnabrück

Einführung

Geoinformationssysteme gehören inzwischen
zu einem Standardwerkzeug geographischer
Arbeiten (vgl. Beun u. SeuRsn 1997 u. os
LeNce u.a. 1997). Nach anf?inglichen Adapti-
onsschwierigkeiten, die u.a. auf eine geringe
Benutzerfreundlichkeit bei großer Funktions-
komplexität sowie auf häufig (noch) nicht
vorhandenen leistungsfähigen Hardwareaus-
stattungen beruhten, sind mit fortschreitender
Hard- und Softwareentwicklung Geoinforma-
tionssysteme weit verbreitet, auch auf Stan-
dard-PCs einsatzfähig und inzwischen analog
zu den sog. Office-Systemen relativ leicht be-
dienbar.

Der Haupteinsatz von Geoinformationssyste-
men erfolgt nach wie vor im Hinblick auf An-
wendungen im Umweltbereich. In der planen-
den Praxis besitzt derzeit der Aufbau kommu-
naler Umweltinformationssysteme eine zen-
trale Bedeutung (vgl. z.B. Jum,is u. Wrceuen
1995 und Fünsr u.a. 1996). Jede größere
Kommune entwickelt zumindest Teilinforma-
tionssysteme wie z.B. ein Altlasten- oder Bio-
topkataster. In jüngster Zeit erobern Geoinfor-
mationssysteme auch neue Branchen wie
Handel, Banken und Versicherungen: u.a. zu
einer effektiveren Marketingplanung, Markt-
analyse, Vertriebssteuerung, zur Standortpla-
nung im großflächigen Einzelhandel oder zur

* Der vorliegende Forschungsbeitrag zur Tagung der
Geographischen Kommission für Westfalen in Osna-

brück (05.09.98) enthält zugleich wesentliche Informatio-
nen im Hinblick auf die Exkursion durch die Tagungs-

stadt unter der Leituns des Autors.

Optimierung von Vertriebsgebieten. Diese
sehr dynamische Entwicklung dokumentiert
sich zumeist unbemerkt von einer breiteren
geographischen Fachwelt in den Kundenin-
formationen spezieller Softwarehersteller
(vgl. z.B. die Ausgaben 4/1996 oder 411997
von ArcAktuell zum Einsatz von Produkten
aus der Arc/Info-Familie im Geomarketing
oder im Handel, bei Banken und Versicherun-
gen) oder auf Fachtagungen (vgl. z.B. GIS
'97 , u.a. mit einer Sonderkonferenz zum The-
ma Geographische Informationssysteme in
Marketing und Vertriebsplanung). Vereinzelt
finden sich zu diesem Themenkreis Beiträge
in der Zeitschrift Geoinformationssysteme
(vgl. BürrcHnn 1992 u. RsNsI\4eNN 1995).
Nur wenige Beispiele sind dokumentiert, in
denen Geoinformationssysteme in der geogra-
phischen Stadforschung oder bei Zenhenun-
tersuchungen eingesetzt werden (vgl. z.B.
Scnwenz-voN RAUvßR 1997 oder ansatzwei-
se HeNeesnc u. Teppe 1994). Gerade vor
dem Hintergrund der weiterhin dynamisch ab-
laufenden Umstrukturierungsprozesse, die
z.B. durch die Umgestaltung der Bahnhöfe zu
cityintegrierten Einkaufszentren mit Bahnan-
schluß neuen Schwung erhalten, ist analog
zum Umweltmonitoring ein Stadtmonitoring
zu fordern, das nur mit Hilfe von Geoinfor-
mationssystemen umzusetzen ist.

Der vorliegende Beitrag stellt die Pilotunter-
suchung für ein Gemeinschaftsprojekt zwi-
schen der Industrie- und Handelskammer
Osnabrück-Emsland, dem Amt für Stadtent-
wicklung der Stadt Osnabrück und dem Fach-
gebiet Geographie der Universität Osnabrück
vor, das auf den Aufbau eines Geoinformati-
onssystems für Stadtforschung und Stadtpla-
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nung in Osnabrück abzielt. Dieses Projekt er-
f?ihrt durch die geplanten Umstrukturierungen
und Neubaumaßnahmen in der City und im
Bahnhofsbereich einen aktuellen Anwen-
dungsbezug. Auf der Basis neuer Daten zum
Branchenmix können u.a. Leitlinien für die
beabsichtigten Investitionen entwickelt und
wichtige Informationen für mögliche Investo-
ren bereitgestellt werden. Diese Pilotuntersu-
chung erfaßt die Nutzungsstrukturen aber erst
flir einen Ausschnitt der Innenstadt von Osna-
brück, so daß hier lediglich prinzipielle Wege
verdeutlicht werden.

Der vorliegende Beitrag setzt sich auch zum
Ziel, ausgehend von den Forschungsansätzen
und der traditionellen Methodik empirischer
Stadtforschung allgemein Einsatzmöglichkei-
ten von Geoinformationssystemen bei geogra-
phischen Zentrenuntersuchungen aufzuzei-
gen. Herangezogen wird ein sog. Desktop-
GIS, das auf Standardhardware in einer vielen
Benutzern bekannten Windows-Umgebung
eingesetzt werden kann und recht anwender-
freundlich ist (ArcView aus der Arcllnfo-Pro-
duktfamilie). Somit stehen der Übertragung
des hier aufgezeigten Ansatzes keine techni-
schen Hindernisse oder Kostengründe im
Wege. Insbesondere möchte diese Studie da-
her eine Vergleichsuntersuchung der beiden
Oberzentren Münster und Osnabrück anregen.

Geographische Zentrenuntersuchungen

Ein zentrales Anliegen der Stadtgeographie
war das Herausarbeiten von funktionalen
Raumeinheiten und die Analyse der inneren
Differenzierung von Städten, wobei erst seit
den fünfziger und insbesondere in den sechzi-
ger Jahren die Abgrenzung und funktionale
Ausstattung städtischer Zenften in den Vor-
dergrund rückte. Im deutschen Sprachraum
wurden Einzelhandels- und Dienstleistungs-
funktionen vor allem im Zusammenhang ei-
ner allgemeinen bzw. übergreifenden Unter-
suchung von städtischen Zentren analysiert,
bevor sich seit den achtziger Jahren verstärkt
eine Einzelhandels- und schwächer eine
Bürostandortforschung zu entwickeln begann.
Nur relativ wenige Arbeiten liegen vor, die
auf umfassenden Bestandsaufnahmen von
größeren städtischen Funktionsräumen beru-
hen (vgl. z.B. Asei,e u. LsIor.r4ern 1968,
GRörzBAcH 1978, WeHLNc 1986, IlrNesenc

u. ns LeNce 1983). Diese aufwendigen An-
sätze mit Farbkartographie wurden zumeist
aus Kostengründen nicht wiederholt.

Seit den achtziger Jahren hat sich in Münster
ein bedeutender Forschungsschwerpunkt
stadtgeographischer Zentrenuntersuchungen
in Deutschland entwickelt. Ausgehend von ei-
ner Untersuchung über Berlin (vgl. HeiNn-
senc 1977) wurden erstrnals 1980/81 am Bei-
spiel von Münster und Dortmund ganze In-
nenstadtgebiete umfassend analysiert (vgl.
HerNensnc u. oe Leivcn 1983). Zentrale
Grundlage der Untersuchung, die sich u.a. ei-
nem Vergleich der Cityentwicklungen in
räumlicher und zeiflicher Sicht seit der Vor-
kriegszeit widmete, stellten empirische Nut-
zungserhebungen, d.h. Kartierungen, dar. Ge-
schoßweise wurden sämtliche Nutzungen in
den Untersuchungsräumen erfaßt. Während
für die Nutzungen in den oberen Geschossen
nur das zugehörige Stockwerk aufgenommen
wurde, erfolgte die Erfassung der Erdge-
schoßnutzungen flächenhaft genau. In eine
Kartierungsgrundlage, zumeist eine Kataster-
karte im Maßstab 1:500 oder 1:1 000, wurden
die Nutzungen flächenhaft lagegetreu einge-
tragen. Das erhobene Datenmaterial ermög-
lichte die Erstellung detaillierter Farbkarten
der vollständigen Erdgeschoßnutzungen in
den Innenstadtgebieten beider Städte und
darüber hinaus von Verbreitungskarten ter-
ti?irer und quartärer Eiffichtunge;. 1)

Für die Innenstadt von Münster wurden seit
1980 kontinuierlich die tertiär- und quart?ir-
wirtschaftlichen Einrichtungen in Fünfjahres-
abständen erfaßt (vgl. HebrEsenc u. os LANce
1983, HenieBERG, HErNRrrz u. DE L.q,Nce
1987, Hnnveeenc 1987, 1991, 1992). Für
wohl kaum eine andere deutsche Großstadt
dürfte eine derart detaillierte Bestandsaufnah-
me vorhanden sein. Die Auswertung von
1990 setzt bereits ein Informationssystem ein
(vgl. HuNeeERc u. Terrr 1994). Allerdings
ist dieser Ansatz primär auf eine kartographi-
sche Umsetzung ausgerichtet.

Insgesamt ist somit die Anwendung von Geo-
informationssystemen in der geographischen
Stadtforschung noch gering. Hierdurch kön-
nen die angeführten klassischen Themenfelder
der Stadtgeographie auch im Hinblick auf Be-
lange der Stadtplanung neue Impulse erfahren.
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Geoinformationssystem als Modell der
realen Welt

Ein Geoinformationssystem kann als ein
rechnergestütztes System verstanden werden,
das aus Hardware, Software, Daten und den
Anwendungen besteht. Mit ihm können Geo-
objekte digital erfaßt, gespeichert, verwaltet,
aktualisiert, analysiert und modelliert sowie
alphanumerisch und graphisch präsentiert
werden. Diese Definitionsmerkmale betonen
vor allem technische und funktionale Aspek-
te. Grundlegend für das Gesamtverständnis
ist, daß ein Geoinformationssystem ein Mo-
dell der realen Welt darstellt, das verschiede-
ne fachliche Sichten auf den Gesamtdatenbe-
stand ermöglicht! Das eigentliche Kapital ma-
chen die (aufbereiteten) Daten aus, die durch
die Funktionalität des Geoinformationssy-
stems erschlossen werden. Ein (digitales) In-
formationssystems ermöglicht, die vorhande-
nen Informationen in geeigneter Form abzu-
rufen, aber auch aus ihnen jederzeit rasch
neue Informationen abzuleiten. Die Abfrage
bzw. Ausgabe der Analysen der Datenbestän-
de kann dabei in vielf?iltiger Form erfolgen:
Erstellen von Tabellen, Berichten oder Gra-
phiken, Erstellen von Karten mit unterschied-
lichem Inhalt und graphischer Gestaltung.
Dieser interaktive Prozeß, den Datenbestand
jederzeit neu auszuwerten und graphisch (am
Bildschirm) zu präsentieren, ist deutlich als
Spezifikum eines Geoinformationssystems
herauszustellen. Demgegenüber stellt z.B.
eine Karte eine einmalige, einzelne und abge-
schlossene Analyse dar.

Geobasisdaten

Geoinformationssysteme benötigen geometri-
sche Grunddaten, wie z.B. Straßen- oder Ge-
bäudegrundrisse, um die Sachdaten einem
räumlichen Bezugssystem zuordnen zu kön-
nen. Häufig wird dazu eine analoge Karten-
grundlage mit Hilfe eines Digitalisiertableaus
digitalisiert. Auch können eine gescannte
Karte als Hintergrundbild dienen und die in-
teressierenden Objekte durch Nachzeichnen
mit der Maus am Bildschirm erfaßt werden
(sog. On-Screen-Digitalisierung). Inzwischen
liegen aber für die meisten Kommunen in
ihren Vermessungs- und Katasterbehörden di-
gitale Straßen- oder Gebäudegrundrißdaten
vor, so daß häufig die aufwendige Digitalisie-

rung von Geometrien nicht mehr notwendig
ist.

Die in den letzten Jahren gestiegene Nachfra-
ge nach raumbezogenen Basisdaten hat die
Vermessungs- und Katasterbehörden veran-
laßt, digitale raumbezogene Daten zu erfassen
und diese als Basisinformationssystem zu nut-
zen oder Interessenten wie Versorgungsbe-
trieben kostenpflichtig zur Verftigung zu stel-
len. Besondere Bedeutung für stadtgeographi-
sche Untersuchungen besitzt hierbei vor allem
die Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK),
die zusammen mit dem Automatisierten Lie-
genschaftsbuch (ALB) Bestandteil des Auto-
matisierten Liegenschaftskatasters ist, das
dem Nachweis sämtlicher Liegenschaften
dient. Die Automatisierte Liegenschaftskarte
ist das digitale Abbild der analogen Liegen-
schaftskarte, die rechtsverbindliche Informa-
tionen u.a. über sämtliche Flurstücke und Ge-
bäude enthält. Diese digitalen Geobasisdaten
besitzen somit die bestmögliche Genauigkeit
sowie eine sehr hohe Informationsfülle, die
zur Verwendung in der Stadtplanung unerläß-
lich ist und die sie zur Verwendung in der
Stadtforschung auszeichnet. Die Automati-
sierte Liegenschaftskarte wird sich nach Ab-
schluß der Aufuauphase zur wesentlichen
geometrischen Grundlage kommunaler Infor-
mationssysteme herausbilden. In Kooperation
mit einer Stadtentwicklungsbehörde können
diese Daten, für deren gewerbliche Nutzung
immense Kosten anfallen, im Rahmen stadt-
geographischer Forschungsprojekte benutzt
werden. Allerdings ist der flächendeckende
Aufbau der ALK in Deutschland bei weitem
noch niöht abgeschlossen. In Niedersachsen
begann nach einem Pilotprojekt zum Aufbau
der ALK in den Jahren 1989-1991, an dem
auch das Katasteramt Osnabrück teilnahm,
1992 die stufenweise Ausrüstung der Kata-
sterämter mit Erfassungsmöglichkeiten und
eigentliche Erfassung der Daten, die im Jahre
2005 für dieses Bundesland abgeschlossen
sein soll (vgl. Srr,lcr 1998, S. 94).

In einem bundesweiten Gemeinschaftsprojekt
der Arbeitsgemeinschaften der Vermessungs-
verwaltungen der Länder der Bundesrepublik
(AdV) wurden für den Aufbau und die
Führung der ALK einheitliche fachliche
Grundsätze entwickelt. So wird die ALK aus
den vorhandenen analogen Liegenschaftskar-
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Abb. 1: Ausschnitt aus der Automatisierten Liegenschaftskarte für ein Teilgebiet der
Innenstadt von Osnabrück (Flurstücke und Gebäude, ergänzt um Straßennamen)

ten (Maßstab 1:1000) aufgebaut und durch die
Liegenschaftsvermessungen aktualisiert. Sämt-
liche Informationen, die bisher in der Liegen-
schaftskarte bildlich dargestellt sind, werden
auch in der ALK gespeichert (zum Aufbau
der ALK vgl. MnrrlsrRASS 1995, JÄcsn
1993. Hensecrc 1992. PouLnrnNN u. RroneR
1995). Die Daten werden über eine hersteller-
neutrale Einheitliche Datenbankschnittstelle
(EDBS) mit Geoinformationssystemen ausge-
tauscht.

Die vorliegende Untersuchung kann bereits
auf die Automatisierte Liegenschaftskarte
zurückgreifen, die flächendeckend für das
Stadtgebiet Osnabrück zur Verfügung steht.
Dabei wird hier nur ein Teil der geometri-
schen Information benutzt, da weniger Flur-
stücksgrenzen als nur Gebäudeumrisse inter-
essieren. Die Daten werden über die EDBS
eingelesen, und es wird das Informationssy-
stem ,,Gebäude" erstellt. Die Abbildung I
verdeutlicht die aus der ALK erhaltenen Flur-

stücks- und Gebäude gr enzen. Er gänzt wurden
Gebäudeschraffuren und Straßennamen.

Datenerfassung

Grundlage vieler stadtgeographischer Unter-
suchungen bilden empirische Nutzungskartie-
rungen in Städten. Diese Erhebungen basieren
traditionell auf großmaßstäbigen Katasterkar-
ten, wobei die in den Erhebungsbögen erfaß-
ten Nutzungen über eindeutige Zifferncodes,
die sich z.B. aus einer Baublocknummer und
einer fortlaufenden Numerierung zusammen-
setzen, den Objekten in der Karte zugeordnet
werden (zu klassischen empirischen Metho-
den in der Stadtgeographie vgl. z.B. Tpsoonpp
1974 sowie Wpsser- 1996).

Die lange Zeit übliche Form der Datenerfas-
sung mit analoger Karte, Erhebungsbogen
und Kartierbrett im Gelände entspricht heute
aber nicht mehr dem Stand der Technik. Die-
se traditionelle Methode ist zwar sehr kosten-
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günstig. Kartenmaterial und Erhebungsbögen
sind leicht zu vervielfültigen, so daß mehrere
Erfassungsgruppen zeitlich parallel arbeiten
können. Demgegenüber sind aber bereits sog.
PEN-Computer (alias: Notepads, Pentops)
kommerziell verfi.igbar, die eine digitale Kar-
tengrundlage als Hintergrundbild gespeichert
haben und die eine Datenaufnahme direkt im
Gelände durch Nachzeichnen vorhandener In-
halte der Karte oder Neueinzeichnung von
Geoobjekten unmittelbar am Monitor mit
Maus oder Lichtgriffel ermöglichen. Mit die-
ser digitalen Feldkartierung erfolgt eine
gleichzeitige Erfassung der Merkmale, so daß
insgesamt eine leichtc Übernahme der Daten
in ein Geoinformationssystem möglich wird.
Die EDV-gestützte Datenaufnahme im Gel?in-
de kann zudem mit der Technik der satelliten-
gestützten Standortbestimmung verbunden
werden. Derartige Systeme kommen z.B. bei
der Biotopkartierung (vgl. TnnneRGEN u.
Bnnrirrörren-Ruxos 1994) oder im Forstma-
nagement zum Einsatz. Allerdings stellen die
Genauigkeitsanforderungen stadtgeographi-
scher Arbeiten im Dezimeterbereich die satel-
litengestützte Koordinatenerfassung vor er-
hebliche Probleme, die nur durch kosteninten-
sive technische Ausstattung zu lösen sind.
Darüber hinaus bestehen in Städten techni-
sche Schwierigkeiten wie z.B. Abschattungs-
probleme in Häuserschluchten, die den Emp-
fang von Satellitensignalen behindern. Vor
diesem Hintergrund ist eine digitale Feldkar-
tierung, die durch satellitengesttitzte Standort-
bestimmung unterstützt wird, vorerst in der
Stadtforschung nicht zu erwarten! Ihre An-
wendung ist am ehesten bei immer wieder-
kehrenden, routinemäßigen Datenaufnahmen
absehbar (2.B. Baumkataster und Erfassung
des Pflegezustands der Bäume im Rahmen der
Verkehrssicherungspflicht der Kommunen).

Die Nutzungskartierung in der Innenstadt von
Osnabrück mußte ohne digitale Erfassungs-
geräte auskommen, obschon gerade optimale
digitale Geobasisdaten zur Verfügung stan-
den. Auf der Basis einer analogen Karte der
Gebäudegrundrisse nach der Automatisierten
Liegenschaftskarte, d.h. eines Plots der digita-
len Geobasisdaten, erfolgte die Datenaufnah-
me im Gelände entsprechend der Erhebungs-
methodik nach HSNSBERG u. DE LANcE
(1983). Erhoben werdbn für sämtliche Nut-
zungen die Nutzungsart (2.8. auch Wohnen),

Name der Einrichtung, Branchenzugehörig-
keit und Filialisierungsgrad. Für das Erdge-
schoß erfolgt eine lagegetreue Erfassung der
Nutzungen (vgl. Abb. 5). B etriebswirtschaftli-
che Merkmale wie Flächengröße, Beschäftig-
tenzahl oder sogar Umsatz werden im Gelän-
de nicht ermittelt. Jedoch ist im weiteren Ver-
lauf der Untersuchung ein Abgleich mit ent-
sprechenden Informationen oder Datenban-
ken der Indushie- und Handelskammer Osna-
brück-Emsland beabsichtigt, wobei voraus-
sichtlich aus Datenschutzgründen räumliche
Aggregierungen notwendig werden.

Datenverwaltung

Beim Aufbau eines Geoinformationssystems
stellt sich vor allem die Aufgabe, die Daten in
Tabellen zu strukturieren und eine optimale
Datenbankstruktur zu entwickeln. Beim Da-
tenbankentwurf sind u.a. Art der Attribute
und ihre Beziehungen zueinander sowie die
Strukturierung in mehreren Tabellen zu defi-
nieren. Zumeist werden relationale Daten-
banksysteme verwandt, deren Entwurfsqua-
lität mit Hilfe des Konzeptes der Normalfor-
men zu bewerten ist. So besitzt eine Daten-
bank bestimmte Anomalien nicht mehr, wenn
sie in einer Normalform vorliegt.

Hier werden die Daten in zwei Datentabellen
vorgehalten. Die erste Tabelle, die von der
Software selbst2indig erzeugt wird, schafft eine
Verknüpfung zu den Geometrien. Jedes Ge-
bäude besitzt genau eine Tnrle.Das System be-
rechnet automatisch die Flächengröße.und den
Umfang der Gebäudegrundfläche. Uber ein
Attribut (hier Keycode), dessen Werte sich aus
der Baublocknummer und einer fortlaufenden
Zahl zusammensetzen, wird jedes Gebäude.
eindeutig identifiziert. In einer zweiten Tabelle
werden die Sachdaten für die Gebäude einzeln
nacheinander abgelegt. Attribute kennzeichnen
u.a. das Gebäude, das Stockwerk, die laufende
Nummer der Nutzung pro Stockwerk sowie
die eigentlichen Kenndaten der Nutzung. Eine
Verknüpfung zwischen beiden Tabellen er-
folgt über das Athibut Keycode (vgl. Abb. 2).
Gegenüber der Pilotstudie wird aber jetzt als
Identifikator der sehr viel litngere, aber,,amtli-
che" Objektname aus der ALK benutzt.

Diese Datenstruktur hat erhebliche Vorteile:
Jede Nutzung ist einzeln ausgewiesen. Nut-
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Abb. 2: Datenabfrage für die Nutzungen eines einzelnen Gebäudes: Bildschirmausdruck
einer Sicht auf den Datenbestand mit den Datentabellen (Ausschnitt aus einem GIS für ein

Teileebiet der Innenstadt von Osnabrück)

zungsänderungen können relativ leicht nach-
gehalten werden. Die Datenstruktur ist vor al-
lem unabhängig von der (unterschiedlichen)
Zahl der Nutzungen pro Gebäude. Es wird auf
eine amtliche geometrische Datenbasis
zurückgegriffen, so daß Geometrien nicht ei-
gens vorgehalten werden müssen (vgl. aber
die Erweiterungen, die der Abbildung 5 zu-
grunde liegen).

Für eine effiziente Datenverwaltung muß ein
Branchenschlüssel entwickelt werden, der
eine Auswertung mit Hilfe von Datenbank-
werkzeugen erlaubt. Somit ist ein hierarchisch
aufgebauter Schlüssel zu benutzen, der flexi-
bel einzusetzen ist und der vor allem u.a. im
Hinblick auf neue Branchen oder Branchen-
merkmale, wie z.B. Fristigkeit oder Wertig-
keit der Branche, erweitert werden kann. In
dem aufzubauenden Geoinformationssystem
in Osnabrück wird ein entsprechender hier-
achischer Schlüssel herangezogen, der sich an

die Branchendifferenzierung der münster-
schen Zentrenuntersuchungen anlehnt (vg,.
z.B. HBrNsseRG u. DE Le,Nce 1983). so daß
Vergleiche mit anderen Studien möglich sind.
Ein Auszug aus dem Branchenschlüssel ver-
deutlicht das zugrundeliegende Prinzip:

2 Pnvate Dienstleistungen

208 GehobeneprivateDienstleistungen

20801 Gesundheitswesen

208012 Fachärzte

2080121 Facharzt für Orthopädie

Darüber hinaus wird zudem die Klassifikation
der europaweit harmonisierten Wirtschafts-
zweigsystematik NACE (Nomenclature
g6n6rale des activit6es 6conomiques dans les
Communaut6s Europ6ennes) benutzt, um so-
mit eine Kompatibilität mit der Handels- und
Gaststättenzählung sowie Statistiken der In-
dustrie- und Handelskammer Osnabrück-
Emsland zu besitzen.
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Abb. 3: Datenabfrage nach sämtlichen Gebäuden mit Wohnnutzung im zweiten Geschoß:
Bildschirmausdruck einer Sicht auf den Datenbestand mit Abfragemanager und den Da-

tentabellen (Ausschnitt aus einem GIS für ein Teilgebiet der Innenstadt von Osnabrück)

Auswertung und Präsentation

In einem Geoinformationssystem sind Aus-
wertung und Präsentation der Daten oder der
Analyseergebnisse eng miteinander verbun-
den. Gegenüber einer reinen kartographischen
Aufbereitung ist die Präsentation aber umfas-
sender zu verstehen. Das Geoinformationssy-
stem bietet vor allem die Möglichkeiten einer
,,interaktiven Karte". Durch Anklicken eines
Objektes am Monitor werden sämtliche zu-
gehörigen Angaben der Datentabellen ange-
zeigt. Die Abbildung 2 stellt Gebäudegrun-
drisse dar und visualisiert die verschiedenen
Nutzungen eines einzelnen Gebäudes. Der
wiedergegebene Ausschnitt der Gesamttabel-
le kann über die reine Angabe der Nutzungen
hinaus weitere Informationen z.B. zur Adres-
se oder zur Größe der Einrichtungen enthal-
ten. Hinzuweisen ist, daß das zugrundeliegen-
de Datenmodell sehr flexibel und unabhängig
von der Zahl der Geschosse und der Nutzun-

gen pro Geschoß ist. So besitzt das in der Ab-
bildung 2 ausgewählte Gebäude (Keycode
624) 6 Geschosse mit 1l Nutzungen, während
z.B. das Nachbargebäude 5 Geschosse und l3
Nutzungen enthält.

Über dieses reine Auskunftsystem hinaus er-
geben sich für die Standortforschung schnell
weitergehende Analysewünsche und -mög-
lichkeiten. Als erster Schritt im Hinblick auf
eine Cityabgrenzung oder eine Bewertung
von Standortlagen sollen die Gebäude selek-
tiert werden, in denen bereits im zweiten Ge-
schoß eine Wohnfunktion vorhanden ist. Über
einen Abfragemanager wird die Auswahlbe-
dingung formuliert, die ,,Treffer" werden in
den Tabellen und in der dieitalen Karte her-
ausgestellt (Abb. 3).

Obschon hier aufgrund des begrenzten
Raumausschnitts und der eingeschränkten
Datenbasis keine weitreichenden Untersu-
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Abb. 4: Anteil der von privaten tertiären Funktionen genutzten Stockwerke: Bitdschirm-
ausdruck einer Analyse des Datenbestands mit Legendeneditor (Ausschnitt aus einem GIS

für ein Teileebiet der Innenstadt von Osnabrück)

chungsergebnisse erwartet werden können,
soll doch auf das überraschende Resultat die-
ser Abfrage hingewiesen werden (vgl. Abb.
3): Der zentrale Standortraum der Stadt Osna-
brück, der im digitalen Kartenausschnitt
durch die Fußgängerbereiche,,Große Straße",
,,KrahnstrafSe" und den ,,Nikolaiort" erfaßt ist,
weist im Vergleich z.B. zu Münster einen
recht hohen Wohnanteil bereits im zweiten
Geschoß auf. Eine abschließende Bewertung
kann aber erst nach einer weiträumigen Ana-
lyse der Nutzungsstrukturen erfolgen. Erwar-
tungsgemäß nimmt der Wohnanteil in den
Seitenstraßen und Randlagen zu.

Analog zu dieser Auswahl ergeben sich viel-
fältige Auswertungen wie z.B. die Analyse
von Standortverteilungen beliebig auszu-
wählender Branchen. Darüber hinaus sind
komplexe Indexberechnungen einfacher mög-
lich. Als Beispiel soll hier der Anteil der von
tertiären Funktionen genutzten Stockwerke
ermittelt und visualisiert werden. Hierdurch

steht ein neues, aus dem Datenbestand erst
abgeleitetes Merkmal zur Cityabgrenzung
oder zur Bewertung von Standortlagen zur
Verfügung (Abb.4).

Die Analysefunktionen eines Geoinformatr-
onssystems ermöglichen weitere Bewertun-
gen von Standortlagen. So ist eine Auswahl
und Analyse von Nutzungen möglich, die in
einem bestimmten Umkreis zu Verkehrskno-
ten oder Publikumsmagneten liegen. Hier-
durch eröffnen sich differenzierte Eneichbar-
keitsanalysen. Mit Hilfe derartiger Overlay-
funktionen sind auch zahlenmäßige Auswer-
tungen möglich, die z.B. die Einrichtungen ei-
ner Branche in vorgegebenen Teilräumen der
City ermitteln.

Die Abbildung 4 zeigt einen Legendeneditor,
über den die Gestaltung des sog. Views, d.h.
einer Sicht auf den Datenbestand, gesteuert
wird. Hierdurch wird vor allem die Darstel-
lung am Monitor festgelegt, wobei im Nor-
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malfall weniger eine Schraffirrabstufung (wie
in den vorliegenden Abbildungen) als .eine
farbige Umsetzung vorgenommen wird. Uber
die Präsentation am Bildschirm hinaus besitzt
dieses Desktop-GlS auch differenzierte Mög-
lichkeiten zur Gestaltung analoger Karten.
Um den prozeßhaften Ansatz eines Geoinfor-
mationssystems herauszustellen, sollten aber
hier die Darstellungen am Monitor durch sog.
Screenshots wiedergegeben werden, die ge-
genüber einer Karte (avangsläufig) eine ge-
ringere kartographische Qualität besitzen.

Analyse der Erdgeschoßnutzungen

Aufgrund vielfältiger Interessen des Amtes
für Stadtentwicklung in Osnabrück und der
Industrie- und Handelskammer Osnabrück-
Emsland wird auch eine differenzierte Erhe-
bung der Erdgeschoßnutzung durchgeführt,
wobei an die Analysen, Aufbereitungen und
kartographischen Darstellungen der,,mün-
sterschen Schule" angeknüpft wird (vgl.
HsrNBenc u. oe LANce 1983). Hierzu werden
zusätzlich die Grenzen unterschiedlicher Nut-
zungen im Erdgeschoß kartiert und digitali-
siert. Somit werden eine neue Geometriebasis
und letztlich auch ein neues Geoinformations-
system geschaffen, das auf Nutzungsparzellen
im Erdgeschoß basiert. Diese neuen Raumein-
heiten werden über einen neuen Schlüssel mit
der bereits vorliegenden Grundtabelle der
Nutzungsdaten verknüpft, wodurch aber nur
eine Verknüpfung mit den Angaben zur Erd-
geschoßnutzungen hergestellt wird.

Für die Informationssysteme ,,Gebäude" und
,,Erdgeschoßnutzungen" wird weiterhin nur
eine Grundtabelle mit Nutzungsdaten benutzt.
Da das erste System auf den reinen Geome-
triedaten und Objektschlüsseln der ALK ba-
siert, kann bei Anwendungen im Amt für
Stadtentwicklung auf die Geobasisdaten des
Datenservers der Stadt Osnabrück zurückge-
griffen werden, der die ALK-Daten für Fach-
änwendungen verschiedener Amt bereitstellt.
Für das zweite System muß allerdings eine
neue Geometriebasis geschaffen und vorge-
halten werden, die die Daten der Automati-
sierten Liegenschaftskarte ergänzt.

Dieser Weg, Vorhalten eines weiteren Geo-
metriebestandes, ist ein Zugeständnis an das
Desktop-GlS, das ein Verwalten mehrerer

räumlicher Bezugssysteme in einem einzigen
Geometriedatenbestand nicht ermöglicht (vgl.
demgegenüber das sog. Regionskonzept in
Arc/Info). Allerdings müssen die Grenzen der
Erdgeschoßnutzungen auch als Fachdaten
verstanden werden, die gegenüber den Ver-
messungsdaten der Liegenschaften u.a. auf-
grund der hier vorliegenden Erhebungstech-
nik eine unterschiedliche Qualität aufweisen
und von den ALK-Daten setrennt verwaltet
werden müssen.

Die Berechnung, wieviel Fläche jede einzelne
Nutzung im Erdgeschoß einnimmt, erfolgt au-
tomatisiert durch Methoden des Geoinforma-
tionssystems auf der Basis der digitalisierten
Nutzungsgrenzen. Flächeninformationen wer-
den im Gelände nicht gemessen oder erfragt,
sondern aus den Geometriedaten ,,ex post" er-
mittelt. Diese flir das Geoinformationssystem
fast schon triviale Aufgabe kann für die An-
wendung z.B. in der Standortplanung erhebli-
che Vorteile bringen. Hierdurch können effi-
zient und kostengünstig sowie nach beliebi-
gen Teilräumen oder Branchen differenziert
Flächenangaben vorgelegt werden.

Bei diesem Ansatz kommt daher der Bestim-
mung von Nutzungsgrenzen eine zentrale Be-
deutung zu. Im Gegensatz zu einer Biotopkar-
tierung stellen sich aber spezifische bzw. dif-
fizilere Probleme. So kann häufig im Gelände
die Abgrenzung von Erdgeschoßnutzungen
nicht genau eingesehen werden. Vermessungs-
technische Erfassungen scheiden bei dem Ge-
samtumfang der beabsichtigten Analysen fer-
ner aus. Die Ermittlung der Grenzen erfolgt
auf der Basis der ALK-Daten, wobei diese
Geometrien aber Gebäudeaußengrenzen
kennzeichnen. Aus Zeit- und Kostengründen
ist daher nur eine generalisierte Erhebung der
Betriebsfläche möglich, die insbesondere
nicht mit der reinen Verkaufsfläche gleichzu-
setzen ist, sondern (in der Regel) unter Aus-
schluß von größeren Eingängen die gesamte
Fläche einer Einrichtung (einschl. Lager oder
sonstigen Betriebsräumen) im Erdgeschoß
darstellt. Insgesamt ist somit von einem syste-
matischen Fehler auszugehen, der aber im
Laufe der Untersuchung näher analysiert wer-
den soll. Für Teilbereiche und Branchen wer-
den hierzu die exakte Betriebsfläche und
Nutzfläche der jeweiligen Einrichtungen im
Erdgeschoß z.B. durch Befragen ermittelt.
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Abb. 5: Erdgeschoßnutzungen: Bildschirmausdruck einer Sicht auf den Datenbestand mit
der Datentabelle (Ausschnitt aus einem GIS für ein Teilgebiet der Innenstadt von Osnabrück)

Durch Abschätzen des Fehlers und durch die
Bestimmung von (branchenspezifischen)
Korrekturwerten soll letztlich die gesamte Er-
hebung kalibriert werden.

Die Abbildung5 zeigt für den gewählten Aus-
schnitt der Innenstadt von Osnabrück diffe-
renziert die Erdgeschoßnutzungen auf. Für
eine derartige Darstellung ist eine optimale
Legende sowohl für die Präsentation am Mo-
nitor als auch in einer analogen Karte noch zu
entwickeln. Die eingesetzten Signaturen wur-
den für den vorliegenden Bildschirmausdruck
derart ausgewählt, daß Unterscheidungen in
der Druckausgabe noch möglich sind.

Ausblick

Der vorliegende Beitrag zeigt die Konzeption
eines Forschungsprojektes auf, die aber noch
vielftiltig zu erweitern ist. So ist eine Ausdeh-
nung auf weitere Teile des Stadtgebiets von
Osnabrück möglich, wobei eine Einschrän-

kung auf Cityergänzungsstraßen oder Stadt-
teilzentren erfolgen wird. Vor allem sind
Uberlegungen zur Fortführung und Pflege der
Daten zu entwickeln. Weitaus interessanter
und gerade im Hinblick auf inhaltliche Fra-
gestellungen weiterführender sind die Kopp-
lung mit externen Datenbanken u.a. der Indu-
strie- und Handelskammer Osnabrück-Ems-
land oder die Hinzunahme von Besitzerinfor-
mationen z.B. aus dem Automatisierten Lie-
genschaftsbuch oder die Ergänzung um Be-
fragungsergebnisse. Abgesehen von Daten-
schutzproblemen werden sich beim Zusam-
menführen dieser Daten dann insbesondere
Fragen nach der Qualität und räumlichen wie
fachlichen Kompatibilität der Daten stellen.
Diese ,,Nagelprobe" steht noch aus und wird
mit Spannung erwartet.
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l) Anm. d. Hg. dieses Bandes:

Seit 1995 - in jüngerer Zeit im Auftrag der Geographi-

schen Kommission für Westfalen - wurden die Innen-
stadtuntersuchungen in Münster sowie darüber hinaus in
Dortmund und in mit diesen beiden OberzenEen konkur-
rierenden ausgewählten Mittelzentren (Emsdetten und

Coesfeld in bezug auf Münster, Amsberg und Unna für
Dortmund) von H. HsnlEsenc und Mitarbeitem fortge-
setzt bzw. aktualisiert und bereits teilweise mit Hilfe des

GIS-Systems ArcView operationalisiert. Die Untersu-
chungsergebnisse sollen ab 1998 in drei Atlasdoppelblät-

tem (Oberzentren Münster und Dorfinund sowie Mittel-
zenEen) mit begleitenden Textheften im ,,Geographisch-
landeskundlichen Atlas von Westfalen" der Geographi-

schen Kommission für Westfalen veröffentlicht werden.

Das mehrfarbige neue Doppelblatt Oberzentrum
Münster - u.a. mit der GlS-Realisierung eines Innenstadt-
ausschnittes, d.h. ähnlich wie in diesem Beinag anhand

von Osnabrück aufgezeigt - soll zur Jahrestagung der
Kommission am 4.9.98 in Münster als Entwurf vorge-
stellt werden. Für den von Norbert DE LANcE angeregten

Vergleich zwischen den Oberzentren Osnabrück und
Münster bestehen somit sehr gute Voraussetzungen.
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Exkursionsroute

Nordwestliches Münsterland - Landkreis Grafschaft B entheim

Landeskundliche und geschichtliche Einführung

Hans-Joachim B ö c k e n h o I t, Münster

Die Bundesstraße 54n begleiten bis Burg-
steinfurt mehrere östlich gelegene Höhen-
rücken, so zunächst die Altenberger Höhen,
die sich von Nienberge nach Altenberge hin
erstrecken und dort im Paschberg mit 115 ri
ihre höchste Erhebung erreichen, dann aber
sich verflachend verbreitern und schließlich
mit dem Buchenberg zwischen Borghorst und
Burgsteinfurt wieder bis auf 110 m ansteigen.
Nach dem Durchbruch der Burgsteinfurter Aa
setzen sie sich im Seller Esch (86 m) und im
Rothenberg bei Welbergen (94,6 m) nach
Nordwesten hin fort. Diese Höhenrücken ge-
hören noch zur schwach gefalteten und kaum
gestörten münsterländischen Kreidemulde
und bestehen aus den sanft hochgeschleppten
Rändern der härteren Schichten. Wie bei einer
Serie ineinandergestellter, unterschiedlich
großer Schüsseln begrenzen die inneren Rän-
der dagegen die unteren und damit älteren
Schichten. So nimmt auch das Sedimentati-
onsalter der oben angesprochenen Höhen-
rücken von Südosten nach Nordwesten hin
zu: Während es sich beim Altenberger
Höhenrücken noch um Tonmergel mit einge-
schalteten Kalkmergelbänken des Obersenons
(Campans) = Untere Mukronatenkreide han-
delt, stammen die Tonmergel des Buchen-
bergs und seine sandigen Kalkbänke bereits
aus der Untersenon-/Emscherzeit (Santon)
und der Kalkrücken des Rothenbergs aus der
Cenoman-/Turonzeit.

Kurz vor Ochtrup verläßt man unmerklich
die münsterländische Kreidemulde und errei-
chen eine Region, die bis an die nördliche
Grenze der alten Grafschaft Bentheim durch
eine Staffel geologischer Mulden und Sättel
älterer Schichten eekennzeichnet ist. was

nicht ohne Auswirkungen auf die wirtschaft-
liche Entwicklung dieses Raums blieb. Im
Bereich des Ochtruper Sattels treten nicht nur
die Unterkreide, sondern auch Formationen
der Trias (Buntsandstein und Muschelkalk)
z.rtage. Am Westhang des Ochtruper Bergs
(84 m) streichen bituminöse Unterkreide-
schichten aus, ein Hinweis auf Erdgas- und
Erdölhäufigkeit.

Mit der B 403 geht es von Ochtrup aus nach
Norden durch die feuchte Brechte-Niederung,
in der bis zu 500 m mächtige Kreidetone
grundwasserstauend und moorbildend wirk-
ten, so daß hier jahrhundertelang ein Grenz-
saum zwischen der alten Grafschaft Bentheim
und dem Fürstbistum Münster Bestand hatte
(heute westf?ilisch-niedersächsische Grenze).
Der gut zu verarbeitende Kreideton der
Brechte ist nicht nur seit alters her ein begehr-
ter Töpferrohstoff, sondern auch Grundlage
für einige Ziegeleien. Vereinzelt wurden hier
sogar Toneisensteingeoden abgebaut.

Die Brechte-Niederung entstand in Überein-
stimmung mit einer geologischen Mulde (was
nicht selbstverständlich ist), deren Nordrand
mit den Höhenzügen des Sieringhoeks und
der Bentheimer Berge in Form von
Schichtrippen steil ansteigt. Auf der bastions-
ähnlichen Höhe der Bentheimer Berge (91,9 m)
beherrscht die imposante Burg Bentheim die
Landschaft weithin. Stufenbildend ist hier der
harte Bentheimer Sandstein, der als begehrtes
Baumaterial seit dem Mittelalter auch eine be-
sondere wirtschaftliche Bedeutung für die
Grafen von Bentheim hatte. Er wurde bis weit
in die Niederlande, nach Belgien und Däne-
mark exportiert und zur Anlage von Damm-
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bauten, für weltliche und kirchliche Gebäude
besonders in der Vechteniederung, aber auch
unter anderem für das königliche Palais, das
Stadthaus und die Postgebäude in Amster-
dam, die Börse in Rotterdam, das Theater und
die Frauenkirche in Antwerpen, die Rathäuser
in Campen und Münster, das Justizgebäude in

Osnabrück, die kath. Kirche in Aarhus (Däne-
mark) sowie die griech.-orthodoxe Kirche in
Kopenhagen verwendet. Zudem wurden aus
ihm Grab-, Tauf-, Mühl- und Schleifsteine
hergestellt. Ab Nordhorn wurde der Sandstein
auf der Vechte in Schuten transportiert und in
Zwoüe umgeschlagen.
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Die Schichten des Bentheimer Sandsteins
muß man sich nun aufgewölbt im freien Luf-
traum nach Norden fortgesetzt denken. Sie
tauchen dann fünf Kilometer nördlich von
Bentheim mit dem Isterberg (68 m) wieder in
den Untergrund ab. Der etwa 1000 ha große
Forst Bentheim (vgl. den Beihag von R. Porr
in diesem Band) steht also auf einem geologi-
schen Sattel, der als Gas- und Olfalle dient.
Im Jahre 1938 wurde hier mit der Bohrung
Norddeutschland 1 im Zechstein aus 1557 m
Tiefe ein großes Erdgasvorkommen erschlos-
sen, das langeZeit hindurch das bedeutendste
Erdgasfeld Deutschlands war. Seit 1711 wird
im Bentheimer Wald zudem eine der stärksten
Schwefelmineralquellen Deutschlands und
nach dem letzten Kriege auch eine der stärk-
sten Thermalsolen Europas aus 1 175 m Tiefe
zu Heilzwecken genutzt. Selbst die hier zuta-
getretenden ältesten Unterkreideschichten
(Berrias) sollen als bituminöse Ölschiefer und
Blättertone bis zu 5 I OV50 kg Schiefer ent-
halten.

Nördlich des Isterbergs beginnt, wiederum in
einer geologischen Mulde, der Bereich des
ehemaligen Bentheimer Moors, das, zusam-
men mit dem Bourtanger Moor, jahrhunderte-
lang einen kaum überschreitbaren Grenzsaum
bildete. Allein die Sandzunge (= ,,Tange") von
Iringen nach Nordhorn bot einen bequemen
Ubergang zu den Niederlanden. Erhaltener
Rest eines inzwischen randlich abgetorften
Hochmoors ist z.B. das Syenvenn westlich
der B 403.

Nördlich von Frenswegen, wo erneut ein geo-
logischer Sattel Erdgas konzentriert und wirt-
schaftlich gewinnen läßt, beginnt bereits das
einstige südliche Bourtanger Moor, das - noch
im Bereich der alten Grafschaft Bentheim -
nach mühsamer Entwässerung und Er-
schließung durch Moorbrandkultur in den
Moorkolonien ,,Alte Piccardie" und Georgs-
dorf nun als relativ reiches Erdölfeld einen
zweiten Strukturwandel erfährt. Auch hier
spielt wiederum der Bentheimer Sandstein
eine wichtige Rolle im Bereich geologischer
Sänel - speichert er doch vor allem in seinem
Porenraum die großen Erdölvorräte des Ems-
landes.

Hauptsiedlungsstränge in den Niederungen
der Grafschaft Bentheim sind die schmalen

Sandstreifen beiderseits der Vechte, die die
Hauptentwässerungslinie der alten Grafschaft
darstellt. Nur dort, wo von den geologischen
Bedingungen her bereits im Mittelalter Ost-
West-Verkehr möglich war, entstanden
größere Siedlungen bzw. Städte als Brücken-
orte: So im Süden im Bereich der Trasse der
heutigen B 65 Schüttorf und im Norden im
Trassenbereich der heutigen B 213 Nordhorn.

Die übrigen Bereiche der großen Niederungen
widersetzten sich lange einer wirtschaftlichen
Erschließung durch Entwässerung, weil sich
der feste Untergrund des Bourtanger Moors
nach Westen neigt und damit auch die Ge-
fällsrichtung des Moorwassers. Da nun die
Niederlande keine Wasserzufuhr über die
Grenze hinweg duldeten, wurde eine grundle-
gende Entwässerung des deutschen Bourtan-
ger Moors mit Hilfe von Entwässerungs-
kanälen lange verhindert, während der nieder-
ländische Anteil am Bourtanger Moor nach
350jähriger Fehnkultur und Torfvermarktung
durch Groningen inzwischen bis auf den
Sandboden abgetorft und landwirtschaftlich
intensiv genutzt ist.

Erst zum Ausgang des 19. Jh.s (1881-1886)
konnte mit dem Bau des Nord-Süd-Kanals
eine grundlegende Entwässerung des deut-
schen Bourtanger Moores und mit dem Ems-
Vechte-Kanal (1 879-1903) die Trockenlegung
des Bentheimer Moores eingeleitet werden,
ohne jedoch Bevölkerungsdichten wie jenseits
der Grenze erreichen zu können.

Historisches Zentrum der gleichnamigen
Grafschaft ist die Burg Bentheim, die wohl
schon im 10. Jh. angelegt worden ist. Begün-
stigt durch die periphere Lage zwischen den
Bistümern Münster und Utrecht und gestützt
auf umfangreichen Grundbesitz um Bentheim
und Schüttorf sowie auf Gogerichtsrechte um
Schüttorf, hauptsächlich jedoch geschützt
durch die mächtige Burg, konnten die Grafen
von Bentheim nicht nur ein eigenes Territori-
um behaupten, sondern auch mit Hilfe weite-
rer Burg-, Stadt- und Klostergründungen aus-
bauen. 1486 eneichten sie sogar die Erhebung
ihres Tenitoriums zur Reichsgrafschaft.

Die Ursprünge der im Kern noch aus dem 12.
und 13. Jh. stammenden Burg sind aufgrund
der lückenhaften Quellenlage unbekannt. Wir
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wissen nur, daß sie 1116 von Lothar von
Sachsen zerstört und dann offenbar von des-
sen Schwager Otto von Salm-Rhineck wieder
aufgebaut worden ist, aber dem Bischof von
Utrecht als Lehnsbesitz aufgetragen werden
mußte. Nach dem Aussterben der Rhinecks
im Mannesstamm gingen Burg und Herr-
schaft an die erbberechtigten Grafen von
Holland über, die die Lehnsbindung an Ut-
recht ablösten und sich fortan Grafen von
Bentheim nannten. Sie konnten ihre Herr-
schaft zunächst ungestört vechteabwärts aus-
breiten und überschritten dabei die Grenze der
Diözesen Münster und Utrecht nach Twente
hinein.

Die an der Dinkel 1317 erbaute Burg Dinkel-
rode (= Neuenhaus) sollte für die Niedergraf-
schaft die gleiche Funktion haben wie die
Burg Bertheim für die Obergrafschaft. Nach
einem Uberfall auf das Gebiet der Twente
mußte Graf Everwin von Bentheim jedoch
1418 Schloß Neuenhaus und das Kirchspiel
Uelsen dem Bischof von Utrecht zu Lehen
auftragen, erhielt aber beides als Lehen zu-
rück. Lehnsherren wurden später an Utrechts
Stelle 1528 Kaiser Karl V. und die Stände von
Overijssel (bzw. das Haus Oranien).

Dem letzten Bentheimer folgte 1421 sein
Großneffe Everwin von Götterswick, dessen
eheliche Verbindung mit Mechthild von
Steinfurt seit 1487 die Erbvereinigung zwi-
schen Bentheim und Steinfurt begründete, die
zwar immer wieder dazu führte, daß Bent-
heim und Steinfurt von einer Hand verwaltet,
jedoch nie zusammengeschlossen wurden.

Die große Erbteilung von 1609 unter den Söh-
nen des bedeutenden Regenten Arnold II. von
Bentheim und die nicht eingelöste Verpfän-
dung von 1752 an Hannover führten schließ-
lich dazu, daß zwar der westfälische Fürst zu
Bentheim und Steinfurt bis zum heutigen Tag
Eigentiimer der Burg und der Ländereien von
Bentheim geblieben, daß aber die ehemalige
Grafschaft politisch, wie die übrigen früher
hannoverisch-preußischen Besitztümer, dem
Lande Niedersachsen zugeschlagen worden
ist.

Der sich längs der Schichtrippe im Kamm-
oder Südhanglage entwickelnde Burgflecken
Bentheim erhielt zwar bereits seit dem 17. Jh.

nach und nach stadtähnliche Rechte, jedoch
erst 1865 mit2284 E. volles Stadtrecht. Bis
1945 war Bentheim Kreissitz. Heute hat Bent-
heim (nach Eingemeindungen) etwa 15 000 E.
Zu den historischen Sehenswürdigkeiten
z?ihlen:
- das Schloß: unteres Torhaus 16. Jh., Oberge-
schoß 1680; Monogramm des Grafen Ernst
Wilhelm von Bentheim 06a3-93); Kathari-
nen-Schloßkapelle 13 Jh., heute Heimatmuse-
um; Palas und Kemenate des I2.ll3. Jh.s ver-
bergen sich in der neugotischen Kronenborg
(1880/90 von Nordhoff); Südflügel = Neubau
des 19. Jh.s, Marstall des 18. Jh.s; großer run-
der Turm gotisch; quadratischer Bergfried
1430/1500; im Schloßhof romanisches Stein-
kreuz ,,Herrgott von Bentheim", 12. Jh.,
- die katholische Kirche Johannes der Täufer
von 1670174, gegr. v. Ernst Wilhelm von
Bentheim und Bernhard von Galen sowie
- die reformierte Kirche St. Johannes von
1694/96 (Nordostecke = Untergeschoß des
Turms der älteren gotischen Kirche von
I32r).

Nordhorn ist neben einem bereits um 900 ge-
nannten alten Dorf entstanden. Die Grafen v.
Bentheim, 1319 vom Bischof von Münster
mit dem Gogericht belehnt, erbauten dort
noch im 14. Jh. auf einer künstlichen Vech-
teinsel eine Burg, in deren Schutz sich Hand-
werker aus den umliegenden Dörfern nieder-
ließen. 1379 wurde die Ansiedlung zur Stadt
erhoben, 1445 die (reformierte) Kirche St.
Ludger geweiht (Turm Ausgang 15. Jh.). Die
1578 an die Augustinerchorherren aus Frens-
wegen verkaufte Burg und die Stadttore sind
in der Neuzeit abgetragen worden. Blüte der
Vechteschiffahrt von 1720-1800. Seit 1790
Blaudruck und Niederlassung niederländi-
scher Textilindustrieller. Von da ab rasche
Entwicklung (1815 980 Einw., 1952 rc.
36 000 und heute rd. 52 000 Einw.). Hauptar-
beitgeber war die Textilindusaie, hier vor al-
lem Niehues Nordhorn (NINO), gegr. 1897
mit 30 Mitarbeitern und 60 Webstühlen. Die
Stadt hatte wenige Jahre zuvor Anschluß an
das Eisenbahnnetz bekommen. Im Jahre 1903
wurde der Nordhorn-Almelo-Kanal eröffnet.

Nach dem Zweiten Weltkrieg, als rd. 8 000
Flüchtlinge in Nordhorn ansässig wurden, ex-
pandierte die Stadt. Um die Mitte der 70er
Jahre bestimmten vor allem drei Industriebe-
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triebe mit rd. 10 000 Beschäfrigren die Wirt-
schaftsstruktur von Nordhorn; fast zwei Drit-
tel aller Arbeitnehmer waren in der Textilin-
dustrie beschäftigt. Hinzu kamen rd. 3 000
Berufseinpendler (1970), darunter viele Nie-
derländer. Seither ist die Textilindustrie in der
Stadt Nordhorn mehr und mehr zusaürmenge-
brochen. (Zum jüngeren Niedergang der Tex-
tilindustrie Nordhorns und zu den Folgewir-
kungen für die jüngere Stadtentwicklung vgl.
den Beitrag von W. Zwepsr-rNr in diesem
Band.)
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Der Bentheimer Wald

Eine europaweit bedeutsame Wald- und Kulturlandschaft*

Richard Pott,Hannover

1. Einleitung

Der Bentheimer Wald erstreckt sich nahe der
deutsch-niederländischen Grenze nördlich der
Stadt Bentheim über eine Fläche von mehr als
1200 Hektar, davon zeigen heute noch etwa
75 ha (Abb. 1), im Volksmund als ,,Urwald"
bezeichnet, den Reliktcharakter eines ehema-
ligen Hude- und Schneitelwaldes. Über das
natürliche und anthropo-zoogene Standort-
und Vegetationsgefüge nordwestdeutscher
Wälder mit rezenter oder ehemaliger Exten-
sivwirtschaft und ihre bisherige botanische
Erforschung wurde vom Verfasser und sei-
nem akademischen Lehrer Ernst Burrichter
bereits mehrfach an anderer Stelle berichtet
(BunnrcHren et al. 1980, Porr 1981, 1982,
1996, Porr & Bunrucrrren 1983, Bunnrcnrsn
& Porr 1983).

Der Wald war mit wenigen Ausnahmen seit
dem Neolithikum bis in die historische Zeit
hinein Allmende, wobei er neben seiner
Funktion als Holzreservoir zu allen Zeiten
auch als Streu- und Düngerlieferant, als Wei-
defläche, als Laubheuspender und gebietswei-
se sogar als rotationsmäßiger Acker in An-
spruch genommen wurde.

Dabei spielte bis zur Markenteilung zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts die extensive Wirt-
schaftsform der Waldweide die Hauptrolle.
Die Laubheugewinnung in Form der Schnei-
telwirtschaft dürfte demgegenüber in mariti-
men Klimagebieten eine untergeordnete Be-

* Beitrag zur Exkursion in den deutsch-niederländischen

Grenzraum im Rahmen der Tagung der Geographischen

Kommission für Westfalen am 06.09. 1998

deutung eingenommen haben. Beide Wirt-
schaftsformen standen aber in nutzungstech-
nischer Sicht in engem Zusammenhang; die
Waldhude diente der Futterwirtschaft für den
Sommer und der Schneitelbetrieb als Vorrats-
wirtschaft ftir den Winter.

Von allen herkömmlichen Nutzungsformen
übertraf wohl keine die Waldhude in Breiten-
wirkung und Andauer. Ihre Auswirkungen auf
die Waldvegetation waren in den Markenge-
bieten teilweise so verheerend, daß sich schon
im Spätmittelalter die jeweiligen Landesher-
ren genötigt sahen, in einigen Allmendbezir-
ken ihres Herrschaftsbereiches alle Nutzungs-
befugnisse an sich zu ziehen und neben ihrem
Privatbesitz umfangreiche Flächen mit ver-
schiedenartigen Bannvorschriften zu belegen,
denen nicht selten jagdliche Interessen zu-
grunde lagen. Schon mit Beginn des 12. und
13. Jahrhunderts übernahmen zahlreiche Lan-
desherren die Nutzungsrechte aller ehemali-
gen Markenwälder ihres Einflußbereiches und
belegten große Gebiete mit dem Jagd- oder
Wildbann, dem Rode- und Baubann (Verbot,
unkontrolliert Eichen zu schlagen) sowie dem
Mastbann (Verbot ungeregelten Viehein-
triebs). Auf diese Weise konnten die Exten-
sivnutzung in gemäßigte Bahnen gelenkt und
die drohende Devastierung der betreffenden
Wälder verhindert werden. Zu solchen Bann-
wäldern gehörte auch der Bentheimer Wald.

2. Landschaftsgeschichte

Die Lehm- und Mergelböden des Bentheimer
Waldes gehören zur Grundmoräne der Saale-
eiszeit, deren Gletscher vor rund 200 000 Jah-
ren unsere Landschaft formten. Den geologi-
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Abb. L: Lage des Bentheimer Waldes und der heutigen Reliktflächen des llude- und
Schneitelwaldes



schen Untergrund des Waldgebietes bilden
Schiefertone des Wealden, aus denen sich
staufeuchte oder geringräumig auch staunasse
Lehmböden in ebener Lage entwickelt haben.
Die Bodentypen gehören daher ausschließlich
dem Formenkreis der Pseudogleye oder ech-
ten Gleye mit unterschiedlichem Basengehalt
an.

Die klimatischen Verhältnisse werden durch
maritimen Einfluß bestimmt und sind als
euatlantisch anzusprechen, wobei die Jahres-
niederschlagsmenge 715 mm erreicht und die
durchschnittlichen Jahrestemperaturen bei
8,6' C liegen.

Das Waldgebiet war früher wesentlich größer;
es erstreckte sich vom Samerott bei Schüttorf
im Westen bis zum Köweker Forst bei der
Bauerschaft Wengsel im Nordosten und bis
zum Bentheimer Sattel im Süden, einer 110 m
hohen kreidezeitlichen Sandsteinrippe, die
den Westausläufer des Teutoburger Waldes
bildet. Hier sind die Burg und die Stadt Bent-
heim errichtet - weitgehend aus dem Benthei-
mer Werksandstein geschaffene Anlagen -,
wobei das weithin sichtbare Schloß der Für-
sten von Bentheim mit seinen aus dem 10. Jh.
stammenden hohen, dicken Mauern und trut-
zigen Türmen die mächtigste Festung auf nie-
derdeutschem Boden ist. Wegen seiner Rein-
heit und marmorähnlichen Festigkeit war der
Bentheimer Sandstein im ganzen Umland bis
weit in die Niederlande sehr begehrt. So wur-
den aus ihm auch das Königliche Palais in
Amsterdam und die Börse von Rotterdam er-
baut.

Die erste schriftliche Nachricht über eine lan-
desherrliche Einflußnahme auf den Benthei-
mer Wald ist bereits für das Jahr 1415 datiert.
Zu dieser Zeit gestand Graf Bernhard von
Bentheim den Markgenossen das Recht zu,
aus dem ,,Wolda to Bentheim" ilu ,,Vürynge"
(Brennholz) und,,Tymmerynge " (Bauholz)
zu entnehmen. Es war ihnen auch gestattet,
zur Eichelmast ,,vifiig swin " und ,,enen beer"
(50 Schweine und einen Eber) in den Wald zu
treiben. Er verpflichtete sich, jährlich drei
,,echte Holtlinge" abzuhalten (alle Archivzi-
tate aus Porr & BunnlcHrEn 1983). Die
Funktion der Grafen von Bentheim be-
schränkte sich somit zunächst nur auf die
Tätigkeit als Markenrichter bei den jeweiligen

Abb. 2: Höltingstuhl im Bentheimer Wald
An dieser Stelle wurde dreimal jährlich das Holz- bzw.
Markengericht mit Nutzungsanweisungen (Hölting) ver-
anstaltet. Dieses einzigartig erhaltene Bauwerk ist künst-
lerisch sehr eindrucksvoll aus Bentheimer Sandstein se-

fertigt.

Holzgerichten, den sogenannten Höltingen
(Abb. 2). Doch als im Laufe der Zeit die ein-
geräumten Privilegien immer wieder miß-
braucht und übergangen wurden, erging 1698
das generelle Verbot, Laub oder Holz aus
dem Wald zu holen.

Im Jahre l7l9 war nach den weiteren Bann-
vorschriften bereits die Rede vom ,,Hochgrdf-
lichen Bentheimer Wald", für dessen Territo-
rium aber noch ,,interelSierte Marckgenos-
sen " angeführt werden. Das Recht der Mar-
kenberechtigten bestand allerdings im Jahre
1764 ausschließlich in der Waldhude mit
ihren Nebennutzungen, woran sich sämtliche
umliegenden Bauerschaften beteiligten. An
der Mast hatten dabei nur noch benachbarte
Klöster und einige Privatleute Anteil.

Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts wurden
immer wieder die Weideserechtsame sowie
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die Bedingungen der weiteren Extensivnut-
zungen zugeteilt. Eine Ablösung der servituti-
schen Berechtigungen erfolgte erst ab 1856
und fand ihr Ende im Jahre 1890. Auch der
letzte Kopftrolzabtrieb im Bentheimer Wald
läßt sich für das Jahr 1888 belegen und weist
zeitliche Parallelen zur letzten Schneitelung
in königlich-englischen Bannwäldern auf
(vgl. Racruau 1978, Blxnn, MoxEY & Ox-
rono 1978, Porr & Bunruorren 1983).

In Verbindung mit Hude- oder Weiderechten
durch die altmähliche besitzrechtliche Über-
führung des Bentheimer Waldes von einer

. markenähnlichen Verfassung des Mittelalters
zum Bannwald der Grafen bzw. Fürsten von
Bentheim gingen starke Einschränkungen der
ehemaligen markengenossenschaftlichen Nut-
zungsrechte einher, und das war letztlich die
Voraussetzung dafür, daß der Hudewald zwar
extensiv genutzt, aber nicht total übernutzt
wurde und immer als Waldstandort - nach der
heutigen Terminologie - erhalten blieb.

Ähnliche Voraussetzungen gab es in Europa
überall bei den Privatwaldungen damaliger
Zeiten, die größtenteils im Besitz der jeweili-
gen Landesherren, des Adels oder der kirchli-
chen Institutionen waren. Sie befanden sich
entweder von vornherein auf angestammtem
Eigenbesitztum oder wurden, was ihre Priva-
tisierung betrifft, im Spätmittelalter und in der
frtihen Neuzeit auf Betreiben der jeweiligen
einzelnen Herrschaften aus der gemeinen
Mark ausgesondert (Sundern) und mit ver-
schiedenen Bannvorschriften belegt, denen
nicht selten jagdliche Interessen zugrunde la-
gen (u.a. Tiergärten). Je nach den besitzrecht-
lichen Verhältnissen standen alle Nutzungs-
befugnisse in solchen Wäldern im Ermessen
des Eigentümers, oder sie wurden nach mar-
kenähnlicher Verfassung unter Nutzungsein-
schränkungen mit den Markberechtigten gere-
gelt. Auf diese Weise konnten die Extensiv-
nutzung in gemäßigte Bahnen gelenkt und die
drohende Devastierung der betreffenden Wäl-
der verhindert werden. Zu solchen Bannwäl-
dern mit landesherrlichen Nutzungsvorschrif-
ten gehören in Europa u.a. die königlichen
Wälder von Sussex und Essex in Südengland,
die königlich-französischen Wälder von Fon-
tainbleau, der polnisch-königliche Jagdwald,
der ,,Urwald" von Bialowiecza an der pol-
nisch-russischen Grenze sowie in Deutsch-

land die Fürstlich-Bismarck'schen Waldun-
gen des Sachsenwaldes, die Wälder der
Müritz und der Schorftreide in Brandenburg,
als Jagdgebiet der preußischen Könige, und
der hier vorgestellte Bentheimer Wald.

Hier und in den Waldungen mit ähnlicher Ge-
schichte findet sich heute noch eine Fülle von
uralten Bäumen, welche den Stempel her-
kömmlicher Waldbetriebsformen aufzeisen.
Überall endeten die herkömmlichen Sch-nei-
telnutzungen und Hudeeintriebe gegen etwa
1880 - vielleicht ein Beispiel für die damali-
gen weitreichenden und verflochtenen ver-
wandschaftlichen Beziehungen der alten
Herrschafts-Familien, die ihre jeweiligen
Wald- und Landnutzungen im ehemaligen
Europa durchaus vergleichbar durchführten.
Seit etwas mehr als einhundert Jahren sind
diese alten Bannwälder sich in ihrer Entwick-
lung also mehr oder weniger selbst überlas-
sen. Aus Uberalterungsgründen nimmt die
Zahl der traditionellert Wald- und Holznut-
zungen aber leider ständig ab, so daß dieZeit
abzusehen ist, in der diese alten Zeugen histo-
rischer Wirtschaft als kultur- und naturge-
schichtliche Dokumente völlig aus den Wäl-
dern verschwinden werden

Die heute noch existenten, extensiv-wirt-
schaftlich bedingten Deformationen an Wald-
bäumen lassen sich auf drei historische Nut-
zungsgruppen zurückführen: auf die Hude-
wirtschaft und Mastnutzung, auf Holz- und
Schneitelwirtschaft sowie auf ehemalige
Heckennutzung (Abb. 3). Ihre Spuren sind in
allen oben genannten Wäldern noch gut zu er-
kennen, und sie bezeugen die europaweit ?ihn-
liche Nutzung der alten Bannwälder.

Abb. 3: Viehwirtschaftlich bezogene Pro-
duktionsschichtung im Ilude- und Schnei-

telwald (aus: Bunr.r*mn 1984)
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3. Das gegenwärtige Landschaftsbild und
die Vegetationsstruktur des Bentheimer
Waldes

Zusammen mit ungeregelter Holz-, Sfteu- und
Weidenutzung führte vor allem der Viehein-
trieb im 17. und 18. Jahrhundert auch im
Bentheimer Gebiet zum Verschwinden ganzer
Waldteile. Es entstand eine halboffene bis of-
fene Trift- und Hudelandschaft. Dazwischen
lagen Wiesen, Acker, Weiden, Sumpf- und
Heideflächen, die später alle kultiviert, ge-
düngt und trockengelegt wurden. Sie sind bis
heute nur in Resten erhalten (Abb. 4). In der
U:ngebung des Bentheimer Waldes fallen die
Uberreste der alten Hude- und Triftlandschaft
als mächtige Grenzbäume, als Baumgruppen
oder als Wallhecken auf (Abb. 5).

Abb.4: Von Ilecken gekammerte Grün-
landflächen am Südrand des Bentheimer

Waldes bei Schüttorf

Abb. 5: Wallhecke mit kopfgeschneitelten
Bäumen

Aufgrund des fortwährenden Abtriebs in ein- und dersel-

ben Ebene weisen solche Kopfbäume im Abtriebsbereich

kulenartige Verdickungen mit Schnittwülsten auf, aus de-

nen die Ausschläge besenförmig hervorEeten.

Die natürlichen Feuchtigkeits- und Nährstoff-
unterschiede der Böden des Bentheimer Wal-
des wurden etwa bis zur Mitte des 18. Jahr-
hunderts durch die traditionelle Wald- und
Landnutzung kaum verändert. Entsprechend
groß war die Biotopvielfalt der halbgeöffne-
ten Waldlandschaft mit Gebüschen, Hecken,
Grünl2indem und entsprechender Artenvielfalt
von Flora und Fauna nicht nur im Bentheimer
Wald, sondern auch in seiner Umgebung.

3.1 Waldschonende Maßnahmen und An-
pflanzungen 

.

Aufgrund der enormen Schäden, die sich un-
ter anderem durch Waldhude und Laub-
schneitelung in den extensiv genutzten Wäl-
dern weiter Teile Nordwestdeutschlands zeig-
ten, wurden ab Beginn der Neuzeit, zum Teil
schon im Mittelalter beginnend, Maßnahmen
zu ihrer Verhinderung und zur Waldregenera-
tion eingeleitet. Um den Bentheimer Wald als
Bannwald weitgehend zu schonen und den
Baumbestand zu erhalten, durften der Plag-
genstich und die extrem schädliche Schaf-
und Ziegenhude nur in sehr geringem Umfang
ausgeübt werden;" weiterhin wurden alle
Ubertretungen der markgenossenschaftlichen
Nutzungsansprüche sofort geahndet.

Erste landesherrliche Maßnahmen für den
Holzanbau sind aus dem 18. Jahrhundert be-
kannt. So ordnet ein Edikt von 1719 u.a. die
Heisterpflanzung sowie die Sammlung und
Aussaat bestimmter Mengen von Eicheln an,
der Originaltext sei wegen seiner schönen,
zeittypischen Formulierung hier unverändert
rezitiert (zit. aus Hes\leR & ScHnososn
1963):
,,Sechtens anbefohlen, die gemeinen pldtze so
wohl, als die gemeine wie auch private telgen
Kcimpfe mit telgen und Heisteren dergestalt
zu bepflantzen und repective zu Besaamen,
daJ3 ein jedes gantzes Erbe dieses Jahr Vier-
ein dritter Erbe drey- und ein halbes Erbe
Zwey scheffel, so dan ein jeder Kotter ein
Stint eicheln, so ein Jeglicher bey dieser Zeit,
da selbige reiffwerden, zu sammelen hat, un-
ter arbitrari zu söen gehalten seyn sollen.
Wobey da allen Interet3irten Marckgenol3en
des Hochgrriflich Bentheimer walds unter
V erlust ihrer M arckgenoJ| enschffi anb efoh-., -
len wird, dal3 ein jeglicher ein stint Eicheln
anhero auf das Schlol3 Bentheim Liefere."
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In einer Beschreibung des Bentheimer Wal-
des von 1764 ist lediglich erneut das Vorhan-
densein von sogenannten Telgenkämpen (=
Anzuchtflächen) erwähnt. Die Telgen dienten
dem baumschulmäßigen Anbau von Jung-
pflanzen einheimischer Gehölze, die dort
mannshoch aufgezogen und dann als Heister
(= mittelhochdeutsch für junger Laubbaum)
in den Wäldern ausgepflanzt wurden. Auch
im.Jahre 1815 wird über größere Anbauten
berichtet, so z.B. über die Pflanzung von
4 700 Eichenheistern sowie von Saaten und
Setzungen verschiedener anderer Holzarten.

Während der frühe Laubholzanbau vorwie-
gend zur Ergänzung und Verbesserung der
Mast in den aufgelichteten Wäldern durchge-
führt wurde, setzten nach der endgültigen Ab-
lösung der extensiven Nutzungsrechte ein ge-
zielter Waldbau sowie Aufforstungen von
Waldflächen größeren Umfangs ein.

Die derzeitige Bestandsstruktur des Benthei-
mer Waldes bietet naturgemäß nicht mehr das
Bild bines intakten Hudewaldes. Etwa 100
Jahre natürliche Eigenentwicklung ohne
menschliche Eingriffe haben sowohl das phy-
siognomische Gepräge als auch die floristi-
sche Struktur verändert. Dennoch haben sich
bis heute viele Reliktzeugen der ehemaligen
Extensivwirtschaft halten können.

3.2 Baumformen als Relikte der Hude- und
Schneitelwirtschaft

Charakteristische Zeugen der ehemaligen
Waldhude und Mastnutzung sind zahlreiche,
teilweise mehr als 500 Jahre alte Masteichen.
Sie weisen als ursprünglich lichtstehende
Bäume Solitärwuchsformen auf und sind
nicht selten mit Verbißmarken an den unteren
Stammpartien gezeichnet (Abb. 6). Eine
größere Anzahl von ihnen zeigt typische Kap-
pungsphänomene, die auf eine einmalige Ent-
gipfelung in Höhen von 2,50 bis 3 Metern
schließen lassen (Abb. 7), um mit weit ausla-
denden Baumkronen frühzeitige und nachhal-
tige Masterträge zu erzielen (s. BunnrcHrrn et
al. 1980, Weoren 1982). Wie am Beispiel re-
zenter Waldhude festgestellt werden konnte,
ist die Anzucht oder die natürliche Entwick-
lung solcher Masteichen bei anhaltender Ver-
bißgef?ihrdung nur möglich, wenn ftir die Zeit
ihres Aufwuchses entweder ein künstlicher

oder nattirlicher Schutz aus bewehrten Sträu-
chern vorhanden war.

Die unterständige Baumschicht des Waldes
besteht aus uralten Kopf-Hainbuchen, welche
im Ansatzbereich büschelartig angeordneter
Austriebe mächtige, verborkte Kallusbildun-
gen besitzen (Abb. 8). Dieses Phänomen deu-
tet darauf hin, daß dieselben Bäume über län-
gere Zeit hinweg immer wieder in der glei-
chen Ebene oder an den gleichen Stellen ge-
schneitelt wurden, und das unterscheidet sie
auch von den Kappungsformen der Mastei-
chen. Die Kappung erfolgte einmalig, und die
Schneitelung wurde periodisch wiederholt,
für die Laubheugewinnung meist in Abstän-
den von 3-4 Jahren, wobei durch das fort-
während künstlich erzeugte Ungleichgewicht
zwischen Wurzelsystem und Baumkrone die
anfallende Laubmasse infolge Vergrößerung
der Blattspreiten gefördert wurde.

Die Holzartenauswahl für die Laubschneite-
lung richtete sich in erster tinie nach dem
vorhandenen Arteninventar der einzelnen Na-
turräume, nach dem Futterwert des Laubes
und der Regenerationsf?ihigkeit der Gehöl2e.
In den Eichen-Hainbuchen-Wald-Gebieten
Nordwestdeutschlands dürften unter partieller
Schonung der Mastbäume @iche und Buche)
die Hainbuche und Esche als vorrangige
Laubheulieferanten gedient haben. Ihre Gat-
tungsnamen lassen sich auch der Nutzung ent-
sprechend etymologisch ableitdn, Der wissen-
schaftliche Name Fraxinus (Esche) stammt
vom lateinischen frangere,= brechen und
Carpinus (Hainbuche) yon carpere = rupfen
(Truen 1952,L963).

Alle Reliktbäume lassen den Schluß zu, daß
von den bei Bunprcnrrn & Porr (1983) auf-
geführten Schneiteltypen die Kopfschneite-
lung als gängiges Verfahren im Bentheimer
Wald vorgeherrscht hat (Abb. 9). Diese Kopf-
holz-Hainbuchenbewirtschaftung ist auch aus
anderen Bannwäldern Nordwestdeutschlands
bekannt (vgl. Em,n'rns 1926,'Prsrrnn 1931,
NrrzscHxe 1932, Koop 1981, Porr 1981,
1982, Porr & Hwne 1991).

Sie hatte zwei Vorteile, einen in wirtschaftli-
cher Sicht und den anderen unter nutzungs-
technischem Aspekt. Denn in der Bewirt-
schaftung konnte ein und derselbe Wald so-
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Abb. 6: Alte Masteiche mit natürlichem
Solitärwuchs im Bentheimer Wald

Derartig gewachsene Bäume sind oft gepflanzt und wurden
für die Zeit ihres Aufuuchses gegen Viehverbiß geschützt.

Abb.7: Ehemals gekappte Masteiche
Die Kappung erfolgte einmalig in Stammhöhen von 2,5-3
Metem.

Abb. 8: Kopfgeschneitelte Hainbuche
Mit starken Kalluswucheruneen im Ansatzbereich der
Austriebe

Abb. 9: Alte Kopfhainbuchen
Mit büschelartig angeordneten, kandelaberförmigen Aus-
trieben als Relikte ehemaliger Kopfschneitelung; der letz-
te Kopftrolzabtrieb erfolgte im Jahre 1888.
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wohl als Hude- als auch als Schneitelwald ge-
nutzt werden, da die Kopfaustriebe bei den
üblichen Schneitelhöhen von 2-2,5 Metern
nicht durch Viehverbiß gefährdet wurden.
Diese kombinierte Wirtschaftsform ist unse-
rem modernen Mähweidebetrieb vergleich-
bar. Ihre verschiedenartige Nutzung vollzog
sich allerdings nicht im zeitlichen Wechsel,
sondern in zwei Ebenen (s. Abb. 3). Der zwei-
te Vorteil lag in der einfachen Technik des
Schneitelvorganges. Ohne Zuhilfenahme ei-
ner Leiter war die Schneitelung entweder mit
der Axt oder mit einem spezifischen, an der
Tülle rechtwinkelig abgebogenen und langge-
stielten Schneitelmesser durchzuführen (Abb.
10).

Bei der Kopftrolzwirtschaft aus der späten
Neuzeit steht allerdings nicht mehr eindeutig
fest, ob es sich vorwiegend um Holznutzung
oder um echte Schneitelung im Sinne der
Laubheugewinnung gehandelt hat.

4. Waldbild und Vegetationsstruktur

Der natürliche Wald des Gebietes ist ein Ei-
chen-Hainbuchenwald vom Typ des Stellario-
Carpinetum. Er tritt je nach Feuchtigkeitsgra-
dient sowie unterschiedlichem Nährstoffge-
halt der Böden in drei charakteristischen, aber
jeweils kleinflächig miteinander verzahnten
Subassoziationen auf.

Als synökologisch und floristisch ärmste Aus-
bildungsform kommt das Stellario-Carpin-
etumpericlymenetosum (Tab. 1, Nr. 1-5 u. 8-
16) über typischen Pseudogleyen vor. Es wird
durch die Acidophyten Lonicera periclyme-
num, Frangula alnus, Mnium hornum, Dryop-
teris spinulosa, Maianthemum bifulium, Po-
lytrichum attenuaturn und Luzula pilosa von
den beiden übrigen Subassoziationen diffe-
renziert. Das Stellario- Carpinetum typicum
(Tab. 1, Nr. 17-18) besitzt als standörtlich in-
termediäre Untergesellschaft keine Differenti-
alarten. Den anspruchsvollsten und arten-
reichsten Flügel der Eichen-Hainbuchenwäl-
der bildet das Stellario-Carpinetum stachy-
etosum (Tab. 1, Nr. 6-7 u. 19-22). Es unter-
scheidet sich von den übrigen Subassoziatio-
nen vor allem durch seine eutraphenten Diffe-
rentialarten Stachys silvatica, Sanicula euro-
paea, Carex silvatica, Geum urbanum, Arum
maculatum, u. v. a. Von diesen drei Unterge-

sellschaften nimmt die artenarme Ausbil-
dungsform, das Stellario-Carpinetum pericly-
menetosum, bei weitem den größten Raum
ein. Die beiden anderen Untergesellschaften
sind nur örtlich in etwas feuchteren Mulden
und Rinnen mit feindispersen Lehmböden
verbreitet. Hinsichtlich weiterer ökologischer
Zusammenhänge in Eichen-Hainbuchenwäi-
dern sei an dieser Stelle auf die aufschlußrei-
chen Studien von RuNce (1940), Lorur4evsn
(1967) und BuRnrcurrn (1973) sowie Bun-
RIcHTER, Porr & FuncH (1988) verwiesen.

4.1 Strukturunterschiede im Wirtschafts- und
Hudewald

Neben den verschiedenartigen hude- und
schneitelbedingten Baumformen unterschei-
den sich die ehemals extensiv genutzten
Waldparzellen von den modern bewirtschaf-
teten Flächen vor allem durch ihre plenterar-
tig ausgerichtete Bestandsstruktur, durch ei-
nen verschiedenaltrigen Aufuau und durch
ungleichmäßige Anordnung der einzelnen
Baumarten. Der Wirtschaftshochwald dage-
gen ist völlig durchgeforstet und weist eine
gleichmäßige und dichte Baumschicht auf
(Tab. 1 u. 2 sowie Abb. 11 u.l2).

In der ausgeprägten und unregelmäßig verteil-
ten Strauchschicht dominieren im Hude- und
Schneitelwald vor allem bewehrte Sträucher
wie Hülse (Ilex aquifulium), Weißdorn
(Crataegus oryacantha) und Brombeere (Ra-
bus vestitus) mit teilweise hohen Deckungs-
graden (Tab. 1). Im Wirtschaftswald dagegen
fehlen die Sträucher fast völlig oder treten nur
ganz vereinzelt auf.

Dichte Unterholzbestände von Ilex aquifulium
finden sich im wintermilden, atlantischen Kli-
mabereich Nordwestdeutschlands vor allem
in nur m?ißig überformten ehemaligen Wald-
hutungen, so in vielen hofnahen Privatwäl-
dern alter Bauernhöfe, in ehemaligen Bann-
wäldern und in schwächer genutzten Wald-
marken. Der gehäufte 1/ex-Unterwuchs dürfte
in den genannten Wäldern wie auch im Bent-
heimer Wald vorwieeend drei Ursachen ha-
ben:

- IIex aquifulium wird aufgrund seiner sta-
cheligen Hartlaubblätter weitgehend vom
Großvieh gemieden und bei der Waldhude so-
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Abb. 10: Schneiteln einer Hainbuche im Bentheimer Wald
Die vorwiegend in Mittel-, West- und Nordeuropa verbreitete und im Niederdeutschen als ,,Stüven" bezeichnete Kopf-
schneitelung zur Laubheugewinnung wurde noch bis in das späte 19. Jh. hinein durchgeführt. Im Bentheimer Wald ist
der letzte Laubabtrieb für das Jahr 1888 belegt. Das Schneitelmesser am armlang geschäfteten Stiel @ildausschnitt
oben links) wurde beim Schneitelvorgang hinter dem Lodenansatz (Blattzweig) eingehakt, und die einzelne Lode wurde
durch eine zugartige Bewegung abgeschnitten. Solche Schneitelgeräte werden auch als ,,Togmesser" (- Zugmesser) be-

zeichnet. Die Laubheuemte erfolgte normalerweise im Spätsommer oder im Frühherbst vor dem eigentlichen Laubfall.
Die gewonnenen belaubten Zweige wurden in der,Iaube" getrocknet und als Heu im Winter verfüttert.



Tab. 1: Stellario-Carpinetum des Bentheimer Waldes

Nr. l-7 : NoBaler Wirtschrftswsld
Nr. l-5 : StelluieCarpinetum periclymenetosum
Nn G7 : StelluieCarpinetum stlchyctosum

Wirtschafishochwald

Nr. 8-22: Hudc-undSchneitelwsld
Nr: 8-16: Stellüio-Cüpinetumpericlymenetosum
Nr. l7-18: Stellüio{aryinetum typicu
Nr. 19-22: Stelluio-Carpinetumstachyetosum
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Tab. 2: Strukturunterschiede im Bentheimer Wald

Wirtschaftshochwald

1. Gleichaltriger und gleichmäßiger Be-
standsaufbau

2. Geing ausgebildete Strauchschicht

3. Wenig bewehrte Sträucher

4. Relativ gleichmäßig verteilte Krautflora

Ehemaliger Hude- und Schneitelwald

1. Verschiedenaltriger und ungleichm?ißiger
Bestandsaufbau (Wechsel von
und schattigen Partien)

2. Ausgeprägte und unregetmtißig verteilte
Strauchschicht

3.Überwiegend bewehrte Sträucher mit fa-
ziesbildendem I lex aquifu lium

4. Unregelmäßig vbrteilte Krautfl ora mit
stark unterschiedlichen Deckungsgraden

Abb. 11: Eichen-Hainbuchenwald als Wirt-
schafts- und Hochwald

Geforstet mit dominierenden, mächtigen, gutwüchsigen

Stieleichen (Quercus robur) im Oberstand und vereinzelt be!
gemischten Hainbuchen (Carpinus betulus) im Untentand

mit positiv ausgelesen.
- Die Fähigkeit zur intensiven vegetativen
Vermehrung durch Bewurzelung und Aus-
schlag der am Boden liegenden Zweige för-
dert die Expansion und dichte Bestandesbil-
dung dieser fut (s. auch Lornr,mven u. Boni.l

Abb. 12: Eichen-Ilainbuchenwald als auf-
gelassener, ehemaliger llude- und Schnei-

telwald
Mit reichlichem Strauchwuchs und unregelmäßiger
Baumschicht im,,urwaldartigen" Aspekt

1973 und Porr 1990). Sie kann sich im Wald-
schatten vollziehen, wirkt sich aber bei etwas
stärkerer Belichtung optimal aus, entweder in-
folge Auflichtung der Wälder oder bei Seiten-
licht. Unter diesen Bedingungen kommt Ilex
auch zur Blüten-und Fruchtbildung.
- Als atlantisch-submediterranes Gehölz mit
mild-humiden Klimaansprüchen und langer
Vegetationsperiode ist llex schon bei uns
früh- und spätfrostgefährdet. Diese Beein-
trächtigung steigert sich mit zunehmender
Ausrichtung nach Osten und mit steigender
Höhe im Bergland. Daher ist die Art auf einen
Uberhälterschutz angewiesen, der in ehemals
mäßig überformten Hudewäldern ausreichte,
aber in stark degradierten Markenwäldern
vielfach nicht mehr vorhanden war.
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Als wichtiges, durch mäßige Waldhude geför-
dertes Element erscheint //ex verstärkt auch in
Pollendiagrammen zu Beginn neolithischer
Siedlungstätigkeit und bezeugt damit den
frühen Anfang der Waldweidewirtschaft. Der
Kurvenverlauf des //ex-Pollens zeigt weiter-
hin ein paralleles wie synchrones Verhalten
mit siedlungsintensiven Phasen und Sied-
lungsdepressionen, wobei solche konvergen-
ten Pollenspektren eine hudebedingte Aus-
breitung von llex aquifulium offenkundig er-
scheinen lassen (vgl. u. a. Tnonm-SuIrn
1960, Porr 1982,1992).

Wie bei den Gehölzen zeigen sich auch in der
Krautschicht mit steigender Intensität der
störenden Einflüsse qualitative und quantitati-
ve Unterschiede in der Artenkombination. Im
Wirtschaftshochwald ist die IGautflora relativ
gleichmäßig verteilt; die ehemalig extensiv
genutzten Waldflächen besitzen dagegen auf-
grund der unterschiedlichen Belichtungsver-
hältnisse eine sehr unregelmäßig verteilte
Krautvegetation (vgl. Tab.2). Trotz nahezu
gleichbleibender Ordnungs- und Klassencha-
rakterarten sind insbesondere die Verlich-
tungsstellen durch diverse Rubus-Arten ge-
kennzeichnet. Die,,historisch alten" Waldpar-
zellen, oder besser die Altwaldparzellen, sind
also hinsichtlich ihres strukturellen Aufbaus
klar und deutlich von den modernen Wirt-
schaftswäldern und -forsten zu unterscheiden.
Dazu kommen noch sogenannte ,,Indikatorar-
ten" für Altwaldstandorte, wie sie nachfol-
gend für den Bentheimer Wald erläutert wer-
den und generell für solche alten schützens-
werten Bannwälder bei Porr (1994 u. 1996)
beschrieben werden.

5. Naturnahe Altwald-Parzellen und deren
Schutzwürdigkeit

Als anthropo-zoogen überformte Bestände be-
sitzen die prähistorisch und historisch gewach-
senen Hude- und Schneitelwälder neben ihrer
naturwissenschaftlichen Bedeutung auch einen
hohen kulturhistorischen Rang. Der Schutz sol-
cher Relikte vergangener Jahrhunderte sollte
uns ein besonderes Anliegen sein, da sie ein-
mal das Landschaffsbild vergangener Epochen
in gewissen Teilen widerspiegeln und zum an-
deren heute nicht mehr bestehende Wirt-
schaftsformen und deren Auswirkungen auf
Vegetation und Standort verdeutlichen können.

Die Erhaltung der physiognomischen Eigen-
art solcher Bestände ist aber nur mit der Wie-
deraufnahme der althergebrachten Wirt-
schaftsweisen möglich. Erhaltungsmaßnah-
men sind inzwischen unbedingt notwendig
geworden, weil bereits eine größere Anzahl
von Kopftainbuchen im Laufe der Zeiteinge-
gangen ist. Zudem besteht flir viele alte St?im-
me, die mittlerweile aufgrund der erstarkten,
etwa 100j?ihrigen Austriebe kopflastig gewor-
den sind, die Gefahr des Auseinanderbre-
chens.

Die periodische Schneitelung regte die Hain-
buchenst?imme irnmer wieder zur Regenerati-
on an, so daß sie sich über das natiirliche Alter
hinaus stellenweise mehrere hundert Jahre er-
halten konnten. Bei Wiederaufnahme des
Kopftrolzabhiebes in Abständen von etwa fünf
Jahren könnten die verbleibenden Schneitel-
hainbuchen wieder verjüngt und in ihrer Sub-
stanz für längere Zeit gercttet werden.

Der Holznachwuchs, der sich nach Wegfall
der Hude eingestellt hat und örtlich aus größe-
ren Anteilen der Buche besteht, müßte aus
Gründen des allzu starken Schatteneinflusses
weitgehend endernt werden, wobei die //ex-
und Crataegus-Gebüsche zu schonen sind.

Um den Kopftrainbuchenbestand zu sichern
und seine Ausfälle zu ersetzen, sollten im
Zuge dieser Maßnahmen einzelne Junghain-
buchen in Höhen von 2,5 Metern zusätzlich
gekappt und im weiteren Verlauf periodisch
geschneitelt werden. Durch einmalige Entgip-
felung einzelner Eichen-und Buchenstämm-
chen könnte zudem auf längere Sicht für den
Fortbestand der herkömmlichen, mastbeding-
ten Kappungsformen gesorgt werden.

Alle ,,Urwald"-Parzellen, die sich selbst über-
lassen bleiben, verlieren allmählich ihr ur-
sprüngliches, hudebedingtes Bild und ent-
wickeln sich unter örtlich stärkerer Beteili-
gung der Buche zum natürlichen Stellario-
Carpinetum oder zum Lonicero-Fagetum
weiter. Schutz- und Erhaltungsmaßnahmen
zum Erhalt des Bentheimer Waldes wären
also dringend erforderlich.

5.1 Naturwald - Kulturwald

Wir haben gesehen, daß gerade diese alten,

160



extensiv genutzten Wälder in ihrer heutigen
Bestandsstruktur und in ihrer physiognomi-
schen Eigenart oftmals den Eindruck von
Natürlichkeit und Ursprünglichkeit ve.rmit-
teln. Trotz und wegen ihrer ehemaligen Uber-
formung bieten sie zudem heute wieder viel-
fach das Bild einer natiirlichen Sukzessions-
abfolge, und das macht oft ihren Reiz aus. Es
gibt aber auch eindeutig definierbare Kriteri-
en der biologischen und standörtlichen Diver-
sität solcher Waldflächen, die in der heutigen
intensiv genutzten Kulturlandschaft wie In-
seln mit höherer Biotop- und Artenvielfalt
ausgestattet sind und als Reste natürlicher,
halbnatürlicher oder naturnaher Vegetations-
einheiten einem hohen Anteil einheimischer
Pflanzen und Tiere den geeigneten Lebens-
raum bieten, wie man es bei Porr (1993,1994
und 1996) für die Waldlandschaften und die
schützenswerten Lebensräume Deutschlands
nachlesen kann. Dazu kommt die kulturhisto-
rische Bedeutung der alten Wälder, die nach-
weislich seit mehreren Jahrhunderten konti-
nuierlich mit Wald bestockt sind und demzu-
folge auch alte, tiefgründige Waldböden mit
entsprechender Vegetation aufzeigen und sich
dadurch von den jüngeren Forsten und Wal-
dungen deutlich unterscheiden.

Im Bentheimer Wald läßt sich das alles bei-
spielhaft studieren: Es empfiehlt sich, dazu die
Waldparzellen in unmittelbarer Nachbarschaft
der Kuranlagen zu besichtigen (Abb. 1). Sie
sind als sogenannter ,,Bentheimer Urwald"
ausgeschildert und von zahlreichen Wander-
wegen durchkreuzt. Parkplätze sind im Kurbe-
reich des Bades Bentheim genügend vorhan-
den. Ein Abstecher in das gewaltige Schloß
Bentheim auf den malerischen Klippen des
Burgberges lohnt dazu allemal. Die sichtbar
aus dem Felsen des Bentheimer Sandstein her-
auswachsende Burg war auch Idealvorbild für
viele niederländische Landschaftsmaler, z.B.
Jecos vAN RursonaL (1628-1682), einem
Zeitgenossen des Westf?ilischen Friedens von
Münster und Osnabrück. Seine ,,Landschaft
mit Schloßruine" aus dem Jahre 1665 hängt in
der National Gallery in London und hat die
Bentheimer Burg und den benachbarten Bent-
heimer Wald zum Inhalt. Das Gemälde ver-
mittelt eindrucksvoll das Landschaftsbild von
vor 350 Jahren und zeigt uns im heutigen Ver-
gleich die noch bestehenden Gemeinsamkei-
ten und die Veränderungen @orr 1998).

5.2 Kunstobjekt Waldlandschaft

Wie viele kulturhistorische Objekte von Sel-
tenheitswert, so wird im Bentheimer Wald ein
historischer Landschaftstyp dokumentiert, der
sein physiognomisches Gepräge bis auf den
heutigen Tag ausschließlich den oben be-
schriebenen traditionellen Wirtschaftsformen
des Menschen verdankt. Diese Reliktland-
schaft aus vergangenen Jahrhunderten gibt
noch immer eine prägnante Vorstellung vom
ehemaligen Vegetationszustand herrschaftli-
cher Bannwälder und weiträumiger Allmend-
flächen, und darin liegt die Besonderheit des
Bentheimer Waldes und seiner Umgebung.

Solche Landschaftszustände sind uns sowohl
aus den zitierten Forstbeschreibungen, aber
auch von Gemälden und Graphiken bekannt.
Die Landschaftsmalereien vAN RuIsoe.el's
beispielsweise, die mit ihren häufig immer
wiederkehrenden Einzelelementen von
Baumgruppen, liegenden Baumstämmen,
Wasserf?illen und den als Staffage dienenden
Personen und Tieren zu räumlichen und farb-
lichen Einheiten verschmelzen, geben also
keine phantastischen, sondern reale Land-
schaftstypen der damaligen Zeit mit individu-
ellen, ktinstlerischen Ausdrucksformen wider.

Bereits im 17. Jahrhundert wurden verschie-
dene Landschaftsmalereien von dem italieni-
schen Maler S. Rose oder so hervorragend
von dem Lothringer Crnuoe Lonne.IN mit
dem Weidevieh als Staffage dargestellt. Zahl-
reiche Hudelandschaftsmotive finden sich
auch in der niederländischen Landschaftsma-
lerei des 17. Jahrhunderts, als deren Begrün-
der J.e.coe v.eN RulsoRan gilt. Angeregt von
den Landschaftsbildern der Niederländer
stellt auch der berühmte englische Maler Ttto-
MAs.GAINsBoRoucH im 18. Jahrhundert die
hudebedingten geöffneten Waldlandschaften
seiner Heimat dar (Abb. 13 u. 14). Sie dienten
entweder als eindrucksvoller Hintergrund fiir
verschiedene Szenarien oder sind auch vor-
dergründiges Objekt der Darstellung, wie das
bedeutende Werk seiner füihen Landschafts-
malerei ,,Der Wald" aus dem Jahre 1748. Die-
ses Bild (Abb. 13) gibt nicht nur den ehemali-
gen Zustand vieler Wälder wieder, sondern
verdeutlicht auch die vielftiltigen Nutzungs-
weisen, von denen die Waldweide offenbar
die Hauptrolle spielte. Der Vergleich der Ab-
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(aus Bunnrorrrn et al. 1980).

Abb. 14: rihnliches Verlichtungsstadium wie Abb. 13 im Hudegebiet,,Brögbern.6 bei

Abb. 13: ,,Der Wald" von T. Gainsborough (London 1748)
Schwarz-weiß-Wiedergabe des farbigen Gemäldes. Das Bild zeigt ein typisches Verlichtungsstadium des Hudewaldes

Lingen im Emsland
So hat es auch im Bentheimer Waldjahrhundertelang ausgesehen
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bildungen 13 und 14 zeigt eindrucksvoll die
historische Aussagekraft solcher alten Land-
schaftsbilder - mehr als sie verbale Schilde-
rungen geben können. Daher geht die Bedeu-
tung solcher Werke über den reinen Kunst-
wert hinaus; sie sind zugleich Dokumente fiir
die Landschafts- und Vegetationsgeschichte
und für den Landschaftszustand der damali-
gen Zeit, wie es BunnrcHren et al. (1980)
auch für die nordwestdeutschen Hudeland-
schaften beschreiben. Der Bentheimer Wald
ließe sich als ,,Kulturlandmuseum" mit ent-
sprechender traditioneller Nutzung wieder
entsprechend herrichten.

5.3 Urwald - EU - Naturschutz

Wir haben bislang gesehen, daß sich hinsicht-
lich ihrer Nutzungsgeschichte diejenigen
Wälder, die vom Mittelalter bis zum Beginn
der Neuzeit im Besitz des jeweiligen Landes-
herren, anderer Adeliger oder von Klöstern
waren, deutlich in ihrem Aufbau und in ihrer
Struktur von denjenigen Wäldem unterschei-
den, die vom jeweiligen Siedlungsbeginn bis
ins 18. Jahrhundert hinein zur allgemeinen
Mark gehört haben, d.h. im Besitz der Ge-
samtheit der Bauern einer Bauerschaft oder
eines Dorfes standen. Letzterc unterlagen
nämlich zahlreichen, oft einschneidenden
Nutzungen und waren daher bis zum Ende der
Markenwirtschaft in der zweiten Hälfte des
18. Jahrhunderts entweder völlig entwaldet
oder aber trugen nur noch lockere Buschwäl-
der.

Stenöke Waldarten, also Lebewesen mit enger
ökologischer Amplitude, die an Waldstandor-
te gebunden sind, hatten daher in den weniger
intensiv genutzten Herrschaftswäldern mit
ihren verschiedenen Bannvorschriften bessere
Überlebenschancen als in den Wäldern der
Gemeinen Mark (vgl. HesMEn & ScHnöosn
1963, Errrmuei.t.soN et al. 1985, Porr & Hup-
pE 1991, Porr 1996, Wrrrc 1991). Solche
Altwälder sind dementsprechend wertvolle
Reliktstandorte für stenöke Waldarten. Stel-
lenweise konnten sich diese Arten mit Beginn
der modernen Forstwirtschaft von hier aus in
benachbarte Wälder wieder ausbreiten; nicht
selten sind sie aber immer noch auf diese Re-
liktstandorte oder zumindest deren engere
Umgebung beschränkt. Die seit vielen Jahr-
zehnten nicht mehr bewirtschafteten ,,Ur-

waldflächen" des Bentheimer Waldes sind
also die Reste der alten Wald-Weide-Land-
schaft, gepqägt durch mächtige, teilweise ab-
gestorbene Baumriesen von Eichen, Buchen
und Hainbuchen. Darauf leben stenöke tot-
holzbewohnende Käfer- und Pilzarten, die aus
Mangel an entsprechendem Lebensraum eu-
ropaweit selten geworden sind. Insgesamt ge-
sehen sind solche naturnahen Wälder, die
ohne Unterbrechung über die letzten Jahrhun-
derte erhalten blieben, im nordeuropäischen
Flachland eine Rarität. Nur der Hasbruch und
der Neuenburger Urwald auf der Oldenburger
Geest sind vergleichbare Bannwaldtypen; der
Anteil solcher Altwälder an der Landesfläche
der nordwesteuropiüschen Geest beträgt heute
weniger als 0,1 Prozent.

So kann der Bentheimer Wald nach einer
Empfehlung des EU-Ministerrats als ,,Alt-
wald" oder ,,historischer alter Wald" mit be-
sonderer Bedeutung für das gemeinschaftli-
che europäische Naturerbe genannt werden.
Er zählt zu den schützenswerten Wäldern
nach der EU-Richtlinie von 1992, der soge-
nannten FFH (= Flora-Fauna-Habitat)-Richt-
linie zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu-
me sowie der wildlebenden Tiere und Pflan-
zen. Die Waldbestände des Bentheimer ,,Ur-
waldes" kommen auf etwa 70 Vo der Fläche
den natürlichen Waldgesellschaften des
Stieleichen-Hainbuchen-Waldes ( Stellario-
C arpinetum) oder des Buchen-Eichen-Waldes
( Lonicero p ericlymeni- Fagetum bzw. Fago-
Quercetum) sehr nahe (s. Porr 1995, t996).
Hinzu kommt das mehrhundertjährig nach-
weisbare Alter dieser beständigen Wald-
flächen.

Derartige Altwald-Parzellen sind gekenn-
zeichnet durch Pflanzenarten wie die Einbee-
rc (Paris quadrifulia) oder das Bingelkraut
(Sanicula europaea) und das Waldveilchen
(Viola reichenbachiana), die als ausgespro-
chene Waldpflanzen spezielle, sehr langwieri-
ge Ausbreitungsstrategien besitzen, z.B. über
Schnecken bei der Einbeere oder über Amei-
sen bei der Sanikel und dem Waldveilchen.
Die Arten fehlen in der Regel in den Sekun-
därwäldern; die Populationen dieser Waldele-
mente erreichen an Primdrstandorten oft ein
Alter von 200 bis 300 Jahren; das macht ihre
Empfindlichkeit gegen Waldvernichtungen
und Standorweränderungen erklärlich.
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Flora und Fauna des Bentheimer Waldes be-
herbergen also zahlreiche Elemente, die über-
all anderswo gefährdet sind; so bietet das
reichlich anfallende Totholz zahlreichen Brut-
vogelarten geeigneten Lebensraum; ebenso
zahlreichen Spechwögeln, den totholzbewoh-
nenden Käferarten sowie verschiedenartigen
Moosen, Pilzen und Flechten, welche an Holz
wachsen.

Die ,,Urwaldflächen" mit ihrer heutigen unge-
störten natürlichen Entwicklung sind eben-
falls von großer Bedeutung für die Natur-
waldforschung; wir haben hier ein seltenes
Freilandlaboratorium vor uns, um z.B. die
Wuchsdynamik und das Verjüngungsverhal-
ten verschiedener Baumarten auf unterschied-
lichen Standorten im natürlichen Ablauf zu
erforschen.

6. Zusarnmenfassung

Der Bentheimer Wald war über mehrere Jahr-
hunderte bis 1890 ein extensiv genutzter,
kombinierter Hude- und Schneitelwald. Er
unterstand dem Wald- und Forstbann der Gra-
fen bzw. Fürsten von Bentheim und bietet
noch heute auf einer Fläche von etwa 75 Hek-
tar das Bild eines nur mäßig überformten,
aber trotzdem stark gelichteten, unregelmäßig
strukturierten Reliktwaldes, dessen zahlreiche
Masteichen und Schneitelhainbuchen letzte
Zeugen traditioneller Wirtschaftsweisen sind.

Vegetationssystematisch gehört der Wald
zw Stellario-Carpinetum mit drei feuchtig-
keits-'und nährstoffbedingten Untergesell-
schaften. Im Vergleich zu den Parzellen mit
Wirtschaftshochwald teten neben physiogno-
mischen Strukturunterschieden in der Vegeta-
tionsschichtung und -verteilung auch deutli-
che floristisch-soziologische Abwandlungen
auf. Sie zeigen sich vor allem in der hohen
Frequenz von bewehrten, licht- und hudebe-
dingten Straucharten, von denen llex aquifuli-
um als Relikt einer gemäßigten Hudewirt-
schaft fasziesbildend dominiert. Der Natur-
schutzwert des Bentheimer Waldes und seine
landschaftsökologische und kulturhistorische
Bedeutung werden gesondert herausgestellt.
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Strukturwandel und zükunftsorientierter Städtebau in Nordhorn

Pilotsanierung einer innerstädtischen Industriebrache*

Wolfgang Z w af e I i n k, Nordhorn

Im Juli 1979 liefen in den großen Webstuhl-
hallen der Nordhomer Textilfabrik PoveVvan
Delden die letzten Stoffballen aus den Ma-
schinen. Der Konkurs hinterließ 1 200 Ar-
beitslose, ein fast 18 ha großes verlassenes In-
dustriegelände und das unmißverständliche
Signal, daß die langjährige Textiltradition die-
ser Stadt ihrem Ende entgegenging.

Spätestens mit dem endgültigen Aus auch flir
die NINO-AG vor etwa drei Jahren wurde of-
fensichtlich, daß sich diese bis in die siebziger
Jahre unübersehbar von der Textilverarbeitung
geprägte westniedersächsische Mittelstadt mit-
ten in einem grundlegenden Strukturwandel
befindet. Die letztlich positive Umwertung sol-
cher mit dem Niedergang eines ganzen Indu-
striezweiges verbundenen Umwälzungen ist
nicht zuletzt auch wesentliche Aufgabe langfri-
stiger Ent'wicklungs- und Stadtumbauplanung.

Dieses war die Herausforderung, als ich im
Oktober 1985 meine Arbeit als neugewählter
Stadtbaurat in Nordhorn aufnahm. Schon we-
nige Wochen nach Dienstantritt mußte ich
den Rat der Stadt über die hochgradige che-
mische Verseuchung jener Industriebrache
unterrichten, zu der das nach dem Abriß fast
aller Gebäude als Großparkplatz genutzte Po-
vel-Gelände mittlerweile heruntergekommen
war.

* Beinag als Einführung zur Stadtexkursion Nordhorn
(Leitung: W. Zwafelink) im Rahmen der Jahrestagung

1998 der Geographischen Kornmission für Westfalen.

@rsweröff. des Beitrags im Dt. Architektenblatt3ll99T
unter dem Titel: Stadtbauräte berichten: Nordhorn - Struk-

turwandel und Zukunftskonzepte in der,,Provinzidylle")

Die bald darauf in Angriff genommene Um-
setzung eines ambitionierten Konzepts zur
Sanierung und Revitalisierung dieses inner-
städtischen Areals im Rahmen eines Bundes-
modellvorhabens war ein Schritt in eine für
die Stadt völlig neue Richtung, der auch das
persönliche Risiko eines Fehlschlags in sich
trug. Heute (1997, Anm. d. Hg.) ist der größte
Teil der Innenstadtergänzung,,Wasserstadt
Povel" realisiert, bewohnt und belebt. Weit
über die ursprünglichen Wiedernutzungskon-
zepte hinausgehend laufen derzeit bereits
Ausschreibungen zur Erschließung weiterer
Bauabschnitte.

Im folgenden werde ich versuchen, diese Pu-
blikation zu nutzen, um einmal öffentlich
über die üblichen Darstellungen der Attrakti-
vität und der Standorworteile einer Stadt hin-
aus kritisch zu reflektieren, in welchen Kon-
text ein solches Schlüsselprojekt einzuordnen
ist. Gleichzeitig möchte ich damit auch struk-
turelle Planungsprobleme wie z.B. die Stadt-
gestaltentwicklung anhand des Fallbeispiels
Nordhorn andenken.

Stiidtisches Sein und baulicher Schein

Es ist sicherlich ein zwiespältiger Eindruck,
der sich heute beim Blick auf die städtebauli-
che und strukturelle Situation Nordhorns er-
gibt. Da sind zum einen die auch überregional
größeres Aufsehen erregenden Planungs- und
Bauprojekte im Zuge einer wohn-, arbeits-
und lebensqualitätsverbessernden Umgestal-
tung der Stadt. Aus einer monostrukturierten
Industriestadt entwickelt sich mittlerweile
weithin sichtbar eine Stadt des Handels und
der vielfältigen Dienstleistungsangebote mit
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einer Atmosphäre lebendiger moderner Urba-
nität. Gerade auch an zentralen und markan-
ten Stellen Nordhorns hat sich das gestalteri-
sche Bild innerhalb nur relativ weniser Jahre
gravierend verändert.

Gleichzeitig ist auch zu beobachten, daß Tem-
po, Konzept und Dynamik dieses Wandels die
lokale Offentlichkeit bisweilen noch überfor-
dert. ,,Nordhorn ist nicht mehr wiederzuer-
kennen, ständig muß man sich umorientie-
ren", mehren sich die Stimmen gerade altein-
gesessener Bewohner. ,,Das vertraute Stadt-
bild ändet sich zu stark!" Prägende histori-
sche Stadtbausteine haben vielfach ihre Funk-
tion und in der Folge zum Teil auch ihre Form
verloren. Die weitverbreitete Fassadenrestau-
rierung bei zugleich vollständiger baulicher
wie inhaltlicher Entkernung aber führt nur zu
leicht in die Illusionswelt Potemkinscher Dör-
fer.

Auch wenn neue Stadtbauprojekte gewöh-
nungsbedürftig bleiben und mangels Patina
oft keinen Ersatz für die vormalige Bebauung
bieten können, so bleibt eine der vordringlich-
sten Planungsaufgaben, hier eine sinnvolle
und zukunftsorientierte Balance zu wahren.
Während Stadtausbau und -modernisierung
von den jungen Repräsentanten des aufstre-
benden Dienstleistungssektors wie auch von
auswärtigen Besuchern überwiegend als ge-
lungen angesehen werden, darf die Vermitt-
lungsarbeit nicht aus dem Auge verloren wer-
den.

Die Geschichte Nordhorns ist zwar bis ins 11.
Jahrhundert mehr oder weniger gut zurückzu-
verfolgen und auch durch einige noch erhalte-
ne und historisch bedeutsame Bauten doku-
mentiert, sie hat jedoch kaum mehr als regio-
nale Bedeutung. Das Ackerbürger- und Han-
delsstädtchen erfuhr erst mit der textilindu-
striellen Entwicklung in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts einen schwunghaften
Aufstieg. Prägend ftr die Stadtentwicklung ist
bis heute die nationale Randlage, auch wenn
dieser Einfluß im Zuge der Europäisierung
langsam in den Hintergrund tritt. Mit gut
52 000 Einwohnern ist Nordhorn regionales
Zentrum und Kreisstadt des Landkreises
Grafschaft Bentheim sowie Versorgungs- und
kultureller Mittelpunkt von Teilräumen der
niederländischen Region Overijssel.

Mittlerweile wurde der Niedergang der Tex-
tilindustrie durch mittelständische Dienstlei-
stungs- und Gewerbeansiedlungen weitge-
hend aufgefangen, und so entsteht langsam
eine vielseitige und gut gemischte Wirt-
schaftsstruktur. Als Schwerpunkte dieser Ent-
wicklung der letzten Jahre haben sich der
Dienstleistungssektor und die Bedeutun! als
Einkaufszentrum herausgestellt. Wachsende
Kaufkraftzuflüsse aus der Region und heraus-
ragende Neuansiedlungen, wie die Citybank,
Citicorp Card Operations, die sich nach um-
fangreichen und unabhängigen Standortanaly-
sen für Nordhom entschieden haben, belegen
Vorzüge für weitere Folgeansiedlungen.

Erneuerung der Stadtmitte (vgl. Bild 1)

Wie die überwiegend als Wohngebiete ge-
nutzten Stadtteile so tragen auch die großflä-
chigen und stadtnahen Gewerbegebiete mit
ihrem einseitig funktionsbestimmten und da-
mit in der Regel austauschbaren Erschei-
nungsbild wenig Charakteristisches zum
Stadtbild bei. Die urbane Identitat Nordhorns,
seine ortstypische, historische Gestalt wird
ganz eindeutig von der Innenstadt getragen,
wo im wesentlichen die Altstadtinsel mit dem
zentralen Geschäftsbereich und die neue Was-
serstadt Povel einen prägenden Eindruck hin-
terlassen.

Im Zuge einer umfangreichen Sanierung wur-
den die innerstädtische Bausubstanz und de-
ren Umfeld von störenden Verkehrsbelastun-
gen befreit und strukturell aufgewertet. Auto-
fahrer finden heute vor der zu großen Teilen
als Fußgängerzone ausgebauten Altstadtinsel
vergleichsweise unauffällig in das Stadtbild
eingefügte Parkhäuser und Großstellplatzan-
lagen.

Nach dem Leitbild der,,idealisierten" Altstadt
schloß man in den achziger Jahren mit teil-
weise historisierenden Neubauten innerstädti-
sche Lücken und weitere Uferrandbebauun-
gen auf der Altstadtinsel. Aus heutiger Sicht
erscheint vieles dieser Bemühungen um eine
späte Vollendung des historischen Innenstadt-
bildes sowohl in stadtraumücher wie auch in
ästhetischer Hinsicht fragwürdig, auch wenn
die Verwendung überlieferter Architekturkli-
schees nun ein durchaus attraktives Altstadt-
erlebnis gerade für auswärtige Besucher er-
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möglicht. Trotzdem sehe ich meine Hauptauf-
gabe als Stadtbaurat letztlich mehr in der Ent-
wicklung zeitgemäßer Perspektiven für eine
lebenswerte, zukunftsorientierte Innenstadt
als im restaurativen Repetieren längst von der
Geschichte überholter Architekturelemente.
In jedem Fall erreicht der Nordhorner Stadt-
kern seit der nahezu abgeschlossenen Neuord-
nung meßbar größere wirtschaftliche und kul-
turelle Bedeutung. Neben dem kommerziellen
Ausbau entfalten sich mittlerweile auch viel-
fältige kommunikative Aktivitäten in der In-
nenstadt, die zunehmend ein größeres Publi-
kum aus der Region anziehen.

Revitalisierung der Wasserstadt Povel
(vgl. Bilder 2-4)

Nicht zuletzt eine europaweite Medienreso-
nanz und die Präsentation als Best-Practices-
Projekt der UNO zur Weltsiedlungskonferenz
Habitat II in Istanbul 1996 ließen die Wasser-
stadt Povel zum international bekannten Mo-
dellvorhaben werden. Nachdem für das von
der Stadt übernommene Gelände lange Zeit
kein schlüssiges Nutzungskonzept vorlag,
führten ein landesweiter städtebaulicher
Ideenwettbewerb und weitere Proiektstudien

zur Formulierung planungsrelevanter Zielv or-
stellungen:

- aktive Einbeziehung des Standortes in die
Entwicklung und Flächennutzung trotz der
festgestellten Schadstoffbel astungen,

- Verbesserung der städtebaulichen Qualität
durch anspruchsvolle Neugestaltung und
City-Anbindung,

- Entwicklung einer neuen Infrastruktur
mit gemischter Nutzung für Wohnen,
Dienstleistun g, Freizeit und Naherholung
sowie

- Verbesserung der Umweltqualität.

Gemeinsam mit dem Umweltbundesamt, dem
Bundesbauministerium und dem Niedersäch-
sischen Sozialministerium wurde im Rahmen
verschiedener Forschungs- und Modellvorha-
ben eine Pilotsanierungskonzeption ent-
wickelt. Kernpunkt der Gesamtstrategie war
die Gleichzeitigkeit ökologischer,,,verborge-
ner" Verbesserungen und sichtbarer Bauforl-
schritte. So konnte sowohl dem negativen
Status quo als auch der Akzeptanzproblema-
tik mit gezielten ,,symbolischen Neugestal-
tungsaktionen" und einem relativ visionären
Konzept begegnet werden.

.:

\, 
1

Bild 1: Neue Geschäftspassage VIP in der Innenstadt an der Vechte
(Architekten: Kolpa, Rotterdam, und Brouwer, Nordhorn)
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Bitd 2: Textilfabrik Povel 1979
(Foto: Tesch)

Die mit nachwachsenden Kenntnissen sich
weiter konkretisierende und grundsätzlich fle-
xibel angelegte Gesamtkonzeption war ge-
prägt von nur wenigen Grundelementen:
strenge Linienführung der Wasserzüge, Stra-
ßen und Bebauungszonen sowie Sicht- und
Wegebezüge zur Innenstadt. Hierauf basierte
die Baugestaltung, die mit vielen Einzelbau-
herren und Architekten abgestimmt und mit
einfachen Gestaltregeln privatvertraglich ver-
einbart wurde: klare geometrische Baukörper
mit ähnlichen Proportionen und hellen Loch-
fassaden sowie quartiersbezogen durchgehen-
de Bauhöhen. Tatsächlich konnte eine ,,ge-
meinschaftsbetonte" Quartiersarchitektur weit-
gehend durchgehalten werden.

Die ..Provinzstadt" als urbanisierter Land-
schaftsraum

Sowohl die extreme Grenzrandlage als auch
die relativ große Entfernung zur nächsten
größeren Stadt haben für die Entwicklung
Nordhorns weitreichende Bedeutung. Deut-
lich zeichnet sich das Stadtpanorama als So-
litär von den umgebenden Landschaftsräumen
ab.

Der Freizeit-, Naherholungs- und Wohnwert
wird äußerst stark vom Wasser geprägt, so er-

Bild 3: Eingang ins neue Povel-Viertel mit
neuer Fußgängerbrücke und altem Fa-

brikturm (vgl. Abb.2)
(Architekt: Grazioli, Berlin)

fährt gerade heute auch der großzügige Land-
schaftsraum um die Stadt herum wachsende
planerische Beachtung. Dies geschieht jedoch
nicht in dem Ansinnen einer vollständigen
Durchstrukturierung auch des Freizeit-, Land-
wirtschafts- und Naherholungsbereichs, son-
dern vielmehr unter dem Blickwinkel einer
organischen Vernetzung der Lebensräume.

Der sich seit vielen Jahren entlang der Vechte
mit Projekten internationaler Künstler er-
streckende Skulpturenweg realisiert zudem
mit ästhetischen Mitteln eine alte planerische
Utopie: die harmonische Durchdringung von
Stadt- und Naturraum.

Die Akteure und ihre Rollen im Stadtum-
bau

Ungeachtet allerdings dieser durchaus positi-
ven Entwicklungen und planerischen Gestal-
tungsmöglichkeiten drängen sich mir ange-
sichts globaler Kapitalkonzentrationen und
gleichzeitiger beklemmender Finanzknapp-
heit der öffentlichen Hand auch kritische Fra-
gen für die zukünftige Arbeit auf: Spielen Ar-
chitekten, Planer und Baudezernenten gegen-
über allmächtig erscheinenden privaten und
institutionellen Investoren überhaupt noch
eine Rolle in der Stadtentwickluns? Geraten
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Bild 4: Altstadt mit der neuen ,,\ilasserstadt Povel"
(Foto: Stadt Nordhorn)

sie nicht mehr und mehr zu technisch-künstle-
rischen Vollzugskräften übergeordneter Inter-
essen?

Unübersehbar ist die fortschreitende Verdrän-
gung freischaffender Architekten durch ano-
nyme Investorenarchitektur der Generalunter-
nehmer und Bauträgerkonsortien. Neue Bei-
träge zur Stadtgestaltung, die nicht nur auf
dem Papier als Augenpulver, sondern auch im
Maßstab l:l überzeugen, kommen vielleicht
gerade wegen dieses Verdrängungsprozesses
immer seltener ans Tageslicht. Qualität und
innovative Vielfalt des Stadtbildes werden
mehr und mehr durch einseitig ökonomisch
fixierte Interessen gef?ihrdet, die zudem durch
einen wachsenden politischen Populismus
und eine schematische Verflachung baurecht-
licher Instrumentarien noch gefördert werden.

Die Einsicht, daß Zurückhaltung in vielen
Fällen die bessere Alternative zur großen Ge-
staltungsgeste sein kann, ist kommerziellen
Bauträgern oftmals noch weniger vermittelbar
als freischaffenden Architekten. Positive Er-

fahrungen hingegen gibt es mit kooperativen
Formen der Zusammenarbeit, und sowohl die
Realisierung von Wettbewerbsergebnissen als
auch gutachterliche Studien haben vielfach
wertvolle Beitrage zur Stadtgestaltung ermög-
licht.

Vor diesem Hintergrund sehe ich die zentrale
Aufgabe städtischer Architekten, und das
heißt auch des Stadtbaurates, in der Entwick-
lung und Umsetzung eigener und im Dialog
mit den örtlichen Institutionen und Vorden-
kern konkretisierter städtebaulicher Konzep-
tionen und Leitbilder. Statt aus der Defensive
heraus zu bremsen, gilt es, Entwicklungspo-
tentiale aufzuspüren und Initialzündungen
auszulösen. Dabei liegt die große Herausfor-
derung in der Uberwindung der nach wie vor
tiefen Kluft zwischen den oft kleinkarierten
Einzelheiten des Alltagsgeschäftes und kom-
plexen, Legislaturperioden überdauernden
und damit visioniiren Utopien. Nur mit vielen
kleinen Schritten und bisweilen mutigen Zei-
chensetzungen durch gute zeitgemäße Bau-
projekte kann der konzeptionelle Zusammen-
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halt des urbanen Gefüges über die Zeit geret-
tet werden.

Perspektiven zwischen Vision und Alltag

Die öffentliche Diskussion über Stadtgestalt
und Leitbilder entzündet sich heute vielfach
an mehr oder weniger spektakulZiren Einzel-
objekten, statt in kontinuierlicher Weise das
Nachdenken über Wachstum und Entwick-
lungsperspektiven der Stadt in Gang zu hal-
ten. Ende 1996 entschied sich die Stadt Nord-
horn als Ergebnis eines Ideenwettbewerbes
für die Aufwernrng eines zentralen Platzes in
der City durch einen recht ungewöhnlichen
Brunnenentwurf von Olaf Christopher Jens-
sen. Die fröhlich frische, organisch-dyna-
misch sich in fünf Meter Höhe windende
Wasserskulptur ergänzt das homogene Stadt-
bild mit kalkuliertem Ortsbezug und erfiillt je-
doch gerade nicht die nostalgische Sehnsucht
nach Bronze-Zuckerbäckerei.

Die städtebauliche Perspektive wird mit den
Neu- und Umgestaltungen der letzten Jahre
deutlich als eine Hinwendung zur zeitgemäßen
Stadtgestaltung erkennbar. Uber die Frage
nach dem Wie der Veränderungen gibt es be-
greiflicherweise_ durchaus kontroverse Vor-
stellungen. Die Uberschaubarkeit einer Mittel-
stadt wie Nordhorn kann sich hier in der Kon-
sensbildung als ein hilfreicher Vorteil erwei-
sen, da üe Zalt der Vorentscheider geringer
ist und die Interessengegensätze im Vergleich
zu den Mehopolen weniger ausgeprägt sind.

Wenn es gelingt, die Balance zwischen lang-
fristig orientierten Leitbildern und der alltäg-
lichen Problembewältigung immer wieder

neu zu finden, dann haben visionäre Perspek-
tiven auch vielleicht gerade in Nordhorn wei-
terhin eine Chance. Alltägliche Eiertänze und
Aufgeregtheiten aber um den Shaßenverkehr
oder die Verwahrlosung öffentlicher Flächen
zwingen dazu, Bodenkontakt zu halten und
schärfen das Bewußtsein für den Standort.
Das Provinzielle ist allgegenwärtig - nur eben
manchmal mehr und manchmal weniger...
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Das Modellvorhaben Povel in Nordhorn

Revitalisierung einer innerstädtischen Indushiebrache*

Nordhorn, eine Mittelstadt im Nordwesten
Deutschlands, wurde über 100 Jahre lang von
der Textilindustrie entscheidend geprägt. Der
Niedergang der europiüschen Textilindustrie
hinterließ im monostrukturierten Nordhorn
tiefe Spuren im sozialen Gefüge und im städ-
tebaulichen Erscheinungsbild.

1979 lief die Produktion der großen Textilfa-
brik Povel endgültig aus. Die Fabrik hinter-
ließ eine 15 ha große Industriebrache im Her-
zen der Stadt und eine verunsicherte Bevölke-
rung, die sich mit einem von der industriellen
Produktion stark kontaminierten Gelände
konfrontiert sah.

Seit 1987 bewältigt nun das ,,Povel-Modell"
einer flexiblen Sanierungs- und Städtebau-
strategie, das giftige Erbe der industriellen
Vergangenheit. Dieses Projekt wurde vom
Bundesbauministerium, dem Umweltbundes-
amt und dem Niedersächsischen Sozialmini-
sterium als ein Forschungsvorhaben im ,,Ex-
perimentellen Wohnungs- und Städtebau" un-
terstützt.

ökotogische Stadterneuerung

Das Modell dbr Povel-Sanierung, ein Beispiel
für das Recycling urbaner Ressourcen, ist auf
jede Stadt mit ähnlichen Problemen überhag-
bar. Sowohl auf europiüsche Städte, für die
die Industrialisierung schon fast Geschichte
ist, als auch aufdie sich rasant entwickelnden
Städte in anderen Teilen der Welt, für die die
postindustriellen Probleme noch in der Zu-
kunft liegen.

* Aus: Bundesministerium flir Raumordnung, Bauwesen

und Städtebau (Hg.) (1996): HABITAT tr - Globale Best

Practices-lnitiative zur Verbesserung der Lebensumwelt.

Deutsche Best Practices. Bonn, S. 8-9 (keine Autorenan-

gabe)

Das Povel-Gelände bietet heute Wohnraum
für 500 Menschen, dazu entstanden Büros,
Geschäfte, 2 Seniorenwohnheime und Arzt-
praxen. Weitere 300 Wohnungen und neue
Geschäftshäuser sollen bis zum Jahr 2000
noch entstehen.

Es wurde ein neuer, vielfältig strukturierter
Stadtteil geschaffen, der mit seiner Nähe zum
Stadtzentrum und den städtischen Naherho-
lungsgebieten den Anforderungen an ein le-
benswertes, modernes Habitat mit einer posi-
tiven sozialen und ökologischen Umgebung
gerecht wird. Von Grachten, Wegen und
Grünzonen durchzogen zeigt sich die Indus-
triebrache nun als ,,Weiße Stadt am Wasser"
wie ein Phönix aus der Asche.

Ganzheitliche Revitalisierung

Die Stadt Nordhorn sanierte die Altlasten der
Textilindustrie nicht, indem sie das Problem
auf Sondermülldeponien in andere Regionen
exportierte. Die Sanierung lief vielmehr auf
dem kontaminierten Gelände selbst. mitten in
Nordhorn, ab..

High think - Low Tech
Die Povel-Sanierungstechniken

Vorgefunden wurden in Boden- und Grund-
wasser hauptsächlich anorganische Schad-
stoffe (Schwermetalle aus den textilen Färbe-
prozessen), aber auch organische Verunreini-
gungen, wie Mineralöl und chlorierte Kohlen-
wasserstoffe:

- Erstmals wurde in Nordhorn der Schritt ge-
wagt, den Boden weitestgehend auf dem be-
troffenen Gelände zu reinigen, wobei die
natürlichen Ressourcen möglichst sparsam
eingesetzt werden sollten. Hierfür war es not-
wendig, die zu behandelnden Bodenmengen
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möglichst gering zu halten. Erreicht wurde
dieses Ziel durch die exakte historische Ana-
lyse der Produktionsstandoite und -prozeß-
schritte, die punktgenaue Bodenschürfe und
Analysen ermöglichte.

- Da die einzelnen Bodenpartien mit ihren
unterschiedlichen Belastungen nicht mitein-
ander vermischt wurden, konnte für jede Bo-
denpartie und -belastungsart die passende und
die kostengünstigste Sanisrung5rnethode aus-
gewählt oder entwickelt werden.

- Insgesamt wurden über 200 000 m3 Boden
ausgehoben, sortiert und, wenn nötig, gerei-
nigt. Uber die Hälfte des ausgekofferten Bo-
dens konnte, weil nicht belastet, wieder einge-
baut werden.

- Die belasteten Böden wurden zum größten
Teil biologisch saniert. Hierfür wurden die
Böden mit Komposterde vermischt und in Fo-
lienwannen zu Biobeeten aufgeschüttet. Die
von den Bakterien und Pilzen ausgewasche-
nen Schadstoffe sammelten sich als Sicker-
wässer in den Folienwannen. Die Sickerwäs-
ser wurden über eine Kaskade von Torffiltern
weiter gereinigt. Gering belastete Bodenmas-
sen wurden auf dem Povel-Gelände zu ,,Oko-
technischen Experimentalbergen" aufgeschüt-
tet und mit Mutterboden bedeckt. Sie werden
den natürlichen biologischen Abbauprozessen

überlassen. Die Berge sind Teil der Grünge-
staltung des Geländes.

- Hoch belastete Bodenmassen, die Mikroor-
ganismen nicht bewältigen können, wurden
einer Bodenwäsche unterzogen. Diese Mas-
sen machen nur ca. 3 Vo des insgesamt beweg-
ten Bodens aus. Außerst gering ist auch die
Bodenmenge, die direkt in ein gesichertes
Sondermüllendlager oder zur Verbrennung
gelangte: Es sind gerade einmal 0,7 Vo der ge-
samten Bodenmenge.

- Die ehemalige Betriebsmülldeponie der.
Firma Povel wird gegen Auswaschung gesi
chert und gekapselt. Hier wird eine siedlungs-
nahe Parklandschaft entstehen.

Finanzierung

Die Kosten für dieses Beispiel einer nachhal-
tigen Siedlungsentwicklung sind bereits fi-
nanziert. Die Aufwendungen in Höhe von
26 Mio. DM sind sehr gering, verglichen mit
dem, was für die ,,klassischen Methoden" des
kompletten Bodenaustausches und den damit
verbundenen Transportbewegungen zu bezah-
len gewesen wäre. Auch, wenn man die durch
die Sanierung ausgelösten Folgeinvestitionen
betrachtet, kann man die am Beispiel Povel
entwickelte Sanierungsmethode als äußerst
kosteneffizient bezeichnen.
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Standortpolitik ftir den großflächigen Einzelhandel in den Niederlanden

und das Beispiel Hengelo/lV'estermaat*

Marinus A I b e r t i, Hengelo

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

es ist mir eine große Ehre und Freude, etwas
zum großflächigen Einzelhandel in den Nie-
derlanden, der manchmal als PDV-GDV ab-
gekürzt wird, zu sagen. Diese Abkürzungen
stehen für,,perifere detailhandelsvoorzienin-
gen" (in Ihrer Sprache: periphere Einzelhan-
delseinrichtungen) und,,grootschalige detail-
handelsvestigingen" (in Ihrer Sprache: groß-
fl ächige Einzelhandelsstandorte).

Diese beiden Begriffe haben in den letzten
Jahren in der niederländischen Einzelhandels-
politik viel Staub aufgewirbelt, weil sie eine
etablierte Ordnungspolitik antasten, die in den
Niederlanden seit den fünfziger Jahren üblich
war.

Seit Anfang der neunziger Jahre gaben ver-
änderte politische Ausgangspunkte der staat-
lichen Behörde Anlaß zur Formulierung ei-
nes neuen politischen Programms im Bereich
des peripheren und großflächigen Einzelhan-
dels. Dabei spielten nachstehende Faktoren
im Hintergrund eine Rolle:
- Stärkung der Wirtschaftsposition der wich-
tigsten städtischen Gebiete in den Niederlan-
den (der sog. städtischen Oberzentren) als
Standorte für Wirtschaftsfunktionen mit einer
regionalen Ausshahlung (u.a. PDV- und GDV-
Funktionen).
- Eine konzentrierte und abgestimmte Politik
bietet bessere Bewirtschaftungsperspektiven

* Vorab-Konzeption des Vortrags auf der Tagung der

Geographischen Kommission für Westfalen am 05.09.

1998 in Münster, zugleich Einführung in die Exkursi-
onsthematik am 06.09. in Hengelo.

für die entsprechenden Einrichtungen. Mo-
mentan liegt eine unstrukturierte Situation
von PDV-Standorten in beinahe allen großen
Städten in den Niederlanden vor. Vor allem
dem peripheren Einzelhandel, der einen regio-
nalen Marktbereich besitzt, könnte eine über-
sichtliche städtische Politik zum Vorteil ge-
reichen.
- Schließlich kann unter dem Gesichtspunkt
der Minimierung von Umwelteffekten eine
maßgeschneiderte Standortpolitik Perspekti-
ven bieten. Städtische Oberzenhen haben da-
bei eine richtungsweisende Aufgabe.

Ich möchte meine Darlegung deshalb auch so
gestalten, daß ich erst die Geschichte großflä-
chiger Geschäftsentwicklungen und deren
Einfügung in die allgemeine städtische Politik
bespreche, um anschließend die Hintergründe
der neuen niederländischen Politik zu skizzie-
ren und schließlich mit einem Praxisbeispiel
am Standort Westermaat in der Gemeinde
Hengelo abzuschließen, wo ich als Wirt-
schaft sförderungsleiter tätig bin.

Historischer Rückblick

Der Rückblick zeigt uns, daß seit den fünfzi-
ger Jahren durch den Bau neuer Wohnviertel
zum ersten Mal in der Geschichte des nieder-
ländischen Städtebaus Einkaufszentren ge-
plant wurden. Das Konzept dabei war das ei-
ner Versorgungspyramide mit einem Kernge-
schäftszentrum an der Spitze und - davon ab-
geleitet - Stadtteilzentren und Wohnviertel-
A{achbarschaftszentren für alltägliche Güter.

Gemäß diesem Modell wurden in den sechzi-
ger und siebziger Jahren viele Einkaufszen-
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tren in den Niederlanden gebaut. Auf diese
Weise entwickelten die untergeordneten
Behörden einen neuen politischen Bereich,
nämlich die Verteilungsplanung.

PDV

Das Phänomen des peripheren Einzelhandels
stammt aus den siebziger Jahren. Periphere
Einzelhandelsstandorte sind alle Gelände oder
Standorte, die nicht innerhalb eines bestehen-
den oder geplanten,Geschäftsgebietes bzw.
Versorgungszentrums liegen.

In dieser Zeit erschienen Pläne für Selbstbe-
dienungswarenhäuser außerhalb der geschlos-
senen Ortschaften.

Vor allem seitens der örtlichen Mittelständler
wurden Einwände dagegen vorgebracht, da
diese neuen Unternehmen als Eindringlinge
außerhalb der traditionellen Geschäftsgebiete
angesehen wurden.

Viele Kommunalbehörden kamen diesen Pro-
testen anfangs durch eine restriktive Politik
entgegen, unter anderem bedingt durch einen
1973 formulierten Regierungsstandpunkt be-
züglich des peripheren Einzelhandels.

Diesem Standpunkt zufolge war der periphere
Einzelhandel in der städtischen Peripherie nur
akzeptabel, sofern dieser eine ergänzende
Funktion für Einrichtungen in Innenstädten
besaß.

1984 wurde dieser Standpunkt von der,Regie-
rung in dem Bewußtsein aktualisiert, daß für
großflächige Unternehmen mit voluminösen
Gütern außer in der Peripherie kaum Nieder-
lassungsmöglichkeiten existierten.

Der Vormarsch peripherer Einzelhandelsstan-
dorte bewirkte einen Einbruch in die beste-
hende Verteilungsplanungsstruktur, was etwa
1990 Anlaß zur Uberdenkung der Aufgabe
der Behörden gab. Die Aufgabe der Behörde
bestand immerhin in der Aufrechterhaltung
dieser Struktur.

Anfangs herrschte bei den Parteien die Angst
vor den negativen Folgen, die unter anderem
folgendermaßen aussehen könnten:
- Schädigung des vorhandenen Einzelhan-

delsapparats,
- verringerte Anziehungskraft der Innenstäd-
te,
- Benachteiligung des weniger mobilen Kon-
sumenten,
- örtliche Überbelastung von Straßen und
- ineffiziente Bodennutzung an peripheren
Standorten.

In der Praxis stellte sich jedoch heraus, daß
der anhaltende Trend zu mobileren Konsu-
menten, das ver?inderte Kaufuerhalten und die
schlechtere Zugänglichkeit der innenstädti-
schen Zentren das Phänomen des peripheren
Einzelhandels geradezu gefördert haben.

Die verschiedenen Aspekte sind in einem
1991 erschienenen Bewertungsbericht des
niederländischen Parlaments schriftlich fest-
gelegt, in dem hinsichtlich der neuformulier-
ten Politik nachstehende Aussagen enthalten
sind:
- vor allem Gemeinden mit einer Regional-
versorgungsfunktion müssen der Einzelhan-
delspolitik, sowohl aktiv als auch antizipie-
rend, gezieltere Aufmerksamkeit schenken;
- Provinzen müssen sich aktiver gegenüber
dem regionalen großflächigen Einzelhandel
verhalten, und
- der Staat muß präzise angeben, welches
Sortiment untergeordnete Behörden peripher
auslagern dürfen.

Diese Bewertung bedeutete tatsächlich den
Abschied vom etablierten Entwicklungsmo-
dell der flinfziger Jahre. Der neue Regierungs-
standpunkt lautete somit:
- Der Einzelhandel sollte sich grundsätzlich
in bestehenden und dazu bestimrnten Ge-
schäft sgebieten ansiedeln.
- Es gibt jedoch Einzelhandelsaktivitäten,
die aus unterschieälichen Gründen selten oder
nie in Geschäftsgebieten stattfinden und die
erwartungsgemäß keinen nachteiligen Effekt
auf die bestehende Versorgungsstruktur ha-
ben.
- Gegen solche Entwicklungen gibt es dem-
nach keine Einwände, sofern die verschiede-
nen Aspekte in einem Flächennutzungsplan
deutlich angegeben werden.

Seither kamen offiziell die nachstehenden
Branchen für die periphere Einzelhandelspoli-
tik in Betacht:
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- Autos, Boote, Caravans (ABC-Güter),
- feuergeführliche Stoffe und umweltschäd-
liche Güter sowie
- Möbel, z.B. Wohnungseinrichtungen, Bau-
märkte, Küchen, Sanitärwaren und Garten-
zentren.

Die periphere Einzelhandelspolitik sollte Ih-
nen damit einigermaßen deutlich geworden
sein. Aber was wird nun unter dem zweiten
Begriff, dem GDV (in Ihrer Sprache: groß-
flächige Einzelhandelsstandorte), verstan-
den?

GDV

Unter großfl ächigen Einzelhandelsstandorten
(GDV) wird eine konzentrierte Ansiedlungs-
politik für großflächige Einzelhandelsfunlcio-
nen verstanden, wobei die Brancheneinschrän-
kungen der PDV-Politik nicht gelten.

Bei alledem ist jener Regierungsstandpunkt
sehr wichtig, demzufolge GDV-Standorte
vorerst nur in den städtischen Oberzentren
entwickelt werden sollen, weil städtische
Oberzentren eine zusätzliche Entwicklungs-
aufgabe in bezug aufregionale (in diesem Fall
kommerzielle) Einrichtungen besitzen. Es ist
dabei selbstverständlich, daß der Kombinati-
on von PDV- und GDV-Funktionen am glei-
chen Standort der Vorzug eingeräumt wird.

GDV-Standorte sind für großflächige Unter-
nehmen vorgesehen, wobei ein Mindest-
flächenkriterium von 1500 m2 Brutto-Nutz-
fläche angewandt wird.

Gemäß der PDV-Politik wird auch bei der
GDV-Politik zunächst der Gemeinde die Ge-
legenheit geboten, in einem Einzelhandels-
Strukturplan und einem Flächennutzungsplan
anzugeben, ob und - wennja - welche Bran-
cheneinschränkungen am entsprechenden
Standort gelten sollen.

Die Zuweisung eines GDV'Standorts (kon-
zentrierte großflächige Einzelhandelseinrich-
tungen) kann eingeleitet werden, wenn fol-
gende Bedingungen erflillt wurden:
- es liegt ein Einzelhandels-Strukturplan für
die entsprechende Region vor,
- die Vorschläge wurden in Zusammenarbeit
mit den Inspektoren für Raumordnung des nie-

derländischen Ministeriums für Wohnungswe-
sen, Raumordnung und Umwelt (VROM) und
den staatlichen Beratern des Wiruchaftsmini-
steriums entwickelt und
- der Standort entspricht der Standort- und
Mobilitätspolitik der staatlichen Behörde.

Daraus ist der Unterschied zwischen den bei-
den Begriffen ersichtlich: Die PDV-Politik
bezieht sich ausschließlich auf die fünf ge-
nannten Branchen, während sich die GDV-
Politik zunächst wenigör auf Branchen, son-
dern auf eine gezielte Ansiedlung von Einzel-
handelsfunktionen in gewissem Umfang be-
zieht.

Die PDV- und GDV-Politik muß dabei immer
auf zwei allgemeinen politischen Zielsetzun-
gen basieren:
- der Handhabung der Gesch2iftsfunktion der
Innenstadt und sonstiger bestehender Ge-
schäft skonzentrationen und
- der Förderung der Dynamik im Einzelhan-
del.

Hiermit wird eine politische Verschiebung
verdeutlicht; die Gemeinden verfolgen keine
restriktive Politik mehr, sondern eine selekti-
ve PolitJk, die der Vielfalt, die innerhalb der
Verteilung und des Einzelhandels entstanden
ist, besser entspricht.

Dabei rechnet die Regierung es nicht zu ihrer
Aufgabe, präzise anzugeben, welches Sorti-
ment an peripheren Standorten angeboten
werden darf.

Auf der Grundlage der angegebenen Bran-
chengruppen sind es die Gemeinden - und bei
gegebenen Anlässen die Provinzen -, die der
Einzelhandelsstruktur und der peripheren
Standortpolitik Gestalt verleihen.

Einzelhandels-Strukturplan und das Span-
nungsfeld Innenstadt - Peripherie

Um die Entwicklungen innerhalb eines guten
Planungsrahmens begleiten zu können, ist ein
Einzelhandels-Strukturplan erforderlich. In
diesem Plan soll erläutert werden, auf welche
Weise städtische Oberzentren (regionale) pe-
riphere und großflächige Einzelhandelsein-
richtungen raumplanerisch-wirtschaftlich zu-
weisen möchten. Dabei bleibt eine angemes-

I77



sene Regelung im Rahmen des Flächennut-
zungsplans erforderlich.

Darüber hinaus hält man es für wünschens-
wert, daß Provinzen im Regionalplanrahmen
eine Weitsicht hinsichtlich der Einzelhandels-
ansiedlung mit übenegionalem Charakter ent-
wickeln.

Letztendlich beaufsichtigt der Staat - über seine
Inspektoren fi.ir Raumordnung und die Berater
des Wirtschaftsministeriums - Regionalplan-
und Flächennutzungsplan-Prozeduren, wobei
unter anderem die Standortpolitik für Unter-
nehmen und Einrichtungen überprüft wird.

In bezug auf letzteres besteht eine Präferenz
für die Konzentration an Standorten, die auch
mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreich-
bar sind oder dafi.ir erschlossen werden. Da-
mit kann die Zunahme des Autoverkehrs ein-
geschränkt werden; des weiteren führt diese
Politik dazu, daß umfangreiche Investitionen
in öffentliche Verkehrsmittel optimal genutzt
werden.

Bevor ich die konkreten Plantentwicklungen
für GDV/PDV am Standort Westermaat in
Hengelo bespreche, möchte ich etwas näher
auf die Hintergründe und Prozesse eingehen,
die als ursächliche Variablen einen Einfluß
ausgeübt haben und/oder in den nächsten Jah-
ren das Phänomen der wirtschaftlichen Maß-
stabsvergrößerung und die peripheren An-
siedlungstendenzen im Einzelhandel beein-
flussen werden.

Dabei müssen die nachstehenden wichtigen
Anderungen erkannt werden:
- das Sortimentsdenken ist an die Stelle des
Maßstabsdenkens getreten, wodurch größere
Branchenbildungmöglichkeiten in der Peri-
pherie geschaffen werden;
- die Idee der Verlagerung von großen Ge-
schäften aus der Innenstadt heraus wurde
durch die Idee der strategischen Suche nach
geeigneten Standorten ersetzt;
- die Konkunenz zwischen Städten sollte vor
dem Dialog auf Regionalebene weichen. Zur
Unterstützung dieses Dialogs ist ein regionaler
Einzelhandels-Strukturplan zu erstellen.

Die Neuerwägung bietet Möglichkeiten für
Initiativen, die auf die räumliche Einfügung

von großangelegten Innovationen in der For-;
mulierung von Einzelhandelsorganisationen
ausgerichtet sind.

Der Druck seitens des Konsumenten und des
Marktes nimmt jedoch zu. Der Konsument
möchte ein breitgefächertes Sortiment, das
vorzugsweise als ,,Cash & Cany" mitgenom-
men werden kann. Dies erfordert einen wei-
terführenden wirtschaftlichen Maßstabsver-
gößerungsprozeß, der in einer Innenstadt auf-
grund einer Knappheit an Bodenfläche be-
triebswirtschaftlich zunächst nicht realisierbar
ist. Die Verlagerung ist dann eine Option.

Der Zirkelschluß ist vollendet, wenn der
Wunsch der Behörde, der Privatwirtschaft
und des Konsumenten, die Anziehungskraft
der Innenstädte aufrechtzuerhalten, miteinbe-
zogen wird. Die weitere Spezialisierung des
Angebots in den Innenstädten, wobei sicher-
lich auch Nicht-Einzelhandelseinrichtungen
eine Rolle spielen, könnten eine Gewährlei-
stung für die Qualität der Innenstädte auf lan-
ge Sicht darstellen.

Damit ist das Spannungsfeld zwischen der
Einrichtung der Innenstadt und der Peripherie
skizziert, wobei innerhalb deutlich zu formu-
lierender Rahmenbedingungen zwischen der
Entwicklung eines GDV/PDV-Standorts und
der Neupositionierung einer Innenstadt eine
gegenseitige Verstärkung (Komplementaritä|
zustandegebracht werden kann, die letztend-
lich zu einer neuen, optimalen, zukunftsorien-
tierten, regionalen Einzelhandelsstruktur
führen wird.

Der Standort rrWestermaat'6

Ich komme nun zum letzten Thema meines
Referats, nämlich der GDV-PDV-Politik am
Standort,,Westermaat" in Hengelo.

Die Pläne frir den Standort ,,Westermaat" ent-
sprechen der Ansicht, die städtische Entwick-
lung von Twente im Bandstadt-Konzept Alme-
lo-Hengelo-Enschede-Gronau zu konzentrie-
ren, wobei als fragendes Element unter anderem
ein hochwertiges öffenfliches Verkehrssystem
(zwischen Almelo und Gronau) optiert wird.

Gemäß diesem Bandstadt-Gedanken werden
Stadtkerne, Industrie- und Gewerbegebiete
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sowie Wohnungsbaustandorte entlang dem
öffentlichen Verkehrssystem gewissermaßen
aufgereiht.

Diese Pläne sehen unter anderem die Ent-
wicklung von ,,Westermaat" als Standort vor,
der sowohl mit öffentlichen Verkehrsmitteln
@au einer Vororthaltestelle) als auch mit dem
Auto (Lage an Autobahnen A1/435) erreich-
bar ist. Der Standort ,,Westermaat" verftigt in-
nerhalb dieses regionalen Bandstadt-Kon-
zepts somit über ein ausgezeichnetes Erreich-
barkeitspotential.

Die hervorragende Zugänglichkeit von ,,Wes-
termaat" mit dem Auto ist aus Isochronen-
Karten ersichtlich. Diese Karten zeigen die
Gebiete auf, die innerhalb von 15 Minuten
von Standorten in Hengelo/Enschede (,,We-
stermaat" und B&S-Park) aus mit dem Auto
erreicht werden können. Aus der einen Iso-
chronen-Karte geht hervor, daß vom Zwi-
schengebiet Hengelo-Enschede (B&S-Park)
aus innerhalb von 15 Autominuten das ge-
samte Gebiet von Hengelo und Enschede er-
reicht werden kann.

Innerhalb dieser Periode von 15 Minuten - so
zeigt es die zweite Isochronenkarte - können
mit dem Auto von ,,Westermaat" aus jedoch
das gesamte Gebiet der Städtelinie Twente so-
wie große Teile der Twente-Region erreicht
werden.

Die jeweilige Isochronen-Karte führt zu den
folgenden wichtigen Schlußfolgerungen:
1. Nur von ,,Westermaat" aus ist beinahe

ganz Twente innerhalb von 15 Minuten mit
dem Auto erreichbar (und umgekehrt).

2. ,,Westermaat" eignet sich daher hervorra-
gend für großflächige Einzelhandelsein-
richtungen mit einem regionalen und/oder
überregionalen Marktbereich.

3. Diese Dimension für den regionalen und
überregionalen Marktbereich gilt sowohl
für PDV-Kategorien als auch für GDV-
Funktionen.

4. Innerhalb des Isochronen-Gebiets von
,,Westermaat" (in 15 Autominuten erreich-
bar) liegt ein Marktpotential von etwa
450 000 Einwohnern. Dieses Potential be-
trägt gut drei Viertel der Einwohnerge-
samtzahl in Twente (etwa 600 000 Ein-
wohner).

Wird das deutsche Grenzgebiet (Euregio)
hinzugezählt, ergibt sich ein Marktpotenti-
al von einer Million Einwohner.

Aufgrund dessen hat die Gemeinde Hengelo
bereits seit dem Anfang der Planung für den
Standort ,,Westermaat" folgendes als Aus-
gangspunkt für die PDV/GDV-Entwicklun-
gen genommen:
- es dürfen nur GDV-Funktionen mit einem
regionalen und/oder übenegionalen Marktbe-
reich entwickelt werden;
- es muß eine Mindestverkaufsfläche von
1 500 m2 je Niederlassung vorliegen;
- die architektonische Gestaltung und Prä-
sentation von Geschäften muß den Qualitäts-
anforderungen in Sachen Raumordnung für' ,,'Westermaat" entsprechen, und
- gemäß der herrschenden Politik für den
Standort,,Westermaat" müssen die beteiligten
Einzelhandelseinrichtungen einen publikums-
intensiven Charakter besitzen (Funktionen,
die wenig Kauflustige anziehen, werden nicht
akquiriert).

Ein sehr wichtiger Impuls für die weitere
GDV/PDV-Entwicklung auf ,,Westermaat"
war die Akquisition von IKEA. Die Kontakte
zwischen IKEA und der Gemeinde Hengelo
stammen bereits aus dem Jabre 1994. Die be-
reits genannten Qualitäten des Standorts wa-
ren fär IKEA Anlaß, ,,Westermaat" für ihre
Ansiedlungspolitik für den Zeitraum 1995-
2000 zt reservieren.

Sie können sich dabei vorstellen, daß die Mit-
teilung, IKEA habe sich für ,,Westermaat"
entschieden, in den vergangenen Jahren bei
der Gemeinde Hengelo eine Hausse an Reak-
tionen vom Markt aus bewirkte. Wenn die
Gemeinde Hengelo jeden Antrag auf Grund-
stückzuweisung genehmigt hätte, wäre der
GDV-Standort auf ,,Westermaat" bereits
zwei- bis dreifach verkauft worden.

Trotzdem beharrte die Gemeinde Hengelo auf
ihrem Standpunkt und entschied sich dazu,
erst das gewünschte Qualitätsbild für ,,Wes-
termaat" zu entwickeln und anschließend die
richtigen GDV-Funktionen zu akquirieren.

In den letzten drei bis vier Jahren hat die Ge-
meinde Hengelo der Gestaltung des richtigen
Entwicklungsprofils für,,Westermaat" viel

t79



Aufmerksamkeit geschenkt. So wurde 1996
beschlossen, gemeinsam mit dem amerikani- '

schen Bauträger Trammell Crow einen ,,Ma-
sterplan Westermaat" zu erstellen, in dem
sechs Teilgebiete mit einer unterschiedlichen
Unternehmenstypologie unterschieden wer-
den. Diese Teilgebiete richten sich auf eine ge-
wünschte Segmentierungspolitik für Betriebs-
gelände und im Zusammenhang damit an der
Planung von Büro- und GDV-Standorten in
der Nähe öffentlicher Verkehrsmittel aus. Für
einen der sechs Teilstandorte ist die Entwick-
lung von GDV-PDV-Funktionen vorgesehen.

1997 wurde außerdem dem Bureau Kolpron
der Auftrag erteilt, einen regionalen Einzel-
handels-Strukturplan für GDV auf ,,Wester-
maat" ztJ erstellen. Die Auftraggeber waren
die Gemeinden Enschede, Almelo und Hen-
gelo sowie darüber hinaus die Indushie- und
Handelskammer Twente. Dieser Zusammen-
schluß von Auftraggebern kann als überra-
schend bezeichnet werden, weil man bisher in
Twente immer davon ausgegangen war, daß
die Städte miteinander konkurrieren und nie-
mals zu diesem gemeinsamen Schritt fiihig
wären.

Zudem wurde für den zu erstellenden Einzel-
handels-Strukturplan ein Begleitausschuß ins
Leben gerufen, der sich aus folgenden Perso-
nen zusammensetzt: einem unabhängigen
Vorsitzenden, den vier Auftraggebern, dem
staaflichen Berater des niederländischen Wirt-
schaftsministeriums in Overijssel, dem
Raumordnungsinspektor für die östlichen
Niederlande und Vertretern der Mittelstands-
verbände aus Enschede, Hengelo, Borne und
Almelo.

Kurzum, ein ideales Modell flir ein auf Regio-
nalebene unterstlitztes Projekt und für twenter
Begriffe ein Unikum, das es noch nie in der
Region gegeben hat!

Ende 1997 präsentierte der Begleitausschuß
seinen Einzelhandels-Strukturplanentwurf frir
,,Westermaat", der die nachstehenden rich-
tungsweisenden Aussagen enthält:

- Ziel des GDV-Standorts in Twente ist es,
dem Geschäftsangebot eine neue Dimension
hinzuzufügen. Keine Erweiterung (d.h. mehr
vom gleichen), sondern eine Ergänzung des

bestehenden Geschäftsangebots mit großflä-
chigen, qualitativ hochwertigen Komponen-
ten mit einer überregionalen Ausshahlung.

- Die Ausgestaltung eines GDV-Standorts in
Twente kann ein vollständigeres Geschäftsan-
gebot zustande bringen (wie bei den Konkur-
renten in Oberhausen und Münster).

- GDV-Funktionen müssen eine Anreiche-
rung des Angebots in Twente darstellen.

- Die Hinzufügung von GDV-Funktionen
sollte nicht auf eine unverhältnismäßige Wei-
se auf Kosten vor allem des heutigen Ange-
bots in den Innenstädten gehen.

- Eine wichtige Rolle soll den Freizeitfunktio-
nen zugedacht werden, die mit den zulässi-
gen Geschäftsfunktionen verwoben sind und
diese unterstützen (Information I Frcizeit /
Gastronomie und Hotellerie).

- Nur großflächige Geschäftsfunktionen aus
den Branchen Sport und Heimelektronik (Un-
terhaltungs- und Haushaltselektronik) und ein
Wohnwarenhaus (IKEA) können sich in
,,Westermaat" niederlassen. Im Flächennut-
zungsplan sollte dieses Konzept in die Vor-
schriften aufgenommen werden.

- Des weiteren schließt der Begleitausschuß
Entwicklungen im Bereich der Lebensmittel-
und Baumärkte auf ,,Westermaat" aus unter-
schiedlichen Gründen aus.

Wie ist es zu diesen inhaltlichen Entscheidun-
gen gekommen?

Als erstes Argument gilt jenes eines ausgegli-
chenen Geschäftsangebots und - im Zusam-
menhang damit - jenes der regionalen Ausga-
bekomponente. Einfach ausgedrückl: Wir als
Behörde sind der Meinung, daß das Einkom-
men, das in Twente verdient wird, auch (größ-
tenteils) in Twente - und vorzugsweise in den
Städten - ausgegeben werden soll.

Um Ihnen einen Eindruck dieses Kräftefelds
zu vermitteln: 1990 wohnten 60Vo der Arbeit-
nehmer der großen Industrien in Hengelo
nicht in der Stadt, sondern in kleineren Ort-
schaften außerhalb des großstädtischen Ge-
biets. Sie können sich bei einem derartigen
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Pendleraufkommen den Verlust an Kund-
schaft und damit Geschäftsausgaben vorstel-
len, der auf Kosten der städtischen Einrich-
tungsstruktur geht. Auch die Tatsache, daß
man für einen Besuch bei IKEA nach Arn-
heim reisen muß, trägt zu diesem uner-
wünschten wirtschaftlichen Abströmungsef-
fekt bei.

Die inhaltliche Entscheidung für die Bran-
chen Wohnwarenhaus, Sport und Heimelek-
tronik hängt eng mit einem offensiven ge-
schäftspolitischen Denken auf diesem Gebiet
zusammen. Wir verfligen in den twenter Stad-
ten über mehr als ausreichend Baumärkte zur
Abdeckung der Bevölkerungsbedürfnisse;
darüber hinaus sind wir der Meinung, daß die
neuen, großen Baumarktkonzepte keinen we-
sentlichen Beitrag zu einem neuen Produkts-
ortiment geleistet haben. Das Argument
,,mehr vom gleichen" hifft folglich auch auf
diese Branche zu.

Die gleiche Situation gilt auch flir den Möbel-
bereich. In Almelo, Enschede, Oldenzaal und
Gronau wurden umfangreiche sog. Wohnpro-
menaden gebaut. Es hätte in diesem Zusam-
menhang keinen einzigen wirtschaftlichen
Sinn gehabt, den knappen Raum an einem
strategisch so wichtigen Standort wie ,,We-
stermaat" nochmals für den Möbelsektor zu
reservieren. Dabei spielte außerdem das Ar-
gument eine Rolle, daß Wohnpromenaden
keine kontinuierlichen Besucherströme auf-
weisen und demnach die wirtschaftliche Bo-
dennutzung des Standorts nicht ganz ausge-
schöpft wird.

Das Einkommen des europäischen Bürgers
wird zunehmend für Freizeit- und Sportarti-
kel ausgegeben. Für das Führen eines neuen
,,Konsumentenkriegs" ist es klug, nicht mit
den Waffen des zurückliegenden Zeitalters
in den Kampf nt ziehen, also nicht mit
Wohnpromenaden und ähnlichem, sondern
mit Geschäftskonzepten, die auf die neuen

Wünsche des Konsumenten zugeschnitten
sind. Aus diesem Grund hat man sich in be-
zug auf den Standort ,,Westermaat" für die
Branchen Sport, Erholung und Freizeit ent-
schieden.

Gem?iß dem GDV-PDV-Dokument der staat-
lichen Behörde hat der Ausschuß also das
ausschließliche Kriterium angewandt, das die
Kommunalbehörde in die Lage versetzt, im
Flächennutzungsplan ausdrücklich bestimmte
Branchen zu nennen, die auf ,,'Westermaat"
zugelassen werden können. Branchen, die
nicht explizit in diesem Plan genannt werden,
können demnach nicht auf ,,Westermaat" - im
Plangebiet,,Plein" - genehmigt werden. Die-
ses Beispiel negativer Planung könnte dann
zum ersten Mal in der Geschichte der nieder-
ländischen Verteilungsplanung angewandt
werden.

In diesem Sinne ist ,,Westermaat" somit auch
das erste Beispiel in den Niederlanden, wo an
einem peripheren Standort eine gezielte
GDV-Politik'vorliegen könnte.

Zum Abschluß die aktuelle Sachlage (April
1e98):
- IKEA möchte 1999 mit dem Bau der Nie-
derlassung in Hengelo beginnen (18.000 m2).
- Das französische'Unternehmen,,Decath-
lon" hat sich als Bewerber des Sportkonzepts
angemeldet (8.000 m2).
- Für die Heimelektronik-Branche wird noch
nach einem geeigneten Kandidaten gesucht
(5.000 m').
- Die Gemeinde Hengelo und die Provinz
Overijssel werden 1998 den Prozeß zur Fest-
stellung des regionalen Einzelhandels-Struk-
turplans und des damit im Zusammenhang
stehenden Flächennutzungsplans in Angriff
nehmen, so daß 1999 mit dem tatsächlichen
Bau des GDV-Standorts ,,Westermaat" be-
gonnen werden kann.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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Gronau

Von der Textilstadt zur innerstädtischen Revitalisierung*

Heike H i I I m a n n. Münster

Blütezeit der Textilindustrie

Die Textilindustrie war der entscheidene Im-
pulsgeber für die siedlungsstrukturelle, demo-
graphische und wirtschaftliche Entwicklung der
deutsch-niederländischen Grenzregion. Mit In-
krafttreten der Europdischen Wirtschaftsge-
meinschaft im Jabre 1958 wurde der Grenzraum
zum größten zusammenhängenden europä-
ischen Textilindusfriegebiet (HAUFF 1995).

In den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts hielt
in Gronau - unter starker holländischer Kapi-
tal- und Personalbeteiligung - die Textilindu-
strie Einzug; diese war lange Zeit insbeson-
dere durch große Spinnereien (so u.a. van
Delden, Westfälische Baumwollspinnerei,
Baumwollspinnerei Deutschland AG und, an
der Grenze bei Glanerbrück, Baumwollspin-
nerei Eilermark) vertreten (Benrer.surrcn
1965, vgl. auch H.q.tm 1991). Mit dem Bau
von Arbeitersiedlungen, der fortschreitenden,
über Holland aus England kommenden Tech-
nisierung der Betriebe und mit dem Anschluß
an das Eisenbahnnetz im Jahre 1875 erhielt
die einst landwirtschaftlich geprägte Stadt

* Der vorliegende Beitrag, der Auszüge aus der Schriftl.
Hausarbeit (1998) im Rahmen der Ersten Staatsprüfung

für das Lehramt (Sekundarstufe I/If von Heike Hillmann
beinhaltet, bezieht sich auf die Tagungsexkursion der

Geographisöhen Kommission für Westfalen am 06.09.

1998, die sich u.a. schwerpunkbnäßig mit der Revitalisie-

rung von Industriebrachen im Textilindusaiegebiet des

deusch-niederländischen Grenzraumes beschäftigt. Der
Beitrag wurde durch die Hg. dieses Bandes gekützt. Hen
Dipl.-Ing. Ullrich vom Planungsamt der Stadt Gronau hat

dankenswerterweise einige aktuelle Ergänzungen hinzu-
gefügt.

mehr und mehr den Charakter einer ,,Indu-
striestadt im Grünen" (Stadt Gronau 1997a, S.
4).

Eine Blüteperiode erreichte die Gronauer
Textilindustrie zwischen 1926 und 1928. In
diesen Jahren wurden die meisten Werke er-
weitert. Die Weltwirtschaftskrise von 1929
unterbrach diese positive Entwicklung zwar
zunächst; insgesamt erlebte die Textilindu-
strie jedoch bis zum Jahr 1951 einen fast un-
gebremsten Aufwärtstrend.

Hintergründe der Industrialisierung

Der Aufbau der Textilindustrie und die Me-
chanisierung im 19. Jahrhundert waren stark
abhängig von der Verkehrserschließung des
Gebietes. Die Handelswege auf niederländi-
scher Seite waren vor 1816 bereits befestigt
worden; ab dem Jahr 1820 wurde mit dem
Ausbau auch der innermünsterländischen
Verkehrswege begonnen.

Durch die Inbetriebnahme der ersten Dampf-
maschine in Gronau und den Ausbau der Ver-
kehrswege trat die textilwirtschaftliche Ent-
wicklung ein. Die erste Dampfmaschine, die
im Jahr 1840 von der Enscheder Katoenspinne-
rij in Gronau eingerichtet wurde, kam zeit-
gleich mit der Enichtung dreier Webereien En-
scheder Untemehmer, die allerdings rnderZnit
der Baumwollkrise von 1860-1863, die durch
den amerikanischen Sezessionskrieg ausgelöst
worden war, wieder schließen mußten.

Der Betrieb des Mathieu van Delden, errichtet
1854, entwickelte sich, im Gegensatz zu spä-
ter entstandenen Baumwollspinnereien, zu ei-
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nem mehrstufigen Behieb mit allen Zweigen
der Textilindustrie.,,Baumwollballen kamen
in das Werk - bedruckte Stoffe verließen das
'Werk" (Stadt Gronau I997b, S. 7). Im Jahr
1875 gründete Gerrit van Delden eine Spinne-
rei in unmittelbarer Nähe zum Betrieb seines
Bruders. Gerrit van Delden & Co. vergrößerte
sich in den kommenden Jahren stark. Im Jahr
1888 wurde bereits eine zweite Spinnerei, mit
32 000 Spindeln und 8 000 Zwirnspindeln,
gebaut.

Neben dem Einfluß des holländischen Kapi-
tals waren auch die Arbeitsverflechtungen
von großer Bedeutung. Die meisten holländi-
schen Pendler waren in den großen Spinnerei-
en und Webereien in Gronau, Nordhorn und
Bocholt beschäftigt. Im Jahre 1894 arbeiteten
bereits 250 holländische Tagespendler in Gro-
nauer Werken (Körren 1952); im Jahr 1909
waren es allein im Betrieb Mathieu van Del-
den rund 1 400 Pendler, d. h. mehr als 507o
der gesamten Belegschaft.

Die Textilindustrie des gesamten Westmün-
sterlandes zeichnete sich durch eine äußerst
hohe Produktivität aus. Begünstigt durch den
Abschluß des deutsch-niederländischen Han-
delsvertrages verbesserte sich die wirtschaftli-
che Lage auf beiden Seiten der Grenze nach
dem Zweiten Weltkrieg stark. Seit 1949
wuchs das Verkehrsaufkommen an der Grenze
erheblich; die Auswirkungen des Handelsver-
trages wurden auch durch eine steigende Fre-
quentierung der Zollämter deutlich (Drcxel
1995). Bis in das Jahr 1951 erlebte die Gro-
nauer Textilindustrie einen Aufschwung, der
zum Teil durch erhebliche Mittel aus dem
,,Grenzlandfonds" nach dem Zweiten Welt-
krieg unterstützt wurde (Scnreumrc/Trnrss
1982).

Auswirkungen auf das Stadtbild

Die Textilindustrie war stark an die vorhande-
nen Wasserläufe gebunden. Dies bedeutete für
die Wohnbebauung, daß sie sich nur nach

Abb. 1: Schmetterlingsähnlicher Stadtgrundriß Gronaus
(Quelle: TEm-rrz 1976, S. 104)
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Osten und Westen ausdehnen konnte. Hier-
durch entstand ein schmetterlingsähnlicher
Grundriß der Stadt (Abb. 1). Für die Siedlun-
gen innerhalb dieser entstandenen Rauten im
Osten und Westen der Keirnzelle standen nach
der Eingemeindung umliegender Bauerschaf-
ten 1898 große Erweiterungsflächen zur Ver-
fügung (Twurz 1976). Die gesamte Stadt
wuchs dadurch in östliche und westliche Rich-
tungen zentifugal.

Ein bedeutender Teil des Gronauer Stadtbil-
des sind die Arbeitersiedlungen. Diese ent-
standen im Zuge der Industrialisierung und
stellen spezielle Wohnbauten für die zvgezo-
genen Arbeiter dar. Die Arbeiterwohnungen
auf deutscher und niederländischer Seite
?ihneln sich in ihrer Physiognomie sehr stark.
Es handelt sich meist um eingeschossige
Klinkerhäuser, deren Traufseiten der Straße
zugewandt und die in langen Reihen mit rück-
wärtig gelegenen Hausgärten gebaut sind
(Beispiel: Siedlung Morgenstern, Eilermark-
straße). Die Arbeitersiedlungen liegen in der
Regel in unmittelbarer Umgebung zu den In-
dustriebetrieben; sie wurden im Zeitalter der
Industrialisierung häufig auf Firmengrund für
die Arbeiter des jeweiligen Unternehmens er-
richtet. Die Siedlungen sind durch eine hohe
Bevölkerungsdichte und eine relativ enge Be-
bauung gekennzeichnet.

Der Bau der Textilarbeitersiedlungen vollzog
sich nach KusN (1977) in vier Phasen, wobei
die erste Phase bis ca. 1900 nur durch eine ge-
ringe Bautätigkeit gekennzeichnet war. Die
Ursache fär den Arbeitersiedlungsbau ist in
der Ansiedlung benötigter Arbeitskräfte für
die Textilindustrie zu sehen, die sich aus dem
vorhandenen Arbeitskräftepotential insbeson-
dere diesseits der Grenze rekrutierten. Die
Entwicklung der Gronauer Textilindustrie
verlief so positiv, daß schon bald eine Um-
kehr des vorher bestehenden ,,Hollandge-
hens" einsetzte.

Mit der weiteren Vergrößerung der Textilbe-
triebe und mit voranschreitender Spezialisie-
rung entstand irn Gronauer Raum der Bedarf
nach speziell geschulten Fachkräften. Diese
wurden um t890 insbesonderä aus Bayern
und dem Rheinland angeworben, da man dort
mit anderen Techniken der Buntweberei und
deren Herstellung vertraut war (Fnrtrnc

1982, vgl. dort auf S. 143 die Kartendarstel-
lung zur Lage der Textilwerke und Arbeiter-
siedlungen in Gronau). Dem durch diese Ar-
beitskräfte entstandenen Wohnungsbedarf
wurde in der zweiten Phase, in den Jahren von
1900 bis 1905, durch den Bau von Mietwoh-
nungen für Werksangehörige entgegenge-
wirkt. Diese Bautätigkeit wurde durch einen
im Jahr 1893 zwecks Wohnungsbau gegrün-
deten Bauverein untersttitzt. Allein Gerrit van
Delden baute in dieser zweiten Phase rund
143 Häuser in der Umgebung von Gronau.
Die Werkswohnungen wurden in der Regel
den Arbeitern nur für die Dauer ihrer Be-
schäftigung in dem jeweiligen Betrieb zur
Verfügung gestellt. Die Unternehmer erhoff-
ten sich dadurch eine engere Bindung der Ar-
beiter an ihre Firmen. Bis zum Jahr 1914 ent-
standen durch diesen neuerlichen Bauboom
ca. 70 Häuser in den Arbeitersiedlungen, ent-
weder in fabriknaher Lage oder auf neuer-
schlossenem, billigen Bauland.

Um das Iahr 1912, in der dritten Phase des
Arbeiterwohnungsbaus, erfolgte ein Zustrom
von auslandsdeutschen Arbeitskräften. Viele
Rücksiedler aus Rußland ließen sich in der
von Gerrit van Delden gebauten Siedlung
Klein-Rußland nieder. Diese Siedlung stellte
eine Besonderheit dar, da sie sich, im Gegen-
satz ztJ den meisten anderen Siedlungen, nicht
am holländischen Wohnungsbau orientierte,
sondern im Stil der Putzbauten, die typisch
für Gebäude im Osten waren, gebaut wurde.

Auch im heutigen Stadtteil Epe steigerten sich
der Wohnungsbau und die Bevölkerungszah-
len dank des Anschlusses an die Eisenbahnli-
nie Dortmund-Gronau-Enschede im Jahr
1875 erheblich. In Epe errichtete die Ochtru-
per Firma Laurenz e1n Zweigwerk. Mit die-
sem Betrieb erhielt auch Epe eine Reihe von
Werkswohnungen, die jedoch im Vergleich
zu den Gronauer Arbeiterwohnungen weitaus
einfacher gestaltet waren (keine Gärten und
Freiflächen).

Aufgrund der unsicheren Entwicklung der
Gronauer Textilindustrie Anfang der zwatzi-
ger Jahre setzte eine Bewegung der holländi-
schen Arbeiter zurück ins Nachbarland ein.
Die Gronauer Unternehmer sahen sich nun-
mehr gezwungen, Arbeitskräfte aus allen Ge-
bieten Deutschlands anzuwerben. Diese Ar-
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beiter kamen besonders aus den ehemals deut-
schen Gebieten Elsaß-Lothringens sowie aus
dem Lodzer und dem schlesischen Raum
(Fnrnec 1982). Durch diese Zuzüge in den
Jahren von 1920 - 1925 (vierte Bauphase)
herrschte eine Explosion auf dem Gronauer
Baumarkt vor. Die Siedlungsgebiete im Nord-
westen und im Osten der Stadt vergrößerten
sich zunehmend.

In den folgenden Jahren 192811929 entstand
auch die aufgrund ihres Stils (dunkelbraune
Backsteine, grüne Türen, große viergeteilte
Fenster) als Holland- oder Morgenstern-Sied-
lung bekannte Siedlung, die erneut ein Hin-
weis auf die holl?indischen Einflüsse im Gro-
nauer Wohnungsbau darstellte. Die Siedlung
Morgenstern, benannt nach einem jüdischen
Friedhof, der sich auf dem Siedlungsgelände
befand, wurde außerhalb der damals bebauten
Fläche, abseits der Indushie, jedoch an einer
Hauptverkehrsachse (Ochtruper Straße) er-
richtet. Die Siedlung ist eine der wenigen ehe-
maligen Arbeitersiedlungen, die noch zu
großen Teilen erhalten ist. Heute bilden be-
sonders Arbeitnehmer der füiheren Textilwer-
ke, Arbeitnehmer neuer, anderer Industrie-
zweige und Rentner zusammen rund 80 7o der
gesamten Bevölkerung in diesem Wohnvier-
tel (Hmmanmv 1993).

Der typische Charakter der Arbeitersiedlun-
gen ist aufgrund des U.ntergangs der großen
Textilbetriebe und des Ubergangs zahlreicher
Werkswohnungen in privaten Besitz heute in
Gronau kaum noch zu finden. Die neuen Ei-

gentümer haben an den Häusern zahlreiche
Um-, Aus- und Neubauten vorgenommen,
wodurch die Merkmale der einzelnen Sied-
lungen nicht erhalten werden konnten. Das
durch die Arbeitersiedlungen bestimmte
Stadtbild, welches w?ihrend der Blütezeit der
Textilindustrie vorherrschend war, ging verlo-
ren.

Einwohnerentwicklung

Durch den Anschluß an den Schienenverkehr
1875 (vgl. Beitrag Geucrt,en in diesem Band)
entwickelten sich die Gronauer Werke zu
Großbetrieben und mit ihnen die Einwohner-
zahlen der Stadt erheblich (Abb. 2). Das Wirt-
schafts- und Bevölkerungswachstum ist eng
miteinander verbunden. Das zeigt die Tatsa-
che, daß bei rückläufiger Industriebeschäfti-
gung zugleich auch die Einwohnerzahlen
rückgängig waren (Gnenowsrc 1982).

Der Ausbau der Unternehmen zu Großbetrie-
ben löste gegen Ende des 19. Jahrhunderts
eine erste große Umsiedlung holländischer
Arbeitskräfte aus. Um möglichst nah an den
jeweiligen Arbeitsstätten zu wohnen, siedel-
ten sich die Arbeiter in unmittelbarer Nähe
der Betriebe an, d.h. im Fall Gronau vor allem
in unmittelbarer Nähe der Grenze auf hollän-
dischem Gebiet. Gründe für die Siedlungen
auf holländischem Gebiet waren neben der
Staatsangehörigkeit auch der günstigere
Wechselkurs für den Gulden und die niedrige-
ren Lebenshaltungskosten in den Niederlan-
den (Fnrrrec 1982). In unfruchtbaren Heide-
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Abb. 2: Bevölkerungsentwicklung der Stadt Gronau (einschließI. Epe) 1871 - 1997
(Angelehnt an Stadt Gronau (Hg.) l99l)
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landschaften entstanden auf diese Weise Ar-
beitersiedlungen, wie die Ortschaften Over-
dinkel, Losser und Glanerbrück. Der
Hauptanteil der Arbeiter kam zu dieser Zeit
aus dem nördlichen Overijssel und dem südli-
chen Friesland (ScHwrznn 1984). Im Jahr
1913 waren 3 700 Arbeitnehmer in der Gro-
nauer Textilindustrie Niederländer. Das ent-
sprach knapp 65 7o der Gesamtbeschäftigten
in diesem Industriezweig.

Niedergang der Textilindustrie

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Tex-
tilindustrie durch Konkurrenzdruck, Import-
steigerungen und mehrere Krisen zu erhebli-
chen Rationalisierungsmaßnahmen gezwun-
gen, die zum Verlust einiger tausend Arbeits-
plätze führten und neue Konzepte der kom-
munalen Wirtschaftsförderung erforderlich
machten (SoxonnuaNN 1982).

Obwohl die Textilindustrie zu den Branchen
mit der höchsten Produktivitätssteigerung
gehörte, hat sie dem Importdruck billiger
Auslandswaren nicht standhalten können
(Scrn euuwc/Tmtss 1982). Gegen Mitte der
fünfziger Jahre geriet der gesamte textilwirt-
schaftliche Aufschwung im deutsch-nieder-
ländischen Textilgürtel ins Stocken. Der Be-
deutungsverlust der Textilindushie setzte im

Raum Borken nach ersten Absatzproblemen
zu Beginn der fünfziger Jahre mit der Textil-
krise 1957/1958 ein. Dennoch führte die ,,un-
umstrittene Dominanz dieses Wirtschafts-
zweiges bis Ende der sechziger Jahre zur Per-
sistenz einer industriellen Monostruktur"
(Heurr 1995)

Die gewerbliche Monostruktur Gronaus er-
wies sich als gravierender Nachteil. Die durch
eine veränderte Marktsituation erforderlichen
Rationalisierungsmaßnahmen setzten immer
mehr Arbeitskräfte frei. Die ursprünglich als
strukturstabil geltenden Industriegemeinden
Gronau, Epe und auch Enschede auf nieder-
ländischer Seite mußten ihren Preis für ihre
einseitige Wirtschaftsausrichtung zahlen. Von
1951 (8 470) bis 1983 (1 580) gingen allein in
der Gronauer Textilindustrie rund 7 000 fu-
beitsplätze verloren (Abb. 3).

Im Jahr 1982 kam es zum endgültigen Zusam-
menbruch des größten Gronauer Textilunter-
nehmens, des van Delden-Konzerns, ,,eines zu
groß geratenen Textilimperiums" (Stadt Gro-
na'l 1992193, S. 97). Dieses Jahr, das durch
den Zeitpunkt der endgültigen Schließung des
van Delden Betriebs geprägt war, bedeutete
mit einer Arbeitslosenquote von rund 25 7o

den Tiefstpunkt der Abwärtsentwicklung
(ebd., S. 108).
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Abb. 3: Besch?iftigte in der Textil- und textilverarbeitenden Industrie in Gronau
t94s -1994
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Verantwortlich für die hohen Arbeitslosen-
quoten in Gronau ist der Strukturwandel im
Textilbereich. Die Gronauer Probleme ähneln
in ihren Grundzügen denen anderer altindu-
strialisierter Regionen wie der angrenzenden
Grafschaft Bentheim (Stadt Nordhorn) und
des Ruhrgebietes (Snne 1997).

Die Gründe für den Zusammenbruch der Tex-
tilindustrie in Gronau bzw. im gesamten
deutsch-niederländischen Textilgürtel sind
vielf?iltig. Es vollzieht sich eine,,Internationa-
lisierung der Produktion, deren Spektrum von
der Produktionsaufgabe und dem vollständi-
gen Zukauf bis hin zu Produktionsverlagerun-
gen und zu Direktinvestitionen in Nied-
riglohnländern reicht" (Heurn 1995, S. 2).
Die Konkurrenz der ostasiatischen Nied-
riglohnl2inder wächst. Durch das Abwandern
der Bekleidungsfertigung ins Ausland wird
die zuliefernde Textilindustrie mittelfristig
weitere Kunden einbüßen. Die Erweiterung
der EG um Spanien und Portugal mit ihen
starken Textil- und Bekleidungsindustrien
und niedrigen Lohnniveaus erschwerte zu-
sätzlich die Situation deutscher Unternehmer.
Im Vergleich zur Bundesrepublik kostet eine
Arbeitsstunde in der Textilindustrie in Portu-
gal nur rund 1/5 der deutschen Arbeitsstunde
@oru,eoen 1992).

Der sog. Lohnveredelungsverkehr, in dessen
Rahmen Gewebe für die Fertigung in Nied-
riglohnländer expodiert und die produzierte
Bekleidung wieder importiert werden, nimmt
zudem weiter zu (BunneRG/KöNrc 1988).
Eine Ursache für das Abwandern der Produk-
tion in Niedriglohnländer ist die nicht hinrei-
chende Minderung der Lohnintensität in der
Bekleidungsindustrie der Bundesrepublik
Deutschland.

Auswirkungen auf die Physiognomie der
Stadt

Ab der Mitte des 19. Jahrhunderts entwickelte
sich Gronau zu einer industriell geprägten
Mittelstadt mit bedeutenden Textilunterneh-
men. Die Ansiedlung vieler Arbeitskräfte er-
folgte westlich und östlich außerhalb des
Stadtkerns in weit verzweigten Wohngebie-
ten. Im Norden wurde der Stadtkem durch In-
dustrieflächen weiter eingeengt (vgl. Abb. 1).
Die Grundstücke in der Innenstadt waren

stark überbaut, die Hinterhöfe durch Kleinge-
werbe zweckentlremdet. Durch das große Be-
völkerungswachstum konnte die Infrasfuktur
nur langsam angepaßt werden. Die Stadt war
charakterisiert durch die räumliche Enge der
12 ha großen Altstadt und durch die Einen-
gung des Stadtkerns durch große Industrieflä-
chen. Die 1898 auf 3 100 ha erweiterte und
zur Stadt erhobene Siedlung wüchs relativ
kontinuierlich, aber unplanmäßig (Stadt Gro-
nau 1979). Nach dem Zusammenbruch der
Firma van Delden & Co. hinterließ dieses Un-
ternehmen eine Brachfläche im Innenstadtbe-
reich, die stark kontaminiert war. Erst ab dem
Jahr 1998 wird diese Brachfläche durch die
Neuordnung der Innenstadt, den sog. Insel-
park Gronau, wieder bebaut (s. unten),

Situation der Infrastruktur

Mit dem Niedergang der Textilindustrie be-
trieb auch die Bundesbahn Streckenstille-
gungspläne für das gesamte Westmünster-
land. Der Bahnhof Gronau, gebaut um das
Jahr 1915, existierte nur bis in das Jahr 1983
in seiner Gesamtheit. Bereits im Jahr 1981,
somit kurz vor dem Zusammenbruch des van
Delden-Imperiums, wurde die Verbindung
Gronau-Enschede geschlossen (vgl. Beitrag
GsucKI.pn in diesem Band).

Die Verkehrsführung der Stadt konnte bis in
die 1970er Jahre einem Mittelzentrum nicht
gerecht werden. Als einzige Hauptverkehrs-
straße in Ost-West-Richtung mußte die Bun-
desstraße 54 sowohl als Durchgangsstraße für
den Verkehr von Münster nach Enschede als
auch für den innerstädtischen Verkehr als
Haupterschließungs- und Einkaufsstraße die-
nen. Andere wichtige Straßen waren halb-
kreisförmig angelegt. Sie entsprachen den
ehemaligen Wassergräben der alten Sied-
lungsanlage. Parkflächen für den ruhenden
Verkehr fehlten ebenso wie Straßen für den
Zulieferverkehr. Alle diese Faktoren spielten
bei den Planungen der Sanierungen Gronaus
eine große Rolle.

Planerische Vorgaben

,,Eine wirtschaftliche Erneuerung einer Regi-
on setzt in der Regel einen dramatischen Be-
schäftigungseinbruch voraus" (VolxrrlaNu
1992). Durch eine solche Zerstörung alter

188



Strukturen wird die Bereitschaft zum Aufbau
neuer Strukturen und die Umstrukturierung
der vorhandenen Wirtschaft geweckt (ebd.).
Die Ansiedlung neuer Betriebe setzt gewisse
Faktoren voraus (ebd.). Zu diesen weichen
Standortfaktoren gehören neben der Gestal-
tung attraktiver Wohngebiete die Revitalisie-
rung der Innenstadt sowie eine Anpassung der
Verkehrsinfrastruktur an die Bedingungen der
neuen Industrien.

Dem Städteband Twente auf niederländischer
Seite, das städtebaulich frühzeitig vergrößert
wurde, stand auf deutscher Seite eine ,,von
landwirtschaftlich genutzten Flächen um-
schlossene kleinbürgerliche Industriestadt ge-
genüber, die weder städtebaulich noch von ih-
rer zentralörtlichen Ausstrahlung her als
Aquivalent zu den Zentren auf niederländi-
scher Seite zu betrachten war" (GneoowsKl
1982). Durch diese ungünstigen Vorausset-
zungen drohte die Stadt Gronau in den Ein-
zugsbereich der niederländischen Städte zu
geraten (Sogwirkung).

Der Landesentwicklungsplan NRW I/II von
1979 stufte die Stadt Gronau als Entwick-
lungsschwerpunkt und Mittelzentrum zweiter
Stufe ein; was der Versorgungsfunktion für
ein Bevölkerungspotential von 50 000 bis
100 000 Einwohnern im Mittelbereich ent-
spricht. Gronau liegt im oberzentralen Ein-
zugsbereich der Stadt Münster, im Schnitt-
punkt zweier Entwicklungsachsen zweiter
Ordnung. Zum einen ist dies die Achse Mün-
ster-Steinfurt-Gronau-Enschede, zum anderen
handelt es sich um die Achse Dorsten-Ruhr-
gebiet-Gronau-Emsland (vgl. auch Pnscn
1982).

Die Stadt Gronau sowie auch das Westmün-
sterland sind als abwanderungsgef?ihrdet ein-
zustufen (Pm.scH 1982). Die gesamte Region
gehört zur l2indlichenZone des Landes Nord-
rhein-Wesfalen, die durch 75 7o der gesamten
Fläche, jedoch nur 32 7o der Gesamtbevölke-
rung geprägt ist. In diesen Räumen sollen
nach dem Landesentwicklungsprogramm die
Voraussetzungen für eine wachstumsorien-
tierte und koordinierte Förderung ihrer Ent-
wicklung geschaffen werden.

Aktive Wirtschaftsförderung und Industriean-
siedlung sind Schwerpunkte der Stadtplanung

in Gronau. DasZiel ist es, Strukturschwächen
des Raumes und die hohe Arbeitslosigkeit zu
bekämpfen, kunststoff-, metallverarbeitende
und elektronische Industrie sowie Energie-
technologie anzusiedeln. Im Industriegebiet
Gronau-Ost konnten bis heute ca. 130 Unter-
nehmen mit insgesamt rund 5 000 Arbeits-
plätzen angesiedelt werden.

' Gronau wurde 1968 zum Bundesausbauort er-
klärt und später sogar in das Regionale Ak-
tionsprogramm des Bundes und der Länder
,,Verbesserung der Wirtschaftsstruktur" auf-
genommen (PnscH 1982).

Sanierungen in Gronau

Das Thema der Sanierungen in Gronau, ins-
besondere der Sanierung I und der Stadtteilsa-
nierung in Epe, wurde bereits in zahlreichen
Veröffentlichungen (s. Literaturverzeichnis)
behandelt, so daß im frilgenden nur kurz auf
die einzelnen Sanierungen und Ergebnisse
eingegangen werden soll.

Der Standortbindung derTextilindusfie an die
Gewässerläufe konnte nur zentumsnah nach-
gekommen werden. Die Stadt wuchs aus die-
sem Grund im Zentrum um das Industrie-
gelände herum. Um einen drohenden Image-
verlust der Stadt Gronau zu vermeiden sowie
dem Verlust der Zentralität der Stadt durch
den Einfluß der großen niederländischen Stäo-
te entgegenzuwirken, wurde Anfang der 70er
Jahre der alte Stadtkern Gronaus zu einem
neuen Stadtzentrum umgebaut (Sanierung I).
Zuvor fehlte ein Einkaufs- und Stadtzentrum;
der Innenstadtbereich war gekennzeichnet
durch,,Nutzungsmischungen und Wohnver-
hältnisse wie in vorindustrieller Zeit" (Stadt
Gronau 1997b, S. 5).

Der ursprüngliche Stadtgrundriß wurde voll-
ständig aufgegeben, und es entstanden eine
verdichtete, mehrgeschossige Wohnbebau-
ung, ein Einkaufs- und Ladenzentrum mit ei-
nem Warenhaus (Karstadt), das den Kurt-
Schumacher-Platz bestimmt, das Rathaus so-
wie eine Entlastung der Neustraße vom Ver-
kehr durch die verlagerte Trasse der B 54.

1977 wurde das Sanierungsgebiet im Stadt-
teilzentrum Epe festgelegt und als Stadtent-
wicklungsmaßnahme (Sanierung II) durchge-
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führt. Es erfolgten der Neu- und Umbau von
Wohn- und Geschäftsbauten, eine Erwei-te-
rung des Einzelhandelsangebotes, die Bil-
dung einer Fußgängerzone und die Schaffung
von Flächen für öffentliche Einrichtungen
zwecks Steigerung der Attraktivität des
Stadtteils.

Der Konkurs der Gronauer Firmen Mathieu
und Gerrit van Delden hatte für die Stadt
Gronau große wirtschaftliche Folgen (vgl. im
einzelnen Haurr 1991). Ztr gleichenZeit
eröffnete sich durch das Freiwerden bisher
industriell genutzter Flächen im unmittelba-
ren Innenstadtbereich Raum für neue städte-
bauliche Planungen. Durch diese Planungen
sollte eine Verbesserung der gesamtstädti-
schen Situation erreicht werden. Im Rahmen
der Sanierung Itr (Inselpark Gronau, s. unten)
betreibt die Stadt Gronau erneut eine völlige
städtebauliche Neuordnung der Innenstadt.
Diese Neuordnung erfolgt auf der stadtzen-
trumsnahen Industriebrache. Darüber hinaus
wurden die Neustraße und die Bahnhofs-
straße zu verkehrsberuhigten Zonen ausge-
baut. Die Gestaltung des Kurt-Schumacher-
Platzes wurde durch bepflanzte Kübel auf-
gelockert.

Auf dem ehemaligen Gelände der Firma Ger-
rit van Delden wurde die Spinnerei ,,A" als
Baudenkmal restauriert; sie beherbergt heute
das sog. Wirtschaftszentrum. Zahlreiche an-
dere Gebäude wurden beseitigt sowie die ge-
samte Fläche von kontaminiertem Boden be-
freit (Stadt Gronau I997c).

Wirtschaftticher Strukturwandel

Nach dem Verlust einiger tausend Arbeits-
plätze durch den Zusammenbruch des führen-
den Industrieiweiges mußte in der Stadt Gro-
nau eine wirtschaftliche Umstrukturierung
stattfinden. Dank einer intensiven Förderung
weisen Gronau und Epe heute ausgedehnte
Industrie- und Gewerbeflächen zur Ansied-
lung neuer Industriezweige auf. Führende
Wirtschaftszweige sind heute, neben der Tex-
til- und Bekleidungsindustrie, vor allem die
kunststoffuerarbeitende Industrie, Metallver-
arbeitung sowie elektronische und chemische
Branchen.,,Die Gronauer Industrie' zeichnet
sich aus durch einen hohen technischen
Stand, eine breite Produktpalette und eine

umfassendes Serviceprogramm" (Stadt Gro-
nau 1997c, S. 7), das nicht zuletzt auf die Er-
richtung eines sog. Wirtschaftszentrums zu-
rückzuführen ist. Die Aufgabe der Gesell-
schaft für Wirtschaftsförderung und Touris-
mus der Stadt Gronau ist die Förderung der
wirtschaftlichen Entwicklung und des Touris-
mus mit dem Ziel, neue Arbeitsplätze zu
schaffen und bestehende für die Zukunft zu
sichern.

Von besonderer Bedeutung waren neben Ein-
richtungen des Handels (Zentrallager u. Ver-
waltung) die Ansiedlungen der Firma Amo-
co, einer Tochter der Standard Oil of Indiana,
mit heute 800 Arbeitsplätzen, sowie der Ur-
ananreicherungsanlage zur Herstellung von
Kernbrennstoffen der Firma Urenco Deutsch-
land. Diese beiden Unternehmen verwiesen
auf die guten Standortvorteile der Stadt Gro-
nau. Im Falle der Urenco sind diese, neben
der Erdbebensicherheit des Gebietes, vor al-
lem die gute Elektrizitätsversorgung, die Ver-
fügbarkeit von Gewerbeflächen, gute Ver-
kehrsanbindungen und nicht zuletzt die Nähe
zur Urananreicherungsanlage der Urenco Ne-
derland in Almelo (Frau Wiesner, Leiterin
des Informationszentrums der Urenco Gro-
nau, Auskunft vom 12.01.1998).

Altindustialisierte Gebiete, wie auch Gronau,
weisen in der Regel ähnliche Merkmale auf.
Diese Regionen sind u.a. geprägt durch hohe
Arbeitsplatzverluste in den dominierenden
Wirtschaftszweigen, entsprechend hohe Ar-
beitslosenquoten, Wanderungsverluste, über-
durchschnittliche Sozialausgaben, Industrie-
brachen und Altlasten durch Rückstände der
industriellen Fertigungsprozesse. All diese
Faktoren vermitteln Auswärtigen ein schlech-
tes Image der Region und erschweren eine
wirtschaftliche Wiederbelebung des entspre-
chenden Raumes (Volrueuiv 1992). Zt den
positiven Kennzeichen dieser Regionen
gehört - neben einem großen Freiflächenpo-
tential in häufig günstigen Lagen - vor allem
ein großes Potential an industrieerfahrenen
Arbeitern.

Gronau verfügt über eine gute Verkehrsan-
bindung an das internationale Verkehrsnetz.
Die leistungsfähigen West-Ost- (A 30 Am-
sterdam-Berlin-Osteuropa) und Nord-Süd-
Autobahnen (A 31 Emden-Ruhrgebiet, z.T.
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noch im Ausbau) sind von Gronau aus
schnell erreichbar. Ebenfalls gut erreichbar
ist über die Bundesstraße 54 und in 45 km
Entfernung die E3l41 ,,Hansalinie" (Ham-
burg-Münster-Dortmund-Köln). Durch die A
35 (Enschede-Almelo) besteht in l0 km Ent-
fernung eine Anbindung an das niederländi-
sche Autobahnnetz. Des weiteren ist Gronau
über die Bundesstraßen 65. 70. 403 und 474
(Ruhrgebiet-Gronau) sowie über die Land-
straße 512 schnell zu erreichen. Zudem soll
um das Jahr 199912000 auch der Bundes-
bahnverkehr Münster-Gronau-Enschede wie-
der eröffnet werden (vgl. Beitrag GEucrI-en
in diesem Band). Damit unterstreicht die
Stadt Gronau ihren zentralörtlichen Charak-
ter und revidiert die Annahme einer verkehrs-
fernen Lage innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland.

Durch die Wahl Gronaus zum Sitz der EURE-
GlO-Kommunalgemeinschaft und nicht zu-
letzt aufgrund der Einfrihrung des EU-Bin-
nenmarktes ist der Standort Gronau von einer
peripheren Lage in das Zentrum eines europä-
ischen Wirtschaftsraumes gerückt. Typisch
für altindustrialisierte Gebiete ist jedoch die
hohe Arbeitslosigkeit. So lag im Jahr 1996 die
durchchnittliche Arbeitslosenquote in Gronau
mit rund 15,4 Va immer noch knapp doppelt
so hoch wie im Kreis Borken insgesamt (Sn-
eE 1997, s. auch Abb.4).

Durch den Zusammenbruch der Gronauer
Textilindustrie zu Beginn der achtziger Jahre,

zuletzt durch die Schließung der Firma van
Delden & Co., verlor die Textilindustrie in
der Region immer mehr an Bedeutung. Durch
eine intensive Wirtschaftsförderung ist es bis
heute jedoch ge-lungen, andere Wirtschafts-
zweige in die Region nt ziehen. Yon zur Zeit
(1997) rund 13 024 Arbeitnehmern in Gronau
entfallen knapp 39 Vo auf die Industrie und
das verarbeitende Gewerbe (Abb. 5).

Nach dem Verlust von rund 7 000 Arbeits-
plätzen in der Textilindustrie konnten durch
die Ansiedlung von Unternehmen der oben
aufgeführten Industriezweige sowie der Ener-
gietechnologie erhebliche Erfolge erzielt wer-
den. Allein im Industriegebiet Gronau-Ost
konnten bis zum Jahr 199'l rund 130 Unter-
nehmen mit über 5 000 Arbeitsplätzen ange-
siedelt werden. Abbildung 6 verdeutlicht, daß
sich der Schwerpunkt der industriellen Ferti-
gung von der Textil- und Bekleidungs- auf die
kunststoffverarbeitende Industrie verlasert
hat.

Die örtliche Wirtschaft in der Stadt Gronau
zeichnet sich heute insbesondere durch ein
hohes Potential an industrieerfahrenen Ar-
beitskräften und große Planungs- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten bei einem umfang-
reichen Angebot erschlossener Industrie- und
Gewerbeflächen aus. Die Stadt ist Entwick-
lungsschwerpunkt für einen Versorgungsbe-
reich bis zu 100000 Einwohnern. In einem
Umkreis von 15 km leben und arbeiten rund
300 000 Menschen.
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Abb. 4: Entwicklung der Arbeitslosenquote in Gronau von 1980 - 1996
(Angelehnt an SIenE 1997, S. 3)
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Abb.5: Wirtschaftsstruktur in Gronau im
Jahr 1997

(Angelehnt an Stadt Gronau (Hg.) 1997b, S a)

Neueste Entwicklung in der Stadtstruktur:
Der Inselpark Gronau

Gronau ist seit dem Jahr 1995 Eigentümerin
einer großen Fläche im Innenstadtbereich,
welche eine Hinterlassenschaft der Textilin-
dustrie darstellt (Neomedia 1997, S. 26 mit
Foto: vgl. Abb. 7). Dieses Areal liegt seit
dem Niedergang der Firma van Delden &
Co. in den Jahren 1980-1982 brach und ge-
langte über einen privaten Besitzer schließ-
lich an die Stadt Gronau. Für die Revitalisie-
rung des durch die Textilindustrie relativ
stark kontaminierten Areals, das günstig am
Wasserlauf der Dinkel liegt, wurde bereits
im Jahr 1987 ein erster Ideenwettbewerb
ausgeschrieben, dem allerdings erst nach ei-
ner Wiederaufnahme intensiver Uberlegun-
gen zur Nutzung der Brachfläche und nach
dem Ubergang der Fläche in den Besitz der
Stadt im Jahr 1995 konkrete Planungen folg-
ten (Auskunft v. Herrn Dipl.-Ing. Ullrich,
Stadtplanungsamt Gronau, I 2.01. I 998).
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Abb. 6: Entwicklung der Beschäftigten in
verschiedenen Zweigen der Gronauer

Industrie nach dem Zusammenbruch der
Firma van Delden & Co. im Jahr 1982/83

(Angelehnt an Stadt Gronau (Hg.) l99l)

Die Erarbeitung eines Funktions- und Nut-
zungskonzeptes zur weiteren Innenstadtent-
wicklung wurde vom Stadtplanungsamt Gro-
nau in Auftrag gegeben; zeitlich versetzt wur-
de ein erneuter städtebaulicher Ideenwettbe-
werb unter internationaler Beteiligung ausge-
schrieben (Stadt Gronau 1997c). Die Ergeb-
nisse werden von der Stadtverwaltung Gronau
als vielversprechend dargestellt. Die Trag-
fähigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung
wurde durch das Institut Dr. Danneberg &
Partner (Düsseldorf) nachgewiesen. Der
Ideenwettbewerb brachte neben zahlreichen
Eingängen einen,,außergewöhnlichen städte-
baulichen Entwurf' (Stadt Gronau 1997c)
hervor (Abb. 8-10), welcher, bekannt als ,,In-
selpark Gronau", dem Atelier Prof. Fritschi,
Stahl & Baum in Düsseldorf entstammt.
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Der Bau des Inselparks Gronau stellt für die
Verhältnisse der Stadt Gronau eine große und
bedeutsame Innenstadtmaßnahme dar. Die
Chance, die in dem Entwurf steckt, nämlich
eine räumlich wie zeitlich angepaßte Vorge-
hensweise (Stadt Gronau 1997c), soll als Pro-
zeß gesehen werden, in dem in jeder Teiletap-
pe annehmbare Stadträume geschaffen wer-
den.

Der Entwurf des Inselparks beinhaltet neun
einzelne, überwiegend quadratische Einheiten
mit unterschiedlichsten Nutzungen (Abb. 9),
die durch ein geometrisches System von Was-
serwegen abgegrenzt sind. Das Erscheinungs-
bild dieses neuen Stadtbereichs wird durch
die Erhaltung historischer Gebäudeteile und
einzelner industrieller Denkmäler geprägt.
Der neue Stadtbereich soll mit dem bereits
vorhandenen Stadtzentrum (Kurt-Schuma-
cher-Platz und Neustraße) durch eine mit Glas
überdachte Passage von der City-Insel zur
Neustraße/Schulstraße verflochten werden.

Die verkehrstechnische Erschließung der
Inselflächen ist durch eine diagonale Allee
gewährleistet, die allerdings nicht durchgän-

gig befahrbar ist. Durch diese Allee wird die
Forderung der Stadt nach einem erschwerten
Durchgang für Kraftfahrzeuge erfüllt.

Durch die verschiedenen Nutzungen der In-
seln und deren Verbindungen soll eine Ver-
flechtung siedlungs- und naturräumlicher
Strukturen geschaffen werden (Einkaufen,
Wohnen, Erleben und Freizeitgestaltung). Die
Bebauung durch Wohn- und Geschäftsräume,
die sich auf die Kirchen- und die City-Insel
konzentrieren wird, soll auf drei Geschosse
begrenzt werden, da so ein Bezug zu einem
bereits bestehenden größeren Gebäude, ge-
nannt der ,,Elephant", hergestellt werden
kann.

Jede der neun Inseln greift ein besonderes
Thema auf (vgl. Stadt Gronau 1997c):
- Die Kirchen-Insel, im rückwärtigen Bereich
der St. Antoniuskirche gelegen, stellt eine
Verbindung zur bereits bestehenden Innen-
stadt dar. Als Nutzung für diese Insel ist eine
Mischung aus Einzelhandel, Wohnungen und
verschiedenen Sparten von Dienstleistungen
und Gastronomie vorgesehen. Die Bebauung
soll zur Dinkel hin offen sein und sich durch

Abb. 7: Gronau Innenstadt
(In der Mitte das Sanierungsgebiet I mit dem Rathaus flinks unten], rechts oben das jüngste

Sanierungsgebiet [vgl. Abb. 8])
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Abb. 8: Wiedernutzbarmachung innerstiidtischer Brachflächen unter besonderer
Berücksichtigung der wohnungswirtschaftlichen Situation

(Quelle: Stadtplanungamt Gronau (Hg.): Städtebauliche Umnutzung der innerstädtischen Brachflächen 1998

[unveröffentl. Plan; Ausschnitt ohne Legende: Angaben hier von Geogr. Komm. f. Wesf.])

eine Grünzone zum Garten der St. Antonius-
kirche abgrenzen.
- Die City-Insel bietet Passanten das Gegen-
gewicht zum Kurt-Schumacher-Platz, der
durch eine Ladenpassage mit dem neuen Kon-
zept in Beziehung gesetzt wird. Die Kirchen-
Ihsel und die City-Insel sollen im Gesamtkon-
zept die urbansten Bestandteile darstellen und
dadurch Ausgangspunkt der Innenstadterwei-
terung sein.
- Die im Osten angrenzende Umflut-Insel
stellt eine öffentliche Grünfläche mit hohem

innerstädtischen Erholungsgehalt dar. Hier
sollen entsprechende Aufenthalts- und Spiel-
bereiche eingerichtet werden.
- Einen weiteren Schritt in Richtung Naturge-
biet und Verbindung der siedlungs- und natur-
räumlichen Strukturen bietet die im Norden
angrenzende Wald-Insel. Diese Insel soll,
ausgehend von einem vorhandenen Biotop, zu
einem größtenteils sich selbst überlassenen
Waldgebiet werden.
- Die Gartenhof-Insel, zentral im Inselpark
gelegen, soll vorwiegend dem Wohnen vorbe-
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Abb. 9: Ansicht,,Inselpark Gronau"
(Entwurf: FRrrscHr / STAHL / Bnuv / Bnrncs)

halten sein. Zwei- bis dreigeschossige Garten-
hofträuser sollen in drei ZeiIen an verkehrs-
freien Wohnstraßen angeordnet werden. Die
Häuser besitzen nach dem Entwurf von Prof.
Fritschi ,,alle Attribute des klassischen Einfa-
milienhauses: eigener Eingang, Terrassen-
und Wintergartenzone" (Stadt Gronat l99lc,
s. 2).
- Die Sonnentreppen-Insel nimmt die Garten-
hof-Bauweise auf, bevor die Bebauung sich
zur Dinkel hin öffnet und unterschiedlich ge-
gliederte Platzbereiche entstehen.
- Die von den noch vorhandenen industriellen
Hochbauten geprägte Denkmal-Insel im
Nord-westen des Inselparks stellt die bauli-
chen Hinterlassenschaften des einstigen Gro-
nauer Textilimperiums dar. Die Gebäude sol-
len erhalten bleiben und für kulturelle Zwecke
umfunktioniert werden (Deutsches Rockmu-
seum Gronau).
- Die Fest-Insel und der van-Delden-Hügel
bilden wiederum zwei unbebaute Inselberei-
che. Die Fest-Insel dient als Mehrzweckplatz,
der van Delden-Hügel stellt einen begehbaren
Hügel dar, der aus den anfallenden Aushub-

materialien stetig vergrößert wird. Der Hügel
kann somit ein Gradmesser für die schrittwei-
se Fertigstellung des Inselparks sein (Stadt
Gronau 1997c, S. 3).

Der Entwurf des Inselparks soll in Abschnir
ten verwirklicht werden. Das Gesamtkonzept
ist von Anfang an erkennbar, und ,,Bürger
und Besucher können das Projekt geradezu
wachsen sehen" (Stadt Gronau 1997a, S. 5).

Das seit 1982 brachliegende, ehemalige Be-
triebsgelände des Textilunternehmens van
Delden wurde in weiten Teilen durch Altla-
sten der Textilfabrik schwer belastet. Beson-
ders Kohlenwasserstoffe finden sich im Bo-
denbereich der ehemaligen Veredlungshalle
sowie der Farbstofflager und Feirberei. Diese
Bodenbereiche sind mittlerweile abgetragen
und - soweit sie nicht zu stark kontaminiert
waren - auf dem van Delden-Hügel aufge-
schichtet worden. Das Gelände ist damit bau-
reif. Ende 1997 wurde mit der Aufweitung
der Dinkel zwecks Anlage des Inselparkes be-
gonnen.
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Abb. 10: Schematische Darstellung des Inselparks Gronau

Reaktionen der Revölkerunq auf das Pro-
jekt Inselpark

Das gesamte Konzept des Inselparks stcllt die
Stadt Gronau vor das Problem der Funktion
des Kurt-Schumacher-Platzes. Durch das sich
diesem Platz im Norden anschließendc ncue
Gcliinde befürchten insbcsondere die hier an-
sässigen Geschäftslcutc cine starke Abwande-
rung der Kaufkraft vonr Kurt-Schu-macher-
Platz hin zum neuen Zcntrum. Da in Gronau
die Kaufkraft besonders in den letzten Jahren
zurück-ue-{angen ist, beftirchtet die Kauf-
männschafi einen weiteren Rückgang, was al-
lerdings das o.g. Danneberg-Gutachten be-

streitet. In diesem Gutachten wird vielmehr
auf cincn ncuen Wachstumsool auf niederlän-
dischcr Scitc verwiesen. da in den nächsterr
Jahren (bis etwa 2005) über 5 500 neue Woh-
nungen zwischen Glanerbrück (Grenze zu
Gronau) und Enschede errichtet werden (Aus-
kunft v. Herrn Dipl.-Ing. Ullrich, Stadtpla-
nungsamt Gronau, 12.01. 1998).

Die Reaktioncn in der Gronauer Bcvcilkerung
auf dieses ncuc Konzept sind allerdings recht
ncgativ. Dies wurde auf einer Infitrmations-
veranstaltung der Stadtverwaltung Gronau am
22.10.1991 deutlich. Stadtdirektor Dr. Breer
stellte während dieser Veranstaltuns f'est. dafj
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für den Inselpark Investoren gesucht würden,
in der Stadt Gronau oder im Gronauer Bereich
aber keine entsprechende Resonanz zu finden
sei. Man berief sich zunächst auf acht auswär-
tige Interessenten, von denen aber nach
Klärung der Anforderungen an die Unterneh-
men nur noch vier Investoren dem Rat der
Stadt Gronau ihre Konzepte vorgelegt hätten.
Herr Möllers, Kommunalpolitiker der CDU,
betonte, wie wichtig es sei, Gronau im Ver-
gleich zu Nachbarstädten attraktiver zu ma-
chen.'Gronau hat, nach Einschätzung von
Möllers, ein großes Flächenpotential; die
Kauflaaft wandere aber aufgrund der gerin-
gen Attraktivität der Innenstadt nach Münster,
Düsseldorf, Enschede und sogar Nordhorn
oder in andere kleinere Städte ab.

Insgesamt wird deutlich, daß die Stadt Gronau
aufgrund ihrer Lage im Raum der EUREGIO,
in der Nähe des Städtebandes Twente und in-
nerhalb der europiüschen Entwicklungsachse
Deutschland/I.{iederlande über ein hohes Ent-
wicklungspotential verfügt. Die Stadt und die
Region wachsen seit Jahren mit unverminder-
tem Tempo. So verzeichnete Gronau imZeit-
raum zwischen 1989 und 1997 ein Bevölke-
rungswachstum von ca. 5 000 Einwohnern.
Bereits heute leben im mittleren Verflech-
tungsbereich Gronaus rund 120 000 Men-
schen. Das o.g. Danneberg-Gutachten rechnet
bis zum Jahr 2005 mit einem Anstieg des Gro-
nauer Kaufkraftpotentials um 94,6 Mio. DM.
Dies würde gegenüber 1995 einem Anstieg
von 38,5 70 entsprechen. Das gleiche Gutach-
ten prognostiziert bei der Verkaufsfl ächenent-
wicklung einen zunehmenden Bedarf von
+27,7 Vo (Stadt Gronau 1997c, S. 10).
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2. Der Landkreis Münster. Von W. Müller-Wille, E. Ber-
telsmeier, H. Fr. Gorki, H. Müller. 1955 14,00 DM

3. Der Landkeis Brilon. Von A. Ringleb. 1957 14,00 DM
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bung. Hg. von A. Mayr, D. Stonjek, Kl. Temlitz.1994
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2. Der Kreis Siegen-Wittgenstein. Mit Graphiken, Fotos
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3. Der Kreis llöxter. Mit Graphiken, Fotos und 2 themati-

schen Karten pro Stadtbeschreibung. Hg. von A. Mayr,
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treuung: J. Wemer, Kl. Temlitz, E. Bertelsmeier, H. Fr. Gorki,
H. Heineberg, A. Mayr, H. Pape, H. Pohlmann, Cl. Schroer

Vorgesehen sind ca. 100 Doppelblätter aus l0 Themenberei-

chen mit Begleittexten. Je Doppelblatt: 5-8 Karten, z.T. er-
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onsentwicklung (Themenbereich: Landesnatur). Von E.

Th. Seraphim u. E. Kramm @ntwurf u. Text)

3. Florenelemente (Themenbereich: Landesnatur). Von
Fr. Runge @nrwurf u. Text)

4. Fremdenverkehr - Angebotsstruktur (Themenbe-
reich: Fremdenverkehr u. Erholung). Von P. Schnell
(Entwurf u. Text)

2. Lieferung 1986,5 Doppelblätter u. Begleittexte:

58,00 DM

1. Begriff und Raum (Themenbereich: "Wesdalen - Be-
griff und Raum"). Von W. Müller-Wille, Kl. Temlitz,
W. Winkelmann u. G. Müller (Entwu0; W. Kohl u. G.

Müller Cfext)

2. Niederschläge in raum-zeitlicher Verteilung (The-
menbereich: Landesnatur). Von E. Müller-Temme (Ent-

wurf u. Text) u. W. Müller-Wille @ntwurf)

3. Pflanzenwachstum und Klimafaktoren (Themenbe-

reich: Landesnatur). Von Fr. Ringleb u. J. Wemer @nt-
wurf u. Text); P. Hofste @ntwurf)

4. Verbreitung wildlebender Tierarten (Ihemenbereich:
Landesnatur). Von R. Feldmann, W. Stichmann u. M.
Berger @ntwurf u. Text); W. Grooten (Entwufl

5. Fremdenverkehr - Nachfragestruktur (Themenbe-

reich: Fremdenverkehr u. Erholung). Von P. Schnell

@nwurf u. Text)

6. Verwaltungsgrenzen 1985 (lransparendolie)

3. Lieferung 1987, 4 Doppelblätter u. Begleittexte:
46,40Dill

l. Lagerstätten/Gesteinsarten/Karst (Themenbereich:
Landesnatur). Von H. Reiners, H. Furch, E. Th. Sera-

phim, W. Feige u. Kl. Temlitz (Entwurf u. Text)

2. Walilverbreitung und Waldschäden (Themenbereich:

Landesnatur). Von W. Grooten @ntwurf u. Text)

3. Elektrizit?it - Versorgung und Verbrauch (Themenbe-

reich: Gewerbliche Wirtschaft). Von D. Filthaut u. J.

Werner @ntwurf u. Text)

4. Wandern/1.{aherholungund Kurzzeittourismus (The-

menbereich: Fremdenverkehr u, Erholung). Von A.
Freund @nt'*'urf u. Text)

4. Lieferung 1988i/89,4 Doppelblätter u. Begleittexte:
46.40 DM

l. Potentielle natürliche Vegetation (Themenbereich:
Landesnatur). Von E. Bunichter, R. Pott u. H. Furch

@ntwurf u. Text)

2. Ländliche Bodenordnungl: Gemeinheitsteilungen
und Zusammenlegungen 1820 - 1920 (Themenbereich:

Land- und Forstwirtschaft). Von E. Weiß (Entwurf u.

Text)

3. Ländliche Bodenordnung II: Umlegungen und Flur-
bereinigungen 1920 -1987 (lhemenbereich: Land- und

Forstwirtschaft). Von E. Weiß (Enwurf u. Text)

4. Eisenbahnen - Netzentwicklung und Personenver-
kehr (Ihemenbereich: Verkehr). Von H. Ditt, P. Schöl-
ler @ntwurf) u. H. Kreft-Kettermann (Entwurf u, Text)

5. Lieferung 1990,5 Doppelblätter u. Begleittexte:

58,00 DM

l. Bevölkerungsdichte der Gemeinden 1871 - 1987 und
Veränderung 1818 - f987 (Themenbereich: Bevölke-
rung). Von H. Fr. Gorki @ntwurf u. Text)

2. Bevölkerungsdichte der Kreise l87l - 1987 und Ver-
änderung 1818 - 1987 (Themenbereich: Bevölkerung).
Von H. Fr. Gorki (Entrvurf u. Text)

3. Staatliche und kommunale Verwaltungsgliederung
(Themenbereich: Administration und Planung). Von A.
Mayr (Entwurf u. Text)

4. Behörden und Zuständigkeitsbereiche I 1967 und
1990 (Themenbereich: Administration und Planung).
Von H. Kreft-Kettermann (Entwurf u. Text)

5. Behörden und Zuständigkeitsbereiche II 1967 und
1990 (Themenbereich: Administration und Planung).
Von H, Kreft-Kettermann @ntwurf u. Text)

6. Lieferung 1991,5 Doppelblätter u. Begleittexte:
58,00 DM

l. Westfalen im Satellitenbild (Themenbereich: Westfa-
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len). Von Kl. U. Komp @ntwurf u. Text)

2. Geologie und Paläogeographie (Themenbereich: Lan-
desnatur). Von Kl. Temlitz @ntwurf u. Text)

3. Geomorphologieund Naturräume (Themenbereich:

Landesnatur). Von E. Th. Seraphim @ntwurf u. Text)

4. Nahrungs- und Genußmittelindustrie (Themenbe-
reich: Gewerbliche Wirtschaft). Von A. Beierle @nt-
wurf) u. J. Niggemann @nrwurf u. Text)

5. Abfallwirtschaft (Themenbereich: Gewerbliche Wirt-
schaft). Von A. Wirth (Entwurf u. Text)

7. Lieferung 1993/94,5 Doppelblätter u. Begleittexte:
108.00 DM

l. trläche, Rechts- und Verwaltungsstellung der Städte
im 19. u.20. Jahrhundert (Themenbereich: Siedlung).
Von H. Fr. Gorki @ntwurf u. Text)

2. Umweltbelastung und Umweltschutz in Städten (Ihe-
menbereich: Siedlung). Von U. Peyrer @ntwurf u. Text)

3. Agrarstruktur (Themenbereich: Land- und Forstwirt-
schaft). Von Fr. Becks @nh^,urf u. Text)

4. Eisenbahnen II - Güterverkehr (Themenbereich: Ver-
kehr). Von H. Kreft-Kettermann u. C. Hübschen (Ent-
wurfu. Text)

5. Luftverkehr und Flugplätze (Themenbereich: Ver-
kehr). Von A. Mayr u. Fr. Buchenberger @ntwurf u.
Text)

6. LandschaftsverbandWestfalen-Lippe: RegionaleRe-
präsentanz und Raumwirksamkeit (Themenbereich:

Administration und Planung). Von A. Mayr u. J. Kleine-
Schulte @ntwurf u. Text)

E. Lieferung 196, 4 Doppelblätter u. Begleittexte:

72,00DM

1.' Die niederdeutschen Mundarten (Themenbereich:

Kultur und Bildung). Von H. Taubken, R. Damme, J.

Goossens u. G. Müller (Entwurf u. Text)

2. Muieen (fhemenbereich: Kultur und Bildung). Von M.
Walz (Entwurf u. Text)

3. Tageszeitungen und Rundfunk (Themenbereich: Kul-
tur und Bildung). Von B. Kringe @ntwurf u. Text)

4. Baumarten, Waldbesitzer und [Iochwild (fhemenbe-

reich: Land- und Forstwirtschaft). Von K. Offenberg u.

R. Köhne (Entwurf u. Text)

9. Lieferung 1997, 5 Doppelblätter u. Begleittexte:

90,00 DM

l. Landschaften und Landschaftsnamen (Themenbe-

reich: ,,Wesfalen - Begriff und Raum'). Von H. Lied&e

@ntwurf u. Text)

2. Böden (Themenbereich: Landesnatur). Von H.-U.
Schütz (Entwurf u. Text)

3. Bevölkerungsentwicklung der Städte 1818-1995 (Ihe-
menbereich: Bevölkerung). Von H. Fr. Gorki @ntwurf
u. Text)

4. Vertriebene, Deutsche aus der SBZ/DDR und Aus-
länder (Themenbereich: Bevölkerung). Von Cl. Aver-
beck @ntwurf u. Text)

5. Produzierendes Gewerbe um 1850 (Themenbereich.

Gewerbliche Wirtschaft). Von D. Düsterloh @ntwurf u.

Text)
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